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Vorwort 


Die Anregang zu dem neuen Buche, welches ich hiermit den 
Fachgenossen Torlege, gah mir meine Arbeit über den Ursprung 
der Stadtverfassung in Worms, Speier und Mainz; bei jener Unter- 
suchung trat mir nämlich die Frage entgegen, inwieweit in Süd- 
deutschland Kaufmannsgenossenschaften bezeugt sind. Ich sah 
bald, dals in RegensBui^'Tfötz der abweichenden Ansicht von j 
Waitz das Hansgrafenamt entschieden mit einer Hanse im Sinne 
von Kaufmannsgenossenschaft zusammenhängt. Auch manche andere 
bezüglich des Hansgrafenamtes von Forschem ersten Banges auf- 
gestellte Behauptung zeigte sich bei näherer Nachprüfung als irrig, 
da sie mit ihnen unbekannt gebliebenen Quellenstellen unvereinbar 
ist. Zugleich erweiterte sich auch für mich das Gebiet, welches 
hei Erforschung des Hansgrafenamtes Berücksichtigung erheischt, 
im Laufe der Untersuchung auiserordentlich, da ich allmählich ^ 
fand, dafs die Existenz jenes Institutes mindestens in vierz ehn O rten t 
sicher überliefert ist. Aulserdem schien es mir erforderlich, mich 
nicht prinzipiell auf das Mittelalter zu beschränken, sondern das 
Amt überall von der Zeit seines ersten Auftretens bis zu seinem 
Untergange zu verfolgen. Viele Berichte über in neuerer Zeit 
^ herrschende Verhältnisse dürfen ja, schon wenn es sich nur um 
) Erforschung mittelalterlicher Einrichtungen handelt, deshalb nicht 
^ gänzlich auiser Acht gelassen werden, weil sie BückscblUsse auf 
früher herrschende Verfassungszustände gestatten. Dazu kommt 
noch, dals die Bechtsgeschichte der Neuzeit zur Erkenntnis der 
gesamten deutschen Bechtsentwickelung mindestens ebenso wichtig 
^ ist, vne diejenige des Mittelalters; jene Wissenschaft mufs aber 
nicht nur die Entwickelung der den letzten Jahrhunderten eigen- 
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tümlichen Institutionen erforschen, sondern auch feetsteUen, wie 
lange und in welcher Form sich die ans früherer Zeit überlieferten 
Einrichtungen erhalten haben. 

Weder bezüglich der Wahl des Themas noch der besonders 
durch die erwähnten Momente herrorgerufenen Ausdehnung der 
Untersuchung wird es bei dem von mir gewünschten Leserkreise 
noch einer besonderen Entschuldigung bedürfen. Wohl niemand, 
der wirklich die Erkenntnis der deutschen Rechtsentwickelung ge- 
fördert zu sehen wünscht, wird daran zweifeln, dals die Erreichung 
dieses Zieles auch eingehende Erforschung der Geschichte der 
einzelnen Behörden, ihrer Entstehung, ihrer Verbreitung und ihrer 
Schicksale durch die ganze Zeit ihrer Existenz voraussetzt. Jeden- 
falls genüget es deshalb in Hinsicht auf mein Thema völlig, daran 
zu erinnern, dais es bisher an jeder Untersuchung fehlt, welche 
das Hansgrafenamt ohne Beschränkung auf einen bestimmten Ort 
behandelt, und dafr auch über die Geschichte dieses Instituts in 
einer einzelnen Stadt nur eine Arbeit aus dem vorigen Jahrhundert 
vorliegt 

Da ich, wie schon erwähnt, die Geschichte des Hansgrafen- 
amtes von seinem ersten Auftreten bis zu seinem Untergange fest- 
znstellen suche, so gehören die von mir in diesem Buche heran- 
gezogenen Quellen acht Jahrhunderten an. Ferner mulste die 
Forschung eine grolse Anzahl ganz verschiedener Städte behandeln 
und bei ihnen in der Regel auch scheinbar femliegende Partieen 
ihrerVerfassimgs- und politischen Geschichte berücksichtigen. Gewils 
wird daher der sachverständige Beurteiler zugestehen, dais hei der 
ersten Untersuchung so zahlreicher und verschiedenartiger Probleme, 
wie sie im Laufe meiner Arbeit anftauchten, Irrtümer ganz un- 
vermeidlich waren. Gewifs wird man aber auch mit mir der An- 
sicht sein, dais — sollte etwa selbst das Wesen und die Entwicke- 
Itmg des Hansgrafenamtee auf Grund mir unbekannter Quellen 
oder bei scharisinnigerer Benutzung der von mir herangezogenen 
durchaus anders bestimmt werden müssen, als es von mir geschehen 
ist — doch meine Arbeit einige Bausteine zur Beantwortung der 
in ihr behandelten Fragen liefert oder wenigstens liefern konnte. 
Ich selbst kann nur den Wunsch anssprechen, dais meine Irrtümer 
bald aufgedeckt und alle von mir gelassenen Lücken in der Ent- 
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-Wickelung des Hanagrafenamtee bald ansgefUlt werden möchten. 
Besonders lieb wäre es mir, wenn in den Fragen,' welche ich tds 
zur Zeit unlösbar bezeichnen mulste, spätere Forscher mehr Erfolg 
als ich hätten. Endlich sei an dieser Stelle noch darauf hin- 
gewieeen, dals es auiserordentlich dankenswert sein würde, wenn 
diejenigen, welche durch den (lang ihrer Studien Kenntnis yon 
dem Bestehen des Hansgrafenamtes an von mir nicht berücksich- 
tigten Orten erlangt haben, diese Thatsache bald yeröffentlichten. 

Es erscheint mir richtig, noch ein Wort bezüglich der yon 
mir benutzten Quellen hinzuzufügen. Das gedruckte Material über 
das Hansgrafenamt wollte ich prinzipiell yoUständig benutzen, und 
hoffe, dafs mir dies auch mit Ausnahme ganz weniger für mich 
nicht beschaffbarer Bücher, in denen yielleicht Nachrichten über 
jene Institution yorliegen, im wesentlichen gelungen ist. Dagegen 
erwies sich meine Absicht, aufser der litteratur und den bereits 
publizierten Quellen auch alles, was in Bezug auf das Hansgrafen- 
amt handschriftlich überliefert ist, zur Forschung heranzuziehen, 
bald als unausführbar. Die enorme Zahl der aus den letzten Jahr- 
hunderten über das Regensburger und Wiener Hansgrafenamt über- 
lieferten Akten durchzuarbeiten, würde die Kräfte eines Einzelnen 
übersteigen. Wohl wäre die Durchforschung derselben znr Er- 
kenntnis des gesamten Wirtschaftsweeens einer fireien Reichsstadt 
im sechzehnten bis achtzehnten Jahrhundert, resp. für die öster- 
reichische Finanz- und Handelsgeschichte der Neuzeit nicht un- 
lohnend; doch würde jene Arbeit das Bild, welches wir ans den 
gleichzeitigen gedruckten Quellen bezüglich der Entwickelung des 
Hansgrafenamtes erhalten, wohl nur in wenigen Punkten ergänzen 
nnd ändern können. So habe ich denn das handschriftliche Material, 
yon welchem ich Kunde erhielt, nur insoweit herangezogen, als 
dasselbe Erweiterung der Erkenntnis der rechtlichen Struktur 
des Hansgrafenamtes besonders im Mittelalter erwarten lieis. Gern 
benutze ich die Gelegenheit, an dieser Stelle den Vorständen der- 
jenigen Institute, welche mir entweder an Ort und Stelle Kenntnis- 
nahme ihrer Handschriften gestatteten oder dieselben zum Zwecke 
der Benutzung nach Berlin sandten, meinen ergebensten Dank aus- 
znsprechen. Vor allem bin ich Herrn Staatsarchiyar Dr. yon Bippen 
zu Bremen und Herrn Stadtarchiyar Dr. Dhlirz in Wien zu Danke 
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Terpflichtet, welche mich selbst mit grolser Liebenswürdigkeit auf 
die für meine* Arbeit in Betracht kommenden Aktenstücke ihrer 
Archive suhnerksam machten. 

Endlich habe ich noch zu ervrähnen, dals meine Arbeit am 
20. Juli 1892 abgeschlossen wurde; die seither erschienenen Schriften 
haben daher nur noch in den Nachträgen Berücksichtigung finden 
können. 
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Einleitung. 


Die ersten Anfänge einer wissenschaftlichen Erforschung des 
Hansgrafenamtes gehören dem siebzehnten und achtzehnten Jahr- 
hundert an. Sie fanden also zu einer Zeit statt, in welcher diese 
Beamtung noch zu den bestehenden Institutionen des deutschen 
Territorialstaatsrechts gehörte. Dem entspricht es, dals diese ältesten 
oft sehr unyoUkommenen Versuche, den Ursprung des Hansgrafen- 
amtes festzustellen, sich fast sämtlich in jenen lexikographischen 
Handbüchern finden, welche tmter gelegentlichem Eingehen auf 
die historische Entwickelung vorzüglich Handhaben für die Auf- 
gaben des praktischen Juristen bieten wollten.^) ln diesen Werken 
wurden L d. R. von den vier Orten, in denen noch zu jener Zeit 
das Hansgrafenamt bestand, Regensburg, Wien, Bremen und Hof- 
geismar, die beiden letzten ganz übersehen und auch das Wiener 
Handgrafenamt infolge der seit dem sechzehnten Jahrhundert ein- 
getretenen Korruption des Namens nicht immer mit dem Regens- 
burger Hansgrafenamte zusammengestellt. Noch heute wertvoll 
ist aber die einem Regensburger Ham^afen gewidmete, 1762 
publizierte Untersuchung des dortigen Stadtechreibers „Johann 

1) S. Besoldus, TheBaurua Practicus (Norimbergae 1643) p. 377, Spei- 
delius, Specnlum juridico-poUticum historicarum observationum (Norimb. 
1657) p. 572, 573, Heumann, Opuscula, quibus varia iuris gennanici ... 
argumenta ezplicantur (Norimb. 1747) p. 697, Zedier, Universallezikon 
Bd. XII (Halle und Leipzig 1735) s. v. Hans-Graf oder Hands-Graf. Vgl. 
auch Spangenberg, Adelsspiegel Histor. Beschreibung, Was Adel sei . . . 
(Schmalkalden 1591) Buch X c. 31 S. 323: Vom Hsuidtgraven, Thülemarius, 
Octouiratus sen de S. Bom.-Germ. Imperii Electoribus (1688) p. 218, Adelung, 
Wörterbuch der Hochdeutschen Mundart (Leipz. 1796) Sp. 952 s. v. Hand- 
graf u. Sp. 970 Hansgraf, Marperger, Neu erö&etes Eaufmannsmagazin 
(Hamb. 1765) I S. 730, Westenrieder, Glossarium Gennanico -Latinum 
vocum obsoletarum impr. Bavaricarum (Monachi 1816) p. 238. 

Koehne, Das Hansgrafenamt. 1 
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Gottlieb Plato, sonet Wild genannt“: ,Der Ursprung des Regens- 
bnrger Hansgrafenamtes“. 

Mit der Auflösung des deutschen Reiches entschwand das 
Hansgrafenamt fast völlig aus dem Gesichtskreise der Forschung. 
Die in neuerer Zeit erschienenen Deutschen Rechtsgeechichten er- 
wähnen dasselbe zumeist gar nicht ^); die wenigen aber, die es 
thun, und ebenso die wenigen wirtschaftsgeschichtlichen Forschungen, 
die dieser Institution überhaupt gedenken, haben kaum mehr als 
etwa drei Urkunden und allenfalls noch das Werk von Plato bei 
ihren Mitteilungen über das Hansgrafenamt benutzt.^) Auch die 
lokalhistorische Forschung hat dasselbe über Gebühr vernachlässigt; 
doch mufs anerkannt werden, dafs einzelne sich diesem Zweige 
der Wissenschaft widmende Gelehrte das Mals des zur Erkenntnis 
des Hansgrafenamtes benutzbaren Materials in dankenswerter Weise 
vermehrt und manchen wertvollen Zug in der Entwickelung der 
Beamtung innerhalb der einzelnen Städte festgestellt haben.^) Ohne 
Beschränkung auf einen bestimmten Ort haben auf Grundlage etwas 
reicheren Quellenmaterials über das Hansgrafenamt nur von Maurer 
in seiner .Geschichte der deutschen Stadtverfassung“^) tmd Lappen- 
berg*) bei Gelegenheit der Behandlung jener als Kaufmanns- 


*) Gar nicht erwähnt ist das Hansgrafenamt in den Rechtsgeachichten 
von Eichhorn, Philipps, von Schulte, Siegel, Schröder und von 
Amira. 

3) Vgl. z. B. Zöpfl, D. R. G. II (4. Auflage Braunschw. 1872) S. 296, 
Kraut, Grundrifs zu den Vorles. ttber das Deutsche Privatr. (6. Aufl. herausgeg. 
von Prensdorff, Berlin u. Leipz. 1886) S. 557 Nr. 3, Jonath. Fischer, 
Gesch. des deutschen Handels I (Hanno v. 1875) S. 336, Kl öden. Über Stellung 
des Kaufmanns i. Ma. (Progr. der Gewerbesch. zu Berlin 1841) TI. I S. 27, 
Zirngibl, Gesch. des bayer. Handels in Hist. Abhandl. der königl. bayer. 
Akad. IV (München 1818) S. 93, 557, 607, von Inama-Sternegg, D. Wg. 
H S. 98 Note 1. 

Ü Hier sei nur auf die Untersuchungen von Dünzelmann in Bezug 
auf das bremische, von Luschin von Ebengreuth in Bezug auf das 
österreichische, von Göth bezüglich des steiermärkischen und von Wil- 
mans, Frensdorff undSeibertz bezüglich des westfälischen Hansgrafen- 
amtes verwiesen. Die übrigen in Betracht kommenden Arbeiten werden 
bei Gelegenheit der Behandlung der einzelnen Städte genannt werden. 

5) H 274. 

•) Bei Sartorius, Urk. Gesch. des Urspr. der deutschen Hanse Einl. 

s. xvm-xx. 
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genossenschaften zu erklärenden Hansen gesprochen, welche bei 
der Frage nach der Entstehung des Hansabundes notwendig be> 
rücksichtigt werden müssen. Die Untersuchungen dieser beiden 
Forscher sind entschieden wertvoll, können aber doch in keiner 
Weise als abschliefsend betrachtet werden.^) Ebenso sind auch 
Gengier und Waitz, von denen ersterer in seinen Stadtrechts- 
altertUmem^), letzterer in der deutschen Yerfassungsgeschichte'*) 
der Hansgrafen gedacht hat, schon infolge der geringen Anzahl 
der ihnen zu Gebote stehenden Quellenstellen nicht zu zutreffenden 
Forschungsergebnissen gelangt. 

Da unser Thema mit den verschiedensten Problemen der Yer- 
fassungsgeschichte in Berührung steht, ausreichende Spezialunter- 
suchimgen über dasselbe jedoch fehlen, so ist es leicht erklärlich, 
dals bis in die neueste Zeit die widersprechendsten Behauptungen 
bezüglich des Hansgrafenamtes aufgesteUt sind. So haben wir 
z. B. nach einer neuerdings von Striedinger^®) gemachten Be- 
merkung in dem Regensburger Hansgrafen in ältester Zeit .wenig 
mehr als“ einen .Marktbeamten“, nach Gengier hingegen den 
.Beaul'sichtiger des gesamten Merkantilwesens“ zu sehen. Während 
Arnold^^), Wittmann^®), Gierke^^), und von Inama-Sternegg^®) 
den Hansgrafen für den Yorsteher der Kanffnannsgilde halten, hat er 
nach Waitz^®) und von Below*®“) mit einer .Gilde in der Stadt“ 
gar nichts zu thun. Gengler^^) findet prinzipielle Unterschiede 

’) In Bezug auf das vor mehr als 60 Jahren veröffentlichte, für seine 
Zeit vorzügliche, Buch von Ssrtorius-Lappenberg bedarf diese Behaup- 
tung wohl kaum des Nachweises; in Bezug auf von Maurers Ausführungen 
genüge es, darauf zu verweisen, dafs er noch mit Plato die Begpdindung 
des Hansgrafenamtes Earl dem Grofsen zuschreibt. 

8) S. 463, 464. 

») V S. 367 Note 3 u. VHI S. 292 Note 4. 

’ö) Der Kampf um Regensbnrg 1486 — 92 (in Verh. des hist. Ver. von 
Oberpfalz und Regensb. Bd. 44 [1890]) S. 11, 12. 

*1) Beitr. zur B.-G. Bayerns I S. 217. 

W) Freistädte I S. 375. 

'8) Quellen zur bayer. Gesch. Bd. V S. 137. 

1«) I S. 345 mit Note 4. 

'*) S. oben Note 3. 

'•) S. oben Note 9. 

'*•) Gött. Gel. Anz. 1891 S. 765, 766 u. Jahrb. f. Nationalök. Bd. 58 
(Jena 1892) S. 63. 

”) Stdtrchtsalt. S. 464. 

1 » 
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in dem Wesen des Amtes in Regensbarg und in den übrigen Städten; 
andere Forscher gehen in ihren Untersnchungen gerade davon 
aus, dals das Amt überall mit denselben Funktionen verbunden 
gewesen seL Ferner nimmt z. B. Lappenberg an, dals der 
Hansgraf sich nur in Städten finde, welche nicht „auf freier Ver- 
fassung begründet'' waren, und Gierke^**) findet demgemäls in 
jenem Amte eine Erinnerung an das Hofrecht; Klöden*^) hing^en 
meint, dals der Han^raf ursprünglich von der kaufraännischen 
Genossenschaft, Gfrörer^*), dafs er von der Bürgerschaft gewählt 
sei. Endlich zahlt Gierke^^) den Hansgrafen zu den , Elementen“, 
welche „aus der Verfassung einer Handelsinnung in die deutsche 
Stadtverfassung übergegangen“ sind, nach Arnold^^) und von 
Maurer^^) „steht“ dagegen das Hansgrafenamt und die Hanse 
zur „Geschichte der Stadtfreiheit“ und der „Ausbildung der städti- 
schen Verfassung“ in „keiner“ irgendwie wichtigen „Beziehung“. 

Sachen wir diesen sich widersprechenden Ansichten gegen- 
über die Geschichte des Hansgptifenamtes quellenmälsig festzustellen, 
so dürfte es gut sein, mit einer Fixierung der wichtigsten der zu 
beantwortenden Fragen zu beginnen. Aufser der selbstverständlich 
notwendigen Feststellang des zeitlichen Anfangs- und Endpunktes 
der Wirks amk eit der Hansgrafen an den verschiedenen Orten, in 
denen sie erwähnt werden, und der Feststellang ihrer Funktionen 
verdienen folgende Probleme entschieden besondere Beachtung: 

1. Steht das Hansgrafenamt an den einzelnen Orten mit einer 
daselbst hinreichend bezeugten Kaufrnannsgenossenschaft (Hanse) 
in Verbindung? 

2. Sind die Hansgrafen Beamte nach öffentlichem, Gemeinde- 
oder Eorporationsrecht? Diese Frage kann aber gleich den übrigen 
das Hansgrafenamt betreffenden Problemen nicht auf Grundlage 
allgemeiner Erwägungen, sondern nur mit Hilfe eingehender Detail- 

Vgl. z. B. Dünzelmann in Brem. Jahrb. XIII S. 56 ff., Wilmana, 
Additamenta z. weatüil. ürkb. (Mflnster 1877) S. 88. 

i>) In dem Note 6 citierten Buche S. XX. 

*0) I S. 344 Note 2. 

si) An der oben Note 3 citierten Stelle. 

s«) S. 51. 

M) I S. 345 Note 4. 

2«) Freiatädte I S. 376. 

«) n 358, vgl. 273. 
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forschnng festgestellt werden. Dieselbe wird namentlich zu er- 
mitteln haben, ob anfänglich Stadtherr, Bfirgerschaft oder kauf- 
männische Genossenschaft das Recht der Einsetzung, sowie eventuell 
auch die Befugnis zur Beeidigung, Kontrolle und Absetzung des 
Hansgrafen besafs. 

3. Ist dem Hansgrafenamte ein Anteil an der Ausbildung der 
Stadtverfassung zuzuschreiben? 

4. Warum findet sich das Hansgrafenamt nur an einigen 
Orten, nämlich Regensburg, Flandern, Middelburg, Brüssel, Bremen, 
Hameln, sowie in einer kleinen Zahl westfalischer, hessischer und 
österreichischer Städte, demnach also in Beenden, die durch kein ! 
engeres Band der Stammes-, Sprach- oder Rechtsgemeinschaft ver- 
knüpft sind, als andere Orte, wo weder das Amt ausdrücklich 
erwähnt wird, noch auch nur ihm verwandte Institutionen Vor- 
kommen ? 

5. Wie erklärt sich die verschiedene Entwickelung, die das 
von uns betrachtete Amt an den verschiedenen Orten durch- 
gemacht hat? 

Diese Fragen gilt es an der Hand der aus den einzelnen 
Städten überlieferten Nachrichten zu beantworten. Wird in dieser 
Beziehung der Weg der Spezialforschung eingeschlagen, so wird 
es auch nicht unangebracht sein, dasjenige, was sich dem Namen 
dieses Amtes über dasselbe entnehmen lälst, erst dann festzustellen, 
wenn das Wesen desselben aus den Nachrichten über die Funktionen 
und die Stellung der Inhaber an den einzelnen Orten genügend 
festgestellt ist; es geht also die historische der philologischen Er- 
klärung voran. Gerade diese historische Untersuchungsweise wird 
ja auch Gelegenheit bieten, bei der Erörterung dessen, was mit 
»Hanse“ in den einzelnen Quellenstellen gemeint ist, über den 
Zusammenhang, in dem die verschiedenen Bedeutungen dieses 
Wortes stehen, zu gröfserer Klarheit zu gelangen, als es allein 
auf Grundlage der bisherigen Forschungen möglich wäre. 

Unter den einzelnen Orten, in denen das Hansgrafenamt er- 
wähnt ist, empfiehlt es sich, zuerst Begensburg zu behandeln, da 
aus dieser Stadt die älteste und ausführlichste Überlieferung über ; 
unser Institut vorliegt. Dann wenden wir uns nach Österreich, \ 

dessen Bewohner ja in Sprache und Recht zu den Bayern gehören. | 

Abgesehen von den Orten des deutschen Süd Ostens bietet er- 
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giebigere Qaellen ttber das Hansgrafenamt nur Bremen, dem das 
dritte Buch gewidmet ist. Im vierten Buche fassen wir dann die 
Quellenstellen zusammen, welche uns aus den westBUischen Städten 
Dortmund, Borken und Attendorn Ober das Hansgrafenamt über- 
liefert sind; zugleich wird auch ein Blick auf die zu Attendorn, 
sowie in den Städten Brilon, Rfiden, Geseke und Werl bezeugten 
Hansemeister geworfen. Das fünfte Buch bespricht die über unser 
Institut aus Hameln, das sechste die aus den hessischen Städten 
Cassel und Hofgeismar vorliegenden Nachrichten. Das siebente 
Buch führt uns dann nach blandem, also zu einer Landschaft, 
welche, obgleich in ihren Rechtsinstituten durchaus deutsch, doch 
politisch nicht zum deutschen Reiche gehörte. Zum Schluss müssen 
endlich die wenigen Quellenstellen besprochen werden, ans denen 
die Existenz von Hansgrafenämtem zu Brüssel und Middelburg 
hervorgebt. Die Dürftigkeit dieser Nachrichten und die Ähnlich- 
keit der städtischen Yerfassungsentwickelung in Brabant und Zee- 
land mit deijenigen Flanderns wird es nicht unangebracht er- 
scheinen lassen, dals die Geschichte des Hansgrafenamtee an jenen 
Orten im zweiten Kapitel des siebenten Buches gewissermafsen 
als Anhang zu den bezüglich Flanderns gegebenen Mitteilungen 
behandelt wird. Nachdem so die Entuückelung des Hansgrafen- 
amtes in den einzelnen Städten festgestellt ist, wendet sich Buch YIH 
denjenigen der oben formulierten Probleme zu, welche nur unter 
Zusammenfassung der in den vorhergehenden Abschnitten gewonnenen 
Resultate imd unter gleichzeitiger Heranziehung des aus den ver- 
schiedenen Orten überlieferten Quellenmaterials beantwortet werden 
können. Buch IX endlich stellt die wichtigsten Ergebnisse der 
gesamten Untersuchung zusammen. 
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Buch I. 

Das Hansgrafenamt in Regensburg, 


Kapitel I. 

Das Hansgrafenamt in Begensburg bis zum Ende des rier- 
zehnten Jahrhunderts. 

Es entspricht den in der Einleitung skizzierten methodischen 
Grundsätzen, dafs unsere Untersuchung mit der Erforschung des 
Hansgrafenamtes in derjenigen Stadt beginnt, in welcher es am 
frohesten sicher bezeugt ist, in Regensburg. Die yersuchte 
Anknüpfung des Hansgrafenamtes an Einrichtungen weit älterer 
Zeit, sowie die nur gelegentlich von einem Forscher gemachte 
Bemerkung, dafs der Ursprung des Hansgrafenamtes in Flandern 
zu suchen sei, werden besser erst später auf ihre Richtigkeit ge- 
prüft werden. 

Jedenfalls hat das Hansgrafenamt in Regensburg schon im 
letzten Viertel des zwölften Jahrhunderts, und zwar vor 1186 be- 
standen. Genauer läfst sich die erste Erwähnung desselben nicht 
fixieren. Sie geschieht nämlich in der Weise, dafs in einer un- 
datierten Urkunde, welche eine von dem Burggrafen Heinrich voll- 

>) Über den Ursprung des Regensburger Hansgrafenamtes bandelt die 
schon in der Einleitung erwähnte (1762 verOfFentlichte) Schrift Johann 
Gottlieb Plato's. Auf dieser beruhen zum grolsen Teil auch die 1791 
in .JägePs juristischem Magazin für die deutschen Reichsstädte, Bd. II* 
publizierte Abhandlung Gumpelzhaimers; .Ursprung und Verfassung 
des Regensburgischen Hansgrafenamtes* und die von von Maurer, Stdtv. H, 
S. 273 — 78, gegebenen Ausführungen über diesen Gegenstand. Dafs Gumpelz- 
haimer der Verfasser der erwähnten anonym erschienenen Abhandlung ist, 
folgt ans dessen Angabe in seiner Geschichte Regensborgs (Regensb. 1830), 
Bd.I S.77 N. 1. 
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zogene Grundbesitztibertragung enthalt, unter den Zeugen auch 
Marquardus Hansgrave genannt wird.^ Da der letzte Regens- 
burger Burggraf Heinrich lY. spätestens 1185 gestorben ist^, so 
mufs dies Jahr als äuiserster terminus ad quem für die Abfassung 
dieser Urkunde und zugleich für die erste Erwähnung des Hans- 
grafenamtes betrachtet werden. Läfst sich ein sicherer terminus 
a quo nicht in gleicher Weise gewinnen, so spricht doch der Um- 
stand, dafs neun Zeugen dieser Urkunde auch in einer des Jahres 
1183^) Vorkommen, daftlr, dals sie ungefähr um dieselbe Zeit ent- 
standen ist.^) 

Wer ernannte diesen Regensburger Hansgrafen? Philipp von 
Schwaben setzte in seinem 1207 der Stadt Regensburg verliehenen 
Privileg fest, dals die cives Ratisponenses den Hansgrafen nach 
ihrem Gutdünken (ex arbitrio suo) wählen sollten^), und diese 
Bestimmung wurde 1230 von Friedrich H. bestätigt.'^) Nun kann 
aber in diesen Urkunden mit cives Ratisponenses an sich sowohl 
der Schöffensenat ^), als eine kaufmännische Genossenschaft gemeint 




*) Mon. Boica XIII Nr. 67 p. 70. 

3) Vgl. Ph. M. Mayer, Gesell, d. Burggrafen von Begensburg (Münohen 
1883), S. 46 und 84, sowie in Verb. d. hist. Vereins XLIII (1889), S. 50, 
Gengier, Beitr. z. Rg. Bayerns, S. 149. 

«) Ried I Nr. 282 p. 262, 263. 

®) Wittmann in Abh. der bayer. Akad. VII (1855) S. 388 Nr. 87, und 
Mayer, Verb. a. a. O. S. 45 Nr. 127, verlegen diese Urkunde, ohne dafür 
Gründe anzugeben, ersterer mit Sicherheit, letzterer zweifelnd, ins Jahr 1165; 
Jänner, Gesch. der Bischöfe von Regensburg (Regensb. 1883) II S. 248 N. 3, 
bemerkt, dafs diese Urkunde 1184 ausgestellt sei, doch giebt er auch nicht 
an, aus welcher Ursache er zu dieser Ansicht gekommen ist. 

^) B-F 142, Mon. Boica 29a p. 533 : Item eines ratisponenses facultatem 
habebunt ex arbitrio suo eligendi ma gistrum qui uulgari ter Hanis grane dici- 
tur, ut ille de officio suo iura et consuetudines ipsorum m n yndini s requirat / 
et si infr a ci vitatem is aliquid ordinäre disposuerit id non nisi secundum 

/ ,,'A ' ^ ^ J 


ciuiHa_Jn8^üta.-flt^^^2£2£221i^£iS2i2a!^ fiat. 

’) B-F 1825, Gaupp I S. T^SfTTSmT iäyffl potestateA babebunt eligendi 
hansgravinm, qui disponat et ordin et ex tra civitatem e t non infr a, ea tan- 
tum, qnae respiciun t negotia n undina rum. 

**) Vgl. über die Verfassungszustände Regensburgs zu jener Zeit Gengier, 
Beitr. z. Rg. Bayerns, I S. 216 — 220, und die dort angeführte Litteratur; 
über die vor der Ratsentstehung regierende BürgerbehOrde a. a. O. S. 216: 
,Ee dürfte am nächsten liegen, unter den* .als eine stadtgemeindliche kollegial 
organisierte Administrativ -Behörde“ erwähnten „senatores“ und „sublimes 
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sein; jedoch spricht die in denselben Pririlegien getroffene Ein- 
schränkung der hansgräflichen Befugnisse, welche sich auch nicht 
dauernd erhalten konnte^), gegen die Annahme, dass der Hansgraf 
Tom Schöffensenat erwählt wurde, da andere Bestimmungen dieser 
Privilegien auf Erhöhung der Macht gerade dieser Behörde ge- 
richtet waren. 1®) Eine sichere Antwort auf die Frage, wer den 
Hansgrafen ernannte, giebt erst ein 1281 Mai 30 getroffener Aus- 
gleich zwischen Rat und Gemeinde von R^gensburg.^i) Damals 
wurde nämlich verordnet, dafs diejenigen -Bti rger. die auf d er 
Strafse, de m Lande ode r dem Wasser fahren“, jährlich einen neuen 
Hansgrafen wählen sollten; nur sie haben nach dieser Satzung 
seinen Anordnimgen zu folgen und sich auf seinen Befehl zu ver- 
sammeln. Dafs nun ebendiese „Bürger, welche auf der Straise, 
dem Lande und dem Wasser fahren“, die Regensburger „Hanse“ 
bildeten, deren Vorsteher der Hansgraf war, geht zweifellos aus 
mehreren Urkunden des vierzehnten Jahrhunderts hervor. Im 
Jahre 1331 schlieisen z. B. „Hansgraf“ und „Rat der Hanse“ in 
Regensburg „namens der gesamten Hansegesellschaft“ („von der 








I- 




f.^/[ 


n. 


genere“ „die Schöffen des Burggrafen- und burggräflichen Yicariats- 
Gerichtes zu verstehen, welche jedoch allmählich einen über ihre ursprüngliche, 
auf das Rechtsfinden beschränkte Aufgabe hinausgreifenden Einfluss auf die 
städtische Verwaltung erlangt haben.“ Auch nach GfrOrer, S. 55, geht das 
iudicium civitatis, welchem das Privileg von 1230 die Sorge für den Stadt- 
frieden überträgt, auf das Gericht des Burggrafen zurück und wird später 
zum Stadtrat. Ebenso Rosenthal, Gerichtsv. Bayerns, I S. 186 Note 3, 
der nur die von Gfrörer behauptete Identität der Gerichtsbeisitzer in den 
Gerichten des Burggrafen (resp. Schultheifeen) und Bischofs (Frohstes) be- 
streitet. Jedenfalls wird man namentlich in Hinsicht auf die oben citierten 
Ausführungen Genglers auch bezüglich Regensburgs von einem „Schöffen- 
senate“ sprechen können. Vgl. über diesen Ausdruck Heusler, ürspr. 

S. 190, Koehne, Worms S. 294, Lamprecht in Histor. Ztschr. Bd. 67 
(1891) S. 416. Bezüglich der mit Unrecht von einigen Forschem in Abrede 
gestellten Reception des Schöffeninstituts in Bayern sei noch auf Rosen thal, 
a. a. 0. S. 66 — 68 verwiesen. 

9) Es wird sich zeigen, dass dem Hansgrafen auch später noch irmer- 
balb der Stadt wichtige Befugnisse zustsmden, während er nach diesen 
Privilegien Amtsrechte nur auf auswärtigen Märkten haben sollte. 

10) Vgl. z. B. im Prvlg. Friedrichs H.: cap. 8 (a. a. O. p. 169), in 

welchem dem Schöffensenat die Aufsicht über die Baulichkeiten der Stadt 
zugesichert wird. //■•' 

'9 Gemeiner, Chron. 1 S. 414— 416. ;■ 
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Gemain wegen der Hane ze Repj'enBPurch “’) ein Rechtsgeschäft; ab.^*) 

* ÜberhaupTsfeEmTin vierzehnten Jahrhundert die „Rat sherren der 
Hans“ oder „Herre n in de r Hans“, d. h. ein be sonder er Ausschuls 
diräer Genoss enscEaft dem Hansgrafen zur Seite.^®) Das seiner ' 

Aufsicht übertragene Gewicht wird in der „Hanse“ verwahrt^*), in- 
dem also dieser Ausdruck nicht nur die „Kaufmannsgenossenschaft“ 
sondern auch das ihr gehörige Gebäude bezeichnete. Kurz, die 
von Waitz^^) vertretene Ansicht, dals der Gansgraf „nichts mit 
einer GUde in der Stadt zu thun“ habe, erweist sich schon jetzt 
mindestens für Regensburg als durchaus unrichtig. Nicht von 
Hanse im Sinne von „Zollabgabe“ sondern von Hanse im Sinne 
von „Kaufmannsgenossenschaft“ ist das Wort Hansgraf abzuleiten. 
Denn die Ansicht, dafs das Gansgrafenamt schon vor der Hanse 
bestanden diese selbst aber erst im dreizehnten Jahrhundert 
begründet sei und sich den Hansgrafen zum Vertreter ihrer Inter- 
essen gewählt, bedarf wahrlich nicht der Widerlegung. So wird 
also seit 1281 der Hansgraf sicher von den Hansegenossen ge- 
wählt. Höchst wahrscheinlich war dies schon seit 1207 der Fall; 
doch erscheint es nicht ausgeschlossen, dafs die Einsetzung des 
Hansgrafen zwischen Rat (resp. Schöffensenat) und Hanse im Ver- 
laufe des dreizehnten Jahrhunderts streitig war. Jedenfalls wurde 
aber vor 1207 der Hansgraf nicht allein von den Mitgliedern der 
Hanse eingesetzt. Vielmehr müssen ursprünglich die beiden Stadt- 
herren von Regensburg, Herzog und Bischof, oder einer derselben 
mindestens ein Bestätigungsrecht gehabt haben. Sprächen auch 
nicht die Nachrichten über die Einsetzung des Hansgrafen in 
anderen Städten für diese Ansicht, so würde ihre Richtigkeit doch 
schon aus der Thatsache hervorgehen, dafs sich die Regensbui^er 
die freie Wahl ihrer Hansgrafen von PhUipp von Schwaben und 
Friedrich II. ausdrücklich verbriefen lassen^®); es mufs also von 

>*) Plato, S. 29, 30. 

I*) ^l>l.*Tieme iner, Chr on. I S. 479, 500; Ge meiner, Salzhandel 
S. 17, 31 — 35, sowie das Schreiben der Stadt Augsburg a 1329 an den Hans- 
grafen zu Regensburg und seine Gesellschaft ( Plato S. 21). 

Gemeiner, Chron. I S. 479, 480. 

15) V. G. V S. 367 N. 3 und VHl S. 292 N. 4, vgl. oben S. 3. 

15) Wie Waitz a. a. 0. meint. 

1’) So Plato S. 20 und Langoth, Regensburg S. 5. 

15) Vgl. oben Note 6 und 7. 
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irgend welcher Seite ein Mitwirknngsrecht bei der Bestellung 
dee Hansgrafen in Anspruch genommen sein. Die Thatsache, da& 
der Hansgraf ursprünglich von einem der Stadtherren bestellt 
wurde, wenn dieser auch regelmälsig eine von den Kauflenten 
selbst vorgeschlagene Person mit diesem Amte betraut haben mag, 
steht aber auch mit dem in Einklang, was über die Regensburger 
Yerfassungsentwickelung als feetgestellt gelten kann. Denn die 
Theorie, dals Regensburg von jeher freie Reichsstadt gewesen oder 
es schon 1180 geworden, kann ja als von der neueren Forschung^*) 
gänzlich beseitigt angesehen werden. Nur ganz allmähli ch ist im 
Laufe des zwölften und dreizehnten Jahrhunderts die Unabhängig- 
keit der Stadt von Herzog und Bischof ausgebildet worden, und 
Reste des früheren Verhältnisses, so z. B. die herzogUche Belehnung 
des Schultheifsen mit dem Blutbann, haben sich bis in die letzten 
Zeiten der Selbständigkeit Regensburgs erhalten.^’’) Hat aber 
ursprünglich eine Abhängigkeit der Hanse vom Herzog bestanden 
so kann es als Analogie dazu betrachtet werden, dals noch 1281 
eine andere gewerbliche Genossenschaft, die der Brauer, sich in 
seinen Schutz begab und die Zahlung einer jährlichen Rente an 
seine Kammer versprach.**) Seit 1230 ist freilich wie jede andere 
Abhängigkeit der Hanse von den früheren Stadtherren, so auch 


hl dieser Hinsicht besonders Heigel und Riezler, Das 
Herzogt' Bayern zur Zeit Heinrichs des Löwen und Ottos I. (München 1867) 
S. 216, 217; übrigens scheinen mir Riezlers Ausführungen über die Ab- 
hängigkeit des Burggrafen vom Herzoge und die weitgehenden Rechte des 
letzteren in der Stadt durch Gfrörer S. 88 N. 2 und Mayer (in dem 
Note 5 citierten Werke) S. 12, 13 nicht widerlegt zu sein. Vgl. über die 
Rechte des Herzogs in der Stadt auch Gfrörer S. 68, Rosenthal S. 185 
N. 6, Gengier, Beitr. z. Rg. B. I S. 134, 135. 

20) Vgl. von Kreittmayr, Grundriss des allg., deutschen u. bayr. 
Staatsrechts (München 1789) S. 339. 

*J) Wie es nach dem Angeführten höchst wahrscheinlich ist. Dagegen 
kann die von Herzog Albrecht IV. von Bayern in einer Gesandteninstruktion 
1492 aufgestellte Behauptung, das Haus Bayern habe von jeher das Recht 
gehabt, den Regensburger Hansgrafen einzusetzen (s. vonKrenner, Bayer. 
Landtags-Verhandl. München 1804 S. 529), natürlich in keiner Weise bei der 
Frage nach dem Bestehen eines solchen Rechts im zwölften und im Anfänge 
des dreizehnten Jahrhunderts in Betracht kommen. 

**) Original im Münchener Reichsarch. (Regensb. Hochstift fase. 1), 
vgl. auch Gemeiner I S. 410. 
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diejenige, welche die Wahl des Hansgrafen betraf, völlig fort- 
gefallen. Wenigstens bis etwa zum Schlafs des vierzehnten Jahr- 
hunderts scheinen auch die Bestimmungen des Schieds von 1281 
bezüglich der Autonomie der Hanse in der Wahl ihres Vorstehers 
vom städtischen Rate nicht angefochten zu sein. In den inneren 
Streitigkeiten beruft man sich zwar, um Kompetenzerweiterungen 
der Hanse wieder rückgängig zu machen, auf dies Gesetz die 
Bestellung des Hansgrafen aber konunt nie in Frage. JedenfaUs 
wird man nicht, wie es seitens von Maurer's^'*) geschieht, aus 
dem Umstande, dals sich in dieser Periode einzelne Anordnungen 
des Rates über Verhältnisse der Hanse nachweisen lassen, darauf 
schliefsen können, dals schon damals Bürgerschaft und Rat den 
Hansgrafen ernannte oder auch nur bestätigte. 

Ebensowenig folgt auch aus dieser Thatsache^^), dals die 
Hansgrafen und die Hanse damab ,nur mit Zustimmung von 
Bürgerschaft und Rat Verordnungen in genossenschaftlichen An- 
gelegenheiten“ treffen durften. Vielmehr war die Hanse bei der 
Leitung ihrer eigenen Angelegenheiten in hohem Grade selbständig, 
während der Rat nur mit Mühe ein Übergreifen der Hanse in die 
Funktionen der ihm zustehenden Staatsgewalt gegenüber auswär- 
tigen verhinderte und ihr gleichzeitig einen Anteil am Stadtregiment 
gewähren mufste. Bevor die Richtigkeit dieser Behauptungen nach- 
gewiesen wird, erscheint es angebracht, zimächst noch einen Bück 
auf die Zusammensetzung der Regensburger Hanse zu werfen. 

Nach dem oben erwähnten Schiedsspruch von 1281^®) bestand 
sie aus den Bürgern, welche ,auf der Strafse, dem Lande und dem 
Wasser fahren“, also den Grofshändlem im Sinne des mittelalter- 
lichen Wirtschaftslebens, nämlich allen denjenigen Kaufleuten, 
welche in ihrem Heimatsorte fehlende Waren in der Fremde auf- 
suchten und demselben zuführten, »damit sie alsdann durch das 
Mitteborgan des einheimbchen Kleinhandeb in die Hände der ihrer 
bedürfenden Konsumenten gelangen konnten “.^^) Ausgeschlossen 

*^) Vgl. von Freyberg V S. 119; Gemeiner I S. 561, 562. 

^*) Stadtv. n S. 276; in Bezug hieran! üt aber noch zu bemerken, 
daie die Hanegerichtsordnnng, auf welche eich von Maurer a.a. O. beruft, 
überhaupt erst einer sehr viel späteren Zeit angehört. 

24) Wie gleichfalls von Maurer a. a. 0. meint. 

26) Gemeiner I S. 415. 

2 ') Vgl. Gengier, Stdtrchtsaltert. S. 455. 


Digitized by Google 


18 


waren danach diejenigen Personen, welche die Erzeugnisse fremder 
Länder in Regensbnrg selbst erwarben, um sie dann den Kon- 
sumenten in kleineren Quantitäten anzubieten. Mit dem 1281 be- 
zeugten Ausschlüsse dieser Kleinhändler von der Hanse stimmt 
überein, dals 1333 bei einer Rechnungslegung der Stenerherren 
neben dem engeren Rate und Vertretern der Handwerker ausdrück- 
lich sowohl Hansgraf und elf Personen vom „Rat in der Hans" 
als achtzehn Vertreter der Kramerinnung genannt werden. Aus 
den eben erwähnten Stellen dieser Urkunden von 1281 und 1333 
geht ferner hervor, was auch sonst genügend bezeugt ist, dafs die 
Regensburger Hanse mindestens zum allergrüfsten Teil aus Regens- 
burger Bürgern bestand. Ob auch Nichtbürger in irgend einer 
Form an der Hanse beteiligt waren, ist aus dem Regensburger 
Quellenmaterial nicht ersichtlich. 

Was nun die Organisation der Hanse betrifPt, so sind, wie 
schon erwähnt, durch den Schied von 1281 jährliche Versamm- 
lungen aller Mitglieder ziun Zwecke der Wahl des Hansgrafen be- 
zeugt. Dasselbe Oesetz gab dies em Beamt en das Recht, zur Be- 
ratung von Angelegenheiten des Wege^ und Handelswesens die 
Masse der Genossenschaftsangehörigen zusammenzurufen und mit 
ihnen gemeinsam Strafsatzungen zu erlassen.^^) Dafs diese Ver- 
sammlungen auch noch im vierzehnten Jahrhundert stattfanden. 


Gemeiner I S. 563, 564. Jedoch ist auffallend, dafs hier der 
Ausdruck „Ka ufleut e“ in BedeuijuujjonjjKrämer||ge^ucht ist, w&hrend 
sonst „Kaufleut?', wütHlil iLkilit (iliyfn und Kleinhändler darunter verstanden 
werden, gerade die Grolshändler im Gegensatz zu den Kleinkauf leuten 
(den Kramern oder Krämern) bezeichnet. Vgl. Grimm, D. W. B. XV 
8.337 n. 1197. Übrigens gab nsu:h Gemeiner 8. 479 die Hanse 1311 den 
Kramern eine Ordnung, besals also schon damals Aufsichtsrechte über die- 
selben, die ihr üeilich 1334 durch Erneuerung der Satzung von 1281 wieder 
genommen wurden (s. weiter unten im Text). Wirkliche Hansemitglieder 
sind aber diese Kramer in Regensburg so wenig gewesen, wie die Ange- 
hörigen der Hilfsgewerbe des Handels (Ohmer, Schroter, Unterkäufer), die 
ebenfalls der Aufsicht der Hanse unterstanden. 

Gemeiner 1 8. 415; und swenn er dar gebiutet bi dem Wandel, 
de s di bnrgaer di daz land bowent (= bereisen) und die strazze und daz 
wazzer ze rat werdent unde setzent nacb der inerere menig umb dev ge- 
schälte, dev sie habent ze handeln uf dem lande und uf der strazze, daz 
sol er in nemen bi einen triwen, swer datz verwurchet. 



1 


Digitized by Google 



14 


folgt daraus, dais 1334 niclit nur dem Hansgrafen, sondern auch 
denen, welche er in der Hanse versammelt hat, für Beschäftigung 
mit außerhalb ihrer Kompetenz liegenden Verhältnissen eine Strafe 
angedroht wird.^®) Fremde, welche mit der Korporation der Grofs- 
kaufleute in Regensburg zu thun haben, richten ihr Schreiben an 
den „Hansgrafen und seine Gesellschaft“ oder an den „Hansgrafen 
und auch die Gemeinde“.®*) Ebenso werden Privatrechtsgeschäfte 
„von der Gemain wegen der Hans ze Regenspurch“ abgeschlossen.®®) 
Auiserdem tritt aber im vierzehnten Jahrhundert noch ein anderes 
' Organ der Hanse neben Hansgraf und Genossenschafts Versammlung 

hervor, „der Rat der Hans“ oder „die Herren in der Hans“.®*) 
3 f Dieser Ausschuls bestand höchst wahrscheinlich, wie es für spätere 

Zeit sicher ist, schon damals aus zwölf Personen.®^) Er erscheint — 
allerdings nur kurze Zeit, nämlich um die Wende des zweiten und 
dritten Jahrzehnts des vierzehnten Jahrhunderts — unter den die 
Stadt repräsentierenden und regierenden Behörden.®®) Für das- 
selbe Jahrhundert ist aufserdem vom „Rate in der Hans“ über- 
liefert, dafs er gemeinsam mit dem Hansgrafen Ordnungen für die 
der Hanse untergebenen Gewerbe erliefe*®), und dafs ihm die den 
Regensburgern erteilten Handelsprivilegien vorgelegt wurden.*®) 
Endlich wurden regelmälsig einige Mitglieder dieser Behörde bei 
den vom Hansgrafen abgeschlossenen privatrechtlichen Geschäften, 


®®) von Freyberg V S. 119. 

*•) Plato S. 21; Gemeiner I S. 479 Note. 

®*) Plato S. 29, vgl. auch oben S. 9, 10. 

**) Vgl. die oben Note 13 citierten Stellen. 

3^) Wenigstens werden 1333 als Rat der Hans elf Personen genannt 
(Gemeiner I 563). Der Beginn einer Urkunde desselben Jahres (Plato 
S. 29): „Ich Ulerich auf Tnnawe der Hansgraf, ich Friederich der Leng- 
velder, ich Albrecht der Wargadmär, und ich Ulrich der Rössel, der Rat in 
der H ans ze Regenspurch“ würde allerdings an sich zu dem Schlüsse tie- 
rechtigen, dafs damals nur drei Personen den Rat der Hanse gebUdet. In 
ebendieser Urkunde werden aber, falls die von der Hanse darin aufgenommene 
Geldsumme nicht rechtzeitig zurückgezahlt wird, den Gläubigem auch 
Rechte gegen „drey dez Ratz in der Hans, der danne ist“, gegeben; also 
war die Anzahl der Mitglieder des Rates in der Hans jedenfalls grOfser 
als drei. 

**) Darüber weiter unten. 

i») Vgl. Gemeiner I 479, H 172. 

35) ibid. I 500. 
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Käufen und Darlehnsanfhahmen, zugezogen.^^) Entweder erklärten 
sich diese Mitglieder des Rats der Hanse neben dem Hansgrafen 
bei Nichterfüllung der Verbindlichkeiten der Genossenschaft für 
haftbar, oder der Gläubiger erhielt gleich anfangs das Recht, wenn 
die zur Leistung gegebene Frist verstrichen sei, einige aus dem 
dann amtierenden Rate der Hans neben dem in dieser Zeit waltenden 
Hansgrafen zum Einlager zu zwingen.^*) 

Leider liegen für diese sehr interessanten Handelsgeschäfte 
der Hanse mit Einwohnern Regensburgs nur drei urkundliche 
Zeugnisse vor.^*’) Einmal handelt es sich um einen Einkauf von 
Tuch; auch ein anderes Mal ist ein allerdings nicht näher be- 
zeichnetes Kaufgeschäft die Ursache einer von der Hanse aus- 
gestellten Schuldurkunde. Hingegen wird in dem dritten der hier 
in Betracht kommenden Fälle zwar eine Geldschuld bei Privat- 
leuten, nämlich Regensburger Juden, aufgenommen; die Ursache 
zum Abschlüsse dieses Geschäftes li^ aber in der Notwendigkeit, 
die Kosten der Absendnng zweier Mitglieder der Hanse an einen 
auswärtigen Fürsten zu beschaffen. Überhaupt kann es trotz der 
Dürftigkeit des für diese Periode über die Regensburger Hanse 
vorliegenden Materials als gewils gelten, dals nicht der gemein- 
same Abschlufs von Handelsgeschäften , sondern Sicherung der 
Handelsthätigkeit der einzelnen Mitglieder Zweck der Hanse war. 
Besonders tritt dies in dem Streben der Hanse hervor, Handels- 
privilegien von ausländischen Obrigkeiten zu erhalten. Dabei ist 
indes zu bemerken, dafs in diesen Privilegien regelmäfsig als 
Empfänger ,die Regensburger“, nicht die »Regensburger Hanse- 
genossen“ genannt werden.^ So scheinen auch die der Privüegien- 


I 


Vgl. die von Plato S. 27 — 30 publizierten beiden Urkunden, sowie 
die Darlehensaufnahme des Hansgrafen Eonrads des Stemers (Münchener 
Beichsarch. R. R. fase. 41 ; s. unten Anhang zu diesem Buche Nr. 2). Werden 
in dieser Urkunde, sowie Plato S. 27 die zugezogenen Herren in der Hans 
nur als „purger ze Regenspurch“ bezeichnet, so zeigt doch die Analogie 
der Urkunde Plato S. 29, dafs wir in ihnen Mitglieder ebendieses Kollegs 
zu sehen haben. 

3») Plato S. 29. 

■») S. Note 38. 

<*) Vgl. z. B. das Prvlg. Leopolds V. von Österreich 1192 Juli 9: Inde 
est, quod nos pensato fideli obsequio civium Ratisponensium . . dignum 
duximus, eos plus ceteris honorandos (Geschichtsq. d. Stdt. Wien 1 Nr. 1 S. 1) 
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erteiluDg vorhergehenden Verhandlongen wenigstens in der Regel 
durch Abgesandte des städtischen Rates, nicht der Hanse geführt 
worden zu sein.^^) Dagegen schreibt die Wiener Kolonie der 
f Regensburger Kaufmannschaft an ,Hansgraf und Gemeinde^ der 
' Hanse) in Regensburg“, um eine Urkunde über die herkömmliche 
Zollregelung in Wien zu erhalten Vermutlich aus diesem Anlafs 
hat dann der ,Rat der Hanse“ 1311 die in Passau und Wien 
herkömmlichen Zollabgaben der Regensburger aufschreiben lassen.^) 
Ferner wird berichtet, dals im Jahre 1317 die der Stadt damals 
von einigen fremden Fürsten und Herren verliehenen Handels- 
privilegien dem „Rate der Hans“ vorgelegt wurden.*^) Als die 
Stadt in demselben Jahre Gesandte an Friedrich von Österreich 
schickte, welche die schwierige Aufgabe hatten, den Anschluis an 
Ludwig von Bayern in dem damaligen Thronstreite durch Hinweis 
auf die geographische Lage Regensburgs zu rechtfertigen, wurden 
die Kosten dieser Gesandtschaft halb vom Stadtseckel, halb von 
der Hanse bestritten.*®) Um aber die vom Stadtfiskus zu diesem 
Zwecke übernommene Schuld zu decken, setzte der Rat der Hans 
eine Kommission ein, welche von allen nach Österreich gehenden 
Waren einen Zoll erhob.*®) Mit dieser Einrichtung hing es wohl 

und „Ut autem iura prenotata et a nobis. nostris civibus Ratisponen- 
sibus ... collata (ibid S. 3). Vgl. auchUrk. Friedrichs von Österreich 1311 
(Münch. Reichsarch. R. R. fase. 16), König Heinrichs von Böhmen und Polen 
1312 (ibid fase. 22) und Herzog Albrechts von Bajem 1353 (Gemeiner II 
S. 72) etc. 

<>) So heilst es z. B. in dem Handelsprivileg Ottokars von Steiermark 
für die Regensburger (ed. von Meiller in Arch. f. K. öst. Gq. X S. 93); 
„Facta est ista commutatio ex le gatione Ratisponensium“. Wird hier 
die Anwesenheit des Hansgrafen in den unmittelbar darauffolgenden Worten 
1 noch ausdrücklich bezeugt, so schlofs derse lbe den Vertrag danach doch infolge 
spezieller Bevollmächtigung seitens seiner Heimatsstadt, wenn auch die Ver- 
tretung der Eauffahrer, in deren Begleitung er reiste, vor auswärtigen Be- 
hörden zu den hansgräflichen Funktionen gerechnet wurde. S. darüber 
weiter unten. 

Undat. Urk. im Münch. Rchsarch. R. R. fase. 14 (s. Anh. zu Buch I 
Nr. 1), vermutlich von 1311, da in diesem Jahre der hier als Hansgraf 
erwähnte Wemher der Straubinger nach Gemeiner I S. 482 dies Amt 
bekleidete. 

I W) Gemeiner I S. 479. 

! ♦*) i bid. S.50Q . 

' «o)1bid. S.501. 


Digitized by Google 


17 


auch zusammen, daiä, als im Jahre 1329 einem Augsborger zu 
Unrecht eine Mauthintergehung in Regensbuig vorgeworfen war, 
der Rat seiner Stadt sich deshalb an den „Hansgrafen zu Regens- 
burg und seine G esellsc haft“ wandte.^^) Auch zum Jahre 1331 
wird berichtet, dafis die Hanse fUr neue Handelsprivilegien Schulden 
anfhehmen muiste und zur Tilgimg derselben eine Abgabe auf 
alles nach und aus Österreich gebrachte Gut legte>^) 

So verschafite die Hanse dem Rate die zur Befolgung üuer 
eigenen Interessen in der auswärtigen Politik nötigen Geldmittel. 
Daneben mufste aber der Rat darfiber wachen, dals die Hanse 
nicht selbst mit fremden Herrschern in eine der städtischen Selb- 
ständigkeit gefährliche zu enge Verbindung trat. Wenn aufser 
dem Bürgermeister im Jahre 1266 dem Könige Ottokar von Böhmen, 
als er durch Regensburg zog, gerade der Hansgraf zur Einholung 
entgegengeschickt wurde^*'), so ist dies leicht dadurch zu erklären, 
dals die Interessen der Hanse und der gesamten Bürgerschaft es 
damals in gleicherweise geraten erscheinen Uelsen, Ottokar nicht 
zu erzürnen, ohne sich doch bei dem von ihm angegriffenen Herzog 
Ton Bayern allzusehr zu kompromittieren. Auch mochte der da- 
maUge Hansgraf, vieUeicht weil dem Könige schon persönUch be- 
kannt, zu der schwierigen Aufgabe, die Verhandlung mit ihni zu 
führen, besonders geeignet erscheinen. Dagegen wurde ein Versuch 
Rudolfs Ton Habsburg, mit Umgehung der yerfassungsmälsigm 
Gemeindeorgane Regensbnrgs direkt von den Kaufleuten eine 
Steuer zu erheben, von dem Rate verhindert; ausdrückUch Uefs 
dieser sich von dem Könige versprechen, die diesbezügUche Ver- 
ordnung aulser Kraft zu setzen und nie zu wiederholen.^*’) Mag 
hier auch die Höhe der geforderten Abgabe, welche sich auf den 






\ 




«) S. Anh. Nr. 3. 

^ Gemeiner I S. 556. 

«) S. S. IX p. 650. 

Urk. Rudolfs vom 7. Dez. 1279 (Gemeiner 1 S. 412 Note); Statu- 
tum illnd quod de recipiendo a qiübuscummiemM^^ partem octavam 
mercimoniorum omninm statuisse dinoscimnr, quoad eos presentibus irri- 
tamus, promittentes bona fide, quod nullo tempore in antea ipsos cires R. 
aliquibuB novis statutis, qualitercunque ordinata fuerint, volnmus pre- 
grauare, sed eos ab illis, si qua 6erent statuta, liberos prorsus esse volumus 
et exclusos. Vgl. Zeumer, Die deutschen Städtestenem (Leipz. 1878), S. 131 
n. 129. 

Koehne, Du Hansgrafenamt. ^ 
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achten Teil des gesamten Handelsgutes belaufen sollte, zum Wider- 
stande der Stadt beigetragen haben, jedenfalls bleibt es bemerkens- 
wert, dafs der Versuch, die Kanimannschaft direkt zu besteuern, 
yom Königtum nicht mehr wiederholt wurde, während es doch 
an die Städte fortwährend mit neuen Geldforderungen herantrat.**) 
Damit hängt es deim auch eng zusammen, dals sich der städtische 
Rat in den ihm von den deutschen Herrschern erteilten Urkunden 
öfters Beschränkungen der Funktionen der Hanse respektive der 
hansgräflichen Amtsgewalt versprechen He&*^); allein der Umstand, 
dafs solche Einschränkungen fast durch das ganze dreizehnte Jahr- 
hundert hindurch, und zwar in verschiedener Form wiederholt 
werden, spricht deutlich dafür, dafs diese Bestimmungen wenig 
Wirksamkeit besafsen. Noch klarer geht dies daraus hervor, dals 
sich selbst aus diesen dem Schöfiensenate oder Rate erteilten Privi- 
legien schliefsen lälst, dafs die Amtsgewalt des Hansgrafen am 
Ende des dreizehnten Jahrhunderts gröfser als am Anfänge des- 
selben war. In den 1207 und 1230 von Philipp von Schwaben 
\ und Friedrich H. erteilten Privilegien wird diesem Vorstande der 
Hanse noch jede obrigkeitliche Thätigkeit innerhalb der Stadt 
untersagt; der von Rudolf I. herbeigeführte und ausdrücklich be- 
stätigte**) Schied von 1283 beschränkt hing^en die „Gewalt“ des 
Hansgrafen und der Hanse/ auf GroJshandel und Stralsenweseiv be- 
^ treffende Angelegenheiten.*^) Der Zuerkennung des Hoheitsrechtes 

über Handelssachen entspricht es, dals die Hanse 1311 Ordnungen 
für die Angehörigen der Handelshilfsgewerbe, Unterkäufer, Schifb- 
leute. Fertiger, Wäger, Ohmer und Schroter erliefe**); aus der 
Beaufeichtigimg des Wegewesens, speziell auch der Wasserstrafeen, 
entsprang das Recht, 1373 Verordnungen über Schif&mühlen und 


S. Zeumer, a. a. 0. 

S. die Urkunden von 1207 (oben Note 6), 1280 (oben Note 7) und 
1281 (Gemeiner I 415, vgL unten Note 54). 

SS) Dali Rudolf von Habsburg den Schied herbeifahrte, sagt die Urk. 
selbst (Gemeiner I S. 414). Er bestätigte den Schied 1281 Juli 6 (Reichs- 
arch. zu Mfincben R. R. fase. 8, vgl. Gemeiner I S. 416). 

s<) Gemeiner I S. 415: und sol der (Hanegraf) auch anders nichtes 
ge Walt haben in der Stat danne umbe dev g|!s.chäfte, dsv sie habent ze 
handeln umb die strazze. S. auch die dann folgende, oben Note 29 
gedruckte Stelle. ■' 

«) ibid. I 479. 
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Flölsereibetrieb zu erlassen.^') Als Erweiterung der der Hanse 
seit dem Schied von 1281 zustehenden Rechte kann es aber be- 
trachtet werden, dab sie 1313 auch den Krämern eine Ordnung 
gab^^), während 1281 ihre Kompetenz doch ausdrücklich auf den 
Orolshandel beschränkt wurde.^^) Namentlich der Umstand, dals 
die Hanse dem Rate die für den Betrieb seiner auswärtigen Politik, 
speziell auch der Vertretung der städtischen Ehindelsinteressen nötig 
werdenden Geldsummen vorstreckte^^), muiste ihre Macht erweitern. 

Es ist schon erwähnt, dafs der Genossenschaft dafür die Erhebung 
von ZöUen gestattet wurde.'"’) Mit den von der Hanse der Stadt 
geleisteten Vorschüssen hängt es auch wohl zusammen, dals die 
„Herren in der Hans‘^ Mai 1333 bei der Rechnungslegung der 
städtischen Beamten zugezogen wurden.^^) Welche Bedeutung 
damals die Hansegenossenschaft in der Stadt besafs, erkennen wir 
daraus, dafs in einer Urfehdeurkunde von 1330 Mai 1 Kon^ 
Prunnhofer bekannte, wegen der ihm zugefügten Bufse „Friedrich 
von Aue dem Propst, Berthold Paulser, dem Hansgrafen 
vmd bei den Rät en auf dem Haus und i n der Hanse, sowie ^ 
überhaupt der ganzen Regensburger Bürgergemeinde“ keinen Schaden 
znfügen zu woUen.*^) Hansgraf und Bat in der Hanse werden 
also geradezu zu den die Bürgerschaft repräsentierenden Koliken 
gerechnet Die Jahre 1330 — 1333 sind aber diejenigen, in welchen 
in Begensbu]^ die gewerbetreibende Bevölkerung die Ratsherr- 
schaft nicht ohne Erfolg angriff.'’^) Freilich trat schon 1334 eine 
vollständige Reaktion ein^^), welche das alte Ratsregiment mit 
geringen Änderungen wiederherstellte und auch die Erweiterung 


M) ibid. n 171, 172. 
ibid. I 479. 

VgL im Citat oben Note 29 : „dev geechäfte dev sie habent ze 
handebi uf dem Lande und uf der strazze“ mit dem oben S. 12, 13 

AusgefÜbrten. ' » 

s») Vgl. oben S. 16, 17. 

W) ibid. 

**) Gemeiner I 563. 

SS) Httnch. Rcbsarch. R. R. fase. 43. 

*8) Gemeiner I 544£; Arnold V. Gt-H S. 397 ff.; von Maurer 
n 579. 

SS) Gemeiner I 566; Arnold V. G. II 398. 

2 » 
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der Kompetenz der Hanse wieder einschränkte.^^) Ausdrücklicli 
wurde damals mit Berufung auf den Schied von 1281 vom Rate 
festgesetzt, dals Hansgraf und Hanse sich nur um Handel, Land- 
uud Wasserstralsen bekümmern sollten. Ja, die Ratsherren wollten 
auch untersuchen, ob der Hanse in der That ein AuMchtsrecht 
über die Pfefferwage, sowie über Goldstreicher, Unterkäufer, Ohmer 
und Schroter, welche auch in die Hanse gefordert würden, zu- 
komme. Ob diese Untersuchung wirklich stattgefunden, ist 
nicht überliefert. Jedenfalls kann aber als sicher angesehen werden, 
dals, wie 1266 der Versuch der Hanse, in direkte Verbindung mit 
der obersten Reichsbehörde zu kommen, so im vierzehnten Jahr- 
hundert das Streben des „Rates der Hanse“, an der Stadtregierung 
teilzunehmen, dauernde Erfolge nicht zu erreichen vermochte. Da- 
gegen behielt die Hanse nicht nur die Aufsicht über die Handels- 
hil&gewerbe, sondern ihre Vertreter, Hansgraf und Rat der Hanse, 
haben auch im Laufe der Zeit die Polizei über das gesamte Hand- 
werkswesen erlangt. Freilich fallen die ältesten Quellenzeugnisse 
von Erfolg solchen Strebens erst in das fünfzehnte Jahrhundert; 
sie werden daher im nächsten Kapitel ihre Besprechung finden. 

Dagegen erübrigt es hier noch einmal auf die Stellung und 
die Kompetenzen des Hansgrafen zurückzukommen, zumal da ein 
wichtiger Teil der letzteren, die Thätigkeit des Hansgrafen auf 
auswärtigen von den Regensburgern besuchten Märkten, noch nicht 
besprochen ist. Es kann als festgestellt gelten, dals der Hans- 
graf der — mindestens seit 1281 gänzlich frei gewählte — Vor- 
steher der Regensburger Grolskaufleute ist. In dem genannten 
Jahre wurde von dem die inneren Zwistigkeiten beilegenden Schieds- 
gerichte auch verordnet , dals der Hansgraf beim Amtsantritt 
schwören sollte, der Hanse in guter Treue gemäfs den Bestimmungen 
des damals ergangenen Schiedsspruches zu dienen.**’) Es läfst sich 
annehmen, dals er vorher auf den Dienst dieser Genossenschaft 
ohne weitere Beschränkimgen vereidigt wurde. Was den Stand 
des Regensburger Hansgrafen betrifft, so werden die Hansegenossen 
wohl einem aus ihrer Mitte diese Beamtung übertragen haben; 

65j von Froyberg V 119. 

**) Gemeiner I S. 415: und swenn man den Hanegraven nimt, so 
soll er des sin triw geben, daz er der Hanse pfleg mit guten triwen als ez 
bie gescbriben ist. 
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jeden&lls gehörte er der Regensburger Bürgerschaft an.^^) Wird 
der 1238 als Hansgraf erwähnte „Gerhardus inter rasores“ sechs 
Jahre früher unter den ministeriales ecclesie genannt^^), so >wird man 
hieraus nicht mit Gfrörer^’’) schliefsen dürfen, da& die Regens- 
burger Bürgerschaft damals noch von den beiden Stadtherren ab- 
hängig war, oder dals die Mehrzahl der Hansemitglieder ans Mini- 
sterialen bestanden haben wird. Wie in anderen Städten, so 
mochten vielmehr auch in Begensburg mannig&che geschäftliche 
Interessen den Eintritt in die Ministerialität Rkr einzelne Eaufleute 
vorteilhaft erscheinen lassen ans der Thatsache, dafs ein solcher 
Ministerial gewordener EauRnann von seinen Genossen zum Hans- 
grafen erwählt wurde, kann keine Folgerung auf Abhängigkeit 
des Hansgrafen von der Eirche gezogen werden. Mitunter ge- 
hörte der Hansgraf dem Rate an, wie es speziell für 1255, 1325, 
1342 und 1400 bezeugt ist^^); doch scheint dann nur eine zu- 
fällige Eumnlation zweier Ämter stattgefnnden zu haben. 

bezüglich der Funktionen des Hansgrafen ist bereits erwähnt, 
dafs er die Genossenschaftsversammlung berief und leitete, sowie 
dafs er mit ihrer Zustimmung Strafsatzungen erliefs'^^*); ganz analog 
wird seine Stellung zu dem im vierzehnten Jahrhundert hervor- 
tretenden Ausschüsse der Genossenschaftsversammlung, dem Rate 
der Hanse, gewesen sein. Aus späteren Verhältnissen lälst sich 
auch schliefsen, dafs der Hansgraf unter Zuziehung des Rates der 
Hanse die Buisen wegen von ihm erlassener Strafsatzungen ver- 
hängte. Ob der Hansgraf in den zur Eompetenz der Hanse ge- 
hörigen Prozessen^®) nur den Vorsitz führte oder selbständige Ent- 

Mon. Boic. XI 357; „Gerhardo hansfpravio civi Ratispo- 
nensi“ und Quell, z. bayer. Gesch. V S. 137. 

68) S. Ried I p. 383 Nr. 398 u. p. 366 Nr. 382. 

69) S. 48. 

Vgl. meine Arbeit über Ursprung der Stdtvrfssng. S. 63ff. ; von 
Inama-Sternegg D. W. II S. 105. 

71) Ried I Nr. 466 p. 443; Gemeiner I 535, U 29, 30, 349. 

79) Für manche Jabre lälst es sich nämlich festitellen, dals der Hans- 
graf nicht dem Rate angehörte; vgl. z. B. die Aufzählung obrigkeitlicher 
Personen des Jahres 1333 (Gemeiner I 563). 

79 ») S. oben S. 13 mit Note 29. 

79) Berichte über später herrschende VerUlltnisse, sowie die Analogie 
des aus anderen Orten überlieferten machen es in hohem Grade wahr- 
scheinlich, dals auch in Regensburg die dortige Hanse — ganz abgesehen 
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Scheidungsgewalt hatte, darüber ist aus dieser Zeit nichts berichtet. 
Dagegen ist es sicher, dafs der Hansgraf wenigstens im zwölften 
und dreizehnten Jahrhundert die Kaufleute auf ihren Handels- 
fahrten begleitete und auf den fremden Märkten eine Gerichts- 
barkeit über sie übte. Namentlich folgt dies aus einer Urkunde 
König Heinrichs, des Sohnes Kaiser Friedrichs U.; h ier wird den 
Rege nsburgern und ihreni ..ft rafen“ auf der Messe zu Würzburg 
alle „öerichtsbarkeit“ and Freiheit eingeräumt, welche sie auf den 
Märkten zu Frankfurt und Werde besitzen Aufserdem sorgte 
/^^der Hansgraf auf fremden Märkten auch dafür, dafs die den Regens- 
burgern erteilten Rechte nicht verletzt, insbesondere auch die durch 
Privileg oder gewohnheitsrechtlich festgestellte Zollhöhe nicht über- 
schritten wurde.'^^) Aus einer Urkunde Ottokars von Steiermark 
1191^®) geht hervor, dafs der Hansgraf nach Schlufr der bei Enns 
abgehaltenen Märkte sich mit den landesherrlichen Zollbeamten 
an den Hafen begab und der Verzollung der Schi&rückfrachten 
beiwohnte natürlich zu dem Zwecke, um seine Landsleute vor 
Benachteiligung zu bewahren. Von neueren Forschem^®) wird 
auch — freilich ohne dafs ersichtlich ist, nach welcher Quelle — 




von der sofort zu besprechenden Thätigkeit des Eansgrafen auf fremden 
Märkten — schon früh jurisdiktionelle Funktionen besais. Da aber die 
älteste Quellenstelle, in der von denselben die Rede ist (von Freyberg 
T S. 40), erst dem Ende der hier betrachteten oder dem Anfänge der nächsten 
Periode angehSrt, so sei es gestattet, die ganze Rechtssprechung der Hanse 
erst im folgenden Kapitel im Zusammenhänge mit den späteren Nachrichten 
über diesen Gegenstand zu betrachten. 

1 *) B-F 4078, Mon. Boic. XXX a p. 152 Nr. 685: Preterea noveritis, 
quod omne iudicium et libertatem, quemadmodum in aliis nundinis habere 
dinoscimini, vobis e t comiti v estr o in ante ^iotiB n u ndinis con ferimus. 

’®) Vgl. die oben Hole ü citierte Stelle aus dem Privileg Philipps von 
Schwaben. 

Publiziert von von Meiller in Arch. f. K. österr. Gschtsqu. X 
(Wien 1858) S. 92, aufserdem auch von Plato S. 25 ff. Die Urkunde selbst 
(jetzt Münch. Reichsar. R. R. fase. 1) führt das Datum 1101, das aber nach 
dem als Aussteller genannten Fürsten und nach dem Zusatz der Datierung 
„primo anno Imperii Heinrici Imperatoris“ in 1191 zu verwandeln ist. 

’’) A. a. 0.: Peracto vero foro et ibidem navibus oneratis comes 
Ratiraonensis cum iudicibus de villa ad p ortum veniens a nautis inquirat, 
quid queque naVis terat. 

’®) Falke, Gesch. d. deutschen Handels (Leipz. 1859) 1 S. 74, und 
offenbar ihm folgend Gengier, Stadtrechtsalt. S. 463. 
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berichtet, dafs der Hansgraf „mit dem Marktechiff der Regens- ) 
bnrger“ donauabwärts noch über Enns hinaus bis nach Belgrad 
gefahren sei. In Enns habe er „am Stucken“, in Wien im Hof 
der Regensburger, in Altofen und Baja unter freiem Himmel zu 
Gericht gesessen und dabei „in Handelsstreitigkeiten seiner Lands- 
leute eine wirkliche, für andere deutsche Marktbesucher auf deren 
Antrag eine schiedsrichterliche Thätigkeit“ ausgeübt. Bleibt es 
ungewils, ob diese Nachrichten auf zeitgenössische Quellen zurück- 
gehen^^, so ist nach den erwähnten Urkunden doch unzweifel- 
haft, dafs der Hansgraf sich wirklich auf fremde Märkte begeben 
bat, um dort die Regensburger Kaufleute gegen Zollbedrückungen 
zu schützen und unter ihnen entstehende Streitigkeiten zu ent- 
scheiden. Freilich war der Handel Regensburgs zu ausgebreitet**®), 
als dafs der Hansgraf auf allen von den Kaufleuten seiner Stadt 

70) Es sei bemerkt, dafs weder die Regensburgischen Historiker Plato, 
Gampelzhaimer, Gemeiner, Jauner, Gfrörer etc. etwas von dem 
Aufenthalt des Hansgrafen auf anderen fremden Märkten als dem zu Enns 
wissen, noch auch Oherleitner in dem Aufsatz: „Die Stadt Enns im 
Mittelalter“ (Arch. f. E. öst. 6q. XXYII) davon spricht, dafs der Regens- 
burger Hansgraf daselbst „am Stucken“ seine Gerichtsbarkeit geübt. Im 
Widerspruch mit der Ansicht, dals der Hansgraf in Belgrad über die Regens- 
burger zu Gericht gesessen, stehen Hejds Gesch. des Levantehandels Bd. II 
(Stuttg. 1879) S. 716, 717 gegebene Ausführungen, dafs die Kaufleute von 
Regenshurg und Wien ihre Handelsfahrten nach Ungarn überhaupt nicht 
bis nach „Serbien, Bulgarien“ etc. ausgedehnt. Die Annahme einer schieds- 
richterlichen Thätigkeit des Regensburgischen Hansgrafen beruht aber viel- 
leicht nur darauf, dafs in dem den Regensburgern 1191 erteilten Privileg 
auch die Höhe der Zölle für die Eaufleute aus Köln, Aachen, Mastrich etc. 
bestimmt ist und es am Schlüsse heilst: Preterea initium fori debet esse 
feria secunda diebus Rogationum, finis einsdem in vigilia Pentecosten, quod 
si factum non fuerit, Ratisponenses in C librarum estimationem mihi 
tenebuntur. Von den von Gemeiner I S. 282 Note daran geknüpften Ver- 
mutungen: „Es scheint, der Hansgraf von Regensburg hatte in der Markt- 
zeit zu Ens über alle fremden Eaufleute eine Art von Gerichtsbarkeit, und 
mulste für die Rechte und Abgaben“ derselben „gut stehen“, ist erstere 
sicher in den Quellen nicht begründet. Auch kann aus der wohl nur die 
Überschreitung der Marktzeit betreffenden Strafandrohung gewils nicht mit 
Gengier a. a. 0. geschlossen werden, dals der Hansgraf „allmählich die 
ausgedehnte Autorität eines Generalaufsehers über den gesamten südöstlich- 
deutschen Donauhandel“ erlangte. 

®®) Vgl. darüber i. allg. Riezler, Gesch. Bayerns I (Gotha 1878) 

S. 778. 
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besuchten Märkten hätte anwesend sein können. Anch weist der 
Umstand, dafs er nicht gerade selten, nnd zwar zn allen Jahres- 
zeiten in den Zengennnterschiiften zn Begensbnrg ansgestellter 
Urkunden auch während des dreizehnten Jahrhunderts erwähnt^^) 
wird, darauf hin, dafs man die Any^hl der von ihm regelmäfsig 
besuchten Märkte nicht überschätzen darf. Aus dem vierzehnten 
Jahrhundert liegen keine Zeugnisse für den Besuch auswärtiger 
Märkte seitens des Hansgrafen mehr vor. 

Fassen wir jetzt zum Schlufs noch die Hauptergebnisse dieses 
Kapitels unter Berücksichtigung der in der Einleitung aufgestellten 
Probleme kurz zusauunen. 

Zweifellos stand das Regensburger Hansgrafenamt mit einer 
als „Hanse“ bezeichneten Eaufmannsgenossenschaft in enger Yer- 
bindung. Mit an Gewifsheit grenzender Wahrscheinlichkeit lälst 
sich annehmen, dais der dortige Hansgraf, der später von jener 
Genossenschaft frei gewählt wurde, ursprünglich von den Regens- 
burger Stadtherren oder einem derselben bestellt wurde, oder dals 
wenigstens seine Wahl von ihnen bestätigt werden muiste. 

Die Regensburger Hanse selbst bestand aus den dortigen Grofs- 
händlem. Dagegen gehörten die Krämer ursprünglich nicht zur 
Hanse und standen auch nicht unter dem Hansgrafen; doch gelang 
es den Vorstehern der Hanse, auch diese Kleinhändler und die 
Hilfsgewerbe des Handels ihrem Yerordnungsrechte zu unterwerfen. 
Dagegen ist die anfangs imter den Funktionen des Hansgrafen 
ganz besonders hervortretende Begleitung der Regensburger Kauf- 
leute auf fremde Märkte, auf denen er für sie die Verhandlungen 
mit fremden Behörden führte und über sie Jurisdiktion übte, 
mindestens seit der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts 
nicht mehr nachweisbar. 

Dafs durch das Hansgrafenamt die Entstehung der freien 
Stadtverfassung in Regensburg wesentlich gefördert sei, lälst sich 
nicht sagen; nur wird der Umstand, dafs die Stadtherren früh 
jeder Teilnahme an der Ernennung des Hansgrafen verlustig gingen. 

Der Aufenthalt des Hansgrafen in Begensburg ist bezeugt 1. Mai 
1238 (Ried I p. 383 Nr. 398), 5. Sept. 1255 (Wittmann, Qu. z. bajr. Gesch. 
V S. 137), 22. Nov. 1244 (Freyberg V S. 92) und August 1266 (8. S. IX 
p. 650, vgl. Boehmer, Reg. Imp. ab anno 1246 usque ad annum 1313 
Stutt. 1844 Addit. p. 441). 
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den Einflufs dieser Fürsten in der Stadt bedeutend Termindert 
haben. Dagegen hat die Ernennung des Hansgrafen in der von 
uns hier betrachteten Periode jedenfalls nicht dem Rate, dem 
eigentlichen Repräsentanten der städtischen Selbständigkeit, zu- 
geetanden, und es ist sogar ein gewisser Gegensatz zwischen dem 
Rate und der Hanse wahrzunehmen. In diesen Streitigkeiten hat 
der Rat die Versuche der Hansevorsteher, in direkten Verkehr mit 
der Reichsregiemng zu gelangen und in den Kreis der die Stadt 
repräsentierenden und regierenden Behörden einzudringen, mit Er- 
folg abgewehrt. 



Kapitel 2. 

Das Hansgrafenamt in Begensbnrg seit dem lünCzehnten 
Jahrhundert. 

Das fünfzehnte Jahrhimdert ist insofern für die Geschichte 
des Regensburger Hansgrafenamtes von wesentlicher Bedeutung, 
als dieses Institut von jener Zeit an bis zu seinem Untergänge 
ganz andere Züge trägt, als früher. Doch wird es nicht sowohl 
an Mängeln in unserer Überlieferung, als an dem allmählichen 
Gange der Entwickelung selbst liegen, dafs sich für den Eintritt 
dieser Veränderungen kein bestimmtes Jahr angeben lälst. Es 
wiesen z. B., um hiervon auszugehen, schon die Regensburger 
Kaiserprivilegien des dreizehnten Jahrhunderts darauf hin^), dals 
Hansgraf und Hanse ihre Rechte auszudehnen, der Rat dieselben 
zu beschränken suchte. Da der Rat aber aus den inneren Kämpfen 
siegreich hervorgegangen war und Regierung und Repräsentation 
der Stadt für sich bewahrt hatte, so konnten seitdem die nun 
dem Rate untergeordneten Hansebehörden ihre Kompetenzen un- 
gehindert erweitern. Ebenso sind auch andere im fünfzehnten 
Jahrhundert nachweisbare Veränderungen in den Verhältnissen der 
Hanse wohl als Abschlufs einer langen Entwickeltmg zu betrachten. 
In dieser Weise haben wir z. B. die Thatsache zu erklären, dafs 
die Genossenschaftsversammlung der Hanse, die noch 1334 nach- 
weisbar war^, sich seitdem gar nicht mehr erwähnt findet. Werden 

') S. voriges Kapitel S. 18. 

*) ibid. ru Note 30. i r ^ 
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schon in der zweiten Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts in Er- 
lassen der Hanse neben dem Hansgrafen nur die „Herren in der 
Hans“ oder „der Rat der Hans“, nicht mehr die „Gemeinde der 
Hans“ genannt, so ist dies später ausnahmslos der Fall; nur werden 
fQr die erwähnte Zwölferkommission die Bezeichnungen „Beisitzer 
der Hans“ oder „des Hansgerichts“ und „Hansgerichtsassessoren“ 
üblich. Besonders hervorzuheben ist, dals in den seit Mitte des 
sechzehnten Jahrhunderts überlieferten Ordnungen für Hansgrafen 
und Hanse der Genossenschaftsversammlung nicht mehr gedacht 
wird.^) Gerade diese Ordnungen setzen nämlich für den Hans- 
grafen und die Beisitzer des Hansgerichts regelmäfsigen und pünkt- 
lichen Besuch der Hansesitzungen, sowie vorwurfsfreies Benehmen 
in denselben fest^), während derartige Vorschriften für die Ver- 
SEunmlung der Hausgenossen, für welche sie doch infolge der 
grösseren Anzahl der Anwesenden viel nötiger gewesen wären, in 
diesen Ordnungen durchaus fehlen. Dies k ann als sicheres Zeichen 
dafür betrachtet werden, dals Zusammenkünfte d er ganzen Regens- 
burger Kau faann achaft damals nicht mehr stattfanden. 



auch die früher ihr zustehende®) Wahl des Hansgrafen an andere 
Organe gekommen sein. Direkte Auskunft, wer seit jener Zeit 
den Hansgrafen bestellte, geben die Quellen nicht. Dagegen läfst 
sich in dieser Frage vielleicht durch folgende Thatsache Licht 
schaffen. Ein im Münchener Reichsarchiv befindliches, 1428 an- 
gelegtes Verzeichnis wichtiger Vorkommnisse in der Hanse nennt 
für jedes Jahr neben dem Namen des Hansgrafen und der Hanse- 


^ S. z. 6. die ca. 1550 verzeichneten Ordnungen der Stadt Regens- 
burg (München. Beichsarch. Beichst.-Regensb. Nr. 384 fol. 276). Eine spätere, 
inhaltlich meist übereinstimmende, Form ist in Jäger, Jur. Mag. II S. 38 ff. 
publiziert. 

<) Jäger, a. a. 0. § 1, 2, 7, 8, 9. 

i) Dals in den erwähnten Ordnungen, wenn sie auch von „Hausver- 
sammlungen“ (s. z. B. § 5) reden, doch stets nur Zusammenkünfte des Hans- 
grafen und seiner Beisitzer gemeint sind, geht zweifellos auch aus § 4 
(Jäger a. a. 0. S. 40) hervor, wo ungeachtet des Titels „Straff derjenigen, 
so zu rechter gewöhnlicher Hannszzeit die Hannsz nicht besuchen“, nur 
von Bestrafung der „Bejsitzer der Hannsz“ die Rede ist. 

*) Vgl. voriges Kapitel S. 9. 

’) B. Reg. Nr. 552 fol. 1, 7 etc. 
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herren noch vier als Wähler („Weier“) bezeichnete Personen, bei 
zweien mit dem Zusatze „vom Eat“, bei zweien „v on der Geme in“. 
Unter „Qemein“ ist hier natOrlich nicht etwa mehr die Gemein de, 
d. h. die OenossenschaÄeversammlung der Hanse, wie es in 
früherer Zeit der Fall war*), sondern die Gesa mtheit der B ürger, 
respektive ein vom Rate bei wichtigen Verhandlungen zugezogener 
Bürgerausschuis zu verstehen; wie auch die „Wähler vom Bat“ 
nicht etwa dem Kolleg der Hanseherren, das ja auch früher als 
„Rat in der Hans“ bezeichnet wurde, sondern dem städtischen 
Rate angehören. Wie nun diese zur Wahl des Hansgrafen be- 
rechtigten Vertreter von Rat und Gemeinde bestellt wurden und 
wie lange sich diese Art der Wahl des Hansgrafen erhielt, kann 
infolge der Dürftigkeit des gedruckt vorliegenden Quellenmaterials 
nicht festgesteUt werden. Nur so viel wird für diese Periode als 
sicher gelten dürfen, dafs der Hansgraf in ihr mittelbar oder un- 
mittelbar von den Stadtbehörden, nicht mehr aber von der Hanse 
als bis zu gewissem Grade autonomen Genossenschaft gewählt 
wurde.*) Dagegen hat man aller Wahrscheinlichkeit nach insofern 
bis in die letzten Zeiten des Regensburger Hansgrafenamtes an 
bereits in der früheren Periode bestehenden Einrichtungen der 
Ganse festgehalten, als der Hansgr af jährlich neu gewä hlt wurde, 
die Hanseherren hingegen sich selbst ergänzt und lebenslänglich 
im Amte geblieben zu sein scheinen. AJs ein Überbleibsel aus 








®) VgL voriges Kapitel S. 9 ff. 

Zu bemerken ist jedoch, dafs in der Zeit vom 18. Juli 1486 bis zum 
14. Juni 1492, in welcher Regensburg bayerische Landstadt war [vgl. über 
diese Periode seiner Geschichte jetzt die recht instruktive Darstellung 
Striedingers in Vrh. d. hist. V. f. Oberpf. u. R. Bd. 44], der Herzog von 
Bayern das Recht der Bestätigung des Hansgrafen hatte. Ygl. Strie- 
dinger a. a. 0. S. 84 und bes. Abt. 2 S. 102. Nach den Ausführungen dieses 
Forschers mufs der Hansgraf damals, also auch — da keine weiteren Ver- 
abredungen bezüglich der Bestellung des Hansgrafen bei Gelegenheit des 
Überganges der Stadt an Bayern getroffen wurden — schon vor dieser Zeit 
vom Rate gewählt worden sein. Dagegen bestand zur Einsetzung der 
jährlich neu bestellten Beamten, darunter auch des Hansgrafen, am Ende 
des achtzehnten Jahrhunderts in Regensburg ein besonderes „Wahlamt“ 
von neun Personen, von welchen drei dem inneren, drei dem äufseren Rate 
und drei der Bürgerschaft angehörten. S. Normann, Geogr. u. hist. Hand- 
buch der Länder- u. Völkerkunde, Bd. I Abt. 5 (Hamburg 1787) S. 2576, 2577 
und danach Jäger, Jur. Magazin III S. 282. 
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alter Zeit kanu wohl auch die Thatsache betrachtet werden, dais 
noch im achtzehnten Jahrhundert „jeder angehende H anfa-H err“ 
„seinen Mitassessoren“ nach altem Herkommen „eine Mahlzeit geben 
mufste“ *®); war doch eine derartige Sitte bekanntlich vielfach 
unter den Vorständen mittelalterlicher Kaufmannsgenossenschaften 
üblich. 

Bezüglich der Kompetenz des aus dem Hansgrafen und diesen 
zwölf Beisitzern bestehenden Hansgerichtes kommt man durch eine 
Sammlung der einzelnen QuellensteUen ans dem fünfzehnten bis 
achtzehnten Jahrhundert, welche in dieser Beziehung Aufschlnls 
gewähren, zu einem ähnlichen Ergebnis wie durch einen Artikel 
der Wachtgedingsordnung von 1746. Dieses alljährlich durch 
Vorlesung neu publizierte Edikt, das gewissermafsen als Staats- 
grundgesetz Regensburgs in jener Zeit angesehen werden kann 
sagt in Kap. IV § 3 : 

,4)em verordneten Hanfsgericht sind untergeben aUe zur Hand- 
lung und Execution guter Policey gehörigen Falle, ferner die 
Handelsleute und Crammer wie auch der Handwerker Ordnungen 
desgl. aller Kauf und Verkauf auf dem Markt und bey den Handels- 
leuthen.“ — . 

Denmach lassen sich die Funktionen des Hansgerichtes in 
jurisdiktionelle und administrative teilen. Zugleich ist zu bemerken, 
dafs sowohl die richterliche als die Verwaltungsthätigkeit dieser 
Behörde sich nicht nur auf den Handel, sondern auch auf das 
ganze Gewerbewesen erstreckte, und dals das Hansgericht auiser- 
dem auch für die vom Rate erlassenen wohlfahrts- imd sitten- 
polizeilichen Gesetze zu sorgen hatte. Eine Erörterung der wich- 
tigsten Bestandteile der Thätigkeit des R^ensburger Hansgerichtes 
in der hier betrachteten Periode wird zeigen, dafs die meisten der 
in der erwähnten Verordnung von 1746 dieser Behörde zugeschrie- 


10) HanggerichtBordmmg § 12 (Jäger II S. 46). 

Vgl. Jäger, Jur. Mag. IV 8. 3, Schratz in Verh. Bd. 37 S. 186. 

>*) Verh. Bd. IX 8. 108ff., vgl. auch Bd. 37 a. a. O., sowie Alb. Christ. 
Eayser, Versuch einer kurzen Beschreibung der Beichsstadt Regensburg 
(Regensburg 1797) 8. 19. Derselbe nennt unter den städtischen Behörden 
seiner eigenen Zeit: ,J)as Hansgericht mit dem Hansgrafen als FiAses und 
zwölf Assessoren. Wahlamt, zu welchem die Handels-, Handwerks- und 
Folizeisachen gehören“. 
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benen Befugnisse fUr dieselbe schon im fbnfzehnten, alle aber 
wenigstens im siebzehnten Jahrhundert nachgewiesen werden können. 

Obgleich aus ältester Zeit nur für die Gerichtsbarkeit des 
Hansgrafen über die Mitglieder der Hanse auf auswärtigen Märkten 
Zeugnisse vorliegen, so dürfte doch — abgesehen von der Analogie 
des aus anderen Orten überlieferten — auch infolge der späteren 
Entwickelxmg anzunehmen sein, dafs der Hsnsgraf auch in Regens- 
bui^ selbst eine Gerichtsbarkeit über alle Hansegenossen geübt 
hat; da aber alle Groishändler zu den Hanseversammlungen kommen 
mulsten und im Laufe des dreizehnten und vierzehnten Jahrhunderts 
auch Krämer und Angehörige der Hilfsgewerbe des Handels der 
Hanse unterworfen wurden, so bildete sich hier geradezu ein 
Spezialgericht für Handelssachen aus. Dafs man eine derartige 
Entwickelung annehmen darf und dals dieselbe bereits 1486 voll- 
endet war, geht daraus hervor, dals sich in jenem Jahre der 
Schultheils beklagte, dafs die Bewohner von Regensburg ihre 
Streitigkeiten „gern auf kauhnännische Sachen hinauslaufen Uelsen, 
damit sie vor dem Hansgericht abgeurteilt würden“.^^ Damit 
stimmt überein, dafs ein undatiertes Rechtsbuch über Regensburger 
Gerichts- und Privatrechtsverhältnisse das seinem Inhalte nach 
dem fünfzehnten, vieUeicht aber auch schon dem vierzehnten Jahr- 
hundert angehört, neben anderen Regensburger Gerichten auch die 
Hanse und eine Anzahl von Prozefsfallen als zu ihrer Kompetenz 
gehörig nennt. Sieht man davon ab, dafs unter ihnen auch 
„Streitigkeiten infolge von Kaufmaimschaft'' als der Hanse unter- 
stellt erwähnt werden, dieser Ausdruck aber aUe anderen gleich- 


Striedinger in Verb. Bd. 48 S. 64, vgl. auch ibid. Abt. 2 
S. 102, 103. 

M) von Freyberg V S. 30 — 55 mit dem Titel: „Dm ist ain Copi 
der Stat-Rechten der mon sich weilent gehalten hat“. Es fehlt noch die 
hSchst dankenswerte quellenkritische Bearbeitung dieses Rechtsbnchee. Nur 
hebt Franklin, Beib^ge z. Gesch. der Reception des römischen Rechts in 
Deutschland (Hannover 1863) S. 65 hervor, dafs dieses „Stadtrechts- und 
Oerichtsbnch“, wie er es nennt, „ganz deutscbrechtlich gehalten“ ist. 

IS) von Freyberg S. 40: So gehOrt daz inj[y,huins, waz daz was ser 
an tri M und dy achs von verdienten Ion und von geseUsc^ft wegen 
und von chaufmanschaft wegen und man sich zewht an dy geswomen 
underchäwffel und umb unrecht gewag umb unrechtz zaichen und mas und 
umb eich, wann man darumb also ze chrieg wirt. 
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zeitig ausdrücklich als ihr unterworfen bezeichneten Falle mit 
nmfafst und noch weiterer Auslegung fähig ist, so kann man wohl 
sagen, dafs jene Stelle nicht alle vom Hansgerichte zu entschei- 
denden Fälle aufzählen, sondern nur die wichtigsten namhaft machen 
wollte. Es werden nämlich noch erwähnt: Streitigkeiten über 
Maise und Gewichte und solche, welche Warenzeichen und Gesell- 
schaft (d. h. wohl Handelsgesellschaften) betreffen; endlich Lohn- 
streitigkeiten, die aus Beförderung zu Lande oder zu Wasser ent- 
springen, und diejenigen Prozesse, bei denen man sich auf das 
Zeugnis von geschworenen Unterkäufem beruft.***) Für das sieb- 
zehnte Jahrhundert ist bezeugt, dals das Hansgericht aniser bei 
solchen Handelssachen auf Anklage einer Partei auch bei Be- 
leidigungen zwischen Handwerksmeistern und -Gesellen entschied, 
wenn Kläger und Beklagter demselben Handwerke angehorten.**) 
Ausreichende Nachrichten über die jurisdiktioneile Kompetenz 
des Hansgerichtee erhalten wir erst durch die sie eingehend regelnde 
JElegensburger Erneuerte Prozefsordnung von 1741“.**) Ausdrück- 
lich wird in derselben die Zuständigkeit jener Behörde bei Streitig- 
keiten über auf dem Markte abgeschlossene Kaufgeschäfte an- 
erkannt*^), sofern „die Sache ohne Weitläuftigkeit und eidhchee 
Zeugen verhör geschlichtet werden“ könne; aufser auf Streitigkeiten 
zwischen Käufern und Verkäufern sollte sie sich auch auf solche 
zwischen ihnen und den dem Hansgrafen untergeordneten Markt- 
knechten beziehen. Belegen sollten sonstige „Käufe“ dem Stadtgericht 
unterworfen sein, es wäre denn, dafs Kaufleute oder Krämer sich 


’*») S. die vorige Note. 

**) Vgl. folgende Stelle der Stadtgeriebteordnung von 1646, aus der 
aueb bervorgebt, daf« sieb diese Jurisdiktion aus der Aufsiebt Ober die 
Handwerker entwickelt batte: Und demnacb das Hanszgeriebt neben Hand- 
habung der Polizei, sonderlicb aneb auf die Handwerker, wie selbige in 
ibren Ordnungen, guter Znebt und Erbarkeit mOgen erbalten werden, 
gebObrende Obaebt zu halten verpflichtet ist, soll der Stadtscbultheifs die 
Injurien und SchmObbändel zwischen Meistern und Gesellen einerlei Hand- 
werk zu entscheiden nicht Macht haben, sondern es sollen solche beim 
Hanszgeriebt abgebandelt werden (Verb. Bd. 87 S. 183 Note 1). 

**) Dies Gesetz, eine neue Bearbeitung der in der vorigen Note citierten 
Gerichtsordnung, ist nach der offiziellen Publikation (Druck von Job. Caspar 
Memmels Seel. Wittib) benutzt. 

1«) Tit. 1 § 4 a. a. 0. S. 3, 4. 
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als Parteien gegenüberständen und der Prozels nach der Kramer- 
Bruderschafts-Ordnung entschieden werden mülste.'®*) 

Wie hier die Scheidung im Einzelfalle noch immer zu Zweifeln 
Anlafs geben konnte, so sind auch die in demselben Gesetze ge- 
troffenen Bestimmungen über den Gerichtsstand bei Prozessen 
zwischen Handwerkern kasuistisch, ohne doch für alle Fälle eine 
Bichtschnur geben zu können.^®) Aufser bei Streitigkeiten zwischen 
Angehörigen desselben Handwerks hatte das Hansgericht nament- 
lich stets dann zu entscheiden, wenn die Entscheidung der Sache 
auf Inhalt und Auslegung der bei dem Hansgerichte aufbewahrten 
„Satzungen, Taxen und Ordnungen“, wie auch auf den „Polizei- 
konstitutionen“, die daselbst auf bewahrt wurden, endlich „auf 
Observanz und Handwerksgebrauch“ beruhte. Ferner sollte das 
Hansgericht bei Streitigkeiten zwischen Angehörigen verschiedener 
Handwerke dann kompetent sein, wenn die Sache ihren Ordnungen 
entspringe. Gleich den Handwerkern wurden auch die Ehefrauen 
und Witwen der Metzger und Fischer behandelt. Dagegen sollten 
Streitigkeiten zwischen Ehefrauen und Witwen anderer Handwerker 
oder solche dieser Frauen mit ihrem Gesinde, selbst wenn es sieb 
um gewerbliche Angelegenheiten handelte, vor das Stadtgericht 
gebracht werden. Ausdrücklich wird endlich noch die Möglich- 
keit von Prozessen, welche „mixtam naturam“ haben, anerkannt 
und in solchen Fällen der klagenden Partei die Wahl des Ge- 
richtes überlassen. '**) 

In allen vor das Hansgericht gehörenden Prozessen war der 
Rat zweite Instanz.^®) Aufserdem mufste jede Sache, deren Yer- 


18») ibid. S. 4, 5. 

1») ibid. g 5—7. 

IH) ibid. § 7. 

8V) ibid. tit. XXm g 2 (S. 109). Dals dies auch schon in früherer Zeit 
der Fall war, geht aus einem Ratsdekrete von 1531 Okt. 18 hervor. Nach 
demselben soll sich niemand mit einer Klage in erster Instanz an den Rat 
wenden, sondern der Klüger hat zunächst den Stadtkümmerer zu benach- 
richtigen und dann die Klage bei demjenigen Gerichte zu erheben, zu 
welchem dieser, wenn der Versuch gütlicher Einigung mifsglOckt sei, die 
Parteien sende (Schultheilsengericht, Hanse, Friedgericht oder Wachtgericht); 
„würde aber yemandt an den obgemeltn undergerichten unpUlig vertzogen 
oder beschw&rdt, der sol nnd mag sich defs für einen erbem Camerer und 
Rate, als die hohem Obrigkeit allhie, wie sich gepürt, beraeffen.“ S. Samm- 
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handlung das Hansgericht schon begonnen hatte, an den Rat ge- 
bracht werden, sobald eidliche Yemehmung eines Zeugen nach den 
ProzeJsgesetzen oder durch den Wunsch einer Partei nötig wurde.*^) 
Neben der Handelsgerichtsbarkeit stand auch die Verwaltung 
des Handelswesens dem Hansgerichte zu. Es führte wie schon in 
der früheren Periode die Oberaufsicht über die Stadtwage, auf 
welcher aUe in der Stadt umgesetzten oder yon dort auszuführenden 
Waren abgewogen werden mulsten.*^ Ferner führte die Hanse 
in dieser Zeit auch die Au&icht über die zur Handelskontrolle 
angesteUten städtischen Beamten, Unterkäufer, Salzmesser, Salz- 
lader, BaUenbinder, Heringschauer etc.; die Zahl derselben betrug 
1428 über fünfeig.*®) Aus dem Jahre 1420 ist eine Verordnung 
des Ebnsgerichtes erhalten, dafs kein Kaufmann, er sei Bürger 
oder Ausländer, ohne Zuziehung der Unterkäufer einen Kauf ab- 
schliefsen, sondern, wenn zum Zustandekommen des Geschäftes 
kein Unterkäufer notwendig gewesen, doch einem solchen die ihm 
zukommende Provision entrichtet werden mufste.*^) Diese Be- 
stimmung wurde 1667 speziell für den Pferdehandel mit der Modi- 


lung derer von einem . . . Stadt Cammerer nnd Rath der . . Stadt Regens- 
burg . . im Druck erlassenen Decreten, welche sowohl mit nützlichen Mar- 
ginalien als auch einem vollständigen Register versehen Deren Verleger 
J. F. E. (Johann Friedr. Karst) Regenspurg 1754 8. 3, 4. Zur Zeit der Unter- 
werfung der Stadt unter Bayern (vgl. oben Note 9) durfte übrigens vom 
Hansgericbt, das damals unter Aufsicht des Schultheifsen gestellt wurde, 
nur an den Herzog appelliert werden, s. Striedinger S. 84. 

S. Prozefsordn. von 1741 § 6 (a. a. 0. S. 6). 

2^) S. Wachtgedingsordnung von 1746 Kap. V § 3 Nr. 6: Da auch Gern. 
Stadt Waag besagtem Gericht (nämlich dem Hansgericht) untergeben ist; 
So wird ammit den Handelsleuthen , Crammem, Zinngielsem, Enpfer- 
scbmieden, Fragnern, Metzgern und andern bey ernstlicher Straffe und Ver- 
lust der Waaren gebotten, dais in ihren Waagen je etwas, das nicht bei ihnen 
selbst erkaufft wurde, nnd über 6 Pfd. beträgt, . . . nicht gewogen, sondern 
aUee zu Gern. Stadt und öffentl. Waag gebracht und daselbst abgewogen 
werde; .... ist hiebey wohl zu merken, dafs kein Guth oder Waare von 
hier verschickt werden soll, das nicht zuvor auf Gern. Stadt Waag abge- 
wogen worden, .... (Verb. Bd. IX S. 110, 111). Vgl. die Bestimmung aus 
dem Jahre 1412 bei Gemeiner II S. 402. 

SS) Dies gebt aus dem oben S. 28 zu N. 7 erwähnten Verzeichnis über 
wichtige Vorkommnisse in der Hans hervor. 
s<) Gemeiner II S. 435. 
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fikation wiederholte^), dafs, wenn der für den Pferdeverkauf be- 
stellte Makler zur Zeit des Abschlusses des Geschäftes nicht an- 
wesend sein könne oder wolle , derjenige, in dessen Hanse das 
Geschäft Torgenoimnen würde, den Unterkanf fordern and ihn 
dem Unterkänfer überliefern solle. Dem Umstande, dafs diesem 
aufgegeben war, das Geld „treulich in die rerordnete Büchse“ zu 
legen und der Hanse vierteljährlich zu übergeben, ist zu entnehmen, 
dafs die Unterkäufer zu jener Zeit wohl festes Gehalt bezogen, 
dagegen die empfangene Provision an die Hanse abliefem mnfsteiL 
Unter Aufsicht der Hanse blieb mindestens bis zum fünf- 
zehnten Jahrhundert auch der Saizhandel.^**) Dies zeigt z. B. eine 
Verordnung von Hansgrafen und Hanseherren aus dem Jahre 1403. 
Dieselben setzten damals fest, dafs das Abladen des Salzes und 
das Füllen der Salzscheiben durch von der Hanse vereidete Beamte 
zu geschehen habe^^); sollte diese Arbeit dennoch durch einen der 
Kaufleute oder ihrer Angestellten vorgenommen werden, so mulsten 
die „verordneten Salzfüller“ es dem Hansgrafen anzeigen. Auf 
diese Weise verhinderte man, dafs Salzscheiben von ungenügender 
Quantität und Qualität verkauft und dadurch das Vertrauen zu 
ans Begensburg kommender Ware gemindert wurde.^^) Dem all- 
gemeinen Geiste städtischer Handelspolitik im Mittelalter ent- 
sprechend, war auch der Gewinn aus dem Salzhandel in Regens^ 
bürg den Einheimischen reserviert, indem die franden Kaufleute 
gezwungen waren, nur mit Einheimischen und nicht unter sich 


S. Decretum in einem Erb. Hannls-Gericht von 1667 Jan. 2 (in der 
oben Note 20 citierten Dekreten-Sammlnng S. 328). 

M) Über den R^ensburger Salzhandel vgl. bee. Striedinger a. a. O. 
Abt. 1 S. 28, 29 n. Abt. 2 S. 109 und die Monographie von Gemeiner, 
Oantellung des alten Begensburgischen und Passauischen Salzhandels (Begena- 
hurg 1810), die leider nur bis 1525 reicht. Da sie auTserdem zwar für ihre 
Zeit als recht bedeutend, aber nicht als den wissenschaftlichen Anforde- 
rungen der Gegenwart entsprechend angesehen werden kann, so w&re eine 
den ganzen Begensburger Salzhandel nach den archivaUschen Quellen bo- 
handelnde Arbeit höchst dankenswert. Über den Salzhandel auf der Donau 
im allgemeinen vgl. jetzt auch Mondschein, Die Straubinger Donaumaut 
im sechzehnten Jahrhundert in Festschr. z. Erinner. an das f9nfzigj9.hr. Be- 
stehen der Realschule Straubing (Straubing 1887) S. 145 — 149. 

S. Gemeiner, Salzhandel App. Nr. 2 S. 31. 

**) VgL Gemeiner a. a. 0. S. 12. 

Koehne, Das Hansgrafenamt. 3 
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C^eschäfte abzuschliel^ii.^^) Ja, nicht einmal allen Bürgern war 
der Salzhandel zu jener Zeit freigegeben. Im Anfänge des fünf- 
zehnten Jahrhunderte finden wir ihn yielmehr in der Hand der 
Salzherren, einer mit weitgehenden Vorrechten auegestatteten Ge- 
nossenschaft, welche auch ihrerseits wieder dafür sorgte, dals die 
Gewinne aller Mitglieder möglichst gleichmäfsig ausfielen.^**) Diese 
Genossenschaft wurde von vier Vorstehern geleitet, welche nach 
Gemeiner^^) anfangs von ihr selbst, später vom Hansgrafen ein- 
gesetzt wurden. Im Jahre 1478®^) wurde die Organisation des 
Regensburger Salzhandels infolge gemeinsamen Beschlusses des 
Rates und des Hansgrafen sowie seiner zwölf Beisitzer geändert, 
indem die Stadt den Salzhandel selbst übernahm und ihn durch 
vereidete Salzmeister betreiben liefs; indessen erhielten die Salz- 
herren nach Mafsgabe des Kapitals, mit welchem sie sich beteiligen 
wollten, bestimmte Quoten von den Einnahmen. Dies städtische 
Monopol des Salzhandels wurde zwar 1485 abgeschafit und jener 
Erwerbszweig gleichzeitig allen Bürgern freigegeben®®); bald darauf 
kehrte man aber infolge einer Verordnung Herzog Albrechts IV. 
von Bayern, unter dem die Stadt damals stand, zum Monopol 
zurück.®^) Dasselbe scheint auch nach der Befreiung der Stadt 
beibehalten zu sein. Im Jahre 1555 wurde ein eigenes Amt für 
den von der Stadt betriebenen Salzhandel errichtet; dasselbe be- 
stand noch über das Jahr 1803 hinaus, in dem die Stadt ihre 
Unabhängigkeit endgültig verlor.®®) Ob aber auch dieses Salzamt 


*•) S. Verordnung von 1439 (Gemeiner, App. Nr. 5 S. 38). 

Vgl. Gemeiner S. 8, 9, 32 — 35. Die Bürger, welche der Geeell- 
schaft der Salzherren nicht angehörten, durften zwar eine SchitEsladung 
Salz in Paeeau kaufen und nach Regensburg bringen. Dort durften sie das- 
selbe aber, wie es in der Verordnung von 1439 heilst, „anders njemant ze 
kanffen geben, dann allein den Salzheren. Dflnk aber einem, daz er ein 
Wügerung daran haben oder suchen wolle, so müg er daz wol einsetzen 
mit ains Hansgrafen Urlawb und der Ungelter Wissen; doch daz er das 
fürbaz niemant zn kauffen geben sol, dann den Salzheren, alz dann das 
von Alter herkommen ist.“ 

®’) S. 11 (leider ohne Quellenangabe). 

»*) S. Gemeiner S. 17—20. 

S8) ibid. S. 21. 

*♦) Striedinger, Abt. 2 S. 109. 

3*) So Gemeiner, Salzhandel S. 30. 
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der Kontrolle des Hansgerichtes nnterworfen war, ist ans den 
Quellen nicht ersichtlich. 

Wie der gesamte HandelsTerkehr — wenigstens soweit nicht 
der für die Stadt selbst als Monopol yorbehaltene Salzhandel in 
Betracht kam — unter Kontrolle des Hansgerichtes stand, so übte 
diese Behörde in der jetzt betrachteten Periode auch die AuMcht 
über das Handwerkswesen aus. Wenigstens liegen dafür neben 
den früher erwähnten Zeugnissen aus dem achtzehuten Jahrhundert^^) 
auch solche aus der zweiten Hälfte des fünfzehnten und dem An- 
fänge des sechzehnten vor. Es baten z. B. die Lederer 1477 die 
Hanse mn eine Handwerksordnnng und diese erteilte sie ihnen 
mit Zustimmung des Rates.®’) Von der 1509 erlassenen Hafiier- 
ordnung ist ausdrücklich überliefert, dals sie von dem damaligen 
Hansgrafen Hans Hierstorffer verfa&t wurde; die Her ren in der 
Hans haben diese lbe dann dem Rate zur Bestätigung vorgelegt.®®) 
hl ach dieser Hafnerordnung fallen die infolge von Verletzung des 
Gewerberechtes, z. B. Bruch des Arbeitskontraktes, verhängten 
Buisen an die Hanse; ausdrücklich wird auch festgesetzt, dals Hans- 
graf und Herren in der Hans die Prüfung der Meisterstücke haben 
sollen, „wie es in den anderen Handwerken gebräuchlich sei“.®®) 
Dem entspricht völlig, dals die reformierte Regimentsordnung 
Kaiser Maximilians für Regensburg von 1614, welche daselbst bis 
zum Untergange der städtischen Selbständigkeit in Kraft blieb, 
dem Hansgrafen auftrug, darüber zu wachen, dafs jeder, der in 
der Stadt Handwerksmeister sein wollte, vorher ein geeignetes 
Meisterstück anfertige.^®) In den bis jetzt publizierten Frt^pnenten 
dieser Regimentsordnung wird auch festgesetzt, dals das Brannt- 
weinbrennen der Aufsicht der Hanse unterstellt werden soU.^’) 

Mit der so der Hanse zustehenden Kontrolle des Gewerbe- 
wesens hängt es ferner zusammen, dafs, nach der bereits erwähnten 
Hafiaerordnung von 1509, die vier von diesen Handwerkern zur 

**) S. oben S. 28 mit Note 12. 

*7) Plato S. 22. 

38) S. Verb. Bd. VIB S. 160 Nr. H. 

38) ibid. S. 163: sollen obgemelte meisterstuckb angefarlicb gestellt 
werdenn darin mein Herren von der HannTs die mals Vorbehalten „als in 
ajodemn banntbercben geprewchlich ist“. 

'*3) S. Jäger, Jnr. Magaz. IV S. 36. 

«1) ibid. 

3 * 
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Warenschau jährlich neu gewählten Meister der Bestätigung der 
Hanse bedurften'*^); dasselbe gilt von der Bestimmung der 1487 
während der bayrischen Herrschaft in Regensburg erlassenen 
Schneiderordnung, dass die zu Vorstehern dieses Handwerks er- 
wählten Meister dem Hansgrafen schwören sollten, ihre Ord- 
nungen getreulich zu befolgen Auch war, als der Bat im 
siebzehnten Jahrhundert Lohn- und Verkaufetaxen ftlr die meisten 
Gewerbe erliefe, das Hansgericht die Behörde, welcher er die Fürsorge 
fiir Aufrechterhaltung dieser Taxen übertrug.**) 

Es ist bereits früher*^) bemerkt, dafe die Oewerbeangel^n- 
heiten betreffenden Streitigkeiten gröfetenteils im Hansgericht ent- 
schieden wurden; so soUte auch die den Zünften selbst zustehende 
Bestrafung von „Störern“, d. h. solchen Personen, welche ein Hand- 
werk übten, ohne Mitglieder der betreffenden Innung zu sein, 
„unter Benachrichtigung des Hansgrafen geschehen“.*^) Ferner 
mufete das Hansgericht benachrichtigt werden, wenn die Zunft- 
Torsteher einem bisherigen Zunftmitgliede die Ausübung des Hand- 
werkes untersagten.*^ 

Sind die Befugnisse des Hansgerichtes, soweit sie Handel imd 
Gewerbewesen betreffen, nach den ang^ebenen Quellenstellen teils 
jurisdiktioneUer, teils poUzeUicher Art, so sind wenigstens seit dem 
siebzehnten Jahrhundert auch polizeiliche Funktionen jener Be- 
hörde nachweisbar, welche mit dem Erwerbsleben der Stadt nicht 
in direkter Verbindung stehen. So schreibt z. B. die Regensburger 


«) Verh. Bd. VIII S. 161. 

ibid. S. 152. Die a. a. O. ebenfalls gegebene Bestimmung, dafs 
dieser Schwur auch den Schnltheifsen geleistet werden solle, ist dagegen 
wohl auf den Einfluls der bayrischen Herrschaft zurückzufahren und nach 
1492 nicht mehr befolgt worden. 

**) S' die oben Note 20 erwähnte Dekretensammliing S. 172 und 304. 

*») S. oben S. 80 ff. 

**) Verh. Bd. VHI S. 165: Es soll auch chain meister oder gesell hie 
noch in der Statt Furkfnde das hanntberch störungs weife arbeytenn, wel- 
cher das thuet und in ains meister fürderung hie ist, sollen die meister mit 
wissen aines Hannsgrauen nach gelegenheit straffenn. 

ibid. S. 164: Welcher meister, meisterin, Sone, Töchter oder gesellen 
sich nicht zw frommen erbemn wolgelaynten lewten . . verheyratenn, den- 
selben soll durch die vier meister mit wissen meiner herren (der Herren 
in der Hans) die gemeinschafft des hanntberchs versagt werdem ~ 
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Gerichtsordnting von 1646^) dem Hansgerichie au6er der Für- 
sorge dafür, dals die Handwerker bei guter Zucht und Ehrbarkeit 
erhalten werden^”), auch ganz allgemein „Handhabung der Polizei“ 
zu.*®*) Dem entspricht, dafe bereits in der Mitte des siebzehnten Jahr- 
hunderts dem Hansgrafen die Aufsicht Über das Oesindewesen zu- 
stand.®®) Ein Ratsdekret von 1655 Jan. 21 verordnet ferner aus- 
drücklich , dafe die Herrschaften Dienstmägde , welche in ihrer 
Kleidung gegen die Luxusverbote verstofeen, wenn Ermahnung 
erfolglos bleibe, „dem Herrn Hannisgrafen“ anzeigen; dieser erhält 
Befehl, „von amtswegen die Übertreterin zu inquiriren“ und „die 
verbotenen Sachen neben der Strafe“ einzuziehen.®^) 

Ganz zweifellos geht die Thatsache, dals dem Hansgerichte 
zu jener Zeit eine von der Au&icht über Handel und Handwerk 
ganz unabhängige Polizeigewalt zustand, aus den im siebzehnten 
Jahrhundert vom Regensburger Rate erlassenen Kindtauf-, Hoch- 
zeits- und Leichenordnungen hervor.®®) Nach diesen Verordnungen 
war das Hansgericht di e Behör de, welche einschritt, wenn die in 
ihnen enthaltenen Luxusverbote verletzt waren®®); daneben hatte 
es auch Präventivmalsregeln zur Aufrechterhaltung derselben zu 
treffen und dafür zu sorgen, dass es von den darin mit Strafe be- 

*®) Vgl. oben Note 16. 

48) Damit ist auch die oben Note 47 angeführte Stelle der Ha&er- 
ordnung und die in der letzteren enthaltene Bestimmung zu vergleichen, dafs 
diejenigen Meister, welche .,uneelich* oder ,an der unstett* sitzen, .nach 
erkhanntnuss meiner herrenn* von der Hanse .dammb gestrafft werdenn* 
soUen (ibid. S. 164). 

49«) S. oben Note 16. 

90) 8. Dekretensammlung S. 277. Vgl. ibid. 275, wonach dem Hans- 
geriehte die Aufsicht über die hier ,£hehalten* (vgl. Schmeller Bayer. 
Wrtb. I S. 8) genannten Dienstboten schon in der Wachtgedingsordnung 
von 1652 übertragen war. 

91) ibid. S. 276. 

9>) Vgl. „Der Stadt Regensburg erneuerte Eind-Tauff-Ordnung* von 
1689 Ang. 15 (gedruckt bei Job. Georg Eoffinann 1712), ihre .revidierte 
Hochzeits-Ordnung* von 1689 Aug. 5 (item) und ihre Leichen-Ordnung von 
1689 Sept. 30 (item); vgl. auch die Ratsverordnung von 1689 Okt. 3, worin 
dem Hansgericht aufgetragen wird, für die Beobachtung der vor kurzem 
erlassenen Hochzeit-, Eindtauff- und Leichen-Ordnung zu soigen, insbeson- 
ders auch über die Innehaltung des beigegebenen .Tax- Verzeichnisses* zu 
wachen und Zuwiderhandelnde zu straff. (Dekretens. S. 383, 384). 

99) ibid. 
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drohten Übertretungen erfuhr. So wurde z. B. nach der revidierten 
Hochzeitsordnung von 1689^^) kein Brautpaar aufgeboten, wenn 
der Bräutigam sich nicht ein Exemplar der Hochzeitsordnung vom 
Hansgerichte gegen Erlegung eines Pfandes geholt hatte; nach der 
Hochzeit sollten er und der Wirt, bei dem das Fest gefeiert war, 
dem Hansgerichte ein Yerzeichnis der Gäste und der aufgetn^enen 
Speisen einreichen und von dieser Behörde eidlich vernommen 
werden, ob die Bestimmungen der Hochzeitsordnung nicht verletzt 
seien. Ferner sind die Hebammen, wenn die damals in Regens- 
burg verbotenen „Tauff- und Kindelmahlzeiten“ abgehalten wurden, 
verpflichtet, es dem Hansgericht anzuzeigen dasselbe wird den 
Hochzeitsprokuratoren aufgegeben, wenn Personen vorzeitig in den 
Hochzeitskutschen oder am Hochzeitstische Platz genommen oder 
sich sonst ungebührlich betragen hatten.^^) Oft wurde auch das 
Ende des Hochzeitsmahles durch einen Diener des Hansgerichtes, 
den Marktknecht, angesagt.^^) Endlich sei noch einer Ratsverord- 
nung von 1688 Dez. 24 gedacht, dals das Hansgericht auch be- 
rechtigt sei, die für übertriebenen Luxus festgesetzten Geldstrafen 
zu erhöhen.^®) 

Dafs neben der Sittenpolizei auch die Wohlfahrtspolizei, selbst 
soweit nicht die Au&icht über Handel und Gewerbe in Betracht 
kam, vom Hansgerichte geübt wurde, geht z. B. aus einem, Vor- 
kehrungen gegen die Einschleppung ansteckender Krankheiten ent- 
haltenden, Ratsbeschlusse von 1679 Sept. 22. hervor; in demselben 
wurde aufser anderen Behörden auch speziell dem Hansgerichte 
eingeschärft, dafür zu sorgen, dafs keine verdächtigen Personen, 
insbesondere Bettler von den städtischen Wirten beherbergt würden.®*) 
Bei vielen der sei es für gewerbliche Vergehen, sei es für 
Verletzung polizeilicher Vorschriften, festgesetzten Bufsen wird 
ausdrücklich bemerkt, dafs sie „in die Hanns“ fielen. Die Hafner- 
ordnung von 1409 verordnet bei Gelegenheit der Androhung von 
Strafen wegen Unsittlichkeit und Bruch des Arbeitsvertrages aus- 

§ 44, 45. 

S. Eind-Taaff-Ordnung § 1. 

**) Decretum in senatu von 1743 Aug. 26 (Dekreteng. S. 640 — 642). 

S. dag oben N. 12 citierte Buch von Eayger S. 84. 
s®) Dekretens. S. 375. 
s») ibid. S. 351. 
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drücklich, dals — abgesehen von den deshalb in die Handwerks- 
bttchse zu leistenden Bufsen — noch 30 resp. 40 Pfennig , ge- 
meiner statt in die Hanns“ verfallen seien.*®) Danach steht zu ver- 
muten, dals auch diejenigen Bulsen, von denen die um dieWende des 
f&n&ehnten und sechzehnten Jahrhunderts erlassenen Handwerksord- 
nungen nur berichten, dals sie von Hansgrafen fUr die Stadt 
erhoben wivden, zunächst der Hanse zufielen, also zu den vielfach 
sogenannten „HansgerichtsgeföUen“ gehörten. Dazu ko mm t aber, 
dals in diesen Ordnungen ohne irgend welche systematische Unter- 
scheidung von den — durchaus verwandter Delikte wegen ver- 
hängten — Bulsen teils gesagt wird, dafs sie an die Stadt, teils 
dals sie an die Hanse fallen.*^) Es kann also als gewils betrachtet 
werden, dafs hier die Ausdrücke „gemeiner statt in die Hanns“, „in 
die Hanns“ und „gemeiner statt“ ganz dasselbe bedeuten, dals 
demnach das Vermögen der Hanse in der hier betrachteten Periode 
als Vermögen der Stadt betrachtet wurde. Als Zeichen der Richtig- 
keit dieser Ansichten ist auch anzusehen, dafs sich die Stadt, als 
sie sich 1486 dem Herzog von Bayern unterwarf, ausdrücklich 
garantieren liefs, dals die Gefalle aus dem Hansgericht ihr ver- 
bleiben sollten.*^ Dem entspricht endlich völlig, dafs unter den 
1793 zur Beseitigung der damaligen Finanznot der Stadt ein- 
geführten Reformen auch Erhöhung der HansgerichtsgefäUe er- 
wähnt wird.®*) 

Von diesen HansgerichtsgefäUen , zu denen nach dem ange- 
gebenen Gerichtssporteln, Bufsen für verschiedene Vergehen gegen 
Gewerhevorschriften imd Polizeiverordnungen , sowie mancherlei 
gewerbliche Abgaben**) gehörten, sei hier nur speziell einer Ein- 
nahme gedacht, welche in eigentümlicher Weise an den alten 

««) S. Verh. Bd. Vm S. 164, 165; vgl. auch ibid. 161 (s. unten Note 64). 
Denselben Sprachgebrauch, dass Geldstrafen .gemeiner Stadt in die Eannfs“ 
zu leisten seien, finden wir auch noch im siebzehnten Jahrhundert, s. z. B. 
Dekretens. S. 328. 

*1) VgL z. B. die Verh. Bd. VIII S. 167 ffir Verkaufen schlechter Ware 
verhängen Bufsen. 

®*) Striedinger, Abt. I S. 82. 

**) S. J. St. von Schwabenhausen, Von dem Finanzwesen der Stadt 
Regensburg in Fabri Beiträge zur Geographie, Geschichte und Staatenkunde I 
(Nürnberg 1794) S. 507 Nr. 11. 

*<) Z. B. hatten nach der Hafnerordnung die Lehijungen 20 Pf. .ge- 
meiner Stadt in die Hanss* zu geben (Verh. Bd. VHI 8. 161). 
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Charakter der Hanse erinnert; doch bleibt es zweifelhaft, ob hier 
ein wirklicher Zusammenhang besteht. Aus dem achtzehnten Jahr- 
hundert wird nämlich berichtet, dafs in Begensburg, wo damals 
die evangelische Konfession als Bedingung des BDrgerrechts be- 
trachtet wurde, einige katholische Kaufleute zum Handelsbetriebe 
zugelassen seien, dafs diese aber an das Hansgericht jährlich 
^ Schutzgeld gezahlt hätten.**^) An anderen Orten lälst sich 
nämlich für das Mittelalter vielfach die Thatsache nachweisen, dals 
Fremde, welche Handel treiben wollen, dafür der Hanse des Ortes 
eine besondere Abgabe, die selbst Hanse genannt wurde, leisten 
mufsten.*^) Jedoch kann diese Abgabe der Kaufleute an das Hans- 
gericht möglicherweise nur daher rühren, dafs in Regensburg 
das Hansgericht die Handelsaufsicht führte, und von der Ent- 
stehung dieser Behörde aus den Vorstehern der Hanse ganz unab- 
hängig sein.*^ 

Jedenfalls sind nach dem Angegebenen die Funktionen des 
R^ensbnrger Hansgerichtes und des an seiner Spitze stehenden 
Hansgrafen, wie sie uns im achtzehnten Jahrhundert entgegentreten, 
recht verschieden von denjenigen von Hansgrafen und Hanse im 
dreizehnten Jahrhundert. Wie erklärt sich die Thatsache, dafs ans der 
Regensburger Hanse, einer im Besitze weitgehender Autonomie 
befindlichen Kaufinannsgenossenschaft, sich das „Hansgericht“, eine 
rein städtische Behörde, entwickelte, welche in Abhängigkeit vom 
Rate in erster Linie®®) Aufsicht über das Handwerkswesen und 

**) Eayser (in dem Note 12 eitleren Bache) S. 13 Note. 

Viele Belege dafür in den folgenden Büchern. 

Daraus, dafs diese katholischen Eanfleute den Titel .Reichstags- 
Schatz verwandte* führten (Eayser ibid.), ISlst sich schlieCsen, dals die Za- 
lassong derselben nicht vor 1668, n&mlich der Zeit stattfand, seit welcher 
ständig in Regensburg Reichstag gehalten wurde; doch steht diese That- 
sache der Annahme nicht im Wege, dafs die Abgabe dieser Eaufleute an 
die Hanse in einer seit Alters üblichen deijenigen Nichtbürger, welche in 
Regensburg Handel trieben, ihren Grund hat. 

88) Allerdings führte das Hansgericht auch die Aufsicht über das 
Handelswesen wie früher die Hanse. Dafs aber jedenfalls andere Befugnisse 
dieser Behürde im achtzehnten Jahrhundert den Zeitgenossen wichtiger 
schienen, kann der 1794 verfafsten Abhandlung: Von dem Finanzwesen der 
Stadt Regensbarg (vgL oben Note 63) entnommen werden, indem darin 
S. 507 Note zar Erklärung des Wortes .Hansgericht* gesagt wird; .welches 
über Polizei und Handwerkssachen gesetzt ist*. 
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polüeiliche Befugnisse übte? Zunächst kommt in dieser Beziehung in 
Betracht, dafs im dreizehnten Jahrhundert neben, später an die Stelle 
der OenossenschaftsTersammlung ein Ausschuls von zwölf Personen 
trat; die Versuche des Hansgrafen und dieses Ausschusses, selb- 
ständig politische Rechte, Verkehr mit der Reichsgewalt und Teil- 
nahme am Stadtregiment zu üben, milsglückten.*^ Später ging 
dann die Ernennung des Hansgrafen an die Stadt über, und die 
Hanse wurde der regierenden Stadtbehörde, dem Rate, völlig unter- 
geordnet. 

Während die Regensburger Hanse die leitende Stellung des 
Hansgrafen und einen Teil ihrer Funktionen, nämlich die Aufsicht 
über den Handel, bis zu ihrem Untergange behielt, änderte sich 
doch der ganze Charakter dieses Instituts, indem es die korpora- 
tiven Elemente verlor und im wesentlichen zu einer Staatsanstalt 
wurde. Als die eigentlich entscheidenden Gründe dieser Veränderung 
wird man entschieden die volle Ausbildung des Stadtstaates, welcher 
autonome Genossenschaften in seinem Gebiete nicht dulden konnte, 
und das Hinschwinden korporativen Gemeinsinns innerhalb der 
Genossenschaft anzusehen haben; damit ist zugleich gesagt, dafs 
diese Entwickelung in der allgemeinen Geschichte des deutschen 
Genossenschaftswesens in der Zeit vom fünfzehnten bis zum acht- 
zehnten Jahrhundert begründet ist.^*’) Dals aber in den Funktionen 
des Hansgerichtes, wie es uns im achtzehnten Jahrhundert entgegen- 
tritt, die kauhnännischen Befugnisse gegenüber den erst später 
erworbenen der Handwerkerau&icht und der Polizei etwas zurück- 
stehen, dürfte in dem allgemeinen Rückgänge des Regensburger 
Handels seine Erklärung finden.^^) Mit den ang^ebenen Funktionen 
haben sich Hansgrafenamt und Elansgericht in Regensburg bis in 
unser Jahrhundert erhalten. Mindestens das Hausgericht blieb 
sogar noch nach dem Untergange der städtischen Selbständigkeit 
bestehen, welche bekanntlich durch den Reichsdeputationshaupt- 





*•) VgL voriges Kapitel. 

’*>) Vgl. über die angegebenen Momente Gierke I S. 689 ff. a. 866 ff. 
’i) Über das Zurfickgeben des Regensburger Handels seit dem späteren 
Mittelalter und die Ursachen dieser Erscheinung vgl. Riezler, Geschichte 
Bayerns III (Gotha 1889) S. 773, Striedingerl S. 21ff.; aber Regensburgs 
Handel im achtzehnten Jahrhundert s. das Note 9 citierte Buch von Mor- 
mann Bd. 5 S. Abt I 2577 — 79. 
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schlufs Temichtet wurde. In der von Karl Theodor von Dalberg, 
der als Kurerzkanzler, seit 1806 August 6 als Fürst Primas des 
Rheinbundes in Begensburg herrschte, erlassenen sogenannten 
„Orgauisations -Verordnung des kurerzkanzlerischen Kurstaates“ yon 
1803 Juli 18 wird nämlich das „Hansgericht“ als T eil de s Stadt- 
rates ausdrücklich erwahnt^^; auch später scheint Dalberg diese 
Behörde nicht abgeschafit zu haben.^®) Dagegen war es eine der 
ersten Malsnahmen der bayerischen Regierung, welche 1810 April 7 
von Regensburg Besitz ergriff^^), das dortige Behördensystem „zur 
Einführung einer gleichmälsigeu Verfassung mit den übrigen Teilen 
des Staates“ umzugestalten. In der zu diesem Zwecke erlassenen 
Verordnung vom 22. Oktober 1810’®) wurde eine eigene Polizei- 
direktion und ein eigenes Stadtgericht für Regensbnrg und die 
mit demselben vereinigten altbayrischen Gebietsteile errichtet’®); ohne 
dals es ausdrücklich in dem Gesetze ausgesprochen ist, wurde damit 
auch Hansgericht und Hansgrafenamt abgeschafft. 

In diesem Erlass wird in § 17 in Bezug auf Begensburg gesagt: 
,Der Stadtrath besteht aus a) dem Eannsgericbte, b) dem Stadtgerichte, c) dem 
untern Yormundscbaftsgerichte“ (s. Politisches Journal Jahrgang 1803 Bd. II 
Hamburg 1803 S. 740). Vgl auch Gumpelzhaimer IV S. 1834, 35. Oh 
von Dalberg bezüglich der Verfassung des Hansgerichtes Änderungen vor- 
genommen wurden, mufs dahingestellt bleiben. 

<S) Wenigstens wird in der gedruckten Litteratnr nirgends von ad- 
ministrativen Reformen Dalbergs bezüglich Regensburgs nach der erwähnten 
Organisations- Verordnung berichtet, wenn wir von seinen hier nicht in Be- 
tracht kommenden Bemühungen für Tilgung der städtischen Schulden ab- 
sehen. Vgl. über Dalbergs Begierungsthätigkeit in Regensburg bes. August 
Krämer in Zeitgenossen Biographien und Charakterbilder Bd. VI Abt. XXIII 
(Leipzig u. Altenburg 1821) S. 109 — 111, Gumpelzhai mer IV 1834 — 47, 
1855—57, 1861—67. 

’<) Winkopp, Der rheinische Bund XV (Frankf. 1810) S. 441, 442, 
vgl. auch Gumpelzhaimer IV S. 1894. 

^^) KOnigl. Bayrisches Regierungsblatt 1810 Spalte 1455 — 57. 

’«) A. a. 0. 1457. 
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Buch II. 

Das Hansgrafenamt in Österreich. 

! 

Kapitel 1. 

Das Hansgrafenamt in Wien bis zur Zeit Maximilians I. 




1) Das Österreichische Hansgrafenamt hat noch keine genOgende Dar- 
stellung gefunden. Die Behandlung desselben in Kurz, Österreichs Handel 
S. 249 — 255 beschrankt sich auf die HerzogtQmer Österreich ob und unter 
der Enns und ist aufserdem vielfach veraltet. Was GOth in Mitt. des hist. 
Vereins f. Steiermark Bd. VHI S. 125 — 139 berichtet, hat nur insoweit Wert, 
als es das Hansgrafenamt in Steiermark selbst betrifft. Wissenschaftlichen 
Anforderungen entsprechend ist unter den bisherigen Bearbeitungen eigent- 
lich nur Luschin von Ehengreuth’s kurze Behandlung des Gegenstandes 
in seiner ausgezeichneten Geschichte des alten Gerichtswesens in Österreich 
S. 234 — 36; doch beschränkt er sich auf das Mittelalter und mässen manche 
seiner Behauptungen auf Grund reicheren Quellenmaterials berichtigt werden. 
Endlich kOnnen noch die von KarlWeifs in dem Aufsatze: Die Wiener 
Stadtverfassung (Wiener Eommunalkalender Zweiter Jahrgang Wien 1864 
S. 277) und seiner Gesch. der Stadt Wien I S. 343, 427, sowie die von Feil 
in Berichte und Mitt. des Wiener Altertumsv. Bd. III (Wien 1859) S. 217 
gegebenen kurzen Bemerkungen Aber das Hansgrafenamt an dieser Stelle 
angefährt werden. 

*) von Hormayr Wien 1 ürkb. Nr. 36 p. 94. 

^) hansgravins rector mercatorum de Vienna et de Austria. 


Fast hundert Jahre später a ls in B egensburg wird in Öster- 
reich^) ziun ersten Male ein Hansgraf erwähnt. In einer den 
Wienern 1279 erteilten Urkunde berichtet König Ladislaus von 
Ungarn*), dafs der „Hansgraf" nämlich „der V orstehe r der Kaufleute 
von Wien und Österreich“*) ihm eine von König Stephan, Ladis- 
laus' Vorgänger und Vater, herrührende Zollordnung gezeigt und 
um ihre Bestätigung gebeten habe; Ladislaus gewährt diese Bitte. 
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So tritt uns hier der Wiener Hansgraf in ganz ähnlicher Funktion 
wie der Regensburger in der Ennser Zollordnung von 1191®*) 
entg^en; beide vertreten die Handelsinteressen ihrer Vaterstadt 
vor auswärtigen Herrschern. Auch darin besteht eine Überein- 
stimmung zwischen dem Regensbuiger und Wiener Hansgrafenamte, 
^ dafs beide unzweifelhaft mit einer Hanse (in dem Sinne von Eauf- 

A mannsgenossenschaft genommen) Zusammenhängen; denn auch in 
2u "^ien ist die Existenz einer solchen Hanse und die Thatsache, 

dals der Hansgraf an ihrer Spitze steht, vöUig sicher. Der Hans- 
^ graf mufste hier nämlich nach dem Formular ftir seinen Ämtseid, 
} welches später noch genauer betrachtet werden wird, unter anderm 
^ schwören, die Hanse bei den ihr von Alters überkommenen Rechten 

erhalten.^) Ferner wird 1348 in einer vom Rate für die ge- 
" j schworenen Unterkäufer gegebenen Ordnung festgesetzt, daJs diejenige 

^l'‘- • ■ Ware, welche sie für sich selbst kaufen würden, der Stadt und der 
„H ans“ Zufällen solle.®) In derselben Rechtsquelle wird auch bei Strafe 
der Ansstofsung aus der „Hans“ befohlen, dafs man alles, was die 
S Unterkäufer „in der Hans“ miteinander reden oder melden, geheim 
halten solle'); demnach muls das Wort Hans neben der Genossen- 
' Schaft selbst auch den Versammlungsort derselben bezeichnet haben.^ 

' Berichtet diese Ratssatzung endlich noch, dals auf Ersuchen der 
Kaufleute und Krämer die Einsetzung der geschworenen Unter- 


s») Vgl. oben S. 22 ff. 

*) Ber. u. Hitt. d. Altertmsvr. zu Wien ni S. 272: und das Ir auch 
die hang m it allen andern Ire n Rechten und Ireihaiten alg die von alter ist 
herkomen . . . treuleichen haJdet. 

Tomagchek, IK^^ec^ und Freiheiten der Stadt Wien I Nr. XL 
S. 120: Und welcher geswomer undercheufl chaufmannechaft treibt und des 
uberwert wirt mit zwei erbem mannen, dag er chajjJEhmnngchaft kauft im 
I gelber oder mit d hainem gemein achaft hab, dieeelb kauöaiannscbaft gol denn 
verlorn sein der gtat und d er hann g. jf 

^ 0) ibid.: Auch was die nnterkeuk in der hanng miteinander redent 

/ oder meldent, das sol furbaaer nicht gemelt werden; wer das nberfür, der 
y sol fürbas a us der hanne aein .nnd sol man in peesem an leib und an gut. 
/ '^) Diese Ibedeutung 'Eat,Hang* wohl auch in folgender Stelle des oben 

(zu N. 4) erwähnten Eidesformulars: .Der Hansgraf mufs schworen, alles 
Gut, .d as sich in der hang ve rfellet.“ zu Gunsten der Berechtigten au oon- 
/ fiscieren,‘ falls hier nicht blofs ein Verderbnis des Textes in der Überlieferung 
' vorliegt. 




’tv*. t vi, '7 ili. 
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klufer erfolgt sei^), so liegt es nahe, den Verband dieser beiden 1 
Oewerbsstände för die „Hanse“ zu halten. Damit stimmt überein, ' 
dals in Wien zwischen Grofs- und Keinhandel in älterer Zeit 
wenigstens im Gewerbebetriebe keine festen Sdhranken bestanden 
zu haben scheinen — solche werden vielmehr erst 1432 gezogen*) 

— und dafs noch über diesen Zeitpunkt hinaus die Verwaltung 
der Fron wage von Kaufleuten und Krämern gemeinsam gebandbabt 
wurde. 

So steht das Wiener Hansgrafenamt unzweifelhaft mit einer 
Hanse im Sinne von Kaubnannsgenossenscbaft in Verbindung; der 
Wiener Hansgraf selbst aber ist nach unserer ganzen Überlieferung 
in erster Linie nicht als genossenschaftlicher, sondern als fürstbch er 
Beamter zu betrachten. Weist hierauf schon die Benennung rector 
m ercatoru m de Vienn a et de Aust ria in der erwähnten Urkunde 
von 1279^^) und das Vorherrschen der Bezeichnung „Hansgraf in 
Österreich“ iur den Wiener Hansgrafen während des dreizehnten 
und vierzehnten Jahrhimderts^*), so kann es ab malsgebend be- 
trachtet werden, dass mehrere österreichische Fürsten schon in 


Tomaschek a. a. 0.: Wir setzen auch durch der kaufleut und kramer 
baider willen sechs unterkeufl. 

») Vgl. Kurz, Handel S. 104, Tomaschek U Nr. 133 S. 38 ff. 

10 ) Vgl. Tomaschek ibid. S. 39, Kurz S. 106, Weifs S. 426 u. 303. 
Höchst wahrscheinlich ist dies Waghaus auch mit .Hanse* im Sinne des 
regelmäTsigen Versammlungsortes der Genossenschaft identisch; wenigstens 
spricht dafür folgende Bestimmung der erwähnten Urkunde (Tomaschek 
S. 40) : also . . . setzen wir, daz die kaufleut und kramer dhainerlai sammung 
haben weder in dem waghaus noch anderswo, in werde dann ainer oder 
zwen aus dem rat zugeschaft, die des handele nicht sein, . . . 

11) S. Note 2. 

1*) Aulser in dieser Urkunde von 1279 findet sich der Titel .Hansgraf 
in Österreich* noch fünhnal, nämlich 1383 (Hormayr V Urk. Nr. 152 p. 115), 
1399 (Font. rer. Aust. Abt. 2 Bd. 18 Nr. 380 S. 466), 1408 (Mitt. d. Altertmsv. 
z. Wien lU S. 292), 1453 (Tomaschek II Nr. 150 S. 78) und 1480 (Mon. Habeb. 
I 3 Nr. 177 p. 414). Dagegen läfst sich die Bezeichnung .Hansgraf zu Wien“ 
nur einmal nachweisen, nämlich in einer Urkunde der Herzöge Albrecht und 
Leopold aus dem Jahr 1379 oder 1380, wo aber durch die Benennung un- 
serm Hansgrafen ze Wien der Zweifel an dem Charakter des Hansgrafen- 
amtes als einer fürstlichen Beamtung ausgeschlossen erscheint (Birk bei von 
Lichnowsky IV Reg. S. 811 Nr. 50, vgl. unten Note 38). 
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dieser Zeit von ihm als von ihrem Hsnsgrafen sprechen.^^) Ja, 
im Jahre 1398 wird ein Hansgraf vom Herzog Wilhelm von 
Österreich geradezu als sein „Diener“ bezeichnet.^*) Endlich er- 
streckte sich die Kompetenz des Hansgrafen zu Wien, wie unten 
gezeigt werden wird, auch auf solche Gewerbeangelegenheiten in 
anderen österreichischen Städten, durch welche das Interesse der 
Wi ener Bttr|^erschaft gar nicht ber ührt wurde.*^) Demnach kann, 
o^Ieich die Thatsache der Einsetzung des Hansgrafen durch den 
il^uiMtiiTsten eist in der Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts aus- 
otlicklich b^eugt ist^*), doch kaum zweifelhaft sein, da& er seit 
der Zeit sein» ersten Erwähn^g landesförstlicher Beamter gewesen 
ist. Wenn Luschin von Ebengreuth es für wahrscheinlich 
erklärt, dals der Hansgraf ursprünglich vom Rate ernannt sei und 
sich dafür besonders auf die Eidesformel beruft, welche sich im 
sogenannten Wiener Handwerkerbuch findet, so läfst sich meines 
Erachtens in diesem Dokumente für Luschin’s Annahme kein 
Anhalt finden. Dagegen fallt ins Gewicht, dafs nach einer späteren 
Aufzeichnung in dieser Quelle Elans von Gera oder Gerau den 
hier verzeichneten Hansgrafeneid geleistet hat'®), gerade von diesem 


lä) Vgl. die in der vorigen Note erwähnte Stelle von 1379 oder 1380, 
ferner die Hansgrafenordnang des Königs Ladislaus von 1453 ; „Davon ge- 
bieten wir unserm getreun Eannsen von Gerau, unserm hannsgrafen in 
O esterrei ch* (Tomaschek II Nr. 150 S. 78), sowie diejenige Kaiser ü’nedrichs IV. 
von 1480 (Mon. Habsb. Is Nr. 177 S. 414). 

*‘) Derselbe beurkundet 1398 ein Bechtsgeschäft von Hans Radewnel, 
der mit dem 1399 als Hannsgrafen erwähnten Hanns dem Radewndlein 
(Pont. rer. Aust. Abt. 2 Bd. 18 Nr. 380 S. 466) zweifellos identisch ist, und 
bezeichnet ihn dabei als seinen ,diener* (ibid. Nr. 378 S. 463). Vgl. die in 
der vorigen Note erwähnte Hansgrafenordnnng Friedrichs IV.; .unserm 
dienner, Hannsen Graessl, unserm Hannsgrafen in Oesterreich*. 

1*) Vgl. vorläufig Hormayr V Anh. Nr. 152 p. 115: Der ■ Hannsgraf 
von Österreich ordnet den Tuchverkauf zu Tuln. 

1«) Vgl. die Drk. v. 1455 Febr. 4 (Birk bei von Lichnowsky VIII Anh. 
S. 527 Nr. 1942 b), sowie die oben N. 13 erwähnte Stelle der Hansgrafen- 
ordnung des Königs Ladislaus von 1453, welche fortßhrt: ,daz er dieselben 
recht zu unseren und unserer stat hie zu Wien handen vesticlich halt . . ., 
als er uns das gelobt und gesworn hat*. 

i’) Gerichtswesen S. 235; so auch d’Elvert, Zur österr. Verwaltngsg. 
S. 110. 

>8) Ber. des Altertmsv. Ul S. 272: Niclas Teschler hansgraf hat den 
Aid gesworn . . . Hanns von Gera, darnach Peter Rauscher hat . ge- 
swom . . . 
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Beamten aber König Ladislaus 1453 erwähnt^^, dass er ihm ge- 
schworen habe, die Pflichten eines Ebnsgrafen zu erfüllen. Dals der 
Wiener Stadtrat das Recht besessen, „einen Vorschlag für die 
Wahl des Ebnsgrafen zu machen“*®), wird von unseren Quellen 
nirgends berichtet; durch das Privileg Kaiser Albrechts von 1296*®*) 
hat der Wiener Rat dies Recht jedenfalls nicht erhalten. Nur 
insofern scheinen vielmehr die Herzoge in der freien Wahl des 
Hansgrafen beschränkt gewesen zu sein, als sie das ganze Mittel- 
alter hindurch stets Wiener Bürger zu Hansgrafen ernannten. Es 
lälst sich nämlich bis in Kaiser Friedrichs IV. Zeit hinein von 
österreichischen Hansgrafen nachweisen, dafs sie der Wiener Bürger- 
schaft, zum Teil auch dem Rate oder der Behörde der Genannten, 
angehörten.*^) Dafs dies kein blofser Zufall ist, sehen wir daraus, 
dafs Max L, welcher von diesem Brauche abwich, von den Wienern 


19) S. die oben N. 16 angeführte Stelle vom Jahre 1453. 

99) Wie Weife Wien 1 S. 353 annimmt. Er hat dabei offenbar § 18 
des Stadtprivilegs von 1296 (Tomaachek I p. 72) im Sinn, in welchem dem 
Rate die Beaufsichtigung des Marktwesens und das Recht, Preistaxen fest- 
zustellen, gegeben wird. Weifs behauptet nämlich a. a. 0.: ,Da in Wien 
schon seit 1279 urkundlich ein Hansgraf, d. h. ein landesfürstliche r Hande ls- 
richteTjbMtand, so kann obige Bestimmung keinen andern Sinn habenT^als 
dals der Stadtrat nur einen Vorschlag für die Wahl des Hansgrafen zu 
machen hatte.“ Der Hansgraf hatte aber nach unserer Überlieferung, wie 
unten gezeigt werden wird, mit der Aufsicht der gewöhnlichen Wiener 
Märkte und der Preisregnliemng, mindestens der Lebensmittel, gar nichts zu 
thun. Die Bestimmungen des § 18 des Privilegium Alberti, die auch nicht 
neues Recht einführen, sondern eine in § 11 des 1278 gegebenen Privilegium 
n Rudolfi (Tomaachek I p. 53) gegebene Anordnung wiederholen, können 
höchstens die Funktionen des Hansgrafen eingeschränkt haben, enthalten 
aber nichts über seine Ernennung. 

99») S. die vorige Note. 

91) Es wird ,Hainrich der Hansgraf“ 1295 in einer Zengenliste tinter 
den Wiener Bürgern (Hormayr VII Urk. Nr. 256 S. 206), ,her Chunrat der 
Hantsgrave“ 1320 unter den Mitgliedern des Wiener Rats genannt (Toma- 
Bchek 1 p. 90 Nr. 27). Ferner wird der 1383 als .Hannagraf in Oesterreich“ 
bezeugte .Heinrich der würffel* (s. oben N. 12) 1360 und 1386 „purger zu 
Wien“ genannt (Font. rer. Aust. Abt. 2 Bd. 18 Nr. 273 p. 312 und Nr. 339 
p. 406) und der Hansgraf Hans von Gera (s. Note 13 und 18) wird 1454 in 
einer Liste von Wiener Bürgern, sowie zusammen mit dem 1455 als Hans- 
grafen bezeugten Peter Rauscher (s. Note 16 und 18) 1463 im Kollegium der 
Genannten erwähnt (Fontes rer. Aust. Abt. 2 Bd. 7 S. 10, 356, 357). 
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im Jahre 1513 ausdrücklich gebeten wird, das Hansgrafenamt, 
wie es von Alters Herkommen sei, einem Wiener Bürger zu 
verleihen.*^) 

Da Maximilian nicht nur in diesem Punkte von dem Her- 
kommen bei der Ernennung des Hansgrafen ab wich, sondern das 
ganze Amt den neuzeitlichen Verhältnissen gemäls reformierte, so 
wird die Darstellung der Funktionen des Wiener Hansgrafenamtes 
zunächst auf die Zeit bis zum Ende des ffin&ehnten Jahrhunderts 
passend beschränkt werden. Betrachten wir also diejenigen Pflichten 
des Hansgrafen, welche bis zu dieser Zeit sicher bezeugt sind, indem 
wir alles ausdrücklich ausscheiden, was man — infolge falschen 
Analogieschlusses aus den Verhältnissen anderer Orte und späterer 
Zeit oder aus anderen Gründen — irrtümlich als zur Thätigkeit 
des Wiener Hansgrafenamtes gehörig ansah. 

Als vorzüglichste Quelle zur Erkenntnis der Funktionen des 
Hansgrafen in dieser Periode ist jene Formel für den Eid zu be- 
trachten, den der Hansgraf beim Amtsantritt leisten mulste, welche 
uns durch das 1430 von dem Stadtschreiber Ulrich Hirssauer an- 
gelegte sogenannte Handwerkerordnungsbuch überliefert ist^^) Nach 
einer in dasselbe nachträglich eingeschriebenen Notiz ist in den 
Jahren 1452 und 1460 der dort überlieferte Eid wirklich geleistet 
worden.**) Eine andere Formel ist in einem Seitenstetter Codex 
überliefert; nach dieser ist 1488 von einem österreichischen Hans- 
grafen dem Könige Matthias von Ungarn geschworen*^), welcher 
bekanntlich 1485 Wien erobert hatte.**) Man hat Grund zu der 
Annahme, dafs dieser Herrscher die Absicht hegte, die Niederlags- 
rechte Wiens zu beschränken.**) So erklärt sich auch, dafs in 


2^) Chmel, Urkunden . . . zur Gesch. Maximilians I. (Stuttgart 1845) 
Nr. 245 S. 353. 

Vgl. Feil in Berichte des Altertu msvereins zu Wien III S. 214 

und 272. 

ibid. S. 272, vgl. oben Note 18. 

*^) Kurz, Österreichs Handel BeU. Nr. 48 S. 464. 

**) Vgl. Schober in Bl. des Vereins f. Landesk. Niederösterreichs 
N. P. XIII (Wien 1879) S. 400, Weifs, Wien 1 S. 279 tf. 

Es ist dies namentlich daraus zu entnehmen, dafs Matthias die Pri- 
vilegien Wiens erst 1488 Mai 19 bestätigte (Tomaachek II Nr. 171 S. 112), 
während er diese Bestätigung bereits in Art. 3 des bei der Übergabe Wiens 
geschlossenen Vertrages versprochen hatte, s. Blätter des Vms. f. Landesk. 
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diesem Eide von der Bewahrung jener Wiener Privilegien nur 
ganz im allgemeinen die Rede ist, während die Treue gegen den 
König besonders hervorgehoben wird. Dals letzteres hier auch in 
höherem Maise hervortritt, als in der Eidesformel, die das Hand- 
werkerordnungsbuch überliefert, hat bei der allgemeinen politischen 
Lage, namentlich bei dem Mifstrauen, das Ladislaus gegen die 
Einwohner des von ihm eroberten österreichischen Landes hegen 
meiste, nichts Auffallendes.*®) 

Auiser diesen Eidesformeln ist besonders die 1453 von Ladis- 
laus erlassene Hansgrafenordming wichtig*®); benutzt ist darin eine 
Ratsverordnimg von 1408, August 30®*), welche die damab be- 
stehende Autonomie Wiens auf dem Bereiche der Pflege der mate-, 
Hellen Kultur benutzend®^), Schmälerung der hergebrachten Rechte 
durch Begünstigung fremder Kaufleute seitens des Hansgrafen 
hindern will Mindestens der letzte Teil dieser Ratssatzung, der 
fast unverändert in die erwähnte Hansgrafenordnung Überging, 
ist überhaupt nur durch starkes Mifstrauen des Rates gegen den 
Hansgrafen zu erklären: Wenn die fremden Kaufleute mit dem 
Binden ihrer Warenballen beschäftigt sind, soll nicht der Hans- 
graf oder sein Anwalt, sondern nur der geschworene Mauteranwalt 
auf dem Kaufhause imd der geschworene Ballenbinder g^enwärtig 

NiederOBterr. N. F. XIV (Wien 1880) S. 446, vgl. Schober a. a. 0., Weife 
S. 284. Eine Beschränkung der Wiener Niederlagsrechte lag auch jedenfalls 
im Interesse Ungarns. 

Man braucht also nicht anzunehmen, dals die Hervorhebung der 
Treuverpflichtnng gegen den Landesherren in der späteren Eidesformel da- 
durch veranlalst sei, dar« das Hansgrafenamt erst damals ein ,rein landes- 
fürstliches* geworden sei, wie es nach Lnschin’s Darstellung (Gerichts- 
wesen S. 235, 236) scheinen konnte. 

’*) Tomaschek H Nr. 150. Nur eine Äbschrift des grOlsten Teils der 
Bestimmungen dieser Verordnung enthält der in Mskrpt. Nr. 424 des Unga- 
rischen Nationalmusenms zu Pesth (vgl. über diesen Codex Schuster, 
Wiener Stadtrechtsbuch S. 15) fol. 160 — 162 überlieferte Aufsatz: ,Vermertkt 
die recht, So dy banne von der gest wegen hat*. 

80) Publiziert von Feil in Ber. des Altert, zu Wien UI 292 nach Stadt- 
buch fol. 69 V. Derselbe Ratsbeschlufs ist im Handwerksordnungsbuch fol. 110 
fiberliefert, vgL Feil ibid. 282, wo aber das irrige Datum 1404 in 1408 zu 
verwandeln ist. 

31) Tomaschek I p. LVIff.; vgl. auch Lorenz in Sitzungsber. d. Wiener 
Akad. Bd. 89 (1878) S. 87. 

Ko ebne, Das HansgrsfsDsint. 4 


Digitized by Google 



50 


sein.^*) Auch hieraus ISTst sich entnehmen, dafs man aus der Auf- 
nahme der um diese Zeit Ohlichen Eidesformel in das Handwerker- 
ordnungshuch und ans dem Umstande, dals die Trenrerpflichtung 
des Hans grafen gegen den Herrscher in ihr noch nicht wie in der 
Eidesformel von 1488 betont ist, in keiner Weise schliefsen darf, 
dafs unser Amt ursprünglich ein städtisches gewesen sei. Diese 
Hansgrafenordnung von 1453 ist auch noch ganz wörtlich 1480 
von Friedrich lY. in dem AnsteUungsdekrete des Hansgrafen Hans 
Qressl wiederholt. Ebenso sprechen auch die gelegentlichen 
Notizen in Urkunden, welche aulser den genannten Ordnungen 
und Eidesformularen zur Erkenntnis der Funktionen des Hans- 
grafen benutzt werden können, übereinstimmend dafür, dafs in der 
ganzen Periode von der Mitte des dreizehnten bis zmn Ende des 
fÜn&ehnten Jahrhunderts bezüglich der Funktionen des Hansgrafen 
wichtigere Veränderungen nicht eingetreten sind. 

Als vom Herzog zur Wahrnehmung der Interessen der öster- 
reichischen Kanflente eingesetzter Beamter hatte der Hansgraf sie 
sowohl g^en übermäTsige Zollbelastnng im Auslande^^), wie gegen 
die Konkurrenz ausländischer Eaufleute im Inlande zu schützen. 
In letzterer Beziehung hatte er namentlich für die Aufrecht- 
erhaltnng der Wiener Niederlagsrechte zu sorgen. Kein Kauf- 
mann aus den schwäbischen und bayrischen Städten durfte an 
Wien vorbei nach Ungarn ziehen; sondern, wer von ihnen 
Österreich zu Lande oder Wasser berührte, sollte seine Ware in 
der Hauptstadt verkaufen.^^) Besonders hatte der Hansgraf noch 
darauf zu sehen, dafs — aufser im Tuchhandel — die „Gäste“ 
in Wien nur mit Bürgern, nicht mit anderen „Gästen“ Handels- 
geschäfte abschlossen.^^) Der Amtseid des Hansgrafen enthält 

3*) Ber. des Altertvr. a. a. O. : bey dem Fallnpinten, daz die gest tont, 
sol der Hansgraf noch sein Anwalt nicht seyn, wann es sol niemand darum 
wissen denn der geswom mautter Anwalt ob dem Hans und der Geswom 
Pallnpinter . . . 

**) Hon. Habsb. Ij Nr. 177 p. 412 — 414. 

^*) VgL oben S. 43, 44. 

,niemant sol erlaubt sein, weder von Swaben, von Begensburg, 
noch von Paesau, noch von andern landen ze varen mit seiner kaufschaft 
gen Hungern, sunder sie sullen mit iram kaufschatz vam die rechten land- 
straCs gen Wienn und sullen da im kaufschatz allen niderlegen, aufpinten 
und verkaufen* . . . ,daz all gest, von wann sie sein, alspald sie das land 
Oesterreich mit iren kaufschatz berüra, es sei auf wasser oder auf land, mit 
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das Versprechen, jede wahrgenommene Verletzung der Rechte des 
Wiener Handelsstandes bei BfirgenneiBter und Bat zu rügen.^^) 
Allein, wie die dem Hsuisgrafen erteilten Zollprivilegien in Ungarn 
sich nicht nur auf die Wiener, sondern auf alle österreichischen 
Kanfleute bezogen^^, so hatte auch der Hansgrsf über die 
Niederlagsrechte der übrigen österreichischen Städte zu wachen. 
Wenigstens wird ihm in erster Linie der Schutz der 1379 oder 
1380 der Stadt Heimburg auf 5 Jahre verliehenen Niederlagsrechte 
übertragen. Freilich hatten gegenüber den weitgehenden Nieder- 
lagsrechten Wiens die der anderen österreichischen Orte nur wenig 
Bedeutung. Das den Wienern 1281, Juli 24 von Albrecht von 
Habsburg erteilte Privileg setzte nicht nur ausdrücklich fest, dals 
Kaufleute aus Schwaben, Regenshurg, Fassau und anderen Oegenden 
nicht mit ihrem Kaufschatz nach Ungarn ziehen sollten, sondern 
gebot ihnen auch, bei jedem Besuche Österreichs direkt nach 
Wien zu fahren und dort ihre Waren zu verkaufen.®'') Durch 


demselben Iren kaufschatz die recht und gewöndlich strals gen Wienn vam 
Bullen und da niderlegen, aufpinten und hingeben, und ni cht ain gast d em 
ande rn, sunder ainem purger, der mit der sta t leidet. Also was venedi- 
scher War ist, ausgenomen gewant, das mag ain gast dem andern wol ver- 
kaufen ungeverlich (Hansgrafenordnungen von 1453 und 1480 s. oben Note 
29 und 83). Yenedische Ware ist im Mittelalter bekanntlich die gewöhn- 
liche Benennung für Droguen und Spezereien (vgl. Geering, Handel der 
Stadt Baeel S. 235), Gewand nicht blols das fertige Kleid, sondern auch 
Kleiderstoff, Zeug (Kurz S. 13, Feil S. 241). 

s®) Ber. des Altertmsv. HI S. 272: ob Ir icht lewt begrifft die wider 
die hanns arbip teten oder hanndleten mit was gut oder mit welherlay weis, 
das wer in der stat oder auf dem lannde, das ir dann dasselbig alsoft mein 
herren dem Bürgermeister und dem Rat anpringet. 

37) In der oben Note 2 erwähnten Urkunde bestätigt Ladislaus eine 
andere, in welcher er, da Friede zwischen ihm und Rudolf von Habsburg 
geschlossen war, festgesetzt hatte, dafs die Kanfleute desselben (m ercatores 
ips ins r ^)is) in seinem Reiche nicht belästigt werden sollten. 

^) Die Erteiler des Privilegs befehlen die Fürsorge für Aufreohterhal- 
tung desselben honbtlenten, lantherm .... amptleuten und Untertanen 
and sunderlich unserm Hansgrafen ze Wien (Senckenberg Selecta 
iuris et hist. IV Francof. 1738 p. 239, Regest bei Birk-von Lichnowsky 
an der oben Note 12 angeführten Stelle). 

33) Tomaschek I S. 65: ez enschol deheinem menschen urlaublich 
sein von Swaben, noch von Regenspurch, noch von Pazzau noch von andern 
landen ze varen mit einem choufschatz binz Ungern; si schuln mit ir chonf- 

4» 
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solche Verordnungen muiste sich aber der ganze Handel des Landes 
in seiner Hauptstadt konzentrieren. 

Den auch in zahlreichen anderen Privilegien bestätigten Wiener 
Niederlagsrechten entspricht es, dais der 1408, August 30 gefalste 
RatsbeschluTs^*’) vom Hansgrafen forderte, dals er fremden Kauf- 
leuten nur dann die Reise nach Ungarn erlaube, wenn sie ihm an 
Eidesstatt gelobt hätten, dals sie nur, um eine Ueldschuld einzu- 
kassieren, sich dorthin begäben, ln diesem Falle durften sie auch 
in Ungarn ein Reitpferd zur Rückreise kaufen und damit über 
Wien zurückkehren. Im übrigen sollten Fremde keine Pferde aus 
Ungarn in das „Oberland“ (Bayern, Schwaben etc.) führen; in 
Österreich gekaufte Pferde durften sie zwar exportieren, muTsten 
aber dafür eine Abgabe an den Hansgrafen zahlen. Dasselbe war 
der Fall, wenn sie Ochsen aus Österreich nach Schwaben und 
Bayern führen wollten. Diese aus der erwähnten Ratssatznng 
auch in die Hansgrafenordnungen von 1453 und 1480 übergegan- 
genen Bestimmungen sollten offenbar diesen Teil des Handels den 
österreichischen Unterthanen, besonders den Wienern, reservieren.^®*) 
Dagegen lagen wohl rein fiskalische Absichten der Bestimmung 
zu Grunde, dafs Fremde in Wien Gold und Silber nicht ankaufen 
und es nur an die herzogliche Kammer verkaufen soUten.^^) Für 
die Aufrechterhaltung aller dieser Anordnungen durch den Hans- 
grafen war noch besonders dadurch Fürsorge getroffen, dals Handels- 
geschäfte fremder Kaufleute in Wien nur unter Vermittelung der 
geschworenen Unterkäufer abgeschlossen werden durften, diese Be- 
amten aber dem Hansgrafen unterstellt waren.®^) 


schätz varen die rehten landstrazze gan Wienne und schulen do ir chouf- 
schatz allen niderlegen. Die Uteren der Stadt Wien erteilten Privilegien 
verbieten den fremden Eaufleuten nur nach Ungarn zu ziehen, verbieten 
ihnen aber nicht von vornherein, andere Ssterreichische Städte zu Verkaufs- 
Zwecken aufzusuchen (Tomaschek I S. 18 § 28 und S. 29 § 23). 

^) S. oben Note 30. 

40s) Die Bewahrung der Bechte der einheimischen Eaufleute war in der 
oben Note 4 erwähnten Stelle des von den Hansgrafen zu leistenden Amts- 
eides ausdrücklich erwähnt. 

41) ,es sol auch kain gast kaufen gold noch silber; hat er aber gold 
oder Silber, das sol er verkaufen zu der von Österreich kamer.“ (Toma- 
schek II Nr. 150, Ifon. Habsb. Is Nr. 177). 

4<) AusfOhrlicheres über diesen Funkt s. unten. 
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Mit der Au&icht über den Handel mit Auswärtigen hängen 
auch gewisse Oberau&ichtsrechte über Anfertigung und Absatz 
derjenigen Industrieprodukte zusammen, welche im Mittelalter früher 
als alle anderen hervorragende Bedeutung für den interlokalen 
Handelsverkehr gewonnen hatten, der Textilwaren. Als 1379 der 
Wiener Bat den Webern die Begründung einer Zunft gestattete 
und zugleich die Angelegenheiten ihres Gewerbes ordnete, wurde 
festgesetzt, dals die Wa renschau vom Hansgraf en und von vier 
seitens der Zunft erwählten Meistern vorgenommen werden soUte^’^); 
bei dieser Warenschau pfl^e der Hansgraf Tuch, das den ge- 
werberechtlichen Bestimmungen widersprach, zu zerschneiden.**) 
Yon den Bufsen deijenigen, welche einen Webstuhl aufschlugen, 
ohne selbst zu wirken, fiel dem Hansgrafen ein Teil zu; ebenso 
wurde auch das Eintrittsgeld der in die Zunft neu aufgenommenen 
Mitglieder zwischen dieser, der Stadt und dem Hansgrafen geteilt.*^) 
Dafs auch diese Gewerbeverwaltung sich nicht auf Wien beschränkte, 
läfst sich aus einer Urkunde von 1383 erkennen.**) Nach dieser 
hatte der Hansgraf, als in der niederösterreichischen Stadt Tuln 
Streitigkeiten der Teztilindustrie wegen ausgebrochen waren, seinem 
Herzoge davon Anzeige gemacht; im Aufträge desselben entwarf 
er dann zusammen mit Richter, Rat und Gemeindeausschufs von 
Tuln eine Ordnung des Tuchverkaufs für diesen Ort. Es ist auf- 
fallend, dais in den Zunftordnungen anderer Handwerke sowohl 
zu Wien als an den übrigen österreichischen Orten Erwähnungen 
des Hansgrafen nirgends nachweisbar sind.*^) Freilich liegt dies 

Berichte des Altertmsv. zu Wien DI S. 274; Es soUen auch die- 
selben vier Maister alle Markchtag das werich beschawn mit dem Hanns- 
graneu oder mit seinem Anwalt, an dem Robenmarkcht und an den stfllen 
gemainklich, das Ir arbait rechtlich und gut sey. 

^) Ordnung von 1412 Febr. 29 (ibid.): Wer Tuch, das nicht den An- 
ordnungen entspricht, feil h&lt, „dem sol der hmmsgraf die tnch ze sneiden“ 
(zerschneiden) „als es von alter herkOmen ist“. 

45) Ordnung von 1379 Aug. 9 (ibid.); bezflgl. der z. T. an den Hansgrafen 
faUenden Bufsen vgl. auch die Verordnung von 1382 Dez. 16 (ibid. S. 273). 

4*) Hormayr, Wien V Anh. Nr. 152 8. 115. 

4^ Vgl. z. B. die Ordnungen der Fleischhauer von 1331, 1350, 1364 
(Tomaschek I Nr. 34 , 41, 68), der Schneider von 1340 (ibid. Nr. 38), der 
Goldschmiede (ibid. Nr. 71), der Bogner von 1438 (Feil in Ber. des Wiener 
Altert, in S. 298 — 300) , der Steinmetzen und Maurer (Hormayr, Wien V 
Urk. Nr. 153). 
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Tielleicht nur an der Dfirffcigkeit unserer Quellen; df^egen ist es 
jedenfalls mehr als bloiser Zufall, dals in den Ordnungen des Ver- 
kaufs der gewöhnlichen Lebensmittel und auch sonst tiberall da, 
wo nur Handelsgeschäfte zwischen Einheimischen in Frage stehen^^X 
vom Hansgrafen in der Regel nicht die Rede ist. Nur in einer 
Ratssatzung über den Honigverkanf (1454 Sept. 24t)**) wird des 
Hansgrafen gedacht; er sollte, wofern die dort gegebenen Be- 
stimmungen verletzt wären, z. B. der Honig nicht mit den städti- 
schen Tonnen gemessen sei, das Recht haben, ihn zu des Herrschers 
und der Stadt Vorteil zu konfiszieren. Da nach derselben Satzung 
der Verkauf des von Fremden nach Wien gebrachten Honigs an 
einem bestimmten Orte, dem Kammerhofe, konzentriert wurde ^®), 
so liegt es jedenfalls nahe anzunehmen, dafs hier in Bezug auf 
eine einzelne Ware das schon früher bestehende Aufsichtsrecht des 
Hansgrafen vom Handel mit Fremden auch auf den der Einhei- 
mischen unter sich ausgedehnt ist. So ist auch die Bestimmung, 
dafs der Hansgraf ungarische und andere von Fremden gekaufte 
Weine konfiszieren sollte^^), obgleich sie selbst auch Begünstigung 

Vgl. Privil. n König Rudolfs für Wien 1278 Juni 24 § 11 (Toma- 
scbek Nr. XVI S. 03): Teneantur (sc. consules) sub debito iuramento onmibus 
rebuB venalibus congruum forum inponere et similiter omni mercatui em- 
ptiones et venditiones instituere . . ., ferner Tomaschek Nr. LXllI, LXXXV, 
GXllI und Winter, Beitr. z. Rg. Osterr. Städte (Innsbr. 1877) S. 108. Hätte 
dem Österreichischen Hansgrafen eine Oberaufsicht über das Marktwesen im 
allgemeinen zugestanden, so wäre es höchst auffallend, dals er in allen 
diesen Verkaufeordnungen enthaltenden Urkunden nicht erwähnt ist. 

**) Ber. des Altertmsv. Ul S. 285. 

ihid.: Auch ist fürgenomen, das aU hOnig so von Gesäten zeuer- 
kanffen herpracht wirdet, Nu hinfür in kain Gasthaws oder andern ennden 
geführt noch nidergelegt sol werden dann auf den kamerhof, da es vail 
steen sol . . . 

Tomaschek Nr. ISO: Item all Hungrisch wein, die der Hungern 
sind oder von Hungern gekauft sind worden oder von andern leuten, die in 
dem land nicht gesessen sind, wo die ain hansgraf oder sein anwalt in 
dem land zu Oesterreich ankümbt, die sol er nemen oder niderslahen. Man 
könnte freilich diese Stelle auch so verstehen, dafs nur von Ungarn oder 
anderen Fremden in Österreich selbst gekaufter ungarischer Wein ver- 
boten sein sollte, um eben dadurch den Import den einheimischen Kaufleuten 
zu reservieren. Dies würde das Ergebnis der obigen Untersuchung, dafs die 
Thätigkeit des Österreichischen Hansgrafen die Regelung des Verkehrs mit 
dem Auslande bezweckte und dafs Handelsgeschäfte der Inländer nur aiu- 
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des einheimisciien Weinbaues bezweckte, wobl aus Umwandlung 
einer Verordnung entstanden, welche Weineinfohr seitens ausländi- 
scher Kaufleute verbot. Gerade über den Handel mit fremden 
Weinen sind eine grolse Anzahl von sich zum Teil widersprechenden 
Verordnungen überliefert^^, deren Durchführung regelmä&ig zu 
den Funktionen des Hansgrafen gehört haben wird.^^) Von diesen 
Satzungen mag hier nur eine erwähnt werden, welche in den 
Hansgrafenordnungen selbst überliefert ist. Sie kann als ein charak- 
teristisches Beispiel jener, bekanntlich den Übergang von der Periode 
städtischer zu wirklich staatlicher Handelspolitik bildenden, terri- 
torialen Handelspolitik betrachtet werden welche die ein- 
schlägigen Mafsnahmen der österreichischen Fürsten in dieser Zeit 
beherrscht hat. Um die Weinproduzenten von Österreich unter der 
Enns vor der Einfuhr der Weine Oberösterreichs zu schützen, 
wurde nämlich bestimmt, dals in direem Lande gewachsener Wein 
nicht über die Piesting, also nach Unterösterreich, sondern nur 
über den Semmering, also nach Steiermark, exportiert werden 
sollte.^®) Zugleich mit dieser Verordnung wurde dem Hansgrafen 
auch eingeschärft, österreichisches Bier nicht nach Mähren und 
Böhmen exportieren zu lassen vermutlich, um auch dadurch 
die Verwendung des Getreides zur Ernährung der einheimischen 
Bevölkerung zu sichern. 

In allen bisher betrachteten Fällen ist es eine Thätigkeit 
polizeilicher Art, welche dem Hansgrafen oblag. Heben diesen 
Funktionen wird nun dem österreichischen Hansgrafen vielfach auch 

nahmsweise im Laufe der Zeit unter seine Aufsicht gestellt wurden, noch 
mehr sichern. 

**) Kurz, Handel S. 818 — 822, Feil S. 266. 

*S) Vgl. Birk-von Lichnowsky VHI S. 627 Nr. 1942b: Verordnung 
König Ladislaus' an seine Beamten, dem Hansgrafen beizustehen, wenn er 
fremden Wein, Bier oder andere Waren konfiszieren würde. 

*<) Über diese drei Perioden der Handelspolitik vgl. Schmoller in 
Jahrb. f. Gesetzg. VIll S. 22ff., Naudd, Deutsche sUldt. Getreidehandels- 
politik (Leipzig 1889) S. 3 ff. 

Tomaschek ibid. ; Item auch sol man dhain wein, der enhalb der 
Piesting gewachsen ist, die sullen her an die lastat zu der Tunau nit ge- 
fürt noch hie dishalb der Piesting nicht verscbenkcht werden, sunder sie 
sullen über den Semering geführt werden, als von alter herkOmen ist. 

Item pir sol man auch nicht in das land von Merhem und Pehem 
füren (ibid.). 
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diejenige der Rechtssprechung in Handelssachen zugeschrieben.^^ 
Für diese Ansicht findet sich jedoch in den Quellen der hier be- 
trachteten Zeit kein Beleg; vielmehr ^It ins Oewicht, dafs in den 
Hansgrafeneiden zwar versprochen wird, niemanden zu Unrecht 
zu beschweren oder den Rechten der Hans entgegen zu fordern®®), 
von der Yerpfiichtung zu gerechter Handhabung des Richteramtee 
jedoch gar nicht die Rede ist. Nur in einem einzigen Falle hatte 
der Hansgraf richterliche Funktionen; man wird jedoch kaum fehl- 
gehen, wenn man dieselben für eine sich spät entwickelnde Folge der 
hansgräflichen Yerwaltungsthätigkeit hält. Nach der Hansgrafen- 
ordnung fiel es nämlich in das Gebiet unseres Beamten, zu ent- 
scheiden, ob ein Rofs rotzig oder herzschlägig sei.®®) Gerade beim 
Pferdehandel ist bekanntlich der Käufer zu allen Zeiten der Täu- 
schung besonders ausgesetzt gewesen®®); gerade hier verlieis man 
deshalb auch zuerst den Grundsatz des deutschen Rechtes, dafs 
nicht der Irrtum eines Kontrahenten, sondern nur der Nachweis 
betrügerischen IrrefÜhrens der Gegenpartei Yeranlassung der Auf- 
hebung eines Yertrages sein könne. ®^) Das Wiener Stadtrech ts- 
buch®^) erlaubt dem Käufer eines Pferdes, wegen Fehlem desselben 
den Kauf noch drei Tage nach Perfektion des Rechtsgeschäftes 
rückgängig zu machen. In ganz ähnlicher Weise bestimmt das 
überhaupt mit dem Wiener Stadtrechte in naher Yerwandtschafl 
stehende Brünner Schöffenbuch®®), dafs, wenn ein Rofs rotzig oder 
herzschlägig gefunden wird, derYerkäufer es innerhalb einer Frist 
von drei Tagen gegen Rückgabe des Kau^reises znrücknehmen 


j 


57) VgL Fischer, Gesch. des teutschen Handels I (Hannover 1785) S. 386, 
Weifs, Wien S. 427, Feil S. 217, d’Elvert, Verwaltungag. S. 110, Ooth 
(an der S. 43 Note 1 citierten Stelle) 8. 125. 

^ S. Mitt. d. Altertmsv. UI S. 272: und das Ir auch die hanns mit 
allen andern Iren rechten und freihaiten . . . haldet und darinn burgem 
noch gefsten noch nyempt nicht uberhelfet in dhainer weis noch auch 
nyempt wider Recht beswert. Vgl. Kurz S. 464: ,. . . auch wider recht 
nyamant zu beschwem.“ 

^*) Tomaschek H S. 78: Item ob ain ros rtttzig oder herzslechtig 
wer, das hat ain hansgraf zu richten, als von alter herkömen ist. 

®*’) Vgl. Jahns, Rols und Reiter (Leipzig 1872) 1 S. 126 — 137. 

®i) Vgl. Heusler, Instit. des deutschen Privatrechts (Leipzig 1885) 
I S. 61. 

®*) Art. 74 (herausgeg. von Schuster, Wien 1873 S. 77). 

*8) S. Röfsler, Die Stadtrechte von Brünn (Prag 1852) S. 128 Nr.278. 
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muTs. Gerade über das Yorliegen dieser beiden dem Käufer leicht 
zu Terbergenden Krankheiten, Botz und Herzschlägigkeit (Hyper- 
trophie), schreibt nun die Hansgrafenordnung dem Hansgrafen 
eine Gerichtsbarkeit zu; offenbar hatte er zu erkennen, ob der 
Käufer zu Recht behauptete, dafs diese Gebrechen vorlägen, und 
deshalb den Kauf rückgängig machen durfte. Die erwähnte Stelle 
in den Ordnungen des fünfzehnten Jahrhunderts lälst vermuten, 
dafs die Oberau&icht über die Pferdemärkte schon damals, wie es 
für später sicher bezeugt ist, dem Hansgrafen zustand; dagegen 
scheint mir die Ansicht, dafs er in allen den Pferdehandel be- 
treffenden Angelegenheiten schon in dieser Zeit die Kausalinstanz 
bildete^), kaum zutreffend zu sein. Nur die Aufrechterhaltung 
der Ordnung auf den Pferdemärkten, die auch nach späteren Quellen 
dem Hansgrafen sicher zustand*^), wird er wenigstens im fünf- 
zehnten Jahrhundert schon besessen haben. Es kann dies nämlich 
mit einiger Wahrscheinlichkeit daraus geschlossen werden, dals 
bereits nach der Hansgrafenordnung von 1453 die für den Pferde- 
handel bestellten vereideten Unterkäufer zu den Hil&beamten des 
Hansgrafen gehören.*^) Schon deshalb dürfte es angemessen sein, 
noch auf diese einen Blick zu werfen, ehe wir die Ergebnisse der 
Untersuchung über die Kompetenzen des Hansgrafen zusammen- 
fassen. 

Yon den dem Hansgrafen unterstellten Hilfsbeamten scheint 
der seit der zweiten Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts bezeugte 
„Anwalt des Hansgrafen“ nur sein Yertreter und Diener gewesen 
zu sein. Die in der Zunftordnimg der Weber festgesetzte Waren- 
schau konnte der Hansgraf in eigener Person oder durch seinen 
Anwalt vornehmen*^; dasselbe war bei der Konfiskation verbotener 
Waren der FaU.*^^) Endlich sollte gleich dem Hansgrafen auch 
sein Anwalt bei dem Ballenbinden der fremden Kauflente nicht 

*^) So Luschin S. 285. 

S. nächstes Kapitel. 

*•) Tomaschek II S. 77, 78: zehen oder zwelif unterkenfl auf rossen . . . 
Die sulln all swem dem rat und darnach dem hansgrafen zu sein rechten. 
Zu beachten ist freilich, dafs, wie unten gezeigt werden wird, auch die für den 
Handel mit anderen Warengattungen eingesetzten ünterk&nfer damals vom 
Hansgrafen abhängig waren. 

*7) S. oben Note 43. 

**) S. oben Note 51. 
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zugegen sein.®*) Hier vertrat ihn vielmehr ein Beamter, der nicht 
in dem Malse wie der Anwalt von ihm abhängig erscheint, der 
geschworene Ballenbinder^®); während man in dem „Anwalt“ offen- 
bar nur einen Diener des Hansgrafen zu sehen hat^^), war da- 
gegen der ,3^enbinder“ in erster Linie Beamter der Stadt und 
erst in zweiter Unterbeamter des Hansgrafen. Es geht dies aus 
der Bestimmung der Hansgrafenordnnngen hervor, dafs der Ballen- 
binder beim Amtsantritte zuerst dem Rate und dann erst dem 
Ebmsgrafen schwören mufste.^^ Der dem Rate von den BaUen- 
bindem geleistete Eid ist im Handwerkerordnungsbuche erhalten.*®) 
Danach waren diese Beamte verpflichtet, das Einschlagen und Zu- 
ziehen der WarenbaUen erst dann vorzunehmen, wenn der ge- 
schworene Beschauer dieselben geprüft hatte; ferner wurden sie 
auch darauf beeidet, aUeVersuche, Waren bestehenden Verordnungen 
zuwider zu exportieren, dem Bürgermeister und Rate anzuzeigen.*®) 
Eine deij«iigen der geschworenen Ballenbinder ganz ähnliche 
Stellung gegenüber Rat und Hansgrafen nahmen im vierzehnten 
I und fünfeehnten Jahrhundert die geschworenen Unterkäufer ein.*®) 
Während Unterkäufer, d. h. gewerbsmälsige Vermittler von Handels- 
geschäften in Wien schon am Ende des zwölften Jahrhunderts nach- 
weisbar sind*®), ist es an diesem Orte doch erst im Jahre 1348 zur 

**) S. oben Note 32. 
ibid. 

^1) Dies geht aus den eben erwähnten Bestinunnngen hervor; damit 
stimmt überein, dafs in Wien anch der von einem fremden Eaufmanne zur 
Wahrnehmung seiner Interessen eingesetzte Vertreter Anwalt hiels, s. unten 
im Anhang zu diesem Kapitel: er sei dann selb gegenwurtig oder sein an- 
balt an seiner stat. 

7») Tomaschek II Nr. 150 S. 78. 

*®) S. unten Anhang zu diesem Kapitel. 

’’*) Über die mittelalterlichen ünterkänfer oder Makler im allg. vgl. 
Laband, Zeitschr. f. Deutsches B. XX (1861) S. 11 — 34, Goldschmidt, 
Zeitschr. f. Handelsr. XXVIII S. 115 — 130, Schmoller, Strafsb. Tücher- und 
Weberz. S. 77—80, Gengier, Stadtrechtsaltert. S. 464 — 69. 

7^) Es sind die in dem Privileg des Babenbergers Leopolds V. für die 
in Wien Handel treibenden Begensburger (1192 Juli 9) erwähnten ,litehou- 
fare*, deren Zeugnis in Streitigkeiten über Kaufverträge nicht gelten soll 
(Tomaschek I Nr. 1 S. 2 Z. 16). Dieselben, im Ennser Stadtrecht von 1212 
litchouffaere (Gaupp II S. 220, 221 § 18), im Wiener von 1221 leitcheufaer 
genannt (Tomaschek I S. 13 § 21), sind mit den in späteren österreichischen 
Quellen .Unterkäufer* genannten Vermittlern von Handelsgeschäften iden- 
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Einsetzung von geschworenen, d. h. solchen Unterkäufem gekommen, 
welche eine Beamtenstellung einnehmen. Am 16. Januar dieses Jahres 
erlaubte Herzog Albrecht II. bei Gelegenheit der Bestätigung des 
von seinem Vorgänger Friedrich den Wiener Eaufleuten und 
Krämern gegebenen Privilegs ihnen auch, sechs ge schworene Unter- 
känfer zur Ver mittlung ihrer Handelsgesch äfte zu wählen.^®) Im 
Anschlufs an diese Verfügung erliel's aer Uat eine Instruktion für 
die Unterkäufer, durch welche diese Beamten in mehreren Be- 
ziehungen dem Hansgrafen vmtergeordnet wurden.^^ In Überein- 
stimmung mit der Urkunde Albrechts wurde damals den Eauf- 
leuten imd Krämern, also der Hanse^®), die Wahl der sechs Unter- 
känfer mit der Bedingung übertragen, dals dazu nur Personen ge- 
nommen werden sollten, die im Besitz eines Vermögens von 50 Pfund 
wären, oder einen Bürgen aufweisen könnten, der bis zu dieser 
Summe für sie einstände; aulserdem mulsten sie sich auch eines 
guten Rufes erfreuen. Es scheint hierbei die Absicht obgewaltet 
zu haben, auf diese sechs geschworenen U nterkäufer d ie ganze 
G eschäft svermittlu ng im Handelsverkehr zu beschränken. Nach 
dieser Satzung sollte nä^ich jeden ungeschworenen Ebindels- 
vermittler eine Strafe von 12 Pfund Pfennigen treffen, und ebenso 
sollte auch derjenige geschworene Unterkäufer bestraft werden, der 
von der Geschäftsvermittlung eines Unvereidigten erfahre und sie 
nicht zur Anzeige bringe.'^*) Man mufs sich jedoch später ver- 

tisch. Dies geht besonders aus den Privilegien Herzog Rudolfs IH für Krems 
und Stein 1805 Juni 24 (Tomaschek I Nr. XXY p. 83 § 48) hervor; hier wird 
n&mlich das Zeugnis derjenigen Personen, „die da haizzent leitchaufer und 
nnderchaufel“, bei Prozessen über Handelsgeschäften zwischen Einheimischen 
nnd Fremden abgelehnt. Das Wort „Litkäufer“ ist von „Litkanf“, dem zum 
Zeichen der Perfektion eines Vertrages von den Kontrahenten eingenommenen 
G^lObnistrunke , abzuleiten, vgl. Chr. Meyer, Stadtbuch von Augsburg 
(Augsb. 1872) S. 204 Art. 125 und S. 850 s. v. litkauf, auch Gaupp, Stadt- 
rechte n S. 221 Note 1, Kurz, Österr. Handel S. 256, Schröder, D. R. G. 
S. 54, Tomaschek, Deutsches Recht in Österr. (Wien 1859) S. 209, 210. 

’6) Tomaschek, Rechte der Stadt Wien I Nr. 39. 

77) ibid. Nr. 40. 

78) Vgl. oben S. 44, 45. 

79) Tomaschek I, Nr. 40 S. 120 Z. 5 ff.: Wir setzen . . . sechs under- 

keufl die auf ir kaufschetz geen und niemand anderer mer nnd 

den gesten nnd bnrgem getreulichen dienen in den rechten, als vorge- 
schrieben stet, Wer das nberfert, der ist vervallen .... 
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anlaist gesehen haben, nicht nur die Zahl der geschworenen Unter- 
känfer zu vennehren, sondern ihnen auch das Monopol der Ge- 
schäitsTermittlung wieder zu nehmen. Nach den Hansgrafen- 
ordnungen wurden nämlich sechs geschworene Unterkäufer für den 
Handelsverkehr mit venedischer Ware®“), Gold und Silber, acht « 

oder zehn ftlr den Handel mit Kleiderstoffen und Rauchwaren, 
zehn oder zwölf ftlr den Pferdehandel eingesetzt.®“*) Neben diesen 
vereideten müssen aber in Wien auch ungeschworene Unterkäufer 
noch weiter geduldet sein. Dafür spricht zunächst eine Bestim- 
mung des Wiener Stadtrechtsbuches®^), dafs Unterkäufer bei 
Prozessen zwischen Fremden und Einheimischen gar nicht, hei 
solchen zwischen Einheimischen nur in Rechtsstreitigkeiten über 
Gegenstände bis zum Werte von 72 Pfennig Zeugen sein durften. 

Diese Einschränkung der Glaubwürdigkeit vor Gericht hat sich 
schwerlich auf die vereideten Unterkäufer bezogen. Wichtiger ist 
noch, dfffs in zwei Urkunden ans der zweiten Hälfte des vier- 
zehnten Jahrhunderts Juden als Unterkäufer genannt werden.®*) ^ 

Es kann nämlich als bei der damaligen sozialen Lage der Juden 
in Wien®®) undenkbar bezeichnet werden, dals die Hanse sie zu 
ihren geschworenen Unterkänfem gewählt hätte. So gab es also 
trotz der Bestimmungen von 1348 auch noch in der Folgezeit 
neben den vereideten auch unvereidete Makler; dagegen sind jene 

Item welicher geswomer underkeufl versweigt, das ain ungeswomer undei- 
kauf treibet, derselb geachwom underkeufl ist verfallen derselben peen, der 
der ungeswom verfallen ist. 

*0) Vgl. oben Note 35. 

^ 0 ) Vgl. Tomaschekll p. 77 (letzter Abschnitt) und M 0 n.Habsb.I 3 
p. 413. Es sei noch bemerkt, dals auch an diesen Stellen mit .gewant" nicht 
sowohl fertige Kleider, sondern in erster Linie KleiderstoSe (Zeuge zu 
Kleidern) gemeint sein werden. Über die Bedeutung von Oewand im Mittel- 
alter vgl. oben S. 51 Note 35. 

«) Art. 110 (ed. Schuster S. 106). * 

82) von Lichnowsky — Birk IV Keg. S. 813 Nr. 75 (Senckenberg Sei. 
iur. IV 292) a. 1397 0 . 80; dem unterkenflem nnserm Juden ze Wien; 

Schlager, Wiener Skizzen I (Wien 1836) S. 25, 26 a. 1398: Hancko der 
ünterkäufl der Jud. 

83) Schon 1237 liefe sich die Stadt Wien vom Kaiser Friedlich II. ver- 
sprechen, dals den Juden nicht kaiserliche Ämter verliehen werden sollten, 
und dieselbe Bestimmung lielsen die Wiener auch in das ihnen von Rudolf 
von Habsbarg gegebene Privileg au&ehmea (Tomaechek Nr. VI S. 16 § 3 u. 

Nr. XVI S. 52 § 3). 
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Anordnungen für die vereideten Unterkäufer das ganze Mittelalter 
hindurch im wesentlichen in Kraft geblieben, wie aus der Ver- 
gleichung dieses Batserlasses mit dem aus dem fünfzehnten Jahr- 
hundert überlieferten Amtseide der Unterkäufer und den ein- 
schlägigen Bestimmungen der Hansgrafenordnungen hervorgeht. 
Der Amtseid der Unterkäufer, welcher in dem 1430 angelegten 
Handwerkerordnungsbnche überliefert ist und nach welchem noch 
1488 und 1493 geschworen wurde^^), enthält in eigentümlicher 
Weise zugleich die Übernahme der Verpflichtung, dem Herzoge treu 
imd „gewärtig“ zu sein, und das Versprechen, den Nutzen der 
Stadt zu befördern und Schaden von ihr abzuwenden.^) Die Ab- 
hängigkeit der Unterkäufer vom Stadtrate zeigt sich auch darin, 
dals sie zwar von d er Hanse gewählt wurden, aber vom Rate 
bestätigt werden mufsten^^); andrerseits erscheinen sie aber inso- 
fern als Beamte des Landesfürsten, als sie dem Hansgrafen, der 
selbst in erster Linie fürstlicher Beamter war, in vielen Hinsichten 
unterstellt wurden. Ihm hatten sie nämlich, nachdem sie schon 
der Stadt geschworen, noch einen besonderen Eid zu leisten®*); 
bei ihm muisten sie die Rüge über fremde Kaufleute anbringen, 
welche die Rechte der Stadt oder Hanse durch Benutzung ihnen 
verbotener Strafsen oder Übertretung der für sie erlassenen Be- 
stimmungen im Gewerbebetriebe verletzten®^); endlich hatten sich 
die Unterkäufer auch, so oft der Hansgraf es befahl, zu ver- 
sammeln.®®) Aufserdem fanden noch periodisch regelmäfsige Ver- 
sammlungen der Unterkäufer unter Vorsitz des Han^rafen statt.®*) 



S. unten Anhang zu diesem Kapitel. 

S. Albrecht's II. Verordnung 1432 Juni 23 (Tomaschek II Nr. 138 
S. 39) : . . also das die ka ufleut und kra mer . . . vierer, weger und under- 
keufel ainhellikleich setzen und erwelen und die für den rat bringen und 
von dem rat au%enomen und bestett werden, als anderer unserer egenanten 
stat gesetzt und Ordnung gewonhait ist. 

»«) Tomaschek n Nr. 150 S. 78. 

87) ibid. I Nr. 40 S. 120. 

88) ibid. S. 121 : Es sol auch ain ieglich underkeufl dem hansgraven 
gehorsam sein für in ze körnen, wenn er in besent, und sol all mittichen 
für den hansgraven körnen, als das von alter herkomen ist, und ob er das 
nicht tut, so sol er dem hansgraven XII d. zu wandl geben. 

88) S. die in der vorigen Note citierte Stelle. Im fünfzehnten Jahr- 
hundert müssen die ungebotenen Versammlungen der Unterk&ufer seltener 
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Bei diesen Zusammenkünften hatten non die vereideten Makler 
die ihnen übertragenen Rügen vorzubringen und dem Hansgrafen 
auf sein Verlangen Gutachten über in seiner Ämtsthätigkeit auf- 
tauchende Rechtsfragen zu geben.®®) Auch als technische Sach- 
verständige werden sie ihm in seiner Ämtsthätigkeit Beistand ge- 
leistet haben, namentlich seit für die einzelnen Warengattungen 
besondere ünterkäufer eingesetzt waren.®^) 

Was die übrige Ämtsthätigkeit der Unterkäufer betrifft, so 
hatten sie sich eidlich zu verpflichten, ihnen übertragene Geschäfts- 
angebote in gleicher Weise einheimischen und fremden, armen und 
reichen Kaufleuten zu überbringen.®*) Ferner war, wie überall®*), 
so auch in Wien den vereideten Maklern das Abschliefsen von 
Geschäften für eigene Rechnung, der sogenannte Proprehandel, 
untersagt®®), da ihnen sonst ihre privilegierte Stellung die Mittel 
illojaler Konkurrenz der übrigen Kaufmannschaft g^enüber ge- 
währt hätte. Zugleich mit dem Proprehandel wurden auch alle 
Geschäfte untersagt, welche eine Umgehung seines Verbotes er- •* 

möglichen oder zur Begünstig^g fremder vor den einheimischen 
Kaufleuten verführen konnten. Aus ersterem Grunde war den 
Unterkäufem verboten, für die von ihnen vermittelten Geschäfte 
Gewährschaft zu übernehmen**) oder sich von einem Kaufinanne 
an seinem Gewerbe beteiligen zu lassen®®); aus letzterem. Fremden 

geworden sein, da nach den Eansgrafenordnungen der Hansgraf nnr die 
Verpflichtung hatte, die Ünterkäufer alle vierzehn Tage oder drei Wochen 
zu versammeln. (Tomaschek II Nr. 150 S. 78 Z. 3, 4.) 

ihid. I Nr. 40 S. 120: Auch sol ain ieglicher underkeufl den hanns- 
graven weisen in allen rechten, die er wais. 

Dies nimmt mit Recht Oengler, Stdtrchts.-Alt. S. 469 an, indem 
er sich dafür auch auf die Analogie in der Thätigkeit der Lübecker Unter- 
känfer beruft; mir scheint diese Annahme, dals die Unterkäufer dem Hans- 
grafen als technische Sachverständige gedient, allein die Häufigkeit dieser ^ 

Versammlungen zu erklären. 

S. Anh. zu diesem Eap. : Ir wert swem, daz ihr ... . dem burger 
und dem gast dem armen als dem reichen ansagt getreulich imd an 
alles gever. 

^3) Laband in dem oben Note 74 citierten Aufsatze S. 26, 27 mit 
Note 69. 

®®) Anhang und Tomaschek Nr. XI S. 120 (s. oben Note 5). 

**) S. oben Note 92. 

»«) S. oben Note 5. 
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bei sich Qnartier zu geben*^, ihr sie Botschaften aus dem Aus- 
lände zn übernehmen oder sie bei ihren Reisen innerhalb oder 
anlserhalb des Landes zn begleiten.*^) Anfserdem veranlaTste das 
in dieser Zeit so häufig hervortretende Bestreben, g^enfiber den 
allgemeinen Handelsintereseen Tomehmlich die Einkünfte der eigenen 
Bürger zn schützen, die Beetimmnng, dals die Unterkänfer für 
frfflnde Eauflente nnr dann Geschäfte abschlielsen durften, wenn 
diese in Wien anwesend waren oder dort wenigstens einen Ver- 
treter bestellt hatten.*^ Dagegen scheint es nnr Ausschlielsung 
von Betrug bezweckt zu haben, dafs auf die Beteiligung von 
„Knechten der Kaufleute“, d. h. für ihre Prinzipale Geschäfte ab- 
schliefsender Handlungsangestellter, an dem Maklergewinne eine 
besondere Strafe festgesetzt wurde. Überhaupt durften die 
Wiener geschworenen Unterkäufer nur zu ihrer Genossenschaft 
gehörige, dag^en nicht andere, einheimische oder fremde, Per- 
sonen an ihrem Geschäftsgewinn beteiligen.*®®) Endlich war auch 
in betreff der Höhe der Maklergebühr (Courtage) eine Maximal- 
grenze gezogen; die Wiener geschworenen Unterkäufer durften sich 
für ihre Handelsvermittlung nicht mehr als 3 Denare vom Pfund*®*), 
also l,25®/o*®*), geben lassen. 

Auf die Verletzung aller dieser Amtspflichten der vereideten 


S. Anihang, vgl. auch Tomaschek I S. 120: Es soll auch chain 
aaderkeuil dhainen gast noch hofherren nicht haben, dei kanfmannschaft 
treib, er hab denn burgerrecht und leid mit der stat. 

OS) Tomaschek I S. 121: Es sol auch dhain underkeufl dhain pot- 
schaft ans dem land nicht werben und sol auch mit chainem gast aus dem 
land nicht reiten. Ib. S. 120 : Es sol auch dhain underkeufl mit dhainem gast 
nicht ziehen aufserlands noch innerlands. 

M) S. Anhang zn diesem Kapitel. 

100) ibid. 

101) Tomaschek I S. 120: .Es sol auch ain ieglich geswom under- 
cheufl nicht mer nemen von dem pfund dann III den.* Eine Yarisuite hat 
.vier* Denare (ibid. S. 121 Z. 8). Später erliels der Wiener Rat auf eine 
Beschwerde der Hanse, dais die Unterk&nfer vielfach eine höhere Courtage 
gefordert hkttdU, flU Ihnen zukomme, eine detaillierte Taxe, in welcher die 
Courtage nach Art und Menge der verkauften Ware bestimmt wurde (Buch 
der Handwerkerordnungen im Wiener Stadtarchiv fol. 120). 

102) Das Wiener Pfund ist nämlich im vierzehnten Jahrhundert noch 
zu 240 Denaren zu rechnen. Vgl. Huber in Archiv der Wiener Akad. 44 
(1871) S. 519 und Weifs, Wien I S. 441. 
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ünterkäufer waren Geldbufsen gesetzt. Entsprechend der drei- 
fachen Abhängigkeit von Hanse, Stadt und Herzog, respektive 
dessen auch mit Vertretung der städtischen und hansischen Inter- 
essen betrauten Beamten, des Hansgrafen, fielen anch die Bufsen 
I der Ünterkäufer teils an die Hanse, teils an die Stadt, teils an 
die herzogliche Kammer, den Hansgrafen oder einen anderen herzog- 
lichen Beamten , den Stadtrichter. Als Albrecht H. 1348 die ge- 
schworenen Unterkäufer in Wien einfOhrte, wurde im allgemeinen 
für Verletzung ihrer Amtspflichten, sowie für Störung des ihnen 
verliehenen Monopols der Handelsvermittlung eine Strafe von 10 

( Pfund Pfennigen angedroht; von diesen sollten 8 an die herzogliche 
Kammer, 2 an den Wiener Stadtrichter, einen vom Her^g ein- 
gesetzten und nur von ihm abhängigen Beamten^*®), fallen. 
Doch muls der Herzog den an seine Kammer fallenden Anteil sehr 
bald an die Stadt abgetreten haben, da bereits nach der im An- 
schlufs an die Einsetzung der geschworenen Unter käufer erlassenen 
Instruktion für dieselben^®®) die 8 Pfund an die Stadt fallen sollen, 
während die beiden anderen dem Stadtrichter verbleiben. Nach 
derselben Satzung soll ein Gut, das ein vereideter Unterkäufer für 
sich selbst kauft, konfisziert und unter Stadt und Ganse geteilt 
werden.^®*) Wenn einer dieser Beamten den Handlungsgehilfen 
eines Kaufinannes an seinem Geschäftsgewinn beteiligte, so mulste 
er auiser der gewöhnlichen Strafe von 10 Pfund Wiener Pfennigen 
noch je ein halbes an Stadt und Hansgrafen zahlen.®®^) Endlich 
war an den Hansgrafen allein eine Bulse von 12 Pfennigen zu 
zahlen, wenn ein Unterkäufer zu den regelmäfsigen oder angesagten 
Versammlungen zu kommen versäumte.®®^) Von anderen als diesen 
Geldstrafen ist in unseren Quellen nur einmal die Rede. Wer die 
Unterhandlungen und Meldungen der Unterkäufer im Gansegebäude 
ausplaudert, der soll aus der Hanse gestofsen und zugleich an 
Leib und Gut gebü&t werden.®®®) Die erstere Strafe zog, wenn 


103) Vgl. Weifs bei Tomascbek II S. 239 und Wien I S. 328, Lorenz 
in Sitzugsb. d. W. Ak. 89 (1878) S. 86. 

Tomascbek I Nr. 39. 

1 ®*) ibid. Nr. 40. 

106 ) ibid. (s. oben Note 5). 

^ Tomascbek Nr. 40. 

'®*) ibid. (s. oben Note 6). 
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sie einen Unierkänfer traf, natQrlich den Verlust der Beamtung 
nach sich; wann derselbe auch sonst noch wegen Amtsdelikte 
der Wiener Unterkäufer erfolgte, ist aus den Quellen nicht zu 
ersehen. 

Aulser dem Anwälte, dem geschworenen Ballenbinder und den 
geschworenen ünterkäufem wird noch eines andern Unterbeamten 
des Hansgrafen gedacht, seines Schreibers. Allerdings erfahren wir 
über diesen weiter nichts, als dafs er bei der Ausstellung der 
hansgräflichen Urkunden thätig war, welche fremde Kaufleute in 
einigen FäUen zur Viehausfuhr aus Österreich brauchten.*®*) 

Wir haben bei Betrachtung der dem Hansgrafen untergeordneten 
Beamten gesehen, dafs er yon den, ihnen für Amtsdelikte angedrohten, 
Bufsen einen Anteil erhielt. Es ist auch schon erwähnt worden, 
dals nach der Weberordnung von 1379, wer in Wien einen Web- 
stnbl aufschlug, ohne selbst zu wirken, dafür auch an den Hans- 
grafen in eine Bnfse verfiel; er hatte nämlich im ganzen eine Strafe 
von einem Pfunde zu erlegen, wovon die Hälfte der Stadt, dem 
Hansgrafen und der Weberzeche je ein Viertel zufielen.**®) Auch 
bei der Konfiskation nicht ordnungsmäfsiger Weberware erhielt 
der Han^af einen Anteil, nämlich 24 Pfennige.***) Ebenso mufste 
ihm auch nach einer Ratsverordnung vom 16. Dezember 1382, 
wenn nicht ordnungsmäfsiges Tuch zum Verkauf gestellt war, 
eine Bufse, wahrscheinlich von gleicher Höhe, gezahlt werden.***) 
Etwas anders als in diesen Satzungen sind in den Hansgrafen- 
ordnungen die Bufsen und Anteile an konfiszierter Ware verteilt. 
Nach ihnen erhielt nämlich der Hansgraf, wenn einem fremden 
Kaufmanne seine Ware infolge Verletzung des Wiener Niederl^^ 


108) Die einzigen Stellen, in denen dieser .Schreiber des Hansgrafen* 
erwähnt wird, sind nämlich zwei fast gleichlautende in der Batsyerordnung 
von 1408 August SO (vgl. oben Note 30) und den Hansgrafenordnungen : 
Wenn ein fremder Kaufmann bei Ausfuhr von Ochsen .des Hannsgranen 
brieff bedurff“, so soll er .dem schreyber tun nach seiner beschaidenheit, 
was er selber wil.‘ (So in der erwähnten Ratssatzung.) 

Der. d. Altertmsv. zu Wien IH S. 274. Vgl. oben S. 53 mit Note 45. 

*H) Her. ibid. 

112 J jyj, g. 273: .und sol auch denn von jedem derselben* (der wegen 
verbotener Mafsverbältnisse oder verbotener Zusammensetzung konfiszierten 
oder zerschnittenen Tücher) .ainem dem bannsgrauen sein wandel geuallen.* 
Ko ebne, Das Hansgrafenamt. 5 


Digitized by Google 



66 


rechts genommen wurde, ^ Drittel derselben, während die übrigen 
zwei Drittel zu gleichen Teilen an Herzog nnd Stadt fielen.^^^) 
Ebenso wurde dem Hansgrafen auch ein Drittel der Bufse des* 
jenigen oberländischen Kaufinannes zu teil, der ohne seine besondere 
Erlaubnis nach Ungarn ziehen woUte.^^^) Aulser diesen Quoten 
Yon Strafgeldern und konfiszierten Waren erhielt der Hansgraf auch 
noch feste Sporteln für bestimmte Amtshandlungen. So ist nämlich 
wohl die Nachricht der Urkunde für die Weber Ton 1379 zu 
verstehen, dafs, wer sich in Wien als Meister niederlassen wollte, 
nicht nur der Stadt Pfund (120) und der Weberzeche 60 
Pfennige, sondern die letztere Summe auch an den Hansgrafen zu 
lüsten hatte. Ebenso mufsteu auch für die Ausfuhr von Pferden 
und Ochsen Gebühren an den Hansgrafen gezahlt werden.^^^) Eines 
Gehaltes des österreichischen Hansgrafen wird dagegen in dieser 
Zeit noch nirgends gedacht. 

So läfst sich über das Wesen des Wiener Hansgrafenamtes 
in der Zeit von seiner ersten Erwähnung bis zur Regierung 
! Maximilians — wenn auch manche Einzelheiten infolge der Dürftig* 

. keit der Quellen nicht genügend deutlich werden — doch ein 
; relativ klares Bild gewinnen. Der Hansg^raf ist herzoglicher Be* 
amter für das ganze Herzogtum Österreichi^®), gehört aber der 
städtischen Bürgerschaft an^^^) und hat die Rechte der Genossen- 

113) TomaBchekU Nr. 150 S. 77. 

11^) Ber. d. Alt. z. Wien UI 274. Wie die Warenschau, so wird auch 
die Prüfung, ob die in dieser Urkunde aufgestellten Bedingungen der Zu- 
lassung zur OewerbsausQbung im einzelnen Palle vorhanden waren, neben 
den vier Znnftmeistem auch dem Hansgrafen obgelegen haben, so dals auch 
diese Abgabe als Gebühr für Amtshandlungen aufzufassen ist. 

113) Nach der Ratsverordnung von 1408 (ibid. S. 292), die auch in die 
Hansgrafenordnungen überging (Tomaschek II p. 78), sollte ein fremder Eauf- 
maim ,von aim ieglichen ross', das er von Wien ausführt, dem Hansgrafen 
„ainen groben phenning' leisten. Für Ausfuhr von Ochsen brauchte da- 
gegen nach der erwähnten Ratssatzung gar nichts gegeben zu werden, 
während die Hansgrafenordnungen festsetzen, dals dafür nur .drei phenning 
nnd nicht mer' gegeben werden sollen. Wenn der fremde Kaufmann aber 
„des Hansgrafen Brief' bedurfte, mubte er nach diesen RechtsqueUen in- 
folge der oben Note 109 erwähnten Bestimmung die Ausfuhrserlaubnü noch 
durch eine kleine Geldleistung an den Schreiber des Hansgrafen erkaufen. 

11 «) S. oben S. 46—47, 51, 53. 

111) Oben S. 47, 48. 
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Hchaft der Wiener Kaofleate und Krämer, der Hanse, zu schützen. 

Diese Aufgabe besteht im wesentlichen in der Vertretung der ein- 
heimischen Kaufleute vor auswärtigen Behörden^ — einer später 
etwas zurücktretenden Funktion — , in der Eindämmung der Kon- 
kurrenz des Auslandes im heimischen Handelsbetriebe^^®) und in 
der Sorge für Ordnung und Rechtlichkeit im Verkehr überhaupt.^*^) 

Dazu kommen dann noch einige Mafsnahmen, die in erster Linie 
Schutz der Konsumenten^^^ und der einheimischen Weinprodu- 
zenten^®) bezwecken; endlich wird auch die Fürsorge für die i 

fiskaUsche Ausnutzung des Grolshandels unter den Obli^enheiten t 

des österreichischen Hansgrafen genannt. Bei der Durchführung 
der ihm übertragenen Funktionen standen ihm eine Anzahl von j 
Unterbeamten zur Seite, die freilich nur zum Teil von ihm vöDig ! 
abhängig warem^*®) * 

Diese eigentümliche Zusammensetzung der Kompetenzen des 
Wiener Hansgrafen macht es begreiflich, dals ein Chronist des 
fün&ehnten Jahrhunderts, um in Kürze ein Bild von der Stellung ' 
und Thätigkeit des Wiener Hansgrafen zu geben, Om als Aufseher 
über Import und Export bezeichnet. Beim Vergleich des Wiener 
Hansgrafenamtes mit den gleichen Beamtungen anderer Städte ^ 
wird für die moderne Forschung aber besonders wichtig erscheinen, 
dals der Wiener Hansgraf eine richterliche Thätigkeit in CivO- 
prozessen nur bei gewissen aus dem Pferdehandel hervorgehenden 
Streitigkeiten übte.^^^) Endlich mi^ noch, weü es zur Lösung 
allgemeiner Fragen als wichtig erscheinen kann, hervorgehoben 


118) S. 44, 46, 51. 

“») S. 43, 44. 

>20) S. 50—52. 

wi) S. 53. 

122) S. 55. 

128) ibid. 

IM) S. 52. 

125) S. 57—65. 

126 ) Cf. Joanuis Hindemachii contin. Hist. Austriae Aenaeae Sylvii 
(in Eollax Analecta Monumentorum Vindobouensia Vindobonae 1761 ff. t. 11 
p. 609): filiam cuiusdam Beinbardi, curialis Teterami, quem vulgo Hans- 
grafium, hoc est Comitem et onstodem rerum vetitarum, neinvel 
extra patriam, sine eins lioentia abducantur, appellabant .... 

127) S. oben S. 56, 57. 

5 * 
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werden, dafs von einem besonderen Zusanunenbange des öster- 
reichischen Hansgrafenamtee mit der Entstehung der Stadtver- 
fassong in Wien schon des späten Auftretens dieser Beamtung 
wegen nicht die Bede sein kann.^^®) 


Kapitel 2. 

Das Hansgrafenamt in Wien seit Maximilian I. 

Wie die Regierungszeit Maximilians I. in vielen anderen Rück- 
sichten als epochemachend für Rechtsleben und Verwaltung der 
von ihm beherrschten Länder angesehen werden kann^), so nimmt 
auch das österreichische Hansgrafenamt unter der Regierung dieses 
Fürsten eine andere Gestalt an.^ Während bis dahin der Hans- 


Kaum ausdräcklich erwähnt zu werden braucht, dale die in diesem 
Kapitel erörterten Thatsachen, ja schon allein der Umstand, dals die Funk- 
tionen des Hansgrafen sich von Anfang an auf ganz Österreich beziehen, es 
unmöglich erscheinen lassen, dafs das Hansgrafenamt sich aus dem .Stadt- 
markgerichte* entwickelt habe, wie Luschin S. 214 behauptet. 

‘) Vgl. bes. Luschin S. 278 ff.; Huber, Gesch. derösterr. Verwaltungs- 
Organisation (Innsbr. 1884) S. 6 — 9 und Geschichte Österreichs Bd. HI (Gotha 
1888) S. 450ff. , Adler, Organisation der Centralverwaltung unter Maxi- 
milian I. passim, Bosenthal, Ferdinand I. S. 54ff. 

^ Eine Bearbeitung der von Maximilian durchgeführten Reform des 
Hansgrafenamtes fehlt gänzlich. Der Artikel Wiedemann’s: .Der Hans- 
graf* in der Wiener Zeitung: Die Presse, Jahrgang 30 Nr. 92 (Wien 1877 
April 5) behandelt nur die Instruktion von 1507 Okt. 12, übrigens mit vielen 
Irrtflmem. Aufserdem sind noch die kurzen Bemerkiuigen Luschin’s S. 236 
und 288 zu vergleichen. Als Quellen kommen in Betracht: Der Befehl 
Maximilian's an seine Unterthanen und Beamten, Friedrich Rauscher in 
Sachen des Hansgrafenamtes zu unterstützen (1499 April 12); die Amtsreverse 
der Hansgrafen Valentin Kardinger von 1499 Dez. 14 und Georg von Herren- 
berg 1501 Juli 26, sowie des letzteren Instruktion von 1501 Juli 19 (vgl. 
Anhang zu diesem Kapitel Nr. 1 und 2; alle diese Urkunden im Wiener 
Staatsarch.). Einiges Material bieten auch die in Arch. f. österr. Gq. XIV 
S. 529 ff. und die von Chmel, Urk. , Briefe und Aktenstücke zur Gesch. 
Maximilian's als Nr. 245 und 252 edierten Aktenstücke; endlich die Be- 
schwerde der Wiener über Georg von Herrenberg (N. Öst. Ld.-Arch. B. 5 
N. 15; undatiert, aber 1519 ausgestellt, weil nach Maximilian's und vor 
Herrenberg's Tode). — Das von Wiedemann a. a. 0. benutzte Aktenstück 
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graf in Wien zwar als Beamter des Fflrsten, doch zugleich auch 
als Vertreter der Interessen der Hanse und der Stadt erscheint, 
hört zur Zeit Maximilian’s diese Doppelstellung gänzlich auf. Der 
Zusammenhang mit der Hanse schwindet so völlig, dafs bereits 
unter Maiimilian’s nächstem Nachfolger der Name des Beamten > 

in die Form Handsgraf kein halbes Jahrhundert nach Maximilians 
Tode in Handgraf übergehen und selbst die Erinnerung des Ur- 
sprunges dieses Namens unsicher werden konnte.*) Für den Unter- 
gang der Beziehungen des Hansgrafen zur Wiener Stadtgemeinde 
war es von besonderer Bedeutung, dals die Eidesformel, nach 
welcher der Hansgraf geschworen hatte, Verletzungen der Rechte 
der Hanse bei Bürgermeister und Rat zu rügen^), unter Maximilian 
auiser Übung kam. In einer Beschwerde über den Hansgrafen 
Georg von Herrenberg von 1519‘) behaupten nämlich die Bürger, 

„nur dieser oder vielleicht auch einer seiner Amtsvorgänger hätte 
den von alters her üblichen Eid an Bürgermeister und Rat nicht 
geschworen“. Diese Behauptung bezieht sich offenbar auf den 
zwar vor Bürgermeister und Rat abgelegten, eine Berücksichtigung 
dieser Behörden aber nur in dem angegebenen Versprechen ent- 
haltenden Amtseid des Hansgrafen. Wohl waren auch zur Zeit, 
als dieser Eid noch geleistet wurde, wie im vorigen Kapitel aus- 
gefuhrt ist, die Hansgrafen fürstliche, nicht städtische Beamte, 
Zweifellos aber bedeutete es in der That eine Minderung mnni- 
cipaler Befugnisse, als der Hansgraf anf hörte, Beschwerden über 
Verletzung der Verkehrsverordnungen dem Rate zu unterbreiten. 

Dies geschah nicht nur dadurch, dals mit dem Weg&llen der alten 
Eidesformel auch die Verpflichtung des Hansgrafen ohne weiteres 
verschwand, sich an den Rat zn wenden, wenn die eigenen Straf- 
befugnisse nicht ausreichten; vielmehr wurde dem erwähnten Hans- 
grafen Georg von Herrenberg in seiner Bestallung®) noch aus- 
drückUch aufgetragen, „wenn ihm etwas zu schwer werden sollte, 


war weder in den genannten Archiven, noch im Reichafinanz-Arch. ao&n- 
finden und mniete daher nach den von diesem Schriftsteller gegebenen Ans- 
eflgen benutzt werden. 

*) Darüber weiter unten. 

*) Vgl. voriges Kapitel Note 88. 

0) Vgl. Note 2. 

*) S. Anhang Nr. n. 
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solches stete an Hauptmaim, Statthalter nnd Regenten der Nieder- 
Österreichischen Lande gelangen zu lassen“.^, 

Ebenso ging Maximilian, resp. seine Regierang, auch mit 
Bewnlstsein von der bis dahin befolgten Gewohnhod: ab, den 
Hansgrafen aus dem Kreise der Wiener Bürgersdbaft zn wählen. 
Allerdings hat noch 1499 ein Wiener Btogw, Friedrich Rausdier, 
das Hansgrafenamt ron Maximilian erbeten. Ferner mnls dahin- 
gestellt bleiben, ob wir in Bansdher's Nachfolger, Valentin Kar- 
^ger, dessen 1499, Dezember 14 au^esteüter Amtorerers noch 
erhalten ist®), einen Wiener Bürger zn sehen haben. Dagegen 
gehörte Deorg von Herrenberg, den der Kaiser 1501, Jnli 19 sm 
seinem Hansgrafen in NiederOsterreich ernannte®), entschieden der 
Wiener B&rgersche^ nicht an. Diese Tfaatsache geht daraus hervor, 
dafs, widirend Herrenberg noch amtierte^®), die Wiener in einer 
Eingabe von 1513, Dezember 21 den Kaiser bitten, das Hans- 
gnrfenamft., wie es Hetkororaen sei, einem Wiener Bürger zn v»- 
leffaen. In dem Aktenstücke findet sirii nun folgende sehr be- 
arichnende gntachGicbe Bemerknng: „Nihil; dann sonst wurden 
all ander stet under jnen sein, ■vnd sy die nach ir«m willen be- 
echweren“.!^) Feroer ist es wohl awsh kein Zn&H, dafe unter 
Maxinnlian zuerst ein Gbbalt des Hansgrafen erwähnt wird.^^*) 

8o in Herren'berg's Amtsrevers. Sachlich wenig ahweichend ist die 
Btdüle in daBselben Instmktian; er solle, was ihm zn schwer wüide, an den 
obersten Hauptmann Wolfgang zu Folheim oder den obersten Kanzler Georg 
von Widegk gelangen lassen. Gerade diese beiden Personen scheinen nämlich 
an der Spitze der 1501 errichteten NiederOsterreichischen Regierung ge- 
standen zu haben, welche auch in der citierten Htelle des Amtsreverses ge- 
meint ist. Vgl. von KransS. 3, auch Adler a. a.'0. passim undLuschin 
S. 279 ff 

^ In der Note 2 erwähnten diesen Hansgrafen betreffenden Urkunde 
hei&t es : „Wir haben . . . Frideiichen Rawscher, unserm Borger zu Wienu, 
unnser Hannsgrafenamht in Oesterreich . . zu verwesen befolhen.* 

®) Vgl, Note 2. 

'°) Er ist nämlich bis zu seinem 1519 «ingetretenen Tode Hansgraf 
gehliehen; vgl. von Krane, Anh. Nr. VH S. KVII. 

’’) Chmel, Urkunden, Briefe und Aktenstflcke z. Gesrii. Maximilian's 1. 
(Stuttg. 1825) S. 354, vgl. auch die unten zu besprechenden Verhandlungen 
zwischen Kaiser und Ständen zu Innsbruck 1518. 

"*) Nach dem Amtsreverse Georg von Herrenberg’s (vg. Anh. Nr. 2) 
erhielt dieser für seine Amtsthätigkeit jährlich 120 Rheinische Golden. 
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Endlich wurden auch von diesem Herrscher mit dem Hansgrafem- 
amte neue Funktionen verbunden, welche mit dem Ursprünge der 
Beamtnng, der Vortretong der Interessen der Kaufmannschaft, in 
gar keiner Beziehung stehen. So wurde dem Hansgrafen damals 
offenbar in fiskalischem Interesse die Fürsoi^e dafür übertragen, 
dafs das Salz ans den Salinen zu HaU nicht in Österreich unter 
der Enns eingefUhrt werde. Würden Personen dabei betroffen, 
Hallisohee Salz dorthin zu schaffen, so sollte das Stdz samt Pferden 
und Wagen konfisziert werden.*^) Von dem konfiszierten Salze 
fiel die H^fte an den Kaiser, die andere Hälfte an den Hana- 
grafen. Doch durfte dieser das Salz nicht im Lande verkaufen, 
sondern es nur zu „seines Hauses Notdurft“ brauchen oder im 
Auslande veräutsem.’^) 

Ferner wurde dem Hansgrafen von Maximilian 1507 auch 
das sogenannte Czemen tarnt unterst^t, dessen Au%abe es war, 
für Einheitlichkeit von Mafs und Oewicht zu sorgen. Wie in 
anderen Teilen des deutschen Beiches^^), so scheinen sich auch 
in Österreich zunächst lokal verschiedene Mafs- und Qewichts- 
systeme ansgebildet zu haben. Waiigstens spricht dafür eine Ur- 
kunde Herzog Leopold’s VI. von 1212 welche Bedrückungen 
der Hintersassen des Klosters Göttweig bei der Erhebung des Vogt- 
habers seitens der herzoglichen Marschälle unmöglich machen wiU. 
Diese Beamten werden hier angewiesen, sich bei der Einsamndung 
der genannten Abgabe an das Mals des in dw Nähe von Göttweig 
gelegenen Marktes St. Pölten zu halten. Damals gab es also noch 
kein einheitliches Mafssystem für das ganze Herzogtum.**) Da- 

*’) Seit der Amtszeit Eardingers (nach dessen Amtsrevets). 

”) ibid.; vgl. auch Amtsrevers und Instruktion Herrenberg’s. 

“) Vgl. i. allg Lamprecht D. W. II S. 486 ff. 

“) Font. mr. Austr. Bd. VIII S. 287 Nr. XXV. 

'*) Das sog. Österreichische Landrecht, welches in § 47 Einheitlichkeit 
aller Malse imd Gewichte ffir das ganze Herzogtum festsetzt (ed. Hasenöhrl 
Wien 1867 S. 271, vgl. ibid. S. 54 g 12), ist nur ein von den Landst&nden 
herrührender Entwurf eines Gesetzes (vgl. Schroeder D. R. G. S. 683 Note 
19), kann also nicht als Zeugnis dafür bwutzt werden, dafs zur Zeit seiner 
Entstehung (wahrscheinlich Ende des dreizehnten Jahrh.) die lokalen Gewichts- 
und Mafssystome schon durch ein einheitliches für das ganze Herzogtum 
besbänmtes System ersetzt waren. Über die Verschiedenheit der im Mittel- 
alter an den einzelnen Orten Österreichs gebranchten Malse vgl. auch Kurz 
S. 260 ff. 
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gegen galt bereits in der Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts^^ 
der Grundsatz, dafe die in der Wiener Münze gebrauchten Ge- 
wichte nicht nur für diese Stadt, sondern für das ganze Land 
mafsgebend sein sollten; alle Wagen und Gewichte sollten in der 
Münze einen besonderen Stempel, das sogenannte Kammerzeichen, 
erhalten. Auch das Muster des für das ganze Land gemeinsamen 
Eilenmaises wurde in der Münze auf bewahrt. 

Bei der Kontrolle der Gewichte spielte in Österreich schon 
circa 1450 ein als „Czymenter“ bezeichneter Beamter eine besondere 
BoUe.‘^ Genaueres^*’) erfahren wir über ihn erst aus dem Jahre 
1485, aus welchem der von ihm geleistete Amtseid erhalten ist.^*) 

'’) das Wiener Münzbuch § 3 und 53 (herausg. von von Karajan 
Wien 1838 S. 73 und 111); vgl. auch von Karajan ibid. S. 25. 

”) A. a. 0. § 5 und 53. Übrigens waren auch in anderen Städten, 
s. B. Basel, Augsburg, Mainz und Speier, alle MaJse und Gewichte der .Be- 
schau und Aufsicht der Münzbeamten unterworfen“; vgl. £h eher g, Münz- 
wesen und Hansgenossenschaften (Leipz. 1879), S. 160, 161 und meine Arbeit 
über Ursprung der Stadtverf. S. 67. 

**) Wiener Münzbuch § 6 S. 74. 

’°) Das Münzbuch erwähnt ihn nur noch in § 45 (S. 105). Danach 
durfte niemand als er Silber wägen oder brennen. Vgl. auch eine undatierte, 
vielleicht vom Jahre 1479 herrührende kaiserliche Verordnung für Wien 
und die übrigen österreichischen Städte: ,Ks sol auch niemant Sübar 
prennen, denn der Czymentter der dartzue geseczt ist* (Mon. Habsb. I 3 
S. 343). Von dieser Thätigkeit des Silberbrennens leitet Bech in Germania 
Bd. XVIII (Vrtljhrsztschr. f. d. Altert., herausg. von Pfeiffer Wien 1873) S. 266 
die Benennung des Beamten her, indem als Cement .ein Pulver*, .eine Art 
Beize zum Scheiden und Reinigen des Metalls* bezeichnet werde. Vgl. aber 
Münzbuch § 4: .Die dritt wag ist in der kamer das do hayst die Cyment, 
darinn sol abgebegn werdn golt silber perl und edel gestain und alles das 
zu der munfs gehört." Danach dürfte der Name des österreichischen Eichungs- 
beamten doch auf den Namen dieser Wage zurückznführen sein, wie auch 
Michnay und Lichner, Das Ofener Stadtrecht (Pressburg 1845) S. 298 
erklären. 

”) S. Kurz S. 253 Note **: .Des Zymenter aid in presencia Regie 
Maiestatis Gregori Holnbrunner, des Rats der stat. 

Jr werdet schwem, unnserm allergenedigisten Hem dem König getrew 
zu sein, das Zymentambt im Land Österreich rechtlich zu hanndeln, die ge- 
wicht nach dem rechten vater abteyfaen, ainem yeden, der des begert, zu- 
gebn mit aufsiahen der zaichen, so darauff gehom. So Jr auch die gewicht 
ye zu Zeiten aufheben und eilen und mafs besehen wellet : Das tnt mit 
wissen ains burgermaisters und raths hie, del^leichen in andern steten im 
lannd und was ir penuell findet, die ansagt, als offt sich das begibt .....* 
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Danach mofste er versprechen, die Gewichte, Längen- und Hohl- 
mafse im ganzen Lande zu kontrollieren; ihm stand auch die Auf- 
drückung der Zeichen zu, welche die Echtheit des Gewichtes 
garantierten. In jenem Jahre gehörte der Czymenter dem Wiener 
Rate an und mulste von der Ausübung seiner Kontrollpflichten 
jedesmal den Bürgermeister imd Rat dieser Stadt benachrichtigen. 
Auch war er diesen Personen gegenüber zur Rüge falschen Maises 
und Gewichtes verpflichtet.*^) Dennoch macht der Inhalt eben- 
dieses Eides es zweifellos, da& der Czymenter nicht städtischer, 
sondern fürstlicher Beamter war und seine Funktionen im ganzen 
Herzogtum unter der Enns übte. Es war also seine Stellung 
ganz analog deijenigen des Wiener Hansgrafen im Mittelalter, 
welcher ja ebenfalls fürstlicher Beamter, aber gleichzeitig Vertreter 
städtischer Interessen war und die Rüge über in seiner Amts- 
thätigkeit wahrgenommene Vergehen an den Rat bringen mulste. 
Maxinülian löste nun das Am t des Czymenters völlig von der 
städtischen Gemeindeverwaltung ab imd unterstellte es dem Hans- 
grafen. In der für diesen am 12. Oktober 1507 ansgestellten In- 
struktion erklärte er: „Nachdem unser Ziment Ampt in Österreich 
bisher nit versehen ist worden, als die notturft ervordert, so haben 
wir solch Ziment -Amt bemeltem unserm Hannsgrafen zugestellt 
und er soU. solche Ampt hinfüro mit allem vleils versehen“.**) 

Aufserdem wurde dem Hansgrafen damals auch die Beauf- 
sichtigung der Weinungelter, d. h. deijenigen Beamten übertragen, 
welche die für den Weinausschank festgesetzten Abgaben einzu- 
ziehen hatten. Viermal im Jahre soUte er sie kontrollieren imd 
namentlich auch darauf sehen, dals sie in den Buschschenken in 
eigener Person das Dngeld erhoben.*'*) Es lälst sich wohl an- 

”) S. Ende der vorigen Note. Ans einer undatierten kaiserlichen Ver- 
ordnnng (Mon. Habsb. I 3 352) kann man auch mit einiger Wahrscheinlich- 
keit Bchlielsen, dafs dieser geschworene Czymenter vorübergehend von der 
Stadt selbst bestellt wurde. Die diesen Beamten betreffende Stelle ist nämlich 
wohl in folgender Weise aufzufassen; Der Kaiser gesteht der Stadt Wien zu, 
dals der geschworene Czymenter das Gewicht in der Münze beaufsichtigen 
solle; die übrigen Funktionen überläfst er dem gegenwärtigen geschworenen 
Cymenter nur auf Widerruf. 

”) So Wiedemann a. a. 0. Dals die Verbindung des Czymentamtes 
mit dem des Hansgrafen in der Weise geschah, dafs letzterer die Oberauf- 
sicht erhielt, folgt aus späteren unten zu erwähnenden Zeugnissen. 

“) Wiedemann ibid. 
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n«hmen, dafs dieee Anfsicht &ber die Erhebung der landeefiiret- 
lichen Abgaben beim Weinauescbank dem Hansgrafen deshalb über- 
tragen war, weU er schon früher eine Kontrolle über den Wein- 
handel — allerdings ursprünglich im Interesse der Wiener Hanse — 
geübt hatte. Ähnlich üt es zu erklären, dafs von Maximilian's 
Zeit an zu den Obliegenheiten des Hansgrafenamtes die Pflicht 
gerechnet wurde, die Umgehung der landesfürstlichen Zollstätten 
seitens der Kauflente zu Terhindem.^^) Auch in dieser Hinsi<dit 
benutzte also das TerritoriaUürstentnm jene Institution, um durch 
sie eigene Intoressm wahrnehmen zu lassen, welche den ehemals 
den Hansgrafen um der Kaufmannsgenossenschaft willen über- 
tragenen ähnlich waren. War es dodi früher eine der wichtigsten 
Aufgaben des Hansgrafen gewesen, im Interesse des Wiener Hmidels- 
standes dafür zu sorgen, dafs die fremden Kaufleute nicht an 
Wien vorbeizogen! 

Wie sehr Maximilian aber die Interessen dieser Stadt denen 
des ganzen Landes nnterordnete, geht besonders klar daraus hervor, 
dafs er den Viehverkauf in Wien auf einen Wochentag und die 
Jahrmärkte beschränkte, um dadurch die Wiener am Fürkauf zu 
bindern.^*’) Bekanntlich wird überhaupt Theorie wie Oesetzgebung 
in ökonomischen Dingen im sechzehnten Jahrhundert von keinem 
anderen Streben so sehr beherrscht, als von dem, im Interesse des 
Konsumenten jeden Fürkauf, d. h. das Kaufen der Ware zum 
Zwedr gewinnreichen Verkaufs, unmöglich zu machen. Auch 
Maximilian wurde von dieser Absicht geleitet und bediente sich 
des Hansgrafenamtes zu ihrer Verwirklichung. In der Instruktion 
von 1507, Oktober 12 wurde dem Hansgrafen vor allem Ver- 
hinderung des Fürkaufs im ganzen Lande anbefohlen.^^ 

Dagegen ist von der Aufrechterhaltung der Privilegien Wiens 
und seiner Kauf leute, die einst die wichtigste der Funktionen der 
Hansgrafen gebildet, seit Maximilian in den Instruktionen und 


“) ibid. Es wurde z. B. dem Hansgrafen 1507 auch aufgetragen, gegen 
die Herren von Hainburg einznscbreiten, welche die ungarischen Vieh impor- 
tierenden Handelsleute gezwungen hatten, durch Hamburg zu treiben, .wo- 
durch sie an unsere Mauth und Zölle und fOr Bruck an der Leitha und 
nach der Schwechat nicht kommen.* (ibid.) 

«) ibid. 

”) Vgl. Wiedemann Anfang und Schlufs. 
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AmtsreTersen dieser Beamten nicht mehr die Bede. Nnr als 1512 
«n Streit zwischen der Stadt Wiai und den dortigen fremdea 
Kaofleuten im Smne der alten städtischen Privilegien entschiedeii 
wnr^^), wnrde dem Hansgrafen anch anfgetragen, Hnf« er fernere 
Verletzxmgen des Wiener Niedorlagsrechtes verhindere.*'*) Gerade 
ans den folgend«! Jahren aber liegen vielfache Nachrichten üb«' 
Differenzen zwischen den Wi«iem nnd dem damaligen Hansgrafen 
^feorg von Benenberg vor.*") Diese Strmtigkeiten muMen sich 
auch notwendig stets emeoem, solange die Wiener die Berück'- 
aiehtignng ihres eigenen Vorteils noch wie früh« ak die eigent> 
lache Au%abe des Hansgrafenamtee ansahen, während dem Hans- 
ginfen teile Sicherung fiskalisch« Intwessen, teils Fürsorge för 
die mit den speziell Wienerischen nicht imm« harmcmierenden 
fiandelsint«eesen des ganzen Herzogtums als Anfig^e seines Amtes 
hezeirhnet wurden. Auch die eigentümliche SteUnng der Wien« 
Unterkäufer, welche noch wie früher*^) sowohl dem Bäte und 
>d« Hanse als anoh dem Hansgrafen untergeordnet waren, muiste 
ttotwendig zu Streitigkeiten führen, seit der Hansgraf selbst in 
keiner Weise mehr als Vertreter der Intereas«! Wiens und sein« 
Kauf leute betrachtet werden koimte.^ In Maximilian ’s Todesjahre 
(1519) beschwerte sich der Hansgraf bei der mederösterreichischen 
ilegiemng, dah der Rat drei Unterkänfer entlassen, an ihrer Stelle 
andere angenommen und denselben befohlen habe, dem Hansgr^en 
künftig nicht gehorsam zn sein.**) Darauf «klärte der Rat, dais 
er mit der Entlassung der Unt«käafer, die untüchtig gewesm, 
and der Ersetzung derselben durch andere Personen nur ihm zu- 
stefaende Rechte ausgeübt habe. Der Eid der Unterkäufer ent' 
halte das Versprechen, des LsndesfÜrsten und der Stadt Nutzen 
zu erstreben; folglich müfsten sie dem Rate auch entgegen den 

”) Arch. f. ÖBterr. Gq. XIV S. 263. 

”) ibid. 8. 263, 64. 

“) Vgl. Cbmel, Urkunden . . . Nr. 245, Arch. f. K. Oeterr. Gq. XIII 
& 255, sowie den im folgenden besprochenen Streit Uber die Stellung der 
Untork&ufer. Vgl. auch von Kraus, Anh. Nr. VII S. XVil (nach Herran- 
'berg’s Tode) : . . die weyl sich dann . . . zwischen bemeltn von Herrenb«g 
und den burger von Wyenn alwegn irrung und spenn gehalten .... 

*‘) oben S. 61. 

") Dies nnd das folgende nach N. öst. Ld.-Arch. B. 5 N. 15 (s. unten 
Aab. Nr. 8). 
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Befehlen des Hansgrafen gehorsam sein. Insoweit der Hansgraf 
aber nichts den Interessen der Stadt Schädliches befehlen würde, 
wären die Unterkäufer ungehindert, seinen Anordnungen zu folgen.^^ 

So standen sich die Rechtsanschanung des Rates und die des 
Hansgrafen auch in dieser Frage schroff gegenüber. Zu einer Ent- 
scheidung des niederösterreichischen Regiments wird es damak 
nicht gekommen sein, da der Hansgraf Georg von Herrenberg kurz 
darauf starb imd die ständische Erhebung nach Maximilian’s Tode 
auch zur Einsetzung eines Han^pafen führte, der die Rechts- 
anschaunngen der Wiener Bürgerschaft teilte.®^) Freilich war diese 
Opposition g^en die Reformen Maximilians in Bezug auf An- 
stellung und Funktionen des Hansgrafen und seiner ünterbeamten 
nicht von dauerndem Erfolge. Vielmehr hat das Hansgrafenamt 
die letzten zweihundert Jahre seines Bestehens im wesentlichen die 
ihm von Ma ximili an beigelegte SteUung behalten.^) Dag^en hat 
ein anderer Plan MaximUian's, nämlich der, dem österreichischen 
Hansgrafen die Hansgrafenämter in verschiedenen anderen Provinzen 
unterzuordnen, auf die Entwicklung der Verwaltung keinen bleiben- 
den Einflnls ausgeübt. 

Von den österreichischen Erblanden bildeten bekanntlich die 
fünf Provinzen, Österreich unter und ob der Enns, Steiermark, 
Kämthen und Krain unter Maximilian eine besondere Gruppe, 
welche im Gegensätze zu den übrigen habsburgischen Gebieten als 
„Niederösterreich“ bezeichnet wurde.®^) Die Funktionen des öster- 
reichischen Hansgrafen bezogen sich bis zu Maximilian’s Zeit, 
soweit sie nicht blois Wien betrafen, auf die beiden Herzogtümer 
Österreich unter und ob der Enns.^^) Maximilian ernannte nun 


") ibid. 

**) Näheres weiter unten. 

“) Vgl. Huber, Qeech. der österr. Verwaltungsorganieation (Innsbr. 
1884) S. 6, von Eraus S. 7. 

’*) Vgl. die im vorigen Kapitel Note 12 zusammengeetellten Quellen- 
stellen, die ganz allgemein von .Hansgrafen in Österreich*, nicht .von Hana- 
grafen in Österreich unter der Enns“ sprechen. Auch in den Urkunden 
Mazimilian's wird hei Aufe&hlnng der Amtsfunktionen des Hansgrafen stets 
Österreich ohne Beechr&nkung auf das Land u. d. E. erwähnt, abgesehen 
von der oben angeführten Bestimmung Ober das Einfuhrverbot von Salz in 
Österreich unter der Enns im Amterevers Eardinger’s. Dafür, dafs beide 
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im Jahre 1501 Georg von Herrenbei^ zum „obersten ELansgrafen 
in seinen niederSsterreichischen Landen“.^®*) Als solcher sollte er 
das Hansgrafenamt in den beiden Herzogtümern Österreich selbst 
verwalten und auf die Hansgrafen in Steiermark, Kämthen imd 
Krain „sein getreues Au&ehen haben“. Zu diesem Zwecke wurde 
ihm befohlen, sich jährlich ein- oder zweimal in diese Provinzen 
zu begeben und die Thätigkeit der dortigen Hansgrafen zu 
kontrollieren. Auch eine Strafgewalt über diese Beamten wurde 
ihm übertragen; indes sollte er schwerere Verbrechen dem obersten 
Hauptmanne von Niederösterreich, Wolfgang von Polbaim, anzeigen, 
damit derselbe den für schuldig befundenen Hansgrafen durch 
einen anderen ersetze.®**) 

Freilich ist diese Einrichtung, von welcher wir nur durch die 
Instruktion Herrenberg's von 1501, Juli 19 Kenntnis haben, wenn 
sie überhaupt zu voller Durchführung gekommen ist, jedenfalls 
nicht von langer Dauer gewesen. Abgesehen davon, dafs von der 
Verbindung der verschiedenen ELansgrafenämter in anderen Quellen 
nie die Bede ist, lälst sich auch annehmen, dafs die alte Eifersucht 
der verschiedenen Provinzen die Unterordnung des steierischen, 
kämthnerischen und krainischen Hansgrafenamtes unter den öster- 
reichischen Hansgrafen nicht ertragen konnte. Wurde doch die 
vom Kaiser, wie von den Ständen gewünschte Herstellung einer 
aus Vertretern der landesfürstlichen und ständischen Interessen 
gebildeten Centralbehörde für die niederösterreichischen Erblande 
dadurch aufeerordentlich erschwert, dafs jede der fünf Provinzen 
sich anfangs nur einer in ihrer Hauptstadt sitzenden Centralbehörde 
im ter ordnen wollte.®^) Endlich kann man auf baldiges Verschwinden 
dieser Au&ichtsrechte des österreichischen Hansgrafen über die 
übrigen auch noch speziell daraus schliefsen, dafs sie in den Ver- 
handlungen des Ausschulslandtages zu Innsbruck 1518 gar nicht 


Provinzen demselben Hansgrafen nntergeordnet waren, ist für Maximilian's 
Zeit aber entscheidend die Stelle in der als Nr. 2 des Anhangs gegebenen 
Instruktion Herrenberg's : „Vemer, Als Kardinger bisher das Hannsgrafh-Ambt 
in Oesterreich unnder und ob der Enns verwesen.* Lnschin's 8. 236 
gegebene Behauptung, dafs es einen besonderen Hansgrafen mit dem Sitze in 
Linz gegeben, ist deshalb mindestens für diese Zeit sicher unzutreffend. 
***) S. Anhang Nr. 2. 

”) von Kraus S. 8. 
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zur Sprache kamen.^^) Dort wurden nämlich bei Gelegenheit der 
Verhandlungen ttber die Verwaltungsoi^anisation und die vom 
Kaiser zu einem Zuge nach Alexandrien erbetene GeldbewiUigung 
Ton den Ständen alle möglichen Beschwerden g^en Anordnungen 
des Kaisers und seiner Beamten vorgebracht und gerade auch das 
österreichische Hansgrafenamt wird in diesen Verhandlung«! aulser- 
ordentlich oft erwähnt^^), ohne dals von den übrigen Hansgrafen- 
ämtem die Bede wäre. Was aber das österreichische Hansgraf«i- 
amt betrifft, so vertraten die ständischen Ausschüsse die der Stadt 
Wien seit Alters in Bezug auf dasselbe zustehenden Bechte, der 
Kaiser aber wollte auf die fireie Ernennung des Hansgrafen nicht 
verzichten. So gelangte man in dieser Frage zu keiner Einigung, 
während andere Angelegenheiten im Sinne der Stände entschieden 
und wichtige Reformen in der Verwaltungsorganisation beschlossen 
wurden. Die Verwirklichung des damals Festgesetzten hinderte 
aber der Tod des Kaisers (1619, Januar 12). Nach seinem Testamente 
sollte die bisherige Regierung die oberste Gewalt bis zum Ein- 
treffen seiner Erben und Enkel behalten. Die Unzufriedenheit 
der Stände mit jener Behörde und der Wunsch, den bestehend«! 
Rechtszustand gegenüber den neuen Herrschern zu wahren, führten 
aber dazu, dafs in jeder der fünf niederösterreichischen Provinzen 
ein Ausschufs der Stände die Gewalt an sich rlTs. Die Geschichte 
dieses Aufstandes, welche von Victor von Kraus meisterhaft be- 
schrieben ist^*“), fäUt in den Kreis unserer Untersuchung nur in- 
soweit, als damals auch der lezte Versuch gemacht wurde, das 
Hansgrafenamt in seiner alten Form wiederherzustellen. Als nämlich 
gerade um diese Zeit der Hansgraf Georg von Herrenberg gestorben 
war, setzte der „Landrat“, wie sich der ständische Ausschuis in 
Österreich unter der Enns nannte, nachdem er die Einwilligung 
der Wiener Bürgerschaft dazu ausdrücklich nachgesucht, einen aus 
seiner Mitte, Hans Rinner, zum Hansgrafen ein.*'’) Dieser war 
selbst Bürger von Wien und wird sicher das Amt mehr nach den 

Die Verhandlungen dieses Landtags sind von Zeibig in Arch. £. 
Ost. Grq. XIII S. 203—316 publiziert. Über dieselben sind namentlich Adler 
S. 446 — 481 und von Kraus S. 6 — 9 zu vergleichen. 

•») von Kraus S. 42, Arch. f. Ost. Gq. XDI S. 255, 304, 306, 309. 

auch Rosenthal, Ferdinand I. S. 103 — 105. 

*“) von Kraus, Anhang S. XVII Nr. VII und S. 41, 42. 
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Tnditionen seiner Heimstsstadt, als nach den von Maximilian für 
das Hansgrafenamt eingeführten Reformen verwaltet haben. Dem 
widerspricht ee in keiner Weise, dals Rinner die beiden von den 
Ständen nach Spanien geschickten Gesandten Eytzing und Sieben- 
bärger in einem besonderen Schreiben bat, „Beetätigungsbriefe“ 
der Landesfürsten für ihn zu erlangen, da die Verleihung des 
Hansgrafenamtes diesen ohne Mittelspersonen zustände.'^^) Abgesehen 
davon, dals ein Emennungsrecht der Stadt Wien oder gar ein 
solches der Stände in keiner Weise hätte erwiesen werden können, 
liegt es eben im Charakter dieser und vieler anderer ständischer 
Bewegungen, dals der Schein des Rechtes nach Kräften gewahrt 
wurde. Freilich war in diesem Falle die Uneinigkeit unter den 
Ständen der verschiedenen Provinzen zu grols, als dals die auf 
Erweiterung der ständischen und munizipalen Rechte abzielende 
Bew^pmg Erfolg gehabt hätte.'**) Auf dem Oktober 1520 zu 
Klosterneuburg abgehaltenen Landtage unterwarfen sich die Stände 
des Herzogtums unter der Enns bereits den Kommissaren der von 
Karl y. für die Behandlung der erbländischen Angelegenheiten 
eingesetzten Regierung. Zugleich schickte die Landschaft ein 
Mandat an die Stadt Wien, die sie also doch gewissermafsen als 
Vorgesetzte des Hansgrafenamtes betrachtete, sie solle den Hans- 
grafen Rinner entlassen.^*) Oie Stadt versprach, diesen Befehl zu 
erfüllen. Aber Rinner muiste erst mehrmals vom Rate ermahnt 
werden, ehe er das Amt dem vom Kaiser bestellten Hansgrafen 
abtrat.**) Diese Episode in der Geschichte des Hansgrafenamtes 
ist vielleicht deshalb nicht ohne Bedeutung, weil die dadurch 
herbeigeftthrte Unterbrechung in der Kontinuität der Entwicklung 
der Beamtung wohl den Anlafs gab, dals das Hansgrafenamt von 
da an in der Regel auf Österreich unter der Enns beschränkt 
wurde.*®) Eine andere Veränderung, welche mit dem Hans- 

*‘) ibid. und Anh. S. XYIII Nr. VIII: nachdem solich ambt dem lands- 
forsten on mittel zu verleyhn gebürt. 

**) von Kranz passim. 

“) ibid. S. 57, 58. 

**) ibid. S. 61. Am 11. Augnst 1522 wurde Rinner wegen seiner Be- 
teiligung an dem Aufstande hingerichtet (ibid. S. 81). 

*‘) Wenigstens ist eine Supplikation erhalten, in welcher Wolf Maul 
um Verleihung des Handsgrafenamtes unter der Enns bittet (N. österr. 
Ld.-Arch. B. V Nr. 15); derselbe ist 1524 in dieser Stellung nachweisbar, 
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grafenamte zur Zeit der Regierung Ferdinands I. vor sich ging, 
bestand in der Verwandlung des Namens Hansgraf in Handsgraf.^*) 
Freilich war der Zusanunenhang des Handsgrafen — mit dem Hans- 
grafenamte noch nicht so sehr aus dem Bewufstsein der Zeitgenossen 
geschwunden, dafs sich die Wiener nicht noch gelegentlich auf die 
Berechtigungen beriefen, die ihnen gegenüber den Hansgrafen im 
Rlnfzehnten Jahrhundert zugestanden hatten.^^) Dafs der Landes- 
fürst den Handsgrafen aus dem Kreise der Wiener Bürger wähle, 
verlangten sie freilich nicht mehr. Dagegen beschwerten sie sich, 
dafs der Handsgraf seinerseits Unterkäufer für Rols- und Viehhandel 
ohne Vorwissen und BewUhgung des Rates ernannte und auch 
solche Personen mit diesem Amte betraute, welche der Wiener 
Bürgerschaft nicht angehörten.^^) Ferner beklagten sie sich, als 
sie nicht mehr, wie früher, den dritten Teil der vom Hands- 
grafen konfiszierten Waren erhielten.^^) In letzterer Beziehung 
haben sie ihre alten Rechte bis zu den dreilsiger Jahren des 
sechzehnten Jahrhunderts bewahrt.^*’) Bald darauf scheint sich 
aber diese Beteiligung der Wiener an den Einnahmen des Hands- 
grafenamtes verloren zu haben^^), und auch die Unterkäufer auf 

8. Beilage B zu undatierter Beschwerde der Wiener Aber Handsgrafen Zopi 
von Häufe (Beichsfinanz-Arch. Litt. W. fase. 29). Daselbst heilst es nämlich : 
„Item anno 1524 von Wolfen Manll Handsgrafen in Oesterreich under der 
Erms empfangen“. . . Auch in der BestaUnng des erwähnten Zopi von Haufs 
1548 Okt. 27 (Reichsfin.-Arch. Litt. H. fase. 16) und einer undatierten Be- 
schwerde der Landschaft über ihn (N. österr. Ld.-Arch. Bd. V Nr. 15) wird 
er ausdrücklich als Handsgraf (resp. Handgraf) unter der Enns bezeichnet. 

^°) In einem Mandate Erzherzog Ferdinand's von 1522 ist allerdings 
noch von „Hansgraf“ die Rede (Reichsfin.-Arch. Litt. H. fase. 16). Sonst 
scheint unter Ferdinand durchgehend die Form Handsgraf gebraucht worden 
zu sein. Vor Ferdinand I. ist mir eine andere Form als Hansgraf nur ein- 
mal, nämlich 1820 Hantagrave (Tomaschek 1 Nr. XXVU p. 90), begegnet. 

So in der Note 45 erwähnten Beschwerde derselben. 

*’) ibid.: Item wider alt herkhumen an unnser vorwiasen und bewilligung 
nnnderkhäuffl aufgenommen, auch die nit burger sein. 

*‘) ibid. ; Item den dritten tail aller Wäimdl unnd Straffen, so im Hannds- 
grafen Ambt jederzeit fallen, unns zu gemainer Nucz nit raichet. 

‘°) Beilage B. der in Note 45 erwähnten Beschwerde der Stadt Wien 
enthält einen Bericht über die .Fönfäll und Wänndl", welche in den Jahren 
1523 — 1534 in .das ober Stat Camrer Ambt gefaUen* sind. 

“) Christoph Zopi scheint bei Zurückhaltung dieses Anteils der Stadt 
ganz seiner Instruktion (welche sich wohl nicht mehr erhalten hat) gemäfs 
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Rofs- und Viehmärkten stehen später in keiner Beziehung zur 
Wiener Communalverwaltung. Zu Streitigkeiten mit den Wiener 
Stadtbehörden gab auch die Jurisdiktion des Handsgrafen Anlafs. 
Im Jahre 1545 verordnete der Kaiser, einem Vorschläge der nieder- 
österreichischen Regierung und Kammer folgend, dafs der Hands- 
graf über ausländische Kaufleute in allen auf den Viehmärkten 
entstehenden Streitigkeiten zu entscheiden habe; im übrigen sollten 
aber auch diese fremden Kaufleute der städtischen Gerichtsbarkeit 
unterworfen sein.^^) Aufserdem gelang es dem Handsgrafen bei 
Streitigkeiten über Vieh Exekutionsrechte auch einheimischen 
gegenüber zu gewinnen, während er früher in solchen Fällen den 
Bürgermeister und Stadtrichter um Ausführung seiner Urteile ge- 
beten hatte.®*) 

Eine Zusammenstellung der wichtigsten Funktionen des Hands- 
grafenamtes enthält ein 1549, Januar 13 ausgesteUtee kaiserliches 
Patent für den damaligen Handsgrafen Christoph Zopi zum Haufs.®^) 
Hier werden als Obliegenheiten desselben besonders die Aufsicht 
über Mafse und Gewichte und die Verhinderung allen Fürkaufs, 
sowie der Durchführung ungarischer und anderer verbotener Weine 
erwähnt. Daneben sollte der Handsgraf auch darauf sehen, dafs 
die Juden, denen im vorhergehenden Jahre ein kaiserliches Mandat 
den Aufenthalt in Österreich unter der Enns untersagt hatte®®), 

gehandelt za haben. Ehe ihm diese ausgestellt wird, erklärt er nämlich: 
,als ich erinner, So gehören denen von Wienn was in Irem Furkiried ge- 
hanndlt und gestrafft werde, auch der drittail zu“ und bittet, ihn von dieser 
Auflage zu befreien. 

S. Anhang Nr. 3. 

“) In der oben Note 45 erwähnten Beschwerde heilst es: ,So haben die 
vorigen hanndsgrafen sich wider oder aber die Burgerschafft alhie gar keiner 
Jurisdiction noch ainicher gewallte unnderstannden von khainerlay Ursachen 
wegen, sonnderlich dem Stattgericht khain eingrif gethan wie ob auch gancz 
billicb, sonnder so offt ein Burger ichtes versprochen oder von Schullden 
wegen Handlung bey einem Hanndsgrafen gehabt, so hat Herr Handsgraf 
ainen Burgermaister oder Statricbter nach gelegenhait der Handlung .schrift- 
lich oder mündlich ersuecht und gepetten, bei denselben burgem zu ver- 
schaffen was billich und Recht ist.* Später wird jedenfalls hei der Juris- 
diktion der Handgrafen auf Rofs- und Viehmärkten kein Unterschied zwischen 
Bürgern und NichtbOrgem gemacht. 

“) S. Anhang Nr. 4. 

Vgl. G. Wolf, Gesch. der Juden in Wien (Wien 1876) S. 24. 

Eoehne, Du Hsnsgrsfenamt. 6 
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dort nicht mehr ihren Wohnsitz nähmen oder irgend welche Han- 
tierung trieben. 

Etwa seit Mitte des sechzehnten Jahrhunderts trat dann die 
letzte Veränderung im Namen unseres Amtes ein, indem aus Hands- 
graf Handgraf wurde ^®); diese Bezeichnung erhielt sich bis zum 
Untergänge der ganzen Institution. Zur Zeit des Bestehens des 
Handgrafenamtes wurde der Ursprung desselben zwar mitunter 
richtig im Hansgrafenamte gefunden®^), doch brachte man es auch 
mit Handel in Verbindung®®) oder leitete es von „Hand oder 
Handschuh“ ab, indem man diese Symbole des Eönigsbannes und 
der Marktgerichtsbarkeit®®) fälschlich als solche der „Bagatell- 
gerichtsbarkeit“ erklärte.®®) Sicher liegt in dieser Thatsache ein 
entscheidender Beweis dafür, dafs nun jeder Zusammenhang des 
Amtes mit einer Wiener Hanse aufgehSrt hatte. J'emer ist auch 
von einem speziellen Zusammenhänge unserer Institution mit der 
Wiener Kommunal Verwaltung in dieser Zeit nicht mehr die Rede.®*) 
Die in zahlreichen Gesetzen, Verordnungen und Aktenstücken über- 
lieferten Funktionen des Handgrafen lassen sich in vier Gruppen 
teilen. Er war Aufseher über Mafs- und Gewichtswesen und In- 
haber von Polizei imd Gerichtsbarkeit auf Rofs- und Viehmärkten. 

“) Der Name Handgraf ist zuerst sicher nachweisbar in einem Erlafs 
von 155S Febr. 16 s. Cod. iur. Austriaci (ed. Guarient Wien 1704 ff.) I 455. 
Freilich kommt er schon 1528 Juni 3 in einer von G. Wolf a. a. 0. Anh. 
Nr. XXI S. 251 publizierten Urkunde vor, in welcher derselbe Beamte aber 
auch als Hawsgrave (sic) und als Handsgrave bezeichnet wird. Liegt hier 
nicht vielleicht ein Versehen des Herausgebers oder ein Druckfehler vor, so 
bestätigt diese Urkunde treffend die von Kurz S. 250 Note *** geäufserte 
Auffassung, dafs neben der „Unkenntnis des alten Stammwortes Hanse“ „der 
Mangel einer geregelten Orthographie“ den Wechsel in der Bezeichnung 
unseres Beamten hervorgenifen hat. 

‘’) Wenigsten.s sagt ein wohl dem achtzehnten Jahrhundert angehören- 
der Aufsatz im Reichfinanz- .4rch. Litt. W. fase. 16; ..Andere wollen das Hand- 
grafenamt von Hanse, societate mercatoria, ableiten, indem es auch früher 
Hansgrafenamt geheifsen habe“. 

“) So Adelung, Wörterb. d. hochd. Mundart II (Leipzig 1796) Sp. 952. 

‘°) Vgl. R. Schröder, D. R. G. S. 110 und in B4ringuier, Die Ro- 
lande Deutschlands (Berlin 1890) S. 15 ft'., 30. 

“*) So der Verfasser des in Note 57 citierten Aufsatzes. 

®*) , wenn man nicht vielleicht die Überlassung der wichtigsten hand- 
gräflichen GelUlle an die Wiener Stadthank heranzieht. Hierüber s. weiter 
unten S. 87. 
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ü'emer war ihm auch die Erhebung einer Reihe von Zöllen und 
Verkehrsabgaben übertragen. Endlich standen ihm — wenn auch 
vorzüglich wohl nur im sechzehnten Jahrhundert — handelspolizei- 
liche Befugnisse auch in anderen als Rol's- und Yiehhandel be- 
treffenden Angelegenheiten zu. So war die Thatigkeit dieses Be- 
amten prinzipiell wenig von der vom Hansgrafen seit den Reformen 
Maximilian’s geübten verschieden. 

Es ist z. B. wesentlich nur eine Wiederholung der schon von 
diesem Herrscher getroffenen Verordnungen, wenn im siebzehnten 
tmd achtzehnten Jahrhundert in zahlreichen Gesetzen befohlen 
wird, nur vom Handgrafen und den ihm zugeordneten „Zimentem“ 
vorschriftsmäfsig hergestellte und gezeichnete Mafse und Gewichte 
zu gebrauchen. Dem Handgrafen und seinen Unterbeamten wird 
zugleich auch die Bestrafung derjenigen, welche diese Gebote ver- 
letzten, übertragen.®®) Mit den von Maximilian unserem Ajnte neu 
zugeteilten Funktionen hängt es auch zusammen, dal's der Hand- 
graf darüber wachen mulste, dafs jeder Fürkauf vermieden und 
das Handelsgewerbe nur von der städtischen Bevölkerung und nur 
an den gewohnten Plätzen betrieben werde. Jedenfalls hat ihm 
diese Pflicht schon im sechzehnten Jahrhundert obgelegen. Sie 
wird nämlich ausdrücklich in einem 1555 an die Umwohner von 
Tuln, welche zum Schaden dieser Stadt selbst Handel trieben, ge- 
richteten Mandate erwähnt.®'*) Hier 'wird auch dem Handgrafen 
das Recht zuerteilt, Pfennwerte, d. h. geringwertige Waren, welche 
die Bauern auf andere Weise als durch Kauf auf den Märkten 
oder in den Städten an sich gebracht haben, zu konfiszieren. Auch 
noch 1741 wurde das Handgrafenamt zur Einschränkung des Für- 
kanfs im Komhandel benutzt.®®) Damals wurde nämlich festgesetzt, 
dals die Bäcker, MüUer und Bräumeister nur auf öffentlichen 
Wochenmärkten oder von den Vorräten der adeligen Gutsbesitzer 
kaufen durften. Was sie von letzteren erwarben, das sollten sie 
aber stets ausdrücklich dem Handgrafenamte anzeigen; von diesem 
erhielten sie d ann einen Zettel, der sie zur Wiederveräulserung 

«>) Cod. iur. Austr. II S. 540, III S. 476, IV S. 172, 173, 203, 204, 356, 
VI S. 132. 

**) ibid. 

“) ibid. I 455, 456. 

“) ibid. V 17. 

6 * 
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des gekauften Kornes, aber nur in den nächsten vierzehn Tagen 
und auf öffentlichen Märkten, berechtigte. 

Während dieses Beispiel der BeauMchtigung des Komhandels 
durch den Handgrafen in der österreichischen Gesetzgebung jener 
Zeit vereinzelt steht, finden sich vom sechzehnten bis zum achb- 
zehnten Jahrhundert zahlreiche Verordnungen, welche sich auf 
Aufsicht und Gerichtsbsirkeit des Handgrafen über Pferde- und 
Viehhandel beziehen.^*’) Hatte schon Maximilian den Viehverkauf 
auf die regelmälsigen der Aufsicht des Hansgrafen unterstehenden 
Märkte für diese Warengattung beschränkt, so wurde ähnliches 
durch eine Verordnung von 1612, Juli 6 auch für den Fferdehandel 
bestimmt®^); nur auf Luxuspferde scheint sich diese Verordnung 
nicht bezogen zu haben.®®) Die auf dem Ochsenmarkte zu Wien 
nach alter Gewohnheit aufgezogene Fahne, welche hier die Zeit 
des Vorkaufsrechtes der ehiheimischen Fleischhacker angab, wurde 
geradezu als „Fahne des Handgrafenamtes“ bezeichnet.®®) Aus- 
drücklich ist ferner überliefert, dafs der Handgraf alle auf Rols- 
und Viehmärkten entstehenden Streitigkeiten entschied.'^®) Von 
jedem Verkaufe von Pferden, Kühen und Schweinen sollte an das 
Handgrafenamt eine Anzeige gemacht werden; dieses sollte nicht 
nur die übliche Taxe einziehen, sondern auch die Bechtmäfsigkeit 
des Geschäftes nachprüfen.^*) Auch die Mängel des verkauften 
Thieres, für deren Fehlen der Verkäufer Gewährschaft leistete, 
mufsten den handgräflichen Beamten angesagt und von ihnen pro- 
tokolliert werden; andernfalls hatte der Übervorteilte nicht auf ge- 
richtlichen Beistand zu rechnen.^®) Endlich durften als Unter- 

Vgl. die folgenden Noten. 

“’) Cod. II 256 ff. 

''■*) Es ist in derselben nämlich nur von „gewöhnlichen“ Pferden 
die Rede. 

“”) Cod. II 78, 79. Auch auf den Rofsmärkten wurde in Österreich 
u. d. £. eine Fahne aufgesteckt (ibid. 256). 

’“) Cod. IV p. 200 Nr. 17, vgl. von Domin-Petrushevetz, Neuere 
österr. Rg. (Wien 1869) S. 10, 11. 

") Verordn, von 1617 Sept. 14 (Cod. H 78, 79) und 1659 April 9 (Cod. I 
p. 133, 134). 

'*) ibid., vgl. auch de Luca, Politischer Codex (Wien 1789 ff.) Bd. \'II 
S. 187 Nr. 6, woraus hervorgeht, dafs diese Verordnung bis zur Aufhebung 
des Handgrafenamtes bestanden hat. 
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..käufer oder Dolmetscher auf den Rols- und Viehmärkten nur vom 
1 iandgrafen als tüchtig befundene und beeidigte Personen fungieren 
1 ihese Unterkäufer waren auch angewiesen, die Kontrahenten wegen 
Entrichtung der beim öeschäftsabschlufs an den Handgrafen zu 
leistenden Abgabe, des sogenannten Rols- oder Viehaufschlags, zu 
mahnen.^^) Hinterziehung des Aufschlags zog die Konfiskation 
dee Vertragsobjektes nach sichJ^) Natürlich konnte der Handgraf 
nicht selbst auf allen Pferde- oder Viehmärkten gegenwärtig sein, 
sondern er wurde hier durch seine Unterbeamten, die sogenannten 
Handgrafen-Amts-Rofs-Geföll-Einnehmer, resp. die Land-Rind-Vieh- 
Aufschlags-Einnehmer vertreten.^^) Andere Unterbeamte des Hand- 
grafen wachten an bestimmten Grenzstationen, um Aus- und Ein- 
fnhrzSlle von Vieh und Pferden zu erheben.^®) Im Jahre 1663 
(Juni 30) wurde auch eine besondere Abgabe für Schlachten von 
Vieh eingefflhrt, welche ebenfalls als Viehaulschlag bezeichnet 
wurde.^^ 

Neben diesem Vieh- und Rolsaufschlag hatte der Handgraf 
auch noch eine Reihe anderer Abgaben, wie Getreideaufschlag^®), 
Fleischaufechlag^*), Fleischkreuzer®®), Weinaufechlag®'), Bierauf- 
schlag®*), Papieraufschlag®®) etc. zu erheben. Diese öfters als ,4iand- 
gräfliche Gefalle“ bezeichneten Abgaben®'*) tragen teils 'vrie das 
„Ziment-Gefäll“®®) gebtthrenartigen Charakter, teils sind sie als Zölle, 

’*■) ibid. 

’*) de Lu ca a. a. 0. Nr. 8. 

'*) ibid. Nr. 7, über Rob- und Viehaufschlag in diesem Sinne vgl. auch 
Cod. inr. Austr. I 101, 133, 134. 

«) Cod. iur. Aust. II 256—58, I 127, vgl. auch U 378, III 291 u. 449. 
ibid. II 378, 379, III 127. 

’O I 128—132. 

”) I 107, 108, IV 172. 
m 109, 197, 221, 398. 

*») IV 172, 173. 

"') IV 197, vgl. auch de Luca, Justizcodex UI 11. 

»*) Cod. iur. Austr. IV 197. 

““) ibid. I 114, 115. 

*“) Eine Zusammenstellung der zur Zeit der Aufhebung des Handgrafen- 
amts noch bestehenden QefWe giebt de Luca, Polit. Cod. UI S. 11 — 20; 
vgl. auch die Verordnungen, welche die Aufhebung betreffen (s. weiter unten). 
Die Höhe der einzelnen Abgaben im Jahre 1749 giebt Cod. iur. Austr. V 
p. 432—438. 

“) IV 197. 
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teils als Verkehrssteuem*®) aufzufassen. Die Zölle wurden zumeist 
an den Grenzen von Österreich unter der Enns, zum Teil aber auch 
an denen des Wiener Weichbilds, den sogenannten Linien, erhoben ; 
ebenso bezogen sich auch manche der Yerkehrssteuem nur auf 
Wien.®^ Dennoch würde man fehlgehen, wenn man in den auf 
Wien beschränkten bandgräflichen Gefallen Überbleibsel aus jener 
Periode finden wollte, in welcher der Hansgraf noch in enger 
Verbindung mit der Stadt Wien stand. Von mehreren dieser nur 
in Wien oder an den Grenzen von Wien erhobenen Abgaben lälst 
sich nämlich nacbweisen, dafs sie erst im siebzehnten oder acht- 
zehnten Jahrhundert eingeflihrt wurden.®®) 

In Rücksicht auf die Funktionen des Handgrafen bleibt end- 
lich noch zu erwähnen, dafs in der Zeit von 1625 bis zum An- 
&nge des achtzehnten Jahrhunderts auch das Mauteinnehmeramt 
zu Auspitz in Mähren dem österreichischen Handgrafen unter- 
stellt war.®*) Dieser wurde daher in jener Zeit mitunter als Hand- 
graf in Österreich und Mähren bezeichnet.*®) Er hatte den Maut- 
einnehmer, den Gegenschreiber und die übrigen bei dem kaiserlichen 
ZoUamte in Auspitz angesteUten Beamten einzusetzen und zu kon- 


“*) Als Beispiel sei der Weinaufscblag erwähnt, vgl. de Luca, Justiz- 
cod. III 11. 

*’) Es wurde z. B. nach de Luca ihid. innerhalb Wiens noch ein be- 
sonderer Zuschlag zu dem Fleischkreuzer, der sog. Fleischpfennig, erhoben. 

Es ist z. B. der erwähnte Weinaufscblag erst 1705 eingefährt, vgl. 
de Luca a. a. 0. Im Jahre 1697 April 26 wurde der Fleischaufschlag spe- 
ziell für Wien eingeführt und erst am 19. Aug. desselben Jahres auf ganz 
Unter-Österreich ausgedehnt. Auch der nur in Wien erhobene Bieraufschlag 
stammt von 1686, vgl. hierfür Bidermann in Arch. f. österr. Gq. XX 
S. 364 u. 425 Note 53, sowie die daselbst citierten Stellen. 

™) d’Elvert, Zur österr. Verwaltungsg. in Schriften der histor.-statist. 
Sektion Bd. 24 S. 295 — 297. Dals die Unterordnung im Jahre 1625 begann, 
scheint mir, obgleich d’Elvert a. a. O. S. 295 es für zweifelhaft ansieht, 
aus dem 1625 Juni 14 an die Ungarische Kammer gerichteten Mandate 
hervorzugehen (s. Schriften der Sektion Bd. 22 8. 420). Vgl. auch die Reso- 
lution der Hofkammer vom 22. Aug. 1625, dafs Kaiser (der damalige öster- 
reichische Handgraf) „des Oesterreich und Mährerischen handgrauen Tittls 
gebrauchen möge“ (ihid. S. 424). 

*°) S. die von d’Elvert in Schriften der Sektion Bd. 24 S. 295, 296 
und Bd. 25 S. 367 angeführten Beispiele, sowie ibid. Bd. 22 S. 439: Befehl 
an den „Handtgrafien in Oesterreich und Marhem“ von 1626 März 31. 
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troUieren.®*) Nach einem Patente Leopold's I. Ton 1660, September 1 
muMe auch der an den übrigen Zollstätten Mährens erhobene Vieh- 
aufschlag an das „kaiserliche Yiehaufschlagsamt zu Auspitz“ ab- 
geliefert werden®®); diese Behörde aber hatte alle Einnahmen an 
das „kaiserliche Handgrafen-Amt zu Wien“ zu senden.®®) 

So bezog der österreichische Staat sehr bedeutende Einnahmen 
durch das Handgrafenamt. Nach von Mensi®^) betrugen sie um 
1700 ungefiihr 100000 Gulden. Öfters sah sich aber die Regierung 
infolge der Finanznot des österreichischen Staates gezwungen, die 
Einkünfte aus dem Hansgrafenamt zum Teil zu verp^den.®®) 
Aus demselben Grunde wurden auch der 1706 errichteten Wiener 
Stadtbank®®), welche als Staatsbankinstitut fungieren sollte, die 
wichtigsten der handgräflichen Gefalle überlassen.®®) Die Yer- 
waltnng dieser Bank sollte von der Stadt Wien unter deren eigener 
Yerantwortung und ohne alle Einmischung der Hofkammer besorgt 
werden; nur sollte eine besonders dazu geschaffene Behörde, die 
Hof-Banco-Deputation, die Kontrolle führen.®®*) So waren damals 
wieder die wichtigsten Einnahmen des Handgrafenamtes an die 
Stadt gekommen, ohne dafs aber zwischen dieser Thatsache imd 
der alten Beteiligung der Stadt an den Einnahmen dieser Beamtung 
ein Zusammenhang bestände. Auch gelang es der Hof-Banco- 
Deputation, namentlich dem Yorstande der Deputationsbuchhaltung, 
Wolfgang Kirchner, bald, thatsächlich die ganze Yerwaltung der 
Bank an sich zu ziehen.®®) Im Jahre 1745 wurde dann auch 

“*) S. ibid. Bd. 22 S. 420 Mandat an den Handgrai'en von 1625 Juni 13, 
„daTg er den Einember, Gegenscbreiber und andere zu neuen zu Auspiz 
aufgericbten Aufschlag gehSrige ofüciem installim und ufnemben solle“. 

”) ibid. Bd. 16 S. 66211., vgl. d'Elvert ibid. Bd. 24 S. 296. 

“•) d’Elvert a. a. 0. und Bd. 25 S. 472, 473. 

**) Die Finanzen Österreichs 1701 — 1740 (Wien 1890) S. 6. 

”*) Vgl. z. B. von Mensi, S. 158, 162, auch Cod. iur. Austr. IV p. 212. 
"“) Ober die Geschichte dieses Institutes vgl. Bidermann in Arch. f. 
österr. Gq. XX 8.343 — 401, Schwabe von Waisonfreund, Vers, einer 
Gesch. des österr. Staats-, Kredits- und Schuldenwesens (Wien 1860) S. 83 — 99, 
von Mensi a. a. O. S. 255 — 291. 

*') Bidermann S. 364, von Mensi S. 212 Nr. 5, S. 214, 215. 

“’•) Bidermann S. 357, von Mensi S. 208 — 211. 

Bidermann S. 361 ; vgl. SchwabevonWaisenfreundS. 90, 91, 
von Mensi 281 u. 604. 
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rechtlich die Teilnahme der Stadt und die Berücksichtigung ihrer 
Interessen bei der Verwaltung der Bank und auch der handgräf- 
lichen Gefälle beseitigt.^*) 

Als Folge der Überweisung der aus dem Handgrafenamte 
eingehenden Einnahmen an die Stadtbank ist es zu betrachten, 
dafs die zur Verwaltung der dieser znstehenden Gefalle eingesetzte 
„Banco-Gefall-Administration“ auch die Aufsicht über das Hand- 
grafenamt führte^®®); dieses selbst wird in jener Zeit auch als 
„Handgrafenamts-Administration“ oder „Handgräfliche GeMl-Ein- 
nahme“ bezeichnet. ^®^) Mit der Unterordnung unseres Amtes unter 
die Banco-Gefäll-Deputation hängt es auch zusammen, dafs im 
Jahre 1724 der aus Regierung und Kammer für Rechtssachen der 
Stadtbank eingesetzten Justizdeputätion die Verhängung von 
Strafen wegen Widersetzlichkeit gegen „handgräfliche Beamte“ zu- 
gewieeen wurde.^®*) Bis zur Übertragung der handgräflichen Ge- 
fälle an die Stadtbank war die niederösterreichische Kammer die 
dem Handgrafen Vorgesetzte Behörde. Sie schritt ein, wenn je- 
mand vom Handgrafen in dessen zollbeamtlicher Thätigkeit wider- 
rechtlich geschädigt war^®*); auch wandte sich der Handgraf an 
die Kammer, wenn er Änderungen seiner Instruktion in fiskalischem 
Interesse für geboten erachtete.^®Ü Die handgiäflichen Gefölle 
aber mulsten bis zur Überlassung an die Stadtbank an das Vice- 
domamt von Österreich unter der Enns abgeliefert werden.'®®) Das- 
selbe stand mit der niederösterreichischen Kammer dadurch in 
Verbindung, dafs der Vicedom Mitglied der Kammer, später aber 

Bidermann S. 400. 

Schwabe von Waisenfreund S. 92. 

*«) ibid. 

“”) Cod. iur. Anstx. IV p. 202. 

’“*) Vgl. das bei G. Wolf (in dem oben Note 55 citierten Buche) S. 26 
Note 1 erwähnte Beispiel, dafs die Kammer sich 1569 eines Ochsenhändlers 
gegen den Handgrafen annahm. 

So befürwortete z. B. 1564 der Handgraf bei der Kammer, dafs es 
fremden Juden gestattet werde, Pferde in Österreich zum Verkauf zu bringen, 
s. 6. Wolf ibid. S. 25. Damit ist der oben erwähnte Passus des Patents 
von 1549 zu vergleichen, wonach der Handgraf darauf aufpassen sollte, dafs 
die Juden keine verbotene Hantierung in Österreich treiben sollten. 

*“) Vgl. Adam Wolf in Sitzungsb. der Wiener Akad. Bd. XI (1854) 
S. 447, von Mensi S. 6. 
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das Vicedomamt eine ünterbehörde der Kammer war.*“®) Auch 
der Umstand hatte auf das Handgrafenamt Einflufs, dafs ß^erung 
und Kammer noch nicht vollständig getrennt waren, vielmehr be- 
sonders wichtige, namentlich in das finanzielle Gebiet einschlagende, 
Regierungs- und Justizsachen von K amm er und Regierung ge- 
meinsam besoi^ wurdenJ®^) So ist es zu erklären, dafs nach 
einer Verordnung von 1703, Mai 19 Streitigkeiten zwischen dem 
Handgrafen einerseits, den lokalen Herrschaften oder den städti- 
schen Magistraten andererseits von der niederösterreichischen Re- 
gierung und Kammer gemeinsam entschieden wurdenJ®®) Im 
Jahre 1675 wurden auch die Unterbeamten des Handgrafen be- 
auftragt, Hinterziehung der Papiersteuer bei Regierung und Kammer 
anzuzeigen J®“) 

Es ist schon bemerkt worden, dafs dem Handgrafen bei Be- 
anftichtignng des Mafs- und Gewichtswesens die ihm zugeordneten 
Zimenter und bei Beaufsichtigung der Vieh- und Rolsmärkte von 
ihm angestellte vereidete Unterkäufer zur Seite standenJ^*) Aufser- 
dem wurde er in dieser letzteren Thätigkeit auch noch von an- 
deren Beamten unterstützt und vertreten, welchen zugleich die 
Erhebung der Zölle und Verkehrssteuem anvertraut warJ^^) Alle 
diese Unterbeamten hatte der Handgraf selbst zu ernennen'^*), und 
aus der Bezeichnung Handgrafen -Amts Bediente geht auch 
hervor, dafs sie vollständig von ihm abhängig waren. Im acht- 
zehnten Jahrhundert wird neben dem Handgrafen auch ein kaiser- 
licher Cameralgegenhändler erwähnt wir haben in ihm wohl 
ein diesem Amte beigeordnetes Kontrollorgan der Kammer, ent- 


*“) Vgl. Rosenthal, Ferdinand I. S. 132, 133, Adam Wolf ibid. 
Rosenthal ibid. S. 130. 

Cod. iur. Austr. III S. 449. 
ibid. I 115. 

*‘<>) Vgl. oben S. 83, 85. 

*“) Vgl. oben zu Note 75 und 76. 

Vgl. Cod. iur. Austr. IV 197, sowie die oben in den soeben er- 
wähnten Noten citierten Stellen; vgl. auch Note 91 über die in Auspitz 
angestellten Cnterbeamten. 

*'®) Cod. iur. Austr. I 127, 129. 

“'*) Nach d’Elvert in Schriften der Sektion Bd. 24 S. 297, der sich 
hierbei auf den „Kaiserlichen Hofschematismus“ von 1736 und 1740 stützt. 
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sprechend den in Bayern seit der zweiten Hälfte des fünfzehnten 
Jahrhunderts nachweisbaren ZoUgegenschreibern^^^), zu sehen. 

Mit den erwähnten Funktionen erhielt sich das österreichische 
Handgrafenamt bis zu den achtziger Jahren des achtzehnten Jahr- 
hunderts. Eine Verordnung von 1783, September 27 beseitigte 
die Gerichtsbarkeit des Handgrafen auf Rofs- und Pferdemärkten. 
Alle daselbst entstandenen Streitigkeiten mufsten seitdem vor den 
ordentlichen Richter des Beklagten gebracht werden. Gleich 
der Aufhebung überflüssiger Spezialgerichte gehörte bekanntlich 
auch die möglichste Befreiung des Verkehrs von Abgaben und 
ganz besonders die Beseitigung von ZöUen innerhalb der Erblande 
zu den Zielen der Gesetzgebung Joseph’s 11.^^*) Die dem Hand- 
grafen übertragenen Zölle aber wurden, wie wir gesehen haben, 
teils an den Grenzen des Wiener Stadtgebietes, teils an denen von 
Österreich unter der Enns erhoben, das inmitten anderer der habs- 
burgischen Krone unterworfener Provinzen lag. Daher war für 
die Thätigkeit des Handgrafen als Zoll- und Steuerbeamten in dem 
von Joseph U. regierten Staate kein Platz; sie endete 1784, April 27. 
Damals wurden nämlich die handgräflichen Aufschläge zum Teil 
aufgehoben, die beibehaltenen aber an andere Behörden verwiesen. 
Von den Funktionen, welche das Handgrafenamt aufser den in den 
schon erwähnten Gesetzen von 1783 und 1784 beseitigten besessen 
hatte, stand die Verhinderung des Fürkaufs mit der von Joseph H. 
befolgten Politik der Befreiung des Handels von gesetzlichen Be- 
schränkimgen in Widerspruch, für die Beaufsichtigimg der Mafse 
und Gewichte aber war ein besonderes Amt neben dem Zimen- 
tierungsamt nicht nötig. Daher ist das Jahr 1784 als das des 
Endes des Handgrafenamtes zu bezeichnen. Denn die Aufsicht 

“‘) Vgl. Roaenthal, Verwaltungsorg. Bayerns I S. 391. 

““) S. Handbuch aller unter Joseph 11. für die K. K. Erbländer er- 
gangenen Verordnungen Bd. IV (Wien 1785) S. 418 § 24. Damals wurden 
alle bis auf bestimmte namentlich genannte Gerichte aufgehoben. 

Vgl de Luca, Justizcodex Bd. IX S. 38. 

***) Vgl. Gumplovicz, Einleit, in das (österr.) Staatsrecht (Berlin 
1889) S. 180. 

S. das in Note 116 citierte Handbuch Bd. VH S. 120—131, vgl. 
auch de Luca Hl S. 12. 

In dem in der vorigen Note citierten Gesetze wird die Aufhebung 
des Handgrafenamtes nicht ausdrücklich verfügt, doch verschwindet es seit- 
dem aus den Hofschematismen. Vgl. auch von Hormayr, Wien V S. 75. 
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über Maise und Gewichte führte das ihm untergeordnete Zimen- 
tierungsamt seitdem selbständig'^^), bis es 1788, Dezember 18 selbst 
aufgelöst wurde. 


Kapitel 3. 

Das Hansgrafenamt in anderen österreichischen Orten. 

Bekanntlich schlug im Mittelalter ganz entsprechend der zu- 
nehmenden Entkräftung der Reichsgewalt und der wachsenden 
Zersplitterung der alten Herzogtümer die Rechtsbildung überall 
den der Vereinzelung und des Partikularismus ein.') Den- 
noch wirkte andererseits gerade die Ausbildung des Territorial- 
fürstentums, durch welche das Reich allmählich alle rechtsbildende 
Kraft verlor, in Bezug auf lokale Rechtsverschiedenheiten in hohem 
Grade ausgleichend.^) Für uns kommt diese Erscheinung insofern 
in Betracht, als die Übertragung von Organisationsformen landes- 
fürstlicher Behörden auch das Äuftauchen des Hansgrafenamtes in 
anderen habsburgischen Provinzen aufserhalb des Herzogtums 
Österreich unter der Enns erklärt. So finden wir seit 1435^) das 
Hansgrafenamt mehrfach im Herzogtum Steiermark bezeugt.') 
Hat bei der Begründung dieser Institution das Wiener Hansgrafen- 
amt, wie wir sehen werden, unzweifelhaft zum Vorbilde gedient, 
so unterscheidet sich das steierische doch von ihm dadurch, dafs 
es in keiner Verbindung mit einer Kaufmannsgenossenschaft steht. 
Während das österreichische Hansgrafenamt die Beziehung zum 

**') Vgl. Hof- und Staatsschematismus der Haupt- und Residenzstadt 
Wien von 1785 S. 161. 

*”) von Hormayr ibid. 

*) Vgl. Brunner in von Holtzendorfi's Encyklopädie der Rechtsw. 
Fünfte Aufl. (Leipz. 1890) S. 247 ff. 

•) Vgl. speziell für Österreich Luschin S. V, VI. 

') Göth in der in der nächsten Note citierten Abhandlung S. 180. 

*) Die Geschichte der Hansgrafen in Steiermark hat Göth in Mitt. 
des hist. Vereins f. Steiermark Bd. VllI (Gratz 1858) S. 125 — 139 behandelt. 
-Sind auch manche — namentlich die allgemeinere Fragen erörternden — 
Ausführungen dieses Aufsatzes irrig, so ist doch die in demselben gegebene 
Sammlung und Publikation der Urkunden, welche steiermärkische Hans- 
grafen erwähnen, in hohem Grade dankenswert. 
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Wiener Rat und zur Wiener Hanse erst im sechzehnten Jahr- 
hundert verlor % war das steierische schon im fÜnfeehnten ein blofs 
landesfürstliches Amt. Es geht dies vor allem daraus hervor, dafs 
die von den steiermärkischen Hansgrafen konfiszierten Waren dem 
Fürsten zufallen, soweit sie nicht den Beamten selbst als Be- 
soldung bleiben^); von einem Anteil einer Stadtgemeinde oder 
Kanfmannsgenossenschaft an den vom Hansgrafen konfiszierten 
Waren ist hier nicht die Bede. Ebensowenig hatten auch die 
steierischen Hansgrafen einem städtischen Rate gegenüber eine 
Rügepflicht, wie es bei denen des Herzogtums Österreich unter der 
Enns der Fall war. Zur Landeshauptstadt von Steiermark, Graz, 
steht das Hansgrafenamt höchstens insofern in Beziehung, als der 
erste steierische Hansgraf, dessen Name überliefert ist, Hans Mutten 
als „Seydennatter zu Gratz“ bezeichnet wird.Ö Das Amt war also 
damals einem Grazer Bürger übertragen. Im übrigen fehlen in den 
zahlreichen, die steiermärkischen Hansgrafen betreffenden Urkunden 
alle Anzeichen dafür, dals diese Beamten in einer ähnlichen Stellung 
zu Graz wie die österreichischen Hansgrafen zu Wien gestanden haben. 
Auch wird seitens der Bearbeiter der Geschichte von Graz eine 
daselbst bestehende Kaufmannsgenossenschaft oder ein Recht des 
städtischen Magistrats gegenüber dem Hansgrafen nirgends er- 
wähnt.^) Als mit dieser Auffassung in Widerspruch stehend könnte 
allerdings eine Urkunde Friedrich’s IV. von 1478 März 24'*) an- 
gesehen werden. Derselbe trägt darin dem „Christoph von Mörs- 
berg, seinem Rate und Burggrafen zu Gretz“, sowie „dem Bürger- 
meister, Richter und Rat zu Gretz“ auf, den von ihm zum Hans- 

‘) S. oben S. 69 ff. 

“) S. das Diplom Herzog Friedrich’s IV. von 1485 Okt. 16 (Göth a. a. O. 
S. 130 Note 2) und die Verordnung Herzog Albrecht's von 1502 Juli 23 
(Göth S. 132 ff.). 

’) Göth S. 130 Note 2. 

*) Vgl. Ilwof und Peters Graz (Graz 1875) und von Muohar, Ältere 
Institutionen in Graz, Steiermärk. Ztschr. N. F. VHI (Grätz 1845) S. 4 ff. Werm 
in letzterem Aufsätze S. 26 von .Hans genossen“, denen 1486 Febr. 10 Münze 
und Wechsel in Graz überlassen werden, die Rede ist, so liegt einfach ein 
Druckfehler vor, indem in der daselbst citierten Urkunde Hausgenossen er- 
wähnt werden, vgl. Chmel, Friedrich IV. (Hamb. 1840) I S. 574 Beil. XXIX, 
Birk-von Lichnowsky Bd. V S. CCCVIH Nr. 3528. 

“) Mon. Habsb. Abt. I Bd. 2 p. 718 Nr. 655, vgl. Göth S. 132, 133. 
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grafen in Steiermark ernannten Peter Wolf zu unterrichten, „was 
gut und kaufmanschafPt er in die hanns nemen und auf halten 
sol“. Doch wird aus diesen "Troftön nicht auf das Bestehen 
einer Hanse zu Graz geschlossen werden dürfen. Vielmehr kannte • 
der Beamte, welcher dies Schriftstück abfafste, offenbar nur die 
Einrichtungen des Wiener Hansgrafenamtes, nicht die des steier- 
märkischen. Das ganze Mandat bezweckte thatsächlich, da man 
eben in Wien über die Funktionen des steiermärkischen Hans- 


grafen nicht genügend unterrichtet war, nichts anderes, als was in 
einem zweiten, dem erwähnten folgenden, Satze ausdrücklich ange- 
geben wird: Der genannte landesherrliche Beamte und die städti- 
schen Behörden sollten dem neuen Hansgrafeu eine Aufzeichnung 
über die mit dem ihm übertragenen Amte yerbundenen Funktionen 
geben. Auf eine Unterordnung des Hansgrafen unter diese Be- 
hörden kann daraus in keiner Weise geschlossen werden. Was 
nun die Funktionen unseres Beamten selbst betrifft, so werden sie 
in der ältesten Bestallung eines steiermärkischen Hansgrafen^") 
kurz als „Verwehrung ungewöhnlicher Wege und Strafsen, sowie j 
verbotener Waren und Kaufmannsgüter“ zusammengefafst. Als 
„verbotene Waren“ werden aber nicht nur diejenigen betrachtet, 
deren Einführung überhaupt verboten war, sondern auch die- 
jenigen, welche nur von Einheimischen, nicht von Fremden im- 
portiert werden durften. Daher wurden die fürstlichen Mautbeamten 
(wohl März 1478)^^) angewiesen, dem Hansgrafen oder dessen 
Anwalt jederzeit über die Eigentümer eingeftthrter Güter Auskunft 
zu geben. Es sei nämlich mehrfach vorgekommen, dafs Grazer 
Bürger das Gut Fremder für ihr eigenes ausgegeben und so die 
Fremden widerrechtlich unterstützt hätten. Es braucht kaum er- 


wähnt zu werden, dals dieser Schutz der einheimischen Kaufleute 
vor fremder Konkurrenz eine vollkommene Analogie zu den gleichen 
Amtsbefugnissen des Wiener Hansgrafen bietet. Sie ist hier um 
so bemerkenswerter, als das Hansgrafenamt in Steiermark aulser 
Zusammenhang mit einer Kaufmannsgenossenschaft steht. Jeden- 
falls waren in dieser Provinz nicht nur die Grazer Kaufleute, 
sondern die einheimischen Bürger überhaupt, mindestens diejenigen 
aller bedeutenderen Städte, von den Abgaben, welche der Hansgraf 


“’) S. die in Note 6 citierte Urk. von 1435. 

“) Mon. Habsb. a. a. O. p. 732 Nr. 707, vgl. Göth S. 133. 
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zu erheben hatte, befreit. Allein so erklärt es sich, dafe Friedrich IV. 
1458 Nov. 4 dem Hansgrafen befahl, den Erzbischof von Salz- 
burg bei dem ihm bewilligten Rechte zu lassen, dafs die Ein- 
wohner der Vorstadt von Pettau keine gröfseren Lasten als die 
von Pettau selbst tragen soUten.^^) Damit stimmt überein, dafs 
1514 dem Hansgrafen in Steiermark von Maximilian I. ausdrücklich 
verboten wurde, die alte Handelsfreiheit der Stainzer zu beirren.*®) 

Auch das in Österreich unter der Enns bezeugte Recht des 
Hansgrafen, bei jedem Verkaufe von Rossen und Vieh eine Abgabe 
zu erheben, scheint in Steiermark recipiert, bald aber infolge des 
Einflusses der dortigen Stände sehr wesentlich beschränkt worden 
zu sein. So haben wir es wohl aufzufassen, dafs 1445 Nov. 6 
in der sogenannten „Reformation der Landhandfeste“ auch be- 
stimmt wurde, der Hansgraf solle von Pferden und anderem Vieh, 
das der Adel, die Bürger oder die ihnen untergeordneten Bauern 
für ihren eigenen Bedarf kaufen würden, künftig nichts zu fordern 
haben.*®) Ferner ist von der Thätigkeit des Hansgrafen in Steier- 

”) Chmel, Regesten Kaiser Friedrich's III. (Wien 1859) Nr. 3654, vgl. 
Göth S. 131. Mit Vorstadt von Pettau ist hier wohl der damals dem Erz- 
stift gehörige, auch als .Kammerstadt“ bezeiohnete Stadtteil gemeint, vgl. 
Raisp, Pettau, Steiermarks älteste Stadt (Graz 1858) S. 75. Kurz vorher, am 
30. Okt. 1458, war den Bewohnern der in Steiermark gelegenen dem Erzstift 
Salzburg gehörenden Städte und Märkte Handelsfreiheit in den landesherr- 
lichen Städten und Märkten (gegen die entsprechende Konzession dos Etz- 
stifts in Bezug auf die Bewohner dieser Orte) gewährt worden. Vgl. Chmel 
a. a. O. Nr. 3642, Schilter, Script, rer. Germ. (Argent. 1702) Anh. zuAeneae 
Sylvü Friderici HI. hist. p. 19. Hier wird auch bestimmt, dafs diese Salz- 
burger Hintersassen im Viehhandel vom „Hannsgraven“ .ungeirrt und un- 
bekümmert pleiben sollen“. 

’■') von Muchar, Gesch. von Steiermark (Graetz 1844 ff.) Bd. VIII 
S. 253. 

“) Vgl. über dies Gesetz Luschin in Beitr. zur Kunde steiermärk. 
Geschichtsqu. IX (Graz 1872) S. 155, 156. Später fanden diese Verordnungen 
von 1445 Nov. 6 auch Aufnahme in die gedruckten sog. .Landhandfesten 
des Herzogtums Steiermark“, d. h. ..jene Sammlungen von Rechtsurkunden, 
Bestätigungsbriefen . . u. dergl., welche die landständische Verfassung des 
Herzogtums Steiermark bildeten , und zu deren Bestätigung der steier- 
märkische Herzog bei der Erbhuldigung den landesfttrstlichen Eid ab- 
legte“, vgl. Luschin a. a. O. S. 119, 120, 186 Nr. 15, 197 und Leitner in 
Mitt. des hist. Vereins zu Steiermark I (Gratz 1850) S. 101. 

“) S. Lanndhanduest des löblichen Hertzogthumbs Steyr 1583 fol. 24: 
Jtem dafs der Hans Graff von Rossen oder andern viech, so die Landleut, die 
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mark noch zu erwähnen, dalä ihm die Ausübung der landesherr- 
lichen Geleitsrechte übertragen war.*®) Endlich stand diesem 
Beamten auch die Erhebung einer als Weinungeld bezeichneten 
Abgabe zu, ohne dafs wir aber über die Natur derselben Näheres 
wüfsten, ja sich auch nur erkennen liefse, oh sie nur fremde oder 
auch einheimische Weine traf. Als sicher kann nur gelten, dal's 
der Hansgraf das Weinungeld erhob und, wenn es nicht geleistet 
wurde, das Steuerobjekt konfiszieren durfte ; diese Thatsache selbst 
geht nämlich daraus hervor, dafs fürstliche Gnadenbriefe erhalten 
sind, die einzelnen Personen Rückgabe des ihnen aus diesem Grunde 
vom Hansgrafen w^genommenen Weines gewähren.**) 

Als mit den österreichischen Verhältnissen übereinstimmend 
ist es auch zu betrachten, dafs als Unterbeamter des steiermärki- 
schen Hansgrafen sein „Anwalt“ erwähnt wird*®); ob er noch 
andere Unterbeamte gehabt, ist aus den Quellen nicht ersichtlich. 
Ferner scheint die Stelle der Besoldung des Hansgrafen auch in 
Steiermark anfänglich eine Beteiligung an den konfiszierten Waren 
vertreten zu haben. Nach einer Verordnung von 1502 Juli 23 
fiel nämlich den Hansgrafen, gleichwie anderen Beamten, wenn sie 
jemand bei der Einfuhr verbotener Waren ertappten, die Hälfte 
derselben zu; geschah die Verhaftung durch den Grundherren, so 
fiel ein Drittel an diesen, ein Drittel an den Fiskus und das letzte 


Bürger und ir Bauern autf den Merkten zu im nottüriften in ire heuser 
kauffen, in dem land Stoyer hinfSr kein gelt mer nemen sol; vgl. von 
Muchar a. a. 0. VII 321 und Göth S. 131, 132. 

'<) Vgl. Mon. Habsb. Abt. I Bd. 2 S. 705 Nr. 608; K. Friedrich IV. trägt 
dem N. auf, den Augustin Spener, welcher dem Peter Wolf, Hansgrafen in 
Steier, für erwirktes Geleit vieraig ungrische Gulden schuldig geblieben, 
zur Erstattung dieser Summe zu bewegen. Vgl. auch Notizenbl. zum Arch. 
f. K. österr. Gschtsq. 1852 S. 144 Nr. 585. 

Mon. Habsb. ibid. S. 758 Nr. 800 und S. 810 Nr. 961. In letzterem 

Briefe schreibt Friedrich IV. an den Hannsgrafen in Steiermark; „Uns hat 

Lienhart Seybot. .anpracht, wie er rway vas wein von....W. von Polhaim 
kaufft hab, die du im darunib daz sich derselb von Polhaim des ungelds 
zu geben seczet, . . genomen babst, des er sich beswert bedunkht, nachdem 
er nit wissen hab gehabt , ob derselb von Polhaim den ungelt gebe oder 
nit.“ Der Hansgraf sollte deshalb dem Seybot entweder die zwei Fafs Wein 
zurückgeben oder ihren Wert ersetzen. 

’*) S. oben S. 93 zu Note 11. 
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Drittel an den fürstlichen Beamten.'*) Ein wirkliches Gehalt des 
Hansgrafen wird auch in Steiermark zuerst zur Zeit Maximilians*®) 
und zwar 1510 bei Gelegenheit der Ernennung des Hansgrafen 
Ludwig Schroll erwähnt.*') 

Noch gröfseren Einöufs hätte auf das steiermärkische Hans- 
grafenamt Maximilians Absicht ausüben müssen, dem Hansgrafen 
des Herzogtums Österreich imter der Enns als „obersten Hans- 
grafen in den niederösterreichischen Provinzen“ ein Aufsichtsrecht 
über den von Steiermark zu übertragen, wenn dieser Plan zu 
dauernder Verwirklichung gekommen wäre.**) Indes hat, wie 
früher erwähnt ist, diese Einrichtung keinesfalls lange Bestand 
gehabt. Ja das steiermärkische Hansgrafenamt scheint überhaupt 
in den letzten Begierungsjahren Maximüian's und den ersten seines 
Nachfolgers gar nicht besetzt worden zu sein. Denn als 1524 
Jan. 13 wieder ein Hansgraf in Steiermark bestellt wurde, scheint 
die Erinnerung daran, dafs das Amt dort schon lange Zeit be- 
standen hatte, wenigstens in der fürstlichen Kanzlei schon gänzlich 
verschwunden zu sein.*®) Eigentümlich ist, dafs man damals dem- 
selben Beamten, Hans von Femdorf, das Hansgrafenamt in Steier- 
mark und in Kämthen anvertraute.*') Für diesen Hansgrafen 
wurde dann 1524 Febr. 1 eine ausführliche Instruktion erlassen*®), 

*”) Diese Bestimmung, welche nur in den späteren gedruckten Land- 
bandfesten überliefert ist (in der von 1583 fol. 30), bildet einen Teil der 
„Berueff belangend die frombden Wein und unordentlichen Eanfmanshändel“, 
die vom Landeshauptmann Roiniirecht von Reichenburg und dem Vitztum 
Leonhard von Emau erlassen wurden. Fälschlich schreibt Göth S. 133 diese 
Verordnung Herzog Albrecht zu. Vgl. Luschin a. a. 0. S. 187 Nr. 21. 

’“) Vgl. ira vorigen Kapitel S. 70 über analoge Verhältnisse in Öster- 
reich u. d. E. 

") von Muchar Vlll 241. 

”) Vgl. oben S. 77. 

”) von Muchar VIII 326, 327. Im Einsetzungspatent heifst es 
nämlich: , Nachdem solch Amt in dem gemeldeten Fürstentum ungewöhnlich 
ist und zum ersten . . . ‘ 

’*) von Muchar a. a. 0.; vgl. auch die sogleich im Texte zu er- 
wähnende Instruktion für diesen Hansgrafen. 

Die Urkunde ist nach dem stollenweis beschädigten Originale von 
Göth a. a. 0. S. 134 — 138 und teilweise nach einer gleichzeitigen Kopie von 
von Krones in Beitr. z. K. steiemiärk. Gq. XIX (Graz 1883) S. 14 Nr. 58 
(aber mit dem Datum Februar 5) publiziert. Übrigens wird hier ent- 
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in welcher diejenigen der Maximilianeischen Reformen des öster- 
reichischen Hansgrafenamtes, die dasselbe in anderer Richtung als 
das steiermärkische entwickelt hatten, nun auch auf das letztere 
übertragen wurden. Die Lösung der Unterordnung des Hans- 
grafenamtes Ton einer bis zu gewissem Grade autonomen Stadt- 
verwaltung war freilich in Steiermark nicht nötig. Dagegen wurde 
damals festgesetzt, dals der steiermärkische Hansgra^ wenn ihm 
etwas zu schwer werden sollte, es an „Statthalter, Ho&at und Rat 
der niederösterreichischen Raitkanuner“ bringen sollte mit 
letzterer sollte er auch konfiszierte Güter und Geldstrafen ver- 
rechnen.^^) Als Übertragung der Reformen Maximilian’s nach 
Steiermark erscheint es besonders, dafs Ferdinand auch das „Ziment- 
wesen“, wie auch hier die Untersuchung der Mafse imd Gewichte 
genannt wurde, dem steiermärkischen Hansgrafen übertrug 
ferner, dals er ihm befahl, die £inföhrung von Salz ans den Berg- 
werken zu Hall in die ihm unterstellten Provinzen zu hindern. 
Als Grund für letztere Malsregel wird der Schutz der fiskalischen 
Salinen zu Aussee gegen diese Konkurrenz ang^ben.^*) Über- 
haupt wird in dieser Instruktion die Verhütung von Schädigung 
des fürstlichen Kammergutes als Hauptaufgabe des Hansgrafen- 
amtes bezeichnet; aulserdem sollte er auch den „gemeinen Nutzen“ 
im Sinne der Zeit durch „Verhinderung von Fürkauf und \uired- 
licher Handtierung“ fördern. Er sollte darüber wachen, dafs nie- 
mand Handel treibe, der nicht in einer der Städte oder einem 
Markte des Landes Bürgerrecht habe; Adel, Prälaten und Bauern 
sollten nur selbstgezogene landwirtschaftliche Produkte zu Verkauf 
stellen. Besonders hatte der Hansgraf aber darauf zu achten, dals 
die Fremden nicht auf dem Lande, sondern nur in Städten und 
Märkten Kaufgeschäfte abschlossen, und zu verhindern, dafs sie im 
Inlande gekaufte Güter dort wieder veräulserten.^*’) . 

sprechend dem gleichzeitigen Sprachgehrauche in Österreich statt Hansgraf 
immer die Bezeichming .Hanntsgraf* angewendet. 

”) 68th S. 138 Zeüe 28 ff. 

”) Ibid. Zeile 20 ff.; vgl. das vorige Kapitel, auch die daselbst in Note 1 
und 7 angeführte Litteratur über die damalige Organisation der Central- 
hehOrden. 

’») 65th S. 188 Zeüe 8 ff., vgl. oben S. 71 ff. 

”) Göth S. 136 Zeüe 12 ff. 

*«) A. a. O. S. 135. 

Eoehne, Du Hansgrafenamt. 7 
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So zeigt das vereinigte Hansgrafenamt von Steiermark und 
Kämthen in dieser Instruktion ganz dieselben Züge wie das öster- 
reichische zu der gleichen Zeit. Wie lange sich aber diese Be- 
hörde in den genannten beiden Provinzen erhalten hat, darüber 
fehlen alle Nachrichten. Nur hat sie jedenfalls dort nicht über 
die Mitte des sechzehnten Jahrhimderts hinaus bestanden. Ab- 
gesehen davon, dals 6öth keine spätere Erwähnung als jene von 
1524 bringt, läist sich diese Thatsache auch aus den steiermärkischen 
Polizeiordnungen von 1577 und 1578 schlief^.*^) Dieselben ent- 
halten nämlich ausführliche Fürkanfsverbote, ohne dabei des Hans- 
grafen zu gedenken.^^) Ebenso wird auch 1562 durch einen Er- 
lafs Kaiser Ferdinands I. das Mals- und Qewichtswesen in Kämthen 
geordnet, ohne dals dabei vom Hansgrafen die Bede ist.^^) 

So bleibt in Hinsicht auf das Auftreten des Hansgrafenamtes 
in Steiermark zweifellos nur die Thatsache, dafs es daselbst im 
fünfzehnten und in den ersten Decennien des sechzehnten Jahr- 
hunderts bestanden hat. Als völlig sicher kann auch gelten, dais 
sich diese Behörde nicht in Steiermark selbst entwickelte, sondern 
zweimal von den Landesherren in Nachahmung der im Herzogtum 
Österreich unter der Enns bestehenden Einrichtungen eingeführt ist. 

Von mehreren Forschem ist nun die Ansicht ausgesprochen 
worden, dals auch die drei übrigen, zur Zeit Maximüian’s die 

GOth S. 139 erwähnt auch eine steiermärkische Polizeiordnnng 
Erzherzog Earl’s von 1528, in der ebenfalls des Hansgrafenamtes nicht ge- 
dacht sei. Allein er hat mit ersterer, die sonst nirgends erwähnt wird, wohl 
diejenige von 1577 gemeint. Dafür spricht jedenfalls, dafs die steierm. 
Polizeiordn, von 1577 wirklich von Erzherzog Earl stammt, der damals in 
Steiermark, Kämthen nnd Krain regierte, während 1528 als .Erzherzog 
Earl* nur Kaiser Earl V. betrachtet werden könnte, der aber die Begiemng 
seiner Erblande völlig seinem Bmder Ferdinand I. überlassen hatte. 

") Namentlich kommt in dieser Beziehung die Bestimmung der steier- 
märkischen Polizeiordnung von 1577 über die wegen Fürkaufs konfiszierten 
Güter in Betracht (fol. 19 r), von denen i/s den Landesfürsten, Vs die 
Herrschaft oder (lokale) Obrigkeit und Vs ^ den Denunzianten fallen sollen; 
ferner auch, dafs nach demselben Gesetz (fol. 19v), wenn Herrschaft oder 
Obrigkeit in der Verfolgung des Fürkaufs sich säumig zeigen, sie von 
.Landeshauptmann, Verweser oder Anwalt* gestraft werden sollen. Die- 
selben Bestimmungen finden sich auch in der gleichzeitigen Eämthnerischen 
Polizeiordnung (Grätz 1578 fol. 25 v). 

’*) 8. „Des Ertzheizogthum Ehämdten aufgerichte Müllner, Pecken, 
Gewicht, Ellen und Mafsordnung 1562“. 
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sogenannte niederösterreichische Gmppe der Erblande bildenden 
Provinzen, Österreich ob der Enns, Kämthen nnd Erain, Hans- 
grafenämter als dauernde Einrichtungen besessen haben.^*) Für 
Österreich ob der Enns wird dieselbe Meinung auch von Kurz®*) 
vertreten; dieser behauptet, dab von 1350 an „bis zum achtzehnten 
Jahrhundert herab in häufigen Urkunden sowohl in Wien als in 
Linz ein Hansgrafenamt“ erscheint. Jedoch beziehen sich die von 
Kurz für diese Ansicht angeführten Belegstellen alle auf Wien. 
Auch aus den Hansgrafeninstmktionen der Zeit Maximilians®®) 
folgt nicht, dais es damals ein besonderes Hansgrafenamt mit dem 
Sitze zu Linz gegeben habe. Vielmehr wurde Eardinger 1500 und 
Georg von Herrenberg 1501 zum Hansgrafen in Österreich unter 
und oh der Enns ernannt.®^ Ebenso finden sich, wie schon früher 
erwähnt ist, keine Spuren davon, dafs vor Maximilian's Zeit die 
Hansgrafen zu Wien auf Österreich unter der Enns als Amtegehiet 
beschränkt gewesen wären.®®) Für die Zeit nach Maximilian's 
Tode dagegen lälst sich in der That annehmen, dafs das Hans- 
grafenamt auf diese Provinz beschränkt war, da Wolf Maul (wohl 
vor 1524) um das Hansgrafenamt in Österreich unter der 
Enns bittet.®*) Auch wird 1548, Oktober 27 von Ferdinand, da 
vor kurzem der gewesene Hannd^raf in Österreich unter der 
Enns Wolf Edlasperger mit Tod ahgegangen, Christoph Zopi 
zum Haus in dies Amt eingesetzt.^*) Am 13. Januar des folgenden 

”) So Luschin, Oerichtswesen S. 286, 288, d'Elvert in Schriften der 
Sektion Bd. 24 S. 110, Strommer, Verwaltungezustand Österreichs im 
September 1621 (Programm des Gymnasiums zu üng. Hradisch in Mähren 
1881) S. 17. 

“) S. 250. 

^ Dieselben führt L uschin a. a. O. Note 435 für diese Ansicht an. 
Nur auf ihn stützt sich d'Elvert a. a. 0.; Strommer aber führt d'Elvert 
und Krones Handb. d. Gesch. Österreichs IV (Berlin 1879) für die irrige 
Ansicht an, dafs 1621 ,jede Csterreichische Provinz einen Hansgrafen hatte“. 
Aus Krones a. a. 0. S. 400, wo nur die Hans- oder Handsgrafenämter als 
„Handels- und Gewerbegerichte“ unter den „politisch-judiciellen Behörden“ 
angeführt werden, kann dies jedenfalls nicht geschlossen werden. 

S. voriges Kapitel S. 77 Note 36. 

") ibid. S. 76. 

“) Vgl. ibid. S. 79 Note 45. 

*°) So in dessen Bestallung vom angeführten Datum (Reichsfinanz-Arch. 
Litt. H. fase. 16). 

7 * 
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Jahres aber wird derselbe zum Hansgrafen in Österreich ob und 
unter der Enns emannt.^^) Es ist also mehr&ch die Provinz 
Österreich ob der Enns dem Hansgrafen von Österreich unter der 
Enns unterstellt worden. Dagegen ist die Frage, ob es besondere 
Hansgrafen mit dem Amtsbezirke Österreich ob der Enns und dem 
Sitze in Linz gegeben hat, nicht mit gleicher Sicherheit zu ent- 
scheiden. Weder in der gedruckten Litteratur noch in dem ober- 
österreichischen Landesarchiv zu Linz^^) sind Zeugnisse für die 
Existenz eines besonderen Hansgrafenamtes in Österreich ob der 
Enns zu finden. Sicher ist aber, dais im Jahre 1703 in dieser 
Provinz kein Handgrafenamt bestanden hat, diese Behörde sich 
also daselbst jedenfalls nicht so lange wie in Österreich unter der 
Enns erhielt. Als man nämlich in jenem Jahre einen Fleischauf- 
schlag in den beiden Erzherzogtümern Österreich einführte, wurde 
in Österreich unter der Enns das Handgrafenamt, in Österreich 
ob der Enns aber das Fleisch-Aufschlags-Einnehmer-Amt zu Linz 
mit der Einziehung betrant.^^) Also gab es damals in letzterer 
Provinz kein Handgrafenamt \md überhaupt muls das Bestehen 
eines eigenen Handgrafenamtes in Österreich ob der Enns mit dem 
Sitze in Linz als unwahrscheinlich betrachtet werden. 

Dagegen ist die Existenz besonderer Hansgrafenämter in den 
Herzogtümern Eämthen und Krain durch die schon öfter erwähnte 
Instruktion für Georg von Herrenberg im Jahre 1501 sicher be- 
zeugt. Damals wurde ja festgestellt, da(s dieser als „oberster H ans- 
graf“ die Aufsicht über die Thätigkeit der Hansgrafen in Steier- 
mark, Kämthen und Krain führen sollte. Im übrigen mufs freilich 
hinzugefügt werden, dafs von dieser Verbindung der verschiedenen 
Hansgrafenämter sonst nichts überliefert ist, sie also vielleicht als 
nicht zur Ausführung gekommen zu betrachten ist.^^) Auch wird 
eines Hansgrafen in Krain sonst gar nicht gedacht; in Kämthen 
findet sich über dies Amt nur insofern noch eine Nachricht, als. 


S. Anhang zum vorigen Kapitel Nr. 4. 

*’) Wenigstens wurde mir in diesem in Bezug auf das Handgrafenamt 
nur ein Aktenstück (D. YIII 4 Nr. 184) gezeigt, das eine Beschwerde der 
Österreichischen Stände an die Banco-Deputation über das Handgrafenamt 
zu Wien von 1730 Juni 30 enthält. 

“) Cod. Austr. m p. 449. 

«) Vgl. oben S. 77. 
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wie auch schon erwähnt ist, 1524 Hans von Femdorf zugleich 
zum Handsgrafen in Steiermark und Kämthen ernannt wurde.^^) 
Seine Funktionen entsprachen, wie wir gesehen haben, durchans 
denen des österreichischen Handsgrafen zu jener Zeit. 

So liegen in den niederösterreichischen ProTinzen, abgesehen 
Ton Österreich unter der Enns und Steiermark, nur sehr wenige 
Nachrichten über das Hansgrafenamt vor. Höchst wahrscheinlich 
ist diese Thatsache so zn erklären, dafs jenes Amt in den drei 
übrigen Provinzen überhaupt nur sehr kurze Zeit bestanden hat; 
doch ist es nicht ausgeschlossen, dafs vielleicht spätere Forschung 
Zeugnisse für längeres Bestehen, namentlich aus ungedrucktem 
Material, beizubringen vermag. 

Viel besser sind wir jedenfalls dank den fleifsigen Forschungen 
und Aktenpublikationen d’Elvert’s**) über das Handgrafenamt 
in Mähren unterrichtet. Dasselbe wurde 1550 von Ferdinand I. 
begründet.^^ Das mährische Handsgrafen-, wie es ursprünglich^®), 
oder Handgrafenamt, wie es seit 1575 vorwiegend genannt wird^*), 
stand jedenfalls mit einer Kaufinannsgenossenschaft in gar keinem 
Zusammenhang! Es war em rem la naestürsilich es AmT das mit 
der Zollkontrolle und Zollerhebung auf den Viehmärkten betraut 
war.®®) Charakteristisch für die Funktionen des mährischen Hands- 
grafenamtes ist es, dafs der erste Inhaber sich zwar selbst als 
„Handsgraf in Mähren“ bezeichnet, in den von anderen Behörden 
ausgestellten Akten aber regelmälsig ,JElinnehmer der Dreissigst 
Zetteln in Mähren“ genannt wird.®^) Die Erklärung für diese 
Bezeichnung und zugleich die Ursache für die Errichtung des 
Am tes li^ in der Beibehaltung der Zölle zwischen den einzelnen 
von Ferdinand regierten Ländern imd der Verbesserung der Zoll- 
kontrolle, welche durch ihre Vereinigung möglich wurde. In 
Ungarn bestanden nämlich an der Westgrenze sogenannte Dreissigst- 


I 


*“) Vgl. oben zu S. 96 Note 24. 

") S. besonders Schriften der Sektion Bd. 24 S. 49, 110 — 122, 295 — 297. 
‘O ibid. S. HO. 

**) S. die Auszüge aus den Akten ibid. S. 110 — 114, 115 — 122. 

**) S. ibid. S. 114, 115, 296 — 297. Es entspricht hier also der Sprach- 
gebrauch (Handsgraf und Handgraf) durchaus dem in Österreich und Steier- 
mark in derselben Zeit üblichen. 

“) VgL die weiter unten folgenden Ausführungen. 

“) dBlvert a. a. 0. S. 110, 111. 
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ämter, welche die DreissigstgefäUe, d. h. ^/so oder S^/3 Prozent von 
allen ein- und aosgefOhrten Waren, erhoben.^*) Da die von Ungarn 
ausgefßhrten Waren, namentlich Ochsen, damals in der Regel auf 
den mährischen Märkten verkauft wurden, so boten diese Gelegen- 
heit, sich davon zu veigewissem, dafs der Ausfuhrzoll richtig be- 
zahlt war. Diesen Verhältnissen verdankt das mährische Hands- 
grafenamt seinen Ursprung. Der Gebrauch des Namens Handsgraf 
rührt offenbar daher, dais der neue Beamte gleich dem österreichi- 
schen Handsgrafen eine Aufsicht über Viehmärkte besals, während 
ihm dessen übrige Funktionen allerdings fehlten. Der Sitz dieses 
Handsgrafen war zu Auspitz, einer mährischen Stadt, in welcher 
im sechzehnten und siebzehnten Jahrhundert aUwöchentlich ein 
zahlreich besuchter Viehmarkt abgehalten wurde. Auf diesem 
und den übrigen Wochen- und Jahrmärkten in Mähren hatten nun 
der Handsgraf und seine Unterbeamten vor allem darüber zu 
wachen, dafs nur solche ungarischen Ochsen verkauft wurden, für 
welche die Bezahlung der ungarischen Ausfuhrabgabe durch schrift- 
liche Zeugnisse der dortigen Behörde, die sogenannten „Dreissigst- 
zettel“, nachgewiesen werden konnte.®^) Jedoch war es den ungari- 
schen Kaufleuten auch gestattet, sich für die Zahlung des Export- 
zolles in Ungarn Ausstand zu erbitten und ihn nach geschehenem 
Verkaufe dem mährischen Handsgrafen zu entrichten. Daher 
mniste dieser Beamte alle Vierteljahre mit den ungarischen Zoll- 
beamten an der Grenze Zusammenkommen, um mit ihnen zu ver- 
rechnen und sich der Richtigkeit der ihm vorgelegten Bescheini- 
gungen zu vergewissern.®®) Ferner sollte er die ungarischen Zoll- 
einnehmer, wenn sie Schmuggler auf mährisches Gebiet verfolgten, 

") ibid. 8. 59 und 395. 

‘’) d’Elvert in Notizenblatt der luBt.-8tat. Sektion der k. k. mähr.- 
scbles. Gesellsch. 1880 8. 9, 10. 

“) Vgl. d’Elvert, Sektioneechr. Bd. 24 8. 115 ff. 

“) Neu verfaAte Instruktion auf dz Einnehmer Ambt in M&rhem 
(ibid. 8. 117) ; das ermelte dreilsigst Ambtleut Ime unnserm Einnember (d. h. 
dem Handsgrafen) . . alle ansstendigen Posstn unnd Schulden mit specificie- 
rung aines yeden Schuldners . . zueschickhen, dar Innen er . . mit vleifs 
ersehen, weer und welche Personen in die dreilsigst Aembter schuldig sein . . 
solle er dieselben verzeichnussen mit Ime auf die Märkhte nemen unnd von 
ainer yeden schuldigen Parthey den ausstandt einuordem. 

“) ibid. 8. 120. 
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nach Kräften unterstützen und namentlich dafür sorgen, dnfa ihnen 
nicht etwa von den dortigen „Ambtsleuten und Unterthanen‘‘ 
Widerstand geleistet würde. 

Yon dem nicht aus Ungarn, sondern aus Polen und der 
Walachei eingeführten Vieh hatte der mährische Handsgraf selbst 
Abgaben zu erheben. Ferner hatte er wie der Handgraf in Öster- 
reich unter der Enns auch in gewisser Weise dafür zu sorgen, dapB 
die auf den Ochsenmärkten abgeschlossenen Qeschäfte den gesetz- 
lichen Anforderungen entsprachen. Namentlich sollte er darauf 
sehen, dafs die ungarischen Viehhändler in der Regel bar bezahlt 
wurden; Kauf auf Kredit mittelst Bürgschaften und Pföndem be- 
durfte seiner besonderen Einwilligung.^*) Den Vorschriften, die 
uns für die Hansgrafen in Österreich und Steiermark begegnet 
sind, entspricht es endlich völlig, dafs dem mährischen Hands- 
grafen eingeschärft wurde, zu verhindern, dafs ausländisches Vieh 
anderswo als auf den gewöhnlichen Wochen- und Jahrmärkten 
verkauft werde, und dafs die Viehhändler andere als die herkömm- 
lichen Straften benutzten.**) 

Als Unterbeamte des mährischen Handsgrafen werden „Über- 
reiter oder Einspennige“ ®^), seit 1562 auch ein G^enschreiber 
genannt, der zugleich die Kontrolle über ihn führte.**) Als Vor- 
gesetzte unseres Beamten werden verschiedene Behörden erwähnt. 
Ursprünglich stand er unter der niederösterreichischen Kammer. 
Diese machte nach dem Tode des ersten mährischen Handsgrafen 
dem Fürsten Vorschläge über die Wiederbesetzung dieses Amtes.**) 
Ferner hatte nach der 1561 erlassenen Instruktion der Handsgraf 
sich an die niederösterreichische Kammer zu wenden, wenn ihm 
etwas zu schwer fiel und er bei Landeshauptmann und Unter- 
kämmerer in Mähren nicht Hilfe fand.*^) Endlich scheint die 
niederösterreichische Kammer auch sowohl diese wie eine frühere, 

‘O ibid. S. 121. 

»*) ibid. S. 112, 113. 

**) ibid. S. 118 unten. 

«>) ibid. S. 119 Zeile 1—8. 

«) ibid. S. 111, 112, 116. 

**) ibid. S. 116, vgl. voriges Kapitel S. 90 mit Note 115 über das Amt 
des G^enschreibers bei Zollbehörden. 

*•) d’Elvert ibid. 8. 111. 

“) Vgl. ibid. S. 121. 
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155S erlassene, Instruktion verfalst zu haben; sie hatte dieselbe 
vor der Publikation aber noch der Hofkammer Torzulegen, welche 
1561 in dieser Angelegenheit auch von der ungarischen Kammer 
ein Gutachten einzog.^^) Wird sich diese Mafsregel der engen 
Verbindung wegen, in welcher das mährische Handsgrafenamt mit 
den ungarischen Dreissigstämtem stand, empfohlen haben, so ging 
man bald, spätestens 1563, noch einen Schritt weiter. Das mäh- 
rische Handgrafenamt wurde von der österreichischen Kammer 
abgelöst und der ungarischen unterstellt.^^) 

So war das mährische Hansgrafenamt stets Behörden unter- 
geordnet, welche ihren Sitz in anderen Proyinzen hatten und nur 
die Hechte des Landesherreu yertraten. Diese Thatsache ist zur 
Beurteilung dieser Einrichtung um so wichtiger, als in der zweiten 
Hälfte des sechzehnten und dem Anfänge des siebzehnten Jahr- 
hunderts in Mähren und Böhmen die Macht des Herrschers durch 
die ständischen Hechte aufserordentlich beschränkt war.^^) In 
jener Epoche, welcher die Entstehung des mährischen Handsgrafen- 
amtes angehört, mulsten in diesen Ländern, die damals mehr als 
Adelsrepubliken wie als Teile einer Monarchie erscheinen, erst die 
Fundamente der landesherrlichen Gewalt von Ferdinand I. gelegt 
werden.*®) Unter den inneren und äufseren Wirren aber, welche 
die Hegierungszeit seiner Nachfolger erfüllten, hatte die Macht 
der Stände wieder zugenommen. Das ganze sechzehnte Jahr- 
hundert hindurch und in den ersten Decennien des siebzehnten 
durften die meisten Ämter in Mähren nur mit Landeseingeborenen 
besetzt werden, und bei der Ernennung des obersten Beamten, des 
Landeshauptmannes, brauchte der Fürst die Einwilligung der Land- 


“) Vgl. ibid. S. in, 112, 117. 

") Vgl. ibid. S. 113, wo die ungariacbe Kammer 1563 April 25 von 
dem „ibmn längst untergebenen Handsgrafen“ spricht, und S. 295; hier mufs 
aber das Datum 1553 entschieden auf die angegebene Weise geändert wer- 
den. Dagegen, dals das mährische Handsgrafenamt schon „1553 unter die 
ungarische Kammer gekommen“, brauchen ja nur die im Text erwähnten 
Thatsachen angeführt zu werden; es liegt bei d'Elvert wohl blofs ein Druck- 
fehler vor. 

*0 Vgl. d’Elvert, Sektionsschr. Bd. 24 S. 45, 50 ff. 

“) d’Elvert a. a. 0. S. 51 — 66, bes. S. 56, Gumplowicz a. a. 0. 
S. 99 ff. 
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stände.*'’) Ebenso war auch die Besteuerung in Mähren wie in 
den meisten anderen österreichischen Provinzen an die Genehmigung 
der Stände geknöpft, die durch besondere Konzessionen erkauft 
werden mufste.^*) Das mährische Hansgrafenamt aber war dem- 
nach einer der Hebel, welche die Habsburger einsetzten, um ihre 
bis dahin nur durch Personalunion verbundenen Erblande in einen 
wirklichen Staat zu verwandeln und sich auch finanziell von dem 
guten Willen der Stände unabhängig zu machen. So erklärt es 
sich leicht, dafs die mährischen Stände 1576 um die Aufhebung 
dieses Amtes petitionierten und dals 1 563 die ungarische Kammer 
dem Kaiser vorstellte, es sei nötig, „den Handgrafen und seine 
Gehilfsn gegen die Drohungen der mährischen Mächtigen zu 
schätzen“. '’i) 

Den Kampf zwischen monarchischer und ständischer Regierung 
entschied in Böhmen und Mähren bekanntlich die Schlacht am 
weilsen Berge. Als Mähren nach Unterdrückung jenes Aufstandes, 
welcher als Beginn des dreifsigjährigen Krieges in der deutschen 
Geschichte eine so verhängnisvolle Bolle spielt, von den Kaiser- 
lichen besetzt war und man daselbst das ganze Yerwaltungswesen 
ira Sinne unbeechr&ikten Monarchismus ordnete wurde mit der 
Neueinrichtung des Hansgrafenamtes und der Besorgung der hans- 
gräflichen Funktionen der damalige Wiener Hansgraf betraut.^*) 
Dieser, Tobias Helfried Kaiser, später geadelt und Kayser zu 
Kayserstein genannt^*), erhielt 1625 den Titel Handgraf von 

“) ibid. S. 25, 26. Matthias hatte sogar 1608 seine Einwilligung dazu 
gegeben, dafs der Landeshauptmann nicht ohne Genehmigung der Stande 
vom Amte entfernt werden durfte (ibid.). 

’•) Vgl. ibid. S. 73 Nr. 5 und Bd. 25 S. 156 ff. 

") Bd. 24 S. 114. Über spatere Streitigkeiten mit verschiedenen Stande- 
mitgliedem wegen der handgraflichen Gefalle vgl. Sektionsschr. Bd. 25 
S. 867, 368. 

") d’Elvert, Sektionsschr. Bd. 28 S. XLIXff. 

’*) Vgl. ibid. Bd. 22 8. 397. Derselbe wurde damals nach Mahren ge- 
schickt, wie ans dem Befehl an den Regenten von Niklasbnrg von 1624 
Aug. 28 hervorgeht, ihm dort Wohnung zu verschaffen und ihm nach Kräften 
zu helfen. Den ibid. S. 407 und 417 publizierten Regesten ist aber zu ent- 
nehmen, dar« man ihn die Angelegenheiten des mährischen Handgrafenamtes 
ordnen liefs. 

’*) VgL dazu die angeführten Stellen und ibid. S. 369, 885, 439; ferner 
Bd. 23 S. LXXX, 78 etc., sowie Weifsgrill, Schauplatz des Nieder-Öster- 
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Österreich und Mähren.^^) Die Funktionen dee mährischen Hand- 
grafen aber wurden damals noch dadurch vermehrt, dafs man ihm 
auTser der Erhebung der Dreissigstabgaben auch die eines 1624 
Juli 17 eingeführten Passierzolles für Yieh an allen Landesgrenzen 
übertrug, welche der neue RindviehaufKhlag genannt wurdet®) 
Im übrigen scheinen die nun dem Handgrafen von Österreich und 
Mähren in letzterer Provinz zustehenden Befugnisse ganz den 
früheren des mährischen Handgrafen entsprochen zu haben. 
Sein Amtssitz blieb zu Wien. In Mähren wurde er durch den 
Mauteinnehmer (auch als Yieh- Aufschlags-Obereinnehmer bezeichnet) 
zu Auspitz vertreten; dieser übte in seinem Namen auch die 
Gerichtsbarkeit in allen das Handgrafenamt betreffenden Streitig- 
keiten als unterste Instanz aus.^®) Ebenso war diesem Oberein- 
nehmer auch die Kontrolle aller übrigen in Mähren beschäftigten 
Unterbeamten des Handgrafen übertragen.^®) Der Titel Handgraf 
in Österreich und Mahren und die Überordnung des Handgrafen 
zu Wien über die mit der Polizei auf den Yiehmärkten und der 
Erhebung der YiehzoUe in Mähren betrauten Beamten erhielt sich 
bis zum Anfang des achtzehnten Jahrhunderts.®®) Wie d'Elvert 
vermutet, ist diese Einrichtung wohl bei Gelegenheit der Über- 
weisung der sogenannten ,,handgräfischen Gefälle“ an das Bankal- 
Institut®') beseitigt worden. 

Am 31. Mai 1624, also ungefähr zu derselben Zeit, in welcher 
der oben erwähnte neue Yiehaufschlag in Mähren eingeführt 
wurde , wurde die Erhebung einer entsprechenden Abgabe in 


reichischen Adels Bd. V (Wien 1804) S. 48; „Tobias Helfried Edler von 
Eajserstein . . . erlangt als“ „Handgraf in Österreich und Mähren“ „von 
Kaiser Ferdinand IL 1629 Aug. 12 den rittennälsigen Adelstand“. 

Ygl. voriges Kapitel Note 89, besonders die dort zuletzt angeführte 

Urkunde. 

") Vgl. Schriften der Sektion Bd. 25 8. 257, Bd. 24 S. 281 u. 296. 

") Ygl. Bd. 24 S. 295 —297, Bd. 25 S. 367 — 369. Mitunter werden noch 
einzelne handelspolizeUiche Befugnisse mit den dem Handgrafen schon firQher 
zustehenden verbunden, z. B. 1631 März 24 die Verpflichtung, alles nach 
Mähren eingeführte Salz zu konfiszieren (Bd. 23 S. 28). 

’“) Bd. 25 S. 369. 

’•) ibid. 

•»i Vgl. d’Elvert, Sektionsschr. Bd. 24 S. 297. 

»‘) Vgl. oben S. 87. 
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Böhmen verordnet.^^) Auch mit der Erhebung dieses Aufschlages 
wurde der Handgraf in Österreich, Tobias Helfried Kayser, be- 
auftragt.^^) Dieser Umstand gab offenbar den Anlafs dazu, dals 
die Hofkammer am 7. Jan. 1626 die böhmische Kammer auf- 
forderte, zu berichten, wie man das Handgrafenamt nach Böhmen 
übertragen könne.^^) Indes ist der Plan, auch in dieser Provinz 
einen Handgrafen zu bestellen, wohl nicht zur Ausführung ge- 
kommen. Wenigstens spricht dafür, dals von einem böhmischen 
Handgrafenamte sonst nicht die Rede ist.^^) Vielleicht kann in 
dieser Hinsicht auch in Betracht kommen, dafs in Böhmen ein 
besonderes „Bois-Gericht“ für alle beim Pferdehandel entstehenden 
Streitigkeiten, das aber nicht als Handgrafenamt bezeichnet wird, 
im siebzehnten Jahrhundert bezeugt ist®®); das österreichische Hand- 
grafenamt, nach dessen Muster sicher damals das böhmische ein- 
gerichtet wäre, besais aber, wie wir gesehen haben, die Gerichts- 
barkeit über alle den Rolshandel betreffenden Streitigkeiten. 

Fassen wir die Ergebnisse dieses Kapitels kurz zusammen. 

In Steiermark ist ein Hansgrafenamt im fünfzehnten und sech- 
zehnten Jahrhundert bezeugt; im Jahre 1501 haben höchstwahr- I 
scheinlich auch Kämthen und Krain eigene Hansgrafen besessen. 

Für Österreich ob der Enns ist das Vorkommen eigener Hans- 
grafen nicht nachweisbar, dagegen wird die Thätigkeit des Hans- 
grafen von Österreich unter der Enns öfters auch auf diese Provinz I 
ausgedehnt. In Mähren endlich fungiert seit 1550 ein eigener 
Hansgraf; seit 1625 aber ist das Amt des Hansgrafen in dieser 
Provinz mit dem des österreichischen verbunden. In allen habs- 

Sektionsschr. Bd. 25 S. 257. 

S. Sektionsschr. Bd. 22 S. 4S0: Von dem erw&hnten Handgrafen 
wird 1625 Dez. 30 Bericht verlangt, „wie es mit einforderung des Oien Auf- 
schlags im Königreich Behemh .... zu halten“. 

”) ibid. S. 431 : Eine an jenem Tage dieser Behörde von der Hof- 
kammer übermittelte kaiserliche Resolution teilte ihr mit, dafs der Vieh- 
anfschlag in Böhmen in derselben Weise wie in Österreich und Mähren er- 
hoben werden sollte, und beauftragte sie zugleich „zu berichten, wie und 
wasz gestalt ein handtgrauen Ambt alda in Böheimb anzurichten w&re“. 

”) Vgl z. B. Cornova, Stranskj’s Staat von Boehmen. Übersetzt, 
berichtigt und ergänzt (Prag 1803) Bd. VII Kap. 16 S. 364 — 411: Böhmens 
Gerichtshöfe. 

“*) S. Weingarten, Codex Ferdinandeo-Leopoldino-Josephino-Caro- 
linus (Prag 1720) p. 80—82. 
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borgischen Erblanden, aufser in Österreicb unter der Enns, hat 
' der Hansgraf jederzeit nur die fbrstlichen Interessen zu vertreten 
gehabt ; Förderung der landesherrlichen Finanzen , Erreichung 
gröfserer Einheitlichkeit in der Yerwaltungsorganisation und Minde- 
rung der ständischen Rechte sind hier die bei der Errichtung der 
Hansgrafenämter maisgebenden Gesichtspunkte. Während das Hans- 
grafenamt in Österreich ursprOnglich au&er den fürstlichen Inter- 
essen auch diejenigen einer kanhnännischen Korporation und einer 
in hohem Grade selbständigen städtischen Kommune vertrat, ist 
es in den anderen habsburgischen Provinzen stets ein rein landes- 
fiirstiiches Amt gewesen. 
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Buch in. 

Das Hänsegräfenamt in Bremen. 


In Bremen finden wir infolge der Dürftigkeit des über die 
älteren VerfassungsTerhältnisse der Stadt vorliegenden Quellen- 
materials das Hansgrafenamt erst in sehr später Zeit, nämlich am 
Anfänge des fünfzehnten Jahrhunderts, ausdrücklich erwähnt. Zu 
jener Zeit hat diese Beamtung freilich schon eine so eigentümliche 
Form angenommen, dafs ein richtiges Bild der früheren Entwicke- 
lung nur unter Zuhilfenahme scheinbar femabliegender Bremischer 
Urkunden und analoger Verhältnisse in anderen Städten gewonnen 
werden kann. Die erste Erwähnung des Hansgrafenamtes in Bremen 
besteht nämlich, um dies hier gleich zu bemerken, darin, dafs ca. 
1405 bei einer Verteilung der einzelnen Ämter unter die 24 Rats- 
herren, welche sich an die 1398 beschlossene neue Wahlordnung 
und Herabsetzung der Mitgliederzahl des Rates schloff festgesetzt 
wurde, dafs zwei Ratsherren Häns^äfen sein sollten.^) Zugleich 
wurde diesen beiden Hänsegräfen aufgegeben, das Denkelbuch, in 
welches für die Stadt wichtige Ereignisse der verschiedensten Art 
eingetragen wurden, und das Bürgerbuch zu führen, welches zur 
Aufzeichnung von Erteilungen des Bürgerrechts diente; da die 
letztere Funktion bisher den beiden Bürgermeistem zugestanden, 
so sollten die Hänsegräfen von den Gebühren für Erteilung des 
Bürgerrechts je eine Mark an jeden dieser Beamten abgeben. 
Aufserdem wurde ihnra noch eingeschärft, von dieser Einnahme 
imd dem Hensegelde für die Wege vor der Stadt zu sorgen und 
Stralsenversperrungen innerhalb der Stadt durch „Bot und Bete“ 
(Strafeatzung imd gütliche Aufforderung) zu verhindern.*) 

>) Brem. Urkb. IV Nr. 338 p. 441. 

*) ibid. p. 442: De henzegreven scholen dat burbuek waren und laten 
nemenne scryven tho borghere, he en bebbe zworen, also zede is unde borgben 
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Von den hier erwähnten Funktionen der Bremer Hänsegräfen 
finden sich nun in anderen gedruckten Quellen fast gar keine 
Spuren; vielmehr ergehen alle übrigen Erwähnungen dieser Be- 
amtung, die freilich überhaupt erat von der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts an vorliegen, dals zu jener Zeit den Batsmitgliedem, 
welche das Hänsegräfenamt bekleideten, die vorbereitende Unter- 
suchung und die Vornahme eines Sühneversuchs bei Streitigkeiten 
über Bauten sowie die Leitung des Verkaufs von subhastierten 
Grundstücken übertragen waren.^) 

Auf das, was hier vom Bremischen Häns^räfenamte mitgeteilt 
ist, war im wesentlichen die frühere Forschung beschränkt. Natür- 
lich lälst es sich mit den Schlufsfolgemngen, zu denen der Name 
dieses Amtes berechtigt, und den wenigen Nachrichten, die man 
bisher über die gleichnamigen Beamtungen in anderen Stadtver- 
fassungen — wenigstens in Bremen selbst — besafs, nur durch 
sehr künstliche Konstruktionen vereinigen. Es ist demnach leicht 
erklärlich, dals die Erforscher der Bremischen Stadtgeschichte wohl 
über wenige Fragen so verschiedene und zumeist unhaltbare Be- 
hauptungen aufgestellt haben, wie über die Herkunft des Amtes 
der beiden HänsegräTen. 

Entschieden unrichtig ist die Etymologie unseres Wortes in 
dem im vorigen Jahrhundert verfafsten „Versuch eines Nieder- 
sächsisch-Bremischen Wörterbuchs“*), welcher aber auch noch 
einige neuere Schriftsteller^) gefolgt sind. In diesem Werke werden 

zet vor dat vtye. ünde dartho scholen ze waren dezet buek und laten darin 
sciyven, dat men beholen schal unde nicht vorgbeten, dar der stad bywylen 
grot macht ane is, unde nnzer borgher schaden, de em sehnt mennygher- 
leje w;8 tho lanne unde tho watere, unde scholet ran den borghelle de 
weghe maken vor der stad na rade des rades und scholet ok bot unde ghe- 
bede hebben orer de thobrokenen straten bäumen Bremen. Vor dezen arbeyt 
scholet ze hebb en dat henzegh elt und scholet ok den borghermesteren twen, 
de des jares zittet, malke gheren ene mark van dem burghelle, darumme 
dat ze olinges pleghen dat henzeghelt tho hebbene. 

3) S. Gerichts-Ordnung'SOT'Tleichsstadt Bremen (Bremen 1751) Pars I 
Tit. I § 2b und Pars II Tit. XXV § 14 (S. 4 und S. 130), ferner Deneken, 
Übersicht d. brem. Geriebtsverf. in Hanseat. Magazin herausg. von J. Smidt 
IV (Bremen 1870) S. 287, 288 etc. (Näheres weiter unten). 

*) Herausg^eg. von d. bremisch-deutschen Gesellschaft (Bremen 1767 — 71) 
U S. 593. 

^) Roller, Versuch einer Gesch. von Bremen (1799 — 1803) II S. 50 
Note t; Duntze, Gesch. der Stadt Bremen (1845 — 51) III S. 397, 398. 
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die Hänsegräfen nämlich zwar mit „Hanse, Gesellschaft“ in Ver- 
bindnng gebracht, zugleich aber wird behauptet, dals sie so ge- 
nannt seien, weil ihnen die Fürsorge für das „friedliche und ge- 
sellschaftliche“ Zusammenleben der Bürger anvertraut sei. Sie 
hätten nämlich die Aufgabe, „die Streitigkeiten der Nachbarn“ zu 
„schlichten, wenn einer dem andern im Bauen zu nahe kommt 
oder sonst die Gerechtigkeiten und Grenzen seines Erbes schmälern 
will“. In der zu Grunde liegenden Annahme, dals die Amtsthätig- 
keit der Hänsegräfen im wesentlichen von der Entstehung dieser 
Beamtnng bis zum vorigen Jahrhundert dieselbe geblieben, stimmt 
mit dem Bremisch - Niedersächsischen Wörterbuche auch noch 
F. A. Meyer in seiner ca. 1830 veröffentlichten verdienstlichen Ab- 
handlung über die „Geschichte der Elterleute“ überein.*) Dieser 
Gelehrte spricht nämlich die Vermutung aus, dals der Bat, nach- 
dem er die Geschäfte der Hänsegräfen „vielleicht als zur Polizei 
gehörig“ grölstenteüs an sich gezogen, für diejenigen seiner Mit- 
glieder, denen die Ausführung der früheren Funktionen dieses 
Amtes übertragen war, „die frühere Benennung beibehalten habe“. 

Anders wird der Name unserer Beamtnng bei von Post^), 
einem Forscher des vorigen Jahrhunderts, erklärt. Derselbe be- 
hauptete, dals die Hänsegräfen ihren Namen von dem Einziehen 
des „Hänsegeldes“, „welches die Kaufleute, die sich zum Hanse- 
atischen Bunde bekennen wollten, für den Schutz und die Sicher- 
heit“ zahlen mulsten, „so ihnen die ganze Societät verschaffte“. So 
leitete auch Donandt*), einer der besten Kenner des Bremischen 
Rechts, diese Bezeichnung der Ratsherren von dem Hensegelde 
ab, nur dals er und zwar, wie wir sehen werden, mit Recht das- 
selbe als Gebühr für die Teilnahme an der Bremischen Handels- 
genossenschaft, nicht am Hanseatischen Bunde ansah. Von 
allen älteren Forschem hat allein Lappenberg*) den Hänsegräfen 
richtig für den Vorsteher der Hanse im Sinne von Kauf- 
mannsgenossenschaft erklärt; er macht auch auf eine einzelne 

*) S. Bremisches Magazin, herausg. von Donandt (Bremen 1830—34) 
S. 204. 

7) Hist. Nachrichten von der Regiments-Verfassung der Reichest. Bremen, 
herausg. von Cassel (Bremen 1768) S. 34. 

®) Vers, einer Geech. d. Brem. Stdtrchts. I S. 327. 

9) Einleit, zu Sartorius Urk. Gesch. d. Urspr. d. d. Hanse S. XVIU — XX. 
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ÜberemBtimmung in den Funktionen des Bremischen Hänsegr&fen- 
mil denjenigen des Begensburger Hansgrafenamtes auhnerksam. 
Andrerseits folgert aber gerade Lappenberg aus der oben^*) er* 
wähnten Übertragimg der Verzeichnung der BUrgerau&ahmen von 
den Bürgermeistern auf die Hänsegräfen eine „ursprüngliche Ver* 
bindung, wenn nicht Identität“^*’) dieser Beamtungen, eine ganz 
schiefe Anschauung, die in den Quellen gar keinen Anh alt findet. 
Endlich hat auch derjenige Gelehrte, der das meiste für die Er- 
keimtnis der älteren Bremischen Verfisssnngsgeschichte geleistet 
hat, Dünzelmann^^), gerade in Bezug auf das Hänsegräfenamt 
entschieden unrichtige Behauptungen aufgestellt. 

Er vertritt nämlich die Ansicht, dafs das Hänsegräfenamt dem 
in anderen Bischofsstädten auftretenden Burggrafenamte gleichzu- 
stellen sei. Bei der Exemption Bremens aus Gau und Hundert- 
schaft seien Gerichtsleitung und Urteilsfindimg im Hundertschafts- 
gericht an Vogt und Schöffen, aus denen sich dann der Rat ent- 
wickelt habe, Gerichtsleitung und Urteilsfindung im Gra&chafts- 
gerichte, abgesehen vom Blutbann, aber an den Hansgrafen und 
die Elterleute der Kaufinannsgenossenschaft gekommen. Daher habe 
der Hansgraf eine dem Burggrafen anderer Städte analoge Stellung 
erhalten, indem sich auch von letzterem annehmen lasse, dab er 
,4m wesentlichen die Rechte eines fränkischen Grafen übte.“ So 
sei der „oberste Stadtrichter“ zu „dem Richter der Kauffnanns- 
gilde“ herabgesunken, „um“ später „auch diese Stellung einzu- 
büben und nur in einzelnen kümmerlichen Resten die Spuren 
seiner früheren Bedeutung zu bewahren.“^^ Diese Behauptungen 
Dünzelmann’s sind, wenn wir von anderem absehen, jedenfaUs 
schon deshalb unrichtig, weil, wie bekanntlich durch die Forschungen 
Richard Schröders^®) erwiesen ist, in Sachsen nur im Graf- 
Bchafts-, nicht im Hundertschaftsgerichte die Urteüsfindung dem 
versammelten Gerichtsvolke genommen und den Schöffen über- 
tragen war. Immerhin haben aber die diesbezüglichen Forschungen 
Dünzelmann’s das Verdienst, den richtigen Weg zur Erkenntnis 

»») S. 108. 

10) ibid. S. XX. 

11) Bremisches Jahrbuch Bd. XIII (1886) S. 56 — 59, 67, 77 Note 4. 

1*) a. a. 0. S. 58. 

1») ZUchr. d. Savigny-Stift. V (1884) S. 67, 58, D. R. G. S. 168, 548. 
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der Entstehung des Hänsegräfenamtee gewiesen zu haben. Dies 
Problem läist sich eben nur, wie es von Dünzelmann zum ersten 
Male Teisucht ist, im Zusammenhang mit der Klarstellung der 
ganzen älteren Bremischen Verfassungsgeschichte lösen. Freilich 
kann letztere an dieser Stelle nur insoweit dargestellt werden, 
wie es das Verständnis der Entstehung und Entwickelimg des 
Hänsegräfenamtes erfordert.^*) 

Bremen gehört einer Gruppe von Städten an, welche ihre 
erste Bewohnerschaft den Bistnmsgrfindungen Karls des Grolsen 
auf sächsischem Boden verdanken.^^) Der bekannten kirchlichen 
Vorschrift, Bischofssitze nur in grölseren Städten zu errichten, 
konnte in Sachsen, da es an zusammenhängenden Siedlimgen über- 
haupt fehlte, nur dadurch entsprochen werden, dafs man die neuen 
Bistümer an Orte legte, welche schon vor der fränkischen Erobe- 
rung einem grölseren Personenkreise als Kult- und Gerichtsstätten 
und eben darum auch als Versammlungsplätze zu politischen und 
sonstigen Zwecken dienten. Dauernden Aufenthalt nahmen in Bremen 
freilich zunächst nur der Erzbischof^”), die Geistlichen seiner 
Kathedrale und ihre Dienerschaft. Zahlreiche Besucher hatte da- 
gegen der Ort an den hohen Kirchenfesten, welche auf diese Weise 
an die Stelle der alten heidnischen KultTersammlungen traten; 
ebenso an den Gerichtstagen, indem Bremen bei Einführung der 
fränkischen GerichtsTerfassung eine echte Dingstatt des Wich- 
modegan's und zugleich Mittelpunkt eines Gos, der der fränkischen 
Centene entsprechenden Unterabteilung des Gaus, wurde. Schon 
frühzeitig mufs sich mindestens an die kirchlichen Versammlungen 
ein Markt angeschlossen haben. Während aber der auf einer Düne 


1^) So habe ich auch auf eingehende Widerlegung mancher Ein- 
wendungen, welche gegen die im folgenden gegebenen Behauptungen er- 
hoben werden konnten, verzichtet, namentlich soweit ee sich dabei um 
Punkte handelt, welche fOr das Hansgrafenaint selbst erst in zweiter Linie 
in Betracht kommen. Ich hoffe dies um so mehr thun zu dürfen, als ich 
spüter in einem selbständigen Aufutze die Ergebnisse meiner Forschungen 
über .Ursprung und älteste Entwicklung der Bremischen StadtbehOrden* zu 
veröffentlichen denke. 

Dünzelmann a. a. O. S. 38 — 40. 

IS) Dals neben Bremen auch Hamburg zeitweilig Residenz der Erz- 
bischöfe war (vgl. V. Bippen, Aus Bremens Vorzeit, Bremen 1885 S. 8 — 10), 
kann hier unberücksichtigt bleiben. 

Koehne, Das Hsnsgrafensint. 8 
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stehende Dom und die sich daran schliefsenden Wohnungen der 
Geistlichkeit und ihres Gesindes, um bei den zahlreichen Einföllen 
der Normannen gesichert zu sein, frühzeitig mit einer Mauer um- 
geben wurden, fand der Markt aufserhalb dieser Mauer an dem 
Kreuznngspunkte zweier alter natürlicher Heerstraisen statt. 

Entsprechend dem Vorgänge in anderen Bischofssitzen ist 
auch in Bremen ein allmählicher Übergang der königlichen Re- 
gierungsrechte und Einnahmen an die Kirche zu konstatieren.^**) 
Derselbe endete damit, dafs 967 Otto U. bestimmte, dals in Bremen 
nur der Erzbischof und von diesem ernannte Vögte Gerichtsbarkeit 
üben sollten.'®) Noch wichtiger ist für unsere Untersuchung eine 
Urkunde aus dem Jahre 965®®), in welcher Otto I. dem Erzbischof 
Adaldag die Erlaubnis giebt, zu Bremen einen Markt in dem Sinne 
einer bleibenden Kaufmannsniederlassung®') zu begründen. Diese 
Ansiedlung geschah an dem Orte, der schon längere Zeit in 
periodisch wiederkehrenden Terminen zum Marktverkehr gedient 
hatte, ln der erwähnten Urkunde hob Otto ausdrücklich hervor, 
dafs die dort angesiedelten Kaufleute unter seinem Schutze stehen 
und dieselben Rechte geniefsen sollten vrie die übrigen Reichskauf- 
leute. Die so den Ansiedlern im Bremischen Marktgebiete ver- 
liehenen Rechte der Reicbskaufleute bestanden, aufser in gewissen 
Zollbefreiungen und Passierrechten, vornehmlich in der Erteilung 
des gemeinen Kaufinannsrechts.®®) Dieses den Kaufleuten erteilte 
Personalrecht setzte notwendig, wenn nicht ein besonderes Gericht, 

") Vgl. vorläufig Kohl, Denkmale der Gesch. u. Kunst d. f. Hnsestdt 
Bremen (Bremen 1862 — 70) II S. 36, 87, 87 ff., dessen Ausführungen aber 
nicht überall zugestimmt werden kann, ferner Dünzelmann in Jahrb. XTV 
S. 41 ff. und Buchenau, Die freie Hansestadt Bremen (Bremen 1882) 
S. 51, 52. 

Vgl. i. allg. Schumacher in Jahrb. I 8. 259 ff. 

1*) Urkh. I Nr. 12. Dieses PrivUeg ist insofern der Kirche noch günstiger 
als Nr. 11, als hier auch Amtshandlungen des Herzogs für Bremen aus- 
drücklich ausgeschlossen werden. 

*0) ibid. Nr. 11, Mon. Germ. D. D. I Nr. 307. 

>1) Marktrecht im Sinne des Rechtes auf Erhebung der aus vorüber- 
gehenden Märkten hervorgehenden Staatseinnahmen und des Aufsichtsrecbtes 
über diese Märkte besafs das Erzstift bereits seit 888 (Urkb. Nr. 7). 

®®) Vgl. vorläufig mein Buch über Ursprung der Stadtverf. in Worms, 
Speier und Mainz S. 241, Sohm, Entsteh, der Stdtv. S. 31, von Inama- 
Sternegg, D. W. G. II S. 96, 876, Gothein I S. 69 ff. 
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BO allermindestens besondere Urteilsfinder in den Recbtssacben der 
Kauflente voraus. Die Frage, ob in Bremen seit Rezeption des 
gemeinen Eaufmannsrecbts ein besonderes genossenschaftliches oder 
nur ein mit Kaufleuten besetztes öffentliches Gericht die eigent- 
lichen Handelsstreitigkeiten derselben entschied, eine Frage, welche 
mit den verwickeltsten Problemen der älteren städtischen Ver- 
fassungsgeschichte zusammenhängt, lassen wir besser vorläufig un- 
beantwortet; die einzig mögliche Lösung dieses Problems hoffe 
ich fireilich deimoch, im Verlauf der vorliegenden Untersuchung 
und zwar auf Grund vorwiegend Bremischen Quellenmaterials, 
geben zu können. 

Gewils ist zunächst, dafs, als sich die städtische Selbständig- 
keit im dreizehnten Jahrhundert schon ausgehüdet, die Stadt sich 
aber noch nicht völlig aus dem sie umgebenden Landgebiete als 
selbständiges Territorium herausgeschält, zwei ganz verschiedene 
Funktionen von den städtischen Konsuln verwaltet werden: Sie 
üben, zum Teil unter Vorsitz des erzbischöflichen Vogts, die Über- 
tragung von Grundbesitz innerhalb und aufserhalb^^, sowie die 
eigentliche Markt Verwaltung innerhalb der Stadt aus, an welch 
letzterer jener Beamte ebenfalls teilnimmt.^^) Dagegen wird die 
Gerichtsbarkeit im Goding in dieser Zeit vom Vogt ohne die 
Konsuln gefiht; zwar findet er nicht das Urteil, sondern fragt 
danach eine Person des Umstandes, es wird jedoch als besondere 
Vergünstigung für die Stadt betrachtet, dais der um sein Urteil 
Gefragte, falls er dasselbe nicht selbst finden kann, beim städtischen 
Rate Erkundigungen einziehen darf.^^) Dafs der Vogt, der mehr- 
mals ausdrücklich als iudex (Stadtrichter) bezeichnet wird, das 

*») S. Urkb. I Nr. 221, 231; ferner II 224, 278, 418, III 99. In letz- 
teren Beispielen geschieht die Übertragung derartig, dals die Konsuln sich 
dazu auf da« Land (nach Grambke, Walle etc.) begeben, so dafs es sich 
also entschieden um etwas anderes als wie um nachtrSgliche Beurkundungen 
handelt, hei denen der Rat nur zur Bekräftigung von privaten Rechts- 
geschäften Urkunden ansstellt. Vgl. Dünzelmann, Bremisches Jahrb. Xin 
S. 72, 73, 76. 

^^1 ürkb. 1 Nr. 234 p. 270: Item super furto, quod frequenter fit in 
mensura, iniquis ponderibus et aliis, que libre et statere exigunt equitatem, 
iudex vel advocatus cum consulibus iudicet et proventus ezinde emer- 
gentes dividant, ut iustum est. 

*5) ibid. p. 269, 270. 

8 » 
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Goding in dieaer Weise (ohne Schöffen) abhält, entspricht der in 
Sachsen üblichen allgemeinen Gerichtsverfassung. Dafs er zugleich 
mit den Konsuln die Auflassung von Immobilien, die auiserhalb 
der Stadt gelegen sind, leitet, lafst sich nur dadurch erklären, dals 
der Vogt auch die Funktionen des Oberrichters (Grafen) besitzt, 
die Konsuln aber diejenigen der Schöffen in dem dem Bischöfe 
übertragenen Wichmodegau üben. In der That begegnen uns in 
älterer Zeit^*), nicht aber später oft zwei Vögte, was notwendig 
zu der Annahme führt, dafs ihre Ämter im Laufe der Zeit ver- 
einigt sind. Ebenso wird die erwähnte Doppelstellung der Bremer 
Konsuln am besten so erklärt werden, dals die Funktionen der 
Schöffen mit denen einer kaufmännischen Behörde vereint sind. 
Noch im fünfzehnten Jahrhundert werden die Konsuln häufig aus 
den Elterleuten^O der Kaufmannsgilde gewählt^^); ferner pflegten 
die Konsuln bei wichtigeren Angelegenheiten die Wittheit, nämlich 
eine Behörde, zuzuziehen, die zuerst aus den Elterleuten des Kauf- 
manns bestand, zu denen dann, jedenfalls schon vor 1261, die 
gewesenen Ratsherren hinzutraten, bis sie endlich seit 1331 nur 
aus den letzteren gebildet wnrde.^’’) In zahlreichen Städten nehmen 
wir vor der Ratsentstehung eine Verwandlung in den Inhabern 
der Schöffenstühle wahr; an Stelle erbangesessener alter Ge- 
schlechter treten reiche Kaufleute.^*’) In Bremen konnte diese Ver- 
wandlung um so leichter geschehen, als ein nicht geringer Teil der 
dort zu Vermögen gekommenen Kauflente sein Kapital in anfser- 
halb der Stadt gelegenen Immobilien anlegte.^^) Bestand aber 

Vgl. ürkb. Nr. 49 a. 1259 unter den Zeugen: Adolfus de NienUrchen 
advocatuB civitatis .... Bemardns minor advocatus. 

2’) Über die vielleicht aufföUige Schreibart dieser Behörde vgl. F. A. 
Meyer in dem oben S. 111 mit Note 6 citierten Aufeatze S. 197 Note: ,In 
allen Öffentlichen Akten und so auch in unseren Staatskalendem bis 1804 
findet sich immer die Schreibart Elterlente, 1804 — 1807 ist sie in Älter- 
lente und 1808 in Älterm&nner flbergegangen“. 

**) So Meyer a. a. O. S. 216. Derselbe weist a. a. 0. Note 1 nach, 
dafs von 4 im Jahre 1425 bei Gelegenheit eines Orundstfickkaufes genannten 
EltermBnnem 3 später als Ratsmitglieder erscheinen. 

**) Dünzelmann a. a. 0. S. 59 — 64. 

*®) Vgl. Hoeniger, Weetd. Zeitschr. II 241 ff., Eoehne S. 76, 77, 
Lamprecht, Hist. Ztschr. Bd. 67 (1891) S. 416. 

^1} Urkb. I Nr. 172 a 1233 p. 205: in bonis, si qua extra civitatem civee 
Bremenses habent; ferner ibid.; cives Bremenses mercatores non tenebun- 
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zwischen Schöffen und Ältesten der Kaoffnannsgenossenschaft volle 
Interessengemeinschaft, so konnten die letzteren einen Teil ihrer 
Befugnisse freiwillig auf die genannte — sich ja ans ihnen er- 
gänzende — Behörde übertragen. So kam es, dafs der aus den 
Schöffen hervorgegangene Bat im dreizehnten Jahrhnndert unter 
dem Vorsitze des Vogts über Fälschungen von Mafs und Gewicht 
richtete^^, während dieser Beamte früher die Älterleute der Kauf- 
mannschaft bei der Ausübung dieser Befugnis zugezogen haben 
wird. Auf diese Weise scheint es mir auch zu erklären, dafs der 
Bat in Bremen das Hansgrafenamt später an eines seiner Mitglieder 
übertrug. Dies bedarf freilich noch der Erläuterung. 

Während der bremische Hansgraf in unserer Überlieferung, wie i 
erwähnt, erst im Anfänge des fünfzehnten Jahrhunderts erscheint^*), 
tritt uns das Wort „hanse“ schon viel früher entg^en. Um das 
Jahr 1181 gab Erzbischof Sigfrid den Bremern ein Privileg, in 
welchem er, „da er sowohl die Bürgergemeinde als die fremden 
Kaufleute von zu hohen fiskalischen Forderungen erdrückt sah“, 
auf den Schlagschatz verzichtet und die „Hansa“, soweit sie ihm 
zukam, der Bestimmung der Bürger überliefe.®^) Es ist zweifellos, 
dafs „Hansa“ hier nur eine Abgabe sein kann. Was für eine 
Abgabe aber hier und in einigen anderen Urkunden unter der 
Bezeichnung „Gbnsa“ verstanden wird und wie die Bedeutung von 
„Hansa“ als Abgabe mit der gewöhnlichen Bedeutung dieses Wortes 
zu vereinen sei, darüber sind sehr verschiedene Ansichten geäuisert 
worden. Eine in den Hauptpunkten richtige Erklärung dieser Be- 
deutung von Hanse hat Lappenberg’^) gegeben, dem sich im 
wesentlichen auch Koppmann^’’) angeschlossen hat. Da indes 

tnr . . . , exceptis illis mercatoribus, qni ... ab ecclesia sunt infeodati, 
vgl. auch Dänzelmann, Jahrb. XIII S. 174 und von Bippen ibid. 

S. 178, 179. 

ä*) S. oben Note 24. 

**) S. oben S. 109 mit Note 1, 2. 

**) Urkb. 1 Nr. 58; dum universitatem civitatis nostre, et multitudinem 
eoTum, qui ad hec nostra littora peregrinam vertont navem, ezactionibus 
videremus pregravatam, viscera compassionis circa eos non clansimus et de- 
bito cuiusdam exactionis, quod sleiscbat dicitur, eos alleviavimus. Hansam 
eciam, que ad nos respectum habnit, arbitrio civium permisimus, et utroqne 
isto incommodo civitatem nostram libertavimus. 

**) Einleit, zu Sartorius, Ursp. S. XIX, XX. 

3*) Jahrb. d. V. f. mecklenburg. Oesch. Bd. 52 (Schwerin 1887) S. 188. 
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Waitz^^) — wie mir scheint, irrtümlich — einem Teile der Ton 
Lappenberg bei dieser Gelegenheit aufgestellten Behauptungen 
widersprochen hat, andrerseits aber auch nicht allen zur Erklärung von 
Hanse in Bedeutimg von Abgabe gegebenen Auseinandersetzungen 
Lappenberg’s und Eoppmann's zugestimmt werden kann, wird 
eine eingehende Untersuchung dieser Fragen wohl nicht überflüssig 
erscheinen. Es mag erlaubt sein, diese Untersuchung gerade an 
dieser Stelle bei der Interpretation des Frivilegs Erzbischof Sigfrid’s 
zu geben, da auch die bei Erläutenmg derselben Urkunde aufgestellten 
Behauptungen Dünzelmann's^^) nicht völlig zutreffen und speziell 
die hier zu erörternden Bremischen Verhältnisse das meiste zur 
Aufhellung jener etymologischen Freien beitragen, deren Be- 
antwortung zur richtigen Erkenntnis des Wesens des Hans^afen- 
amtes vor allem erforderlich ist.^®“) 

Der im Mittelalter in allen Volksklassen lebendige Genossen- 
schaftstrieb®®) und die besonderen politischen^®) und kulturellen^ i) 

3’) V. G. Vni S. 292 Note 4. 

38) Brem. Jahrb. XIII S. 81. 

38*) Nenerdings hat Hegel in seinem vor kurzem erschienenen Buche 
„Städte und Gilden“ passim die Bedeutung des Wortes Hanse in einer grofsen 
Anzahl von Quellenstellen erklärt. Dennoch dürften die in diesem nnd im 
achten Buche gegebenen Erörterungen über Bedeutung und Verbreitung des 
Wortes nicht überflüssig sein, da Hegel von der Besprechung des Zusammen- 
hanges der Bedeutungen des Wortes an den verschiedenen Orten abgesehen 
hat und manche seiner Behauptungen meines Erachtens unzutreffend sind. 
Vgl. z. B. unten Note 58 und 63. 

38) Vgl. im allgem. Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht bes. I 
S. 296 ff. 

*'>) Vgl. Alb. Herrn. Post, Aufgaben einer allgemeinen Rechtsw. 
(Oldenb. u. Leipz 1891) S. 40: .Eine allgemeine Erscheinung im Verfassungs- 
recht ist die, dals überall, wo eine Centralgewalt nicht genügende Kraft 
für den von ihr beherrschten Distrikt hat, Geheimbünde ergänzend ein- 
greifen.“ Indes werden dann oft auch eigentlich staatliche Befugnisse nicht so- 
wohl durch „Geheimbünde“ als vielmehr durch ursprünglich rein privatrecht- 
liche Genossenschaften geübt, indem eben diese Thatsache von der mangel- 
haft ausgebildeten Staatsgewalt Duldung oder selbst Anerkennung erhält. 

4>) Man denke z. B. an die Notwendigkeit langer Seereisen, an das 
Überwintern in üremdem Lande, welches durch die Beschränkung der Schiff- 
fahrt auf wenige Monate im Jahre herbeigeführt wurde, auf das fast gänz- 
liche Fehlen eines Briefverkehrs mit der Heimat etc., lauter Momente, welche 
das Gefühl der Zusammengehörigkeit unter den Eaufleuten derselben Stadt 
stärken muisten. 
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Verhältnisse, welche in jener Zeit die Technik des Kandels be- 
stimmten, haben jene Vereinigungen von Grofskanfleuten ins Leben 
gerufen, welche den Namen „Hanse“ fhhrten. Als ihr Zweck er- 
scheint, wie sowohl aus manchen schon mitgeteilten als auch 
aus noch im folgenden zu berichtenden Thatsachen klar werden 
wird, besonders die Sicherimg des Handelsgewinnes der Genossen 
durch Inst andhaltung der Stralsen, Verhinderung von Raub und 
Zollbedrückungen, sowie Bewahrung vor unredlicher oder auch 
nur unbequemer Konkurrenz. Diese Zwecke konnten von den 
Mitgliedern der Genossenschaft nur dann mit Aussicht auf Erfolg 
erstrebt werden, wenn es ihnen gelang, die Inhaber der öffentlichen 
Gewalt in ihr Interesse zu ziehen. Dieselben zeigten sich in Tielen 
Fällen zur Übernahme der Protektion und zur Sanktionierung der 
▼on den Hansen getroffenen Beschlüsse bereit, da ihnen dafür 
pekuniäre Vorteile geboten wurden, die z. B. aus einem Anteile 
an den Eintritts- oder Strafgeldern bestanden.^^) Es walteten also 
in Bezug auf das Streben nach öffentlich rechtlicher Anerkennung 
dieser Genossenschaften und die von ihnen dafür den Inhabern der 
öffentlichen Gewalt gebotenen Gegenleistungen denjenigen ganz 
analoge Verhältnisse ob, die entschieden bei der Erteilung zahl- 
reicher obrigkeitlicher Zunfturkunden bestimmend waren.^^) 

Das für den Eintritt in die Hanse zu zahlende Geld wurde 
selbst „Hanse“ genannt. Es geht dies z. B. aus einer zwischen 
1289 und 1303 entstandenen Bremer Rechtssatzung hervor, wo- 
nach jeder in Bremen neu aufgenommene Bürger, wenn er Kauf- 
mannschaft treiben wollte, „v or sine hense“ vier Schillinge gehen 
mufste.^^) Damit stimmt eine aus dem Ende des vierzehnten 
Jahrhunderts stammende ZoUrolle überein, nach welcher die sich 
zu Handelszwecken in Bremen vorübergehend aufhaltenden Fremden 
in der Regel ebenfalls vier Schillinge für den Erwerb der „Hense“ 


1 




«) Vgl. z. B. oben S. 15, 17, 18, 22, 43, 49. 

*3) Beispiele folgen weiter nnten. 

Vgl. z. B. Geering S. 17, Gothein I S. 22 ff., von Below in Hist. 
Ztsclir. Bd. 58 (1887) S. 220. 

Oelrichs S. 54: So welic man sine burscap winnen scal, the scal 
ther vore gbeve twe mare . . . Wel he oc en copman wesen, so scal he 
ver schellinghe gheven vo r sine he nse. ther scal sinte victor hebben dhen 
dridden deel . . .; Donandt II S. 347, 348. 


f. 





Digitized by Google 


120 


geben muTsten.^*’) Ein Anteil des Stadtherren an den Eintritts- 
geldern in die Hanse ist aber in dem westfalischen Städtchen 
Brakei ausdrOcklich bezeugt; an einem anderen Orte, in Pader- 
born, lieis sich der Stadtherr von der Hanse für die öffentliche 
Anerkennung derselben eine jährliche Zahlung leisten.^^) Wir 
sahen bereits, dais in Bremen von Fremden dieselbe Summe als 
„Hanse“, nämlich als Eintrittsgeld in die Kauffnannsgenossenschaft, 
Swie Yon den Bdrgem, die Grolshandel treiben wollten, geleistet 
^ werden mufste.*®) Die für die Ge stattung des Handels betriebs ge- £ 
• forderte Geldabgabe, welche teils an den Stadtherm, teils an die 
Eaufmannsgenossenschaft fiel und die Mitgliedschaft in letzterer 
bei Einheimischen zur Folge hatte, spielte gewissermafsen die Rolle 
der von der heutigen Finanzwissenschaft als „Erlaubnisgebühren“**) 
bezeichneten Abgaben, welche für die Konzession, bestimmte Ge- 
werbe zu betreiben, an die Behörden gezahlt werden müssen. So- 
weit die Hanse an die Fürsten fiel, bedeutete sie aber für diese 

Urkb. IV p. 557 Z. 35 ff.: Dyt is dat recht derghenner, de dar 
wynnet de he nae. Alle de lüde de to der zee theen eder yan der zee körnen, 
de scbuUen gbeven 4 scbillinghe nnde den wynkop, dre etoveken wynes de 
yan Dndeecber tunghen gynd . . . Nur die Fremden ans einigen bestimmten 
Gegenden, wie z. B. die Friesen, batten ein höheres Hensegeld, 5 oder 8 
Schillinge, zu zahlen. Die Richtigkeit der Ansicht, dals diese Abgabe ihren 
Namen „E&nse“ dayon erhalten hat, dals sie als Eintrittsgeld in die mit dem 
Monopol des Grofshandels ausgestattete H&nsegesellschaft gezahlt wurde, 
wird dadurch best&tigt, dals man nach der obigen Zollordnung stets auch 
eine gewisse Qnantit&t Wein bei Leistung der Abg^abe yerlangte, die „Wein- 
kanf'‘ genannt wurde. Ganz in ähnlicher Weise bestimmten nämlich in 
Bremen manche Zunftordnungen, dals neu eintretende Zunftmitglieder den 
bisherigen Genossen ein gewisses Mals Wein leisten mulsten, z. B. die Ord- 
nung des Tüffelmacher-Amtes yon 1589 (BOhmert, Beitr. z. Gesch. d. Zunft- 
wesens Leipzig 1862 S. 82) , vgl. auch Verordnungen über Erameramt 1889 
(Urkb. U Nr. 461 p. 452) und Schumacher in Br. Jahrb. II S. 502, 503. 

*^) vorläufig Wigand’s Arch. f. Gesch. u. Alt. Westfalens V 
(Lemgo 1831) S. 156 Nr. 2 und III Heft 4 S. 219 N. Genaueres unten Buch IV. 

^) S. oben Note 45 und 46. Betrifft die in Note 45 citierte Stelle 
auch zunächst nicht die Einheimischen, sondern solche Fremde, welche das 
städtische Bürgerrecht bereits erworben haben, so ist doch wenigstens bis 
zum Beweise des Gegenteils wohl anzunehmen, dafs sie nach Erlegung der 
Gebühr für Erwerb des Bürgerrechts keine höheren Gebühren für Ausübung 
eines bestimmten Berufs als in der Stadt geborene Bürger leisten mufsten. 

**) über diese von Stein, Lehrb. der Finanzwissenschaft U 

(Leipzig 1885) S. 301. 
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eine den Zöllen gleichstehende Einnahme aus dem Handelsbetriebe 
in ihrem Territorium. Wie nun — etwa gegen einmalige be- 
sonders hohe Leistungen — den Fremden oder einzelnen Kategorieen 
Ton ihnen die landesherrlichen Zölle ermälsigt oder erlassen wurden, 
so konnte ähnliches auch in betreff der Hanse als Abgabe statt- 
finden. Rechtlich konnte die Hanse vom Stadtherm allerdings 
nur soweit erlassen werden, als sie ihm selbst und nicht der Ge- 
nossenschaft zufieL Faktisch konnte er aber gewifs oft die Zu- 
stimmung der einheimischen Eaufmannsgenossenschaft zu der Be- 
freiung von Fremden Ton der ganzen Hanse durch anderweitige 
Konzessionen erlangen, oder er mochte sie im Vertrauen auf seine 
Machtstellung erteilen, welche Widerstand g^en von ihm ge- 
troffene Anordnungen von seiten der Hanse ausschlois; endlich 
konnte ja auch unter Umständen der Handelsgen o^enschaft die 
Befreiung der fremden Händler von der Hanseabgabe, namentlich 
wenn die Fremden schon durch andere Zölle zu höheren Leistungen 
als die Einheimischen verpflichtet waren, als geeignetes Mittel zur 
Hebung des Verkehrs erscheinen. Eine solche Befreiung der fremden 
Kaufleute von der Hanse wird z. B. 1188 von Friedrich I. für 
Lübeck auf Bitte der Lübecker ausgesprochen^*’) und 1202 bei der 
Bestätigung des Stadtprivilegs von dem damaligen Stadtherm^^), 
König Waldemar von Dänemark, wiederholt.^*) 

Ebenso wie Landesfremden konnte ein Fürst, der in mehreren 
Städten die öffentliche Gewalt inne hatte, auch den Bürgern einer 
seiner Städte in den übrigen Befreiung von der den dortigen Kauf- 
leuten zu leistenden Hanse verleihen. Es erhielten z. B. die Lü- 
becker in der schon erwähnten Urkunde von 1180, die darin nur 
eine Bestimmung eines von Heinrich dem Löwen erteilten Privilegs 
wiederholt^*), Befreiung von der Hanse in ganz Sachsen.*^) In 

®®) Stumpf, Regesten Nr. 4502, Urkb. der Stadt Lübeck (Lübeck 1843) 
Nr. VII S. 10: Ruteni, Gotbi, Normani et cetera gentes orientales ab sque 
telo neo et absgue h ansa ad ciuitatem sepius dictam ueniant et libere recedant. 

*’) Vgl. Frensdorff, Die Stadt- und Gerichtsverf. Lübecks (Lübeck 
1861) S. 65, 66. 

M) Urkb. d. St. Lübeck Nr. XII p. 18. 

*®) Vgl. Frensdorff a. a. 0. S. 33 — 36. 

^) S. die oben Note 50 citierte Urkunde: ut cum mercibus suis libere 
eant et redeant per totum ducatum Sazonie absque hansa et absque 
tbeloneo. - ^ ■' 
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demselben Jahre befreite Philipp von Flandern die Einwohner 
seiner Stadt Dam von der Hanse in den übrigen flandrischen 
Städten^^); der Wortlaut dieses Privilegs und derjenige einer alten 
flamändischen Übersetzung desselben zeigen klar, dals dadurch nicht 
etwa nur der an den Fürsten, sondern vorzugsweise der an die 
Kaufleute fallende Teil der Hanse den Einwohnern von Dam er- 
lassen wurde.®*) Auf diese Weise erklärt sich auch die bekannte 
mehriäch unrichtig aufgefalste Stelle des Privil^ Philipp’s von 
Flandern für die Bürger von St. Omer vom Jahre 1127: 

Quisquis eorum ad terram imperatoris pro negotiatione sua 
perrexerit, a nemine meo rum hansam persolvere cogatur.®^) 

Die Empfänger des Privilegs wurden durch dasselbe von der 
Abgabe befreit, welche sie in den zum deutschen Reiche gehörigen 
Städten ihres Landesherrn den dortigen Kaufleuten zu zahlen 
hatten.®**) 

5*) WarnkSnig, Flandr. Rg. Bd. II Abt. 2 Urkb. S. 4: Voluntaa mea 
est, ut consuetudini, quam negotiatorea mei hansam vocant, nusquam sub- 
iaceant, unde et omnibus mercatoribus et burgensibus terrae nostrae 
arctius inbibeo, ne quis eorum burgensibus meis de Dam, ubicumque terramm 
eos invenerit, hansam exigat. 

ibid. p. 5; verbied ic allen coopmannen ende poorters, dat 
niemen von minen vootseiden porters van den Damme, so waer so zie 
se vynden, hanze eescben. 

*’) Giry, Histoire de Saint-Omer p. 372 und Warnkönig a. a. 0. I 
Urkb. S. 28 § 6. 

Unrichtig ist also die Erklärung von Lappenberg a. a. O. S. XIX 
Note 1: ,So wurden.. die Bürger zu St. Omer, welche nach dem deutschen 
Reiche handeln wollten, von jeder Entrichtung einer Hansa befreyet d. h. 
zu St. Omer, nicht aber im ganzen deutschen Reiche, in welchem der Graf 
keine Abgaben erlassen konnte“; ebenso auch die von Waitz V. G. VUI 
I S. 292 Note 4, der Erlafs habe sich auf Abgaben ,in Flandern überhaupt, 
* auf dem Wege, beim Passieren der Grenze oder sonst“ bezogen. — Über 
die Zugehörigkeit eines Teiles des Landes der Grafen von Flandern zum 
deutschen Reiche vgl. Warnkönig I S. 256— 261, und besonders Hirsch, 
Jahrb. des deutschen Reiches unter Heinrich II Bd. I (Berlin 1862) Excurs X: 
Reichsflandem und die deutsche Burg von Gent (S. 507 ff.). Die hier ge- 
gebene Erklärung dieser Quellenstelle ist sicher auch der neuerdings von 
Hegel, Städte und GUden U S. 157 Note 4 versuchten vorzuziehen; Hansa 
.bedeutet hier die Abgabe, welche die mit Waaren aufser Landes reisenden 
Eaufleute“ in St. Omer selbst .entrichten mufsten“. Hegel meint sichtlich, 
dafs diese Bestimmung sich auf Nichtgildegenossen bezogen habe, während 
die in dem unmittelbar vorhergehenden § 5 derselben Urkunde erwähnten 
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So ist also „Hanse“, weil zunächst „Kaufmannsgenossenschafit“, 
dann auch das „Eintrittsgeld in dieselbe“, d^sen Zahlung bei 
Stadtfremden in erster Linie, bei Einheimischen wenigstens mittel* 
bar auch als „GebOhr für das Betreiben von Grofshandel“ anzu- ^ 
sehen ist. Dies Wort kann aber nicht als „Abgabe“ schlecht* 
weg oder als „Abgabe von Kauf leuten zu ihrem Schutze“ *’*’) erklärt 
werden; die von Dünzelmann*^) gegebene Erklärung, „die Ab- u 
gäbe, welche die Bürger bezahlten, für das Recht, Handel zu |( 
treiben“, ist hingegen zu eng. Derselbe Einwand trifft auch die 
yon Waitz®^ gegebene Erklärung, „Abgabe für den Verkehr mit j 
Fremden“, welche aufserdem auf die Etymologie des Wortes nicht 
eingeht.*®) 

Befreiangen yon Zoll- und Strandrecht sich auf .Grildegenossen* bezogen. 
AUein die Paragraphen sind natürlich erst von den Herausgebern zugesetzt (so 
ausdrücklich Warnkönig 1 ürkb. 8. 27 Note 1) und daher muls das quisquis 
eomm natürlich auf dieselben Personen wie die in § 5 genannten bezogen 
werden. Aufserdem spricht gegen die Hegelsche Erklärung auch der Um- 
stand, dafs nach ihr yon den nach Frankreich und England ziehenden Hanse 
gefordert worden sei, yon den nach Deutschland ziehenden aber nicht; hier- 
für läfst sich aber kein Grund finden. 

*•) So Warnkönig Flandr. R. G. I 829 und 11, S. 6 mit Note 10. 

*0) So Sartorius, Urspr. 8. 76. 

«i) Jahrb. XIII 8. 81. 

M) V. G. VII 8. 403 und VUI 8. 292. 

Wie oben erwähnt, treffen dagegen Lappenberg’s und Kopp- 
mann's Erklärungen (s. oben Note 35 und 36) im allgemeinen das Richtige. 
Nur ist es nach dem Mitgeteilten nicht nur, wie Lappenberg meint, .wahr- 
scheinlich“, sondern gewifs, dals in Bremen ein Teil der Hanse an die 
Genossenschaft fiel. Aufserdem ist Lappenberg's Bemerkung über die Ur- 
kunde yon St. Omer richtig zu stellen, s. oben Note 58. Gegen die yon 
Eoppmann gegebene Erklärung glaube ich einwenden zu dürfen, dafs für 
bansa die Bedeutung .Stadtgemeinde*, die höchstens in Paris zutreffend 
sein dürfte (ygl. unten Buch VUI), nicht der weiteren Entwickelung dieses 
Wortes zu Grunde gelegt werden darf; sowie, dals Hanse nicht die „Ab- fl 
gäbe, welche dem Landesherren für Ausübung* ,dee Rechts in fremden || 
Ländern und Städten Handel zu treiben* gezahlt wurde, bedeutet, da nur 
ein Teil der Hanse an den Landesherren fiel. Die neuerdings von Hegel II 
8. 465 Note 1 gegebene Erklärung der in Betracht kommenden Bremischen 
Quellenstelle: .Hansa ist hier, wie sonst die Abgabe der Kaufleute für das 
Recht, im Lande Handel zu treiben* stimmt im wesentlichen mit dem Er- 
gebnis der obigen Untersuchungen überein. Dagegen kann der yon Hegel ' 
a. a. 0. im Texte geäuiserten Ansicht nicht zugestimmt werden, dafs die 
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Um daa Jahr 1181 wurde also von Erzbischof Sighrid die 
„Hanse, soweit sie ihm zukam“, mit anderen Worten der erzbischöf- 
liche Anteil am Eintrittsgelde in die Eaufmannsgenossenschaft, der 
freien Verfügung de r Bremer Bürg er überlassen. Die Empfänger 
der Urkunde, welche der Erzbischof über diese Vergünstigung aus- 
stellte, sind höcl ^ wahrs cheinlich die Vorsteher der Kauhnanns- 
I genossenschaft gewesen. Zunächst ist es imzweifelhaft, dafs eine 
derartige Behörde an anderen Orten vor Entstehung der Rats- 
verfassung öfters und auch noch nach derselben hie imd da, so- 
weit merkantile Angelegenheiten in Betracht kamen — trotz des 
Bestehens des Schöffen- oder BatskoUegs — die Stadtinteressen 
den Landesherren oder Fremden g^enüber vertreten hat; den Vor- 
stehern der Kaufmannsgenossenschaften wurden sogar Urkunden 
über der ganzen Bürgerschaft gewährte Begünstigungen aus- 
gestellt.®*) Das Privileg Erzbischofs Sigfrid’s kann aber nicht dem 
Rate verliehen sein, weil derselbe erst später, nämlich von 1225 
^an, auftritt®®); den Schöffen aber deshalb nicht, weil es ni cht ab - 
. Z usehen ist. Was diese mit den Hansegeldem oder der Münz- 
kontroUe**) zu thun gehabt. Die Urkunde ist also für die Hanse, 
respektive ihre Vorsteher, ausgestellt, und diese~häSen von da an 
freies Verfügungsrecht über das ganze von neu eintretenden Mit- 
gliedern zu leistende Hansegeld. Da das Rat skolly aber später 
über die Verwendung der Hansegelder Anordnungen trifft*^), so 

Hanse, auf welche der Erzbischof verzichtete, .die zu Schiff anfahrenden*, 
also nur ein Teil der fremden Eaufleute .zu leisten hatten* ; vielmehr mufste 
jeder, der in Bremen Handel treiben wollte, Einheimischer oder Fremder, 
die Hanse bezahlen. Aach wird die — namentlich durch die späteren Er- 
wähnungen von Hansgrafen gesicherte — Folgerung ans unserer Urkunde, 
dals in Bremen eine Hanse im Sinne von Kaufmannsgenossenschaft bestand, 
von Hegel gar nicht gezogen. 

®*) Vgl. oben 8. 17, ferner meine oben Note 22 citierte Arbeit S. 59, 
60, 202 (Kaiserliche Privilegien für städtische KaufmannsgUden), 874 — 376. 

®®) Vgl. Gengier, Cod. iur. mnn. 8. 322, von Bippen in dem Note 16 
citierten Buche 8.26, von Richthofen Untersuchungen Aber Fries. Bg. I 
(Berlin 1880) 8. 178, 179. 


S. 8. 117 mit Note 34 und die unten folgenden Erörterungen. 
Unzweifelhaft ist dies nach dem oben 8. 109 Note 2 wiedergegebenen 
8tatut von ca. 1405 der FaU. Allein schon zur Zeit der 21oUordnung vom 
Ende des vierzehnten Jahrhunderts und der zwischen 1289 und 1303 ge- 
gebenen Satzung (vgl. oben 8. 119 mit Note 46 und 45), ja, wie aus den 
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Ufst sich annehmen, dafs es in dieser Beziehung der Rechtsnach- 
folger der Hanse gewynlöU Tkl" Diese Annahme wird dadurch 
bestätigt, ~3äls' der Rat gerade mit dem Hänsegelde die Kosten 
deijenigen öffentlichen Funktionen bestritt, für welche es schon 
die Hanse Terwandt hatte. Die Hansen werden nämlich überall 
ihre Einkünfte namentlich teils zu religiösen Zwecken, teils zur 
Förderung der speziellen wirtschaftlichen Thätigkeit ihrer Mit- 
glieder verwandt haben.*'^) Ersteres ist deshalb anzunehmen, weil 
genossenschaftliche Aufwendungen zu religiösen Zwecken sich fast 
regelmälsig bei den mittelalterlichen Genossenschaften finden^^); 
Verwendung der Einkünfte der Hanse zur Instandhaltung der Wege 
kann aber nach dem früher schon Mitgeteilten jedenfalls für Regens- 
burg angenommen werden, da dort die Fürsor ge fü r das Wege- 
wesen ausdrücklich als zu den Funktionen der Hanse gehörig über- 
liefert ist.^®) Ähnlich mufs auch die Verwendung des in Bremen 
von neu eintretenden Mitgliedern gezahlten Hänsegeldes gewesen 
sein, als es noch an die Genossenschaft selbst fiel. Wie bereits 
erwähnt, wurden aber noch circa 1405, als der Rat schon lange 
das Hänsegeld verwaltete, mit demselben die Wege in der Um- 
gebung der Stadt in Ordnung gehalten^ ^); etwa ein Jahrhundert 
früher setzt schon eine Ratsordnnng ausdrücklich fest, dafs ein 
Drittel der Hense, deren in diesem Statute als Gebühr für Aus- 
übung des Grolshandels gedacht ist. St. Victor haben soll^^), was 
auf eine Verwendung für religiöse Zwecke schliefsen läfst.^®) Es 


I 
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im Text folgenden Unterenchungen hervorgehen wird, wohl schon seit Mitte 
dee dreizehnten Jahrhunderts besafs der Rat aller Wahrscheinlichkeit nach 
die Änisicht über die dem Hänsegr&ven übertragene Verwendung des Hänse- 
geldes. 

Von dem in Naturalien zu liefernden Weinkauf seitens neu ein- 
tretender Genossen, der zu geselligen Zwecken verwandt wurde (vgl. oben 
Note 46) , und anderen Aufwendungen für diese können wir hier absehen. 
®®) b sHg. Geering S. 95 ff., Böhmert a. a. 0. S. 14 etc. 

TO) S. oben S. 18. 

’i) S. oben S. 109 mit Note 2. 

«) ibid. S. 119 Note 45. 

'S) Näheres läfst sich freilich nicht feststellen. Vgl. Lappenberg 
bei Sartorius S. XVIII Note 3: ,St. Victor wird als der Name einer Bad- 
stube zu Bremen nachgewiesen, vermutlich war jedoch demselben Heiligen 
früher ein Altar von den vereinten Eaufleuten geweiht.* Diese ,stuba s. 
Victoria* ist Urkb. Hl Nr. 586 erwähnt. 
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wird also im vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert das Hanse- 
geld noch zu denselben Zwecken verwandt, für die es in der Zeit 
erhoben wurde, als es noch der Hanse selbst zufieL 

Der Urkunde von 1181 ist nun für die ältere Zeit nicht nur 
das Bestehen einer „Hanse“ in Bremen zu entnehmen, sondern 
auch der Umstand, dafs dieselbe in Beziehungen zum Stadtherren 
getreten war, da dieser bis zu dem damals ausgesprochenen Ver- 
zichte Anteil an den Eintrittsgeldern hatte. Als diejenigen Be- 
amten, durch welche die Vertreter der öffentlichen Gewalt mit 
den Hansen, die sich unter ihren Schutz gestellt, verkehrten, sind 
uns schon in anderen Städten Hansgrafen begegnet; es wird später 
gezeigt werden, dafs auch, wo der Harne des Hansgrafen nicht be- 
zeugt ist, der Anschlufs der Eanhnannsgenossenschaften an den 
Stadtherren mitunter zu einem dem des Hansgrafen in den wesent- 
lichen Punkten entsprechenden Amte geführt hat. ln Bremen sind 
uns nun, wenn auch erst seit Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts, 
Hansgrafen auediücklich bezeugt. Wir werden also nach dem An- 
geführten gewifs nicht fehlgehen, wenn wir die Entstehung des 
Bremer Hansgrafenamtes noch in die Periode enger Beziehungen 
zwischen Erzbischof und Kaufmannsgenossenschaft und vor die 
Zeit des Überganges des gesamten Hansegeldes in die Verwaltung 
der letzteren setzen. Höchst wahrscheinlich ist es aber auch, dafs 
diese Beamtung gleichzeitig mit oder bald nach dem Erwerbe des 
erzbischöflichen Anteils des Hans^eldes an die Elterleute, die Vor- 
steher der Hanse, gekommen ist. Bestätigt wird diese Annahme 
noch dadurch, dafs, während in Bremen die erzbischöflichen Beamten 
[ im dreizehnten Jahrhundert häufig in Zeugenlisten genannt werden, 
• deT Han sgra fen dabei nie Erwähnung geschieht. 

Für die hier vertretene Anschauung, dafs die Besetzung des 
Hansgrafenamtes ursprünglich vom Erzbischöfe geübt, vor Ende 
des zwölften Jahrhunderts an die Hanse gekommen und dann mit 
anderen Funktionen derselben an den Rat übertragen ist, spricht end- 
lich noch folgende Erwägung: Gleichzeitig mit der Überlassung des 
Hänsegeldes verzichtete Erzbischof Sigfrid ca. 1181 auch auf den 
Schlagschatz.'^^) Es kann hier aber unter Schlagschatz nur der aus dem 
Verruf und der Umprägung der Münzen, nicht der aus der blofsen 


S. oben S. 117 mit Note 34. 
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Wechselgebühr erwachsende Gewinn gemeint sein^^); denn dafs die 
Bremer Münze anch noch später den Erzbischöfen Gewinn abwarf, 
geht daraus herror, dafs sie dieselbe zu Belehnungen und Ver- 
pfandungen benutzen konnten. Während aber die benachbarten 
niedersäcbsiscben Städte schon in der ersten Hälfte des dreizehnten 
Jahrhunderts ein Aufsichtsrecht über die Münze erwarben ist 
in den damaligen erzbischöflichen Privilegien für Bremen, das im 
ganzen in der Entwickelung der Autonomie diesen Städten voran- 
ging, während jenes Jahrhunderts von der Bremischen Münze 
gar nicht die Bede, ln der einzigen Urkunde, in der überhaupt 
seit ca. 1181 des Münzwesens gedacht wird, in der Bestätigung 
und Erweiterung der städtischen Rechte durch Gerhard II. 1233, 
wird nur die Beseitigung zu Unrecht aufserhalb Bremens er- 
richteter erzbischöflicher Münzstätten zugesagt.^^) Als aber 1369 
die erzbischöfliche Münze in Bremen an den Rat verpfändet wurde, 
liefe sich dieser ausdrücklich versprechen, da& durch etwaigen Rück- 
kauf der Münze seitens der Erzbischöfe die an ihr von alters 
her (ab antiquo) dem Rate und der Bürgerschaft zustehenden Rechte 
nicht berührt werden sollten.'^®“) Dies ist am einfachsten auf die 

Ähnliche Bedeutung hat Schlagschatz auch in Erfurt, vgl. Ehe- 
berg, Das ältere Deutsche Münzwesen (Leipzig 1879) S. 81. 

"*) S. ürkb. II Nr. 554 al346: Erzb. Otto belehnt Johann üppenhus 
mit einer Mark Rente aus der Bremer Münze, auch ibid. Nr. 680; vgl. auch 
Urkb. ni 865, 866 (Verpfändungen der Münze). 

S. H. Jungk, Münzen und Medaillen des Erzb. und der St. Bremen 
(Bremen 1875) S. 8, 4, vgl. auch Eheberg a. a. 0. S. 88. ln dem sonst sehr 
instruktiven Werke von J ungk fehlt leider die Geschichte des Einflusses 
der Bremer Bürger auf die Münzprägung vor 1869 gänzlich, indem anch 
die Urkunde von ca. 1181 vollständig übersehen ist. 

’^) Urkb. I Nr. 172 p. 205: Similiter iniuste monete in diocesi 
Bremensi infra terminos praescriptos, que hactenus habite sunt vel 
deinceps haberi posaunt, omnino cessabunt nec de cetero resumentur. Es wäre 
höchst auffallend, dafs die Münzstätte in Bremen, deren ordnungsmäfsiger 
Betrieb für die Stadt weit wichtiger war als die Beseitigung konkurrierender 
Münzstätten, hier gar nicht erwähnt ist, wenn nicht eben ordnungsmäfsiger 
Münzbetrieb daselbst schon ohnedies den Bürgern garantiert wäre. — Die 
Erwähnung von ungerechten Zöllen und Wegegeldern, deren Aufhebung für 
dasselbe Gebiet wie die der .iniuste monete* versprochen wird, zeigt übrigens, 
dafs hier Abschaffung zu Unrecht errichteter Münzstätten, nicht .Abschaffung 
schlechter Münzen* zugesagt wird, wie das Regest im Urkb. p. 204 übersetzt. 

’»•) Brem. Urkb. III Nr. 865. 
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Rechte an der Münze, welche ca. 1181 der Stadt verliehen wurden, 
zu beziehen. Alle erwähnten Thatsachen zusammen aber drängen 
zu der Annahme, dafs schon seit der zweiten Hälfte des zwölften 
Jahrhunderts den Erzbischöfen die Möglichkeit, sich durch Münz- 
verrufungen in Bremen zu bereichern, genommen war, indem die 
Bürgerschaft das Recht der Münzkontrolle besafs, während die 
Münze noch von erzbischöflichen Beamten verwaltet wurde. Diese 
Kontrolle kann aber, bevor der Rat entstanden war, nur von einem 
Ausschüsse der Hanse geübt sein. Mit anderen Befugnissen dieser 
Genossenschaft ist dann auch die Aufsicht über die Münze auf den 
Rat, als er sich aus dem SchöffenkoUeg bildete. Ubergegangen. 
Diese Thatsache spricht entschieden für die Richtigkeit der Be- 
hauptung, dals auch die Ernennung des Hansgrafen vom Erz- 
bischöfe an die Hanse, von dieser später an den Rat übertragen 
ist, wie andererseits gerade diese Ausführungen das Beweismaterial 
für diejenigen über die Münzkontrolle verstärken. 

Wir haben uns also die Bremische Yerfassungsentwickelung, 
soweit sie mit dem Hansgrafenamte zusammenhängt , folgender- 
mafsen vorzusteüen. Die öffentliche Gewalt war in Bremen an 
die Kirche übergegangen. Allein schon im zwölften Jahrhundert, 
während der Erzbischof noch die Stadtherrschaft unbestritten übte, 
b^annen doch schon zwei Behörden eine selbständigere Rolle zu 
spielen und die eigentlichen Stadtinteressen resp. die Interessen der 
im Marktgebiet angesiedelten Kaufleute, welche in der Bürger- 
schaft dominierten, dem Stadtherren und Fremden gegenüber zu 
vertreten. Diese Behörden waren das Schöffenkolleg, das aller- 
dings unter Vorsitz des erzbischöflichen Vogts richtete, und das 
vom Erzbischöfe selbst mit Rechten publizistischer Natur aus- 
gestattete, unter einem von ihm ernannten Hansgrafen stehende, 
Kolleg der Elterleute der Hansegenossenschaft. Die Rechte beider 
Behörden erweiterten sich noch gegen Ende des zwölften Jahr- 
hunderts, diejenigen der Elterleute auch dadurch, dals sie jetzt 
selbst den Hansgrafen ernannten. Da zwischen beiden Kollegien, 
die gleichmäfsig aus Kaufleuten zusammengesetzt waren , weit- 
gehende Interessengemeinschaft bestand, so übertrugen die Elter- 
leute ihre wichtigsten Befugnisse, darunter auch die Ernennung 


<*) Vgl. die ZusammenstelluDg der Mfinzmeister bei Jungk S. 120. 
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des Hansgrafen, an den Rat; sie konnten dies um so mehr zum 
Zwecke gröfserer Konzentrierung in der Vertretung der gemein- 
samen Interessen thun, als das Schöffenkolleg (resp. der später aus 
ihm herrorgegangene Rat) eine Zeit lang faktisch zu einem blofsen 
Ausschufee der Elterleute geworden war, die als Wittheit zu allen 
wichtigeren Beschlassen zugezogen wurden.*®) Als das Schöffenkolleg 
auf diese Weise und durch gleichzeitigen Erwerb auch noch anderer 
Rechte zu der die Bürgerschaft regierenden und repräsentierenden 
Behörde geworden war, erhielt dieser Schöffensenat, wie man ein 
Schöffenkolleg mit derartig erweiterten Befugnissen wohl nennen 
kann*i), seit den zwanziger Jahren des dreizehnten Jahrhunderts 
den Namen Rat. Wie andere Ämter, deren Besetznngsrecht ihm 
zustand*^, wird der Rat anch die Beamtung des Hänsegräfen — 
in diesem Worte liegt nur die niederdeutsche Form für den Hans- 
grafen — jederzeit an eins seiner Mitglieder Übertragen haben. In 
der Wahl und Anzahl der Ratsmitglieder traten im Laufe des 
dreizehnten und vierzehnten Jahrhunderts viele Veränderungen ein*®) 
und auch der Zusammenhang des Rates mit den Elterleuten löste 
sich allmählich. Wie diese Veränderungen im einzelnen auf das 
Hänsegräfenamt wirkten, ist nicht mehr festzustellen. Allein trotz 
der Dürftigkeit der Quellen war es doch möglich, die wichtigsten 
Züge der Entwickelung des Bremischen Hansgrafenamtes von seiner 
ältesten, der anderer Städte analogen. Gestalt bis zu jener Form 
zu finden, in welcher es ca. 1405 in den damals genauer fest- 
gestellten Amtsfunktionen der beiden Hänsegräfen entgegentritt. 

Auffallen könnte allerdings noch die scheinbare Duplizität der 
Hänsegräfen; es fungierte jedoch in Wahrheit damals noch stets 
nur ein Hänsegräfe. Im Jahre 1398 hatte nämlich eine neue 
Ratswahlordnung*®) festgesetzt, dafs der Rat künftig derart aus 

8«) Vgl. oben S. 116. 

*>) Vgl. oben S. 9 Note 8. 

8>) Z. B. das Kämmereramt (Donandt 1 S. 320), das Amt der Siegel- 
fahrung (ibid. S. 323) etc. 

83) Vgl. Donandt I S. 239 — 295 und in Bremische Blätter, beransg. 
von Oelrichs und Watermeyer Heft 3 (Bremen 1836) S. 1—40, von Bippen, 
Aus Bremens Vorseit S. 29 ff., Glengler, Cod. iur. municip. I S. 321 § 15, 
S. 333, 334, 839, 340. 

8«) Vgl. oben S. 109 mit Note 1, 2. 

85) Urkb. IV Nr. 227, vgl. Donandt I S. 292, 298. 

Koehne, Das Hansgrafenamt. 9 
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vierundzwanzig lebenslänglichen Mitgliedern, vier Bürgermeistern 
und zwanzig Ratsherren, bestehen sollte, dafs stets in jährlichem 
Turnus die Hälfte von ihnen die Regierung führen, die andere 
Hälfte dagegen nach Ablauf eines Jahres die Stelle der ersteren 
einnehmen sollte. Diese beiden Hälften bezeichnete man als den 
„Rat im“ und den „Rat aufser dem Eide“; letzterer führt von da 
an auch den Namen Wittheit und wurde unter dieser Bezeichnung 
zu wichtigeren Beratungen zugezogen. Dabei zerfiel jede dieser 
Hälften wieder in zwei Viertel (Quartiere genannt), indem je ein 
Bürgermeister in jedem Halbjahre präsidierte und fünf Ratsmit- 
gUeder mit ihm die obersten Plätze einnahmen.®®) Der jeweilig 
präsidierende Bürgermeister hatte auch anfangs die Befugnis der 
Verteilung der von den Ratsmitgliedem verwalteten Ämter unter 
die mit ihm funktionierenden Ratsherren.®^) Es gab also damals 
stets nur einen Hansegräfen. Die scheinbare Verdoppelung trat 
aber ca. 1405®®) dadurch ein, dafs nach der damals beschlossenen 
Ordnung der Ratsämter zu jedem derselben ein dem im Eide 
befindlichen und ein dem aufser dem Eide befindlichen Rate 
angehöriges Mitglied ernannt wurde.®®) Von den seitdem er- 
nannten Hansgrafen fungierte aber in Wirklichkeit nur je einer, 
indem stets nur der „im Eide“ befindliche die wirkliche Ver- 
waltung des Amtes ausübte.®®) 

Im ganzen werden in der Urkunde von ca. 1405 zweiund- 
zwanzig Beamtenstellungen genannt. Es läfst sich annehmen, dals 

®*) ibid., vgl. auch Donandt in Bremische Blätter (s. Note 83) S. 22. 

^') Es folgt dies aus der Begründung des Statuts über Verteilung der 
Beamtungen ca. 1405: Umme vordretes willen, den de borghermestere 
bedde jo umme dat halve jar de ammete to vordelene mank 
eren radheren und uppe dat des nen not mer en zy, so beft de rad 
nach rade erer wyzesten de ammete vordelet over de gbansen witgbeyt, 
also daz allewegbe twe radheren en ammet vorstau scholet, unde dat jo 
de ene zy in deme ede unde de andere buten deme ede . . . (Urkb. IV 
Nr. 338 p. 440). 

^) Biese Datierung haben die Herausgeber des Br. Urkbs. dem oben 
Seite 109 erwähnten Statut mit Becht gegeben, da das 1398 gegebene Ge- 
setz über Zahl der Ratsmitglieder und Ratswahl, an welches es sich an- 
schliefst, erst 1404 Dez. 12 zur Anwendung gekommen ist, vgl. Donandt I 
S. 296 und Urkb. IV S. 443 Note 1. 

®9) S. oben Note 87. 

Beweis folgt weiter unten. 
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Ton den vierundzwanzig Ratspersonen nur die zwei je im Eide 
befindlichen Bürgermeister kein besonderes Ratsamt bekleideten.*^) 
Was die Verteilnng betrifft, so setzt das erwähnte Statut fest, dals 
die einträglichsten und angesehensten Ämter den ältesten Rats- 
herren zu teil werden, und dals auch die übrigen Beamtungen 
nach dem Maisstabe ihres Ertrages und Ansehens einerseits, der 
Länge der Amtszeit der einzelnen Ratsherren andrerseits unter 
diese verteilt werden sollten. Wie das Statut selbst angiebt®^), 
hatte man diese Art der Ämterbesetzung der Verteilung der ein- 
zelnen Obedienzien \mter die Stiftskanoniker nachgebildet. 
Übrigens war das Hänsegräfenamt, wenn wir annehmen können, 
dals die Reihenfolge der Ämter in der von dem Statut*^) gegebenen 
Auftählung der nach Einträglichkeit und Ansehen im ganzen ent- 
spricht, die achte unter den zwölf damals von Ratspersonen be- 
kleideten Beamtungen, gehörte also zu den verhältnismälsig weniger 
geschätzten. 

Betrachten wir jetzt noch einmal die Funktionen der Bremischen 
Hänsegräfen, welche ihnen nach dem Statut von ca. 1405 zu- 
standen. Sie hatten die Führung gewisser zusammenhängender 
Aufteichnungen , welche zu den von der heutigen Wissenschaft 
sogenannten Stadtbüchem gehören, und die Sorge für Instand- 
haltung der Stralsen.*^) Mit dem Umstande, dals der Rat damals 
noch nur innerhalb der Stadt Polizeigewalt besafs*^), hängt es zu- 

Zu dieser Annahme nötigt der Umstand, dals sonst 22 Ämter unter 
20 Ratsherren verteilt werden m&fsten, während die sogleich zu erwähnende 
Art der Verteilung gleichzeitige Bekleidung mehrerer Ämter seitens des- 
selben Ratsmannes ansschliefst. 

ürkh. IV S. 441 : alzo de cannonike dun in den obediencien. 

**) Vgl. Hinschius, Kirchenrecht II (Berlin 1878) S. 615; „ln einer 

nicht unbeträchtlichen Anzahl von Stiftern bestand die Einrichtung, 

dafs beim Eintritt der Vakanz einer Fräbende die Dignitarien des Kapitels* 
nach ihrer Anciennität „die erledigten Pfründen imter Aufgabe ihrer bis- 
herigen binnen einer bestimmten Frist wählen konnten“. 

»«) Urkb. a. a. O. 

M) Vgl. S. 109 bes. Note 2. 

Über den Erwerb von Eoheitsrechten seitens der Stadt in ihrem 
späteren Territorium vgl. bes. Dünzelmann, Jahrb. XV S. 96 — 117. Schon 
1311 hatte die Stadt mit einem der benachbarten Grafen einen Vertrag ge- 
schlossen, wonach eie einen Teil des von Bremen nach seinem Wohnsitze 
führenden Weges in stand halten wollte, während er dafür die Befriedung 

9* 
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samiuen, dafs die Hänsegräfen, die ja als seine BeTollmächtigten 
erscheinen, die Stralsen aafserhalb Bremens mit den ihnen über- 
wiesenen Geldmitteln in stand halten sollten; innerhalb der Stadt 
sollten sie hingegen die Einwohner durch gütliche Aufforderung 
und Strafandrohung zur Ordnung der Wege anhalten.'*®*) Jeden- 
falls wird diese Funktion der Fürsorge für die Wege den Hänse- 
gräfen seit der Zeit der Entstehung ihres Amtes obgelegen haben.®^) 
Zur Feststellung des Ursprungs und der Ausdehnung der übrigen 
ihnen ca. 1405 übertragenen Funktionen, nämlich ihrer Beteiligung 
an der Führung der Bremischen Stadtbücher, wird es gut sein, diesen 
Aufzeichnungen selbst einige Worte zu widmen.®®) 

Wie in anderen deutschen Städten®®) wurden auch in Bremen 
mehrere Stadtbücher geführt. Zunächst war im Jahre 1289 die 
Führung eines Stadtbuches vom Rate beschlossen worden, um darin 
die Namen deijenigen einzutragen, welche in Bremen das Bürger- 
recht erworben hatten^®®); zugleich wurde festgesetzt, dals jedesmal 
auch der Name desjenigen Bremischen Bürgers eingetragen werden 
sollte, der die Ghurantie dafür übernahm, dals der Neuaufgenommene 
frei von Hörigkeit sei. Daraus, dafs bei dem Erwerbe des Bürger- 
rechts auch an den „Stadtschreiber“ eine kleine Gebühr zu zahlen 


und Ordnung des übrigen versprach (Urkb. II Nr. 115). Im Jahr 1398 wurde 
von der Stadt und dem Domkapitel gemeinsam den Bauern im Vielande die 
Unterhaltung der dortigen Wege aufgegeben. Einige Rechte im Territorium 
spez. im Vieland scheint die Stadt seit den Stedingerkriegen 1233 und 1234 
besessen zu haben, vgl. Dünzelmann a. a. 0. S. 103. Im grofsen und 
ganzen fehlten aber noch dem Rate zu Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts 
Zwangsrechte gegen die Bewohner des Bremischen Landgebietes. Dagegen 
legt von der Fürsorge der Stadt für Schaffung von Strafsen in ihrer Um- 
gehung besonders eine Urkunde von 1344 Jan. 6 Zeugnis ab. Damals kaufte 
der Bat ein Stück Land im Kirchspiel Stuhr, um dort eine allgemeine Heer- 
stralse (stratam regiam et communem ad usus omnium iter agentium et 
viatorum) anznlegen (Urkb. II Nr. 514 S. 502). 

»«•) S. oben S. 109. 

»’) Vgl. oben S. 125. 

Es dürfte dies um so weniger überflüssig sein, als auch Homeyer’s 
trefflicher Aufsatz über die Stadtbücher jetzt speziell für Bremen nicht mehr 
gpenügt; vgl. mit den folgenden Erörterungen Abhandl. der Akad. zu Berlin 
1860 (Berlin 1861) 8. 18, 19 Nr. 5. 

**) Homeyer a. a. O. 

'<>«) S. Urkb. 1 S. XII und Oelrichs S. VIII. 
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war^*’^), lälst sich schliefsen, dafs einer dieser Beamten die Ein- 
tragung vomahm. Jedenfalls war aber diese Eintragung von 
dem Rate beaufsichtigt, welchem die Stadtschreiber untei^eordnet 
waren Der Rat wird aber diese Bfirgerauhiahmen nicht in 
pleno verhandelt, sondern sie wie die meisten anderen Verwaltungs- 
geschäfte einzelnen Mitgliedern übertragen haben. Dies geht 
aus einer Verordnung hervor, die jedenfalls nach 1345 erlassen 
und wohl ca. 1365 niedergeschrieben ist. , Keine zwei Ratmänner 
sollten das Bürgerrecht verkaufen oder vergeben, sie liefsen denn 
die Namen der neuen Bürger unter ihrer Zeit im Bürgerbuche 
bemerken. Würden sie diese auf den Namen ihrer Nachfolger 
schreiben lassen, so sollte das durchaus ungültig sein und von den 
letzteren nicht ratihabiert werden.“^®*) Wer mit diesen beidmi 
nicht näher bezeichneten Ratemitgliedem gemeint ist, lälst sich 
nicht entscheiden. Es können sowohl die Bürgermeister als die 
Hänsegräfen sein ; jeden&Us hat aber in der Führung dieses Stadt- 
huches ein Übergang von den Bürgermeistern auf die Hänsegräfen 
stattgefnnden. In dem Statut über die Amterverteilung von ca. 
1405 wird nämlich festgesetzt, dals „die Hänsegräfen das Bürger- 
buch führen sollten“, sowie „dafs sie den zwei dem sitzenden Rat 
angehörenden Bürgermeistern je eine Mark von dem Bürgergelde“ 
geben sollen , weil diese früher das „Hansegeld“ zu erhalten 
pflegten.^®®) Dieser Satz giebt nur dann einen Sinn, wenn da- 
mals „Bürgergeld“ und „Hansegeld“ identisch waren. Wir sahen^®*), 
dals im An&nge des vierzehnten Jahrhunderts bestimmt war, dafs 
für den Erwerb des Bürgerrechts, wenn der neue Bürger ein 
Handelsgewerbe treiben wollte, noch eine besondere Summe als 
„Hanse“ zu zahlen war. Dies wird bei dem Charakter Bremens 
als Handelsstadt so häufig gewesen sein, so dafs am Anfänge des 
fünfzehnten Jahrhunderts „Hansegeld“ schon synonym mit „Bürger- 
geld“ gebraucht wurde, während es früher einen Teil desselben 

>01) S. Statuten von 1303 c. 22 (Oelrichs S. 54). 

10*) Vgl. Urkb. I Nr. 514 a. 1296; quicmnqne acqnirere voluerit iue d- 
viiun in dvitate noatra, quod burschap vulgariter appellatnr, illum consulea 
redpere debent, auch ürkb. II Nr. 90 a. 1308. 

10 ») Donandt I S. 320—326. 

10^) Oelrichs p. 28, vgl. Donandt I 326, 327. 

10 ») S. oben S. 109. 

10 «) Vgl oben S. 119 mit Note 45. 
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bezeichnet hatte.^®®*) Der Übergang der Führung des Bürgerbuchs 
auf die Hänsegräfen dürfte aber so zu erklären sein, dafs diese Be- 
amten zunächst Listen der Fremden, welche die Erlaubnis erwarben, 
in Bremen Handel zu treiben, zu führen hatten; dann lag es nahe, 
ihnen auch die Listen der Bürgerau&ahmen zu übertragen. 

Ein zweites Stadtbuch hatte der Rat 1304 bei (Jelegenheit 
der ersten Kodifikation des autonomen Stadtrechts angelegt.'®^ 
ln dieses Stadtbuch wurden aulser dem damals publizierten Gesetz- 
buche noch die vom Rate selbst gefällten Prozeisentscheidungen, 
sowie die vor dem echten Ding vollzogenen Auflassungen von 
Weichbüdgut eingetragen.'®^) Welche Ratsmitglieder die Ein- 
tragungen in dieses Buch resp. die Überwachung derselben zu be- 
sorgen hatten, läfst sich nicht feststellen. 

Endlich wurde 1395 noch ein drittes Stadtbuch angelet, das 
sogenannte Denkelbuch.'®®) Dasselbe scheint anfangs zu Auf- 
zeichnungen finanzieller Art, nämlich der Schuldverpflichtungen der 
Stadt, bestimmt gewesen zu sein; später trug man aber alles, was für 
die Stadt von Interesse sein konnte, darin ein. Der ursprünglichen 
Bestimmung dieses Denkelbuchs entspricht es, dafs seine Führung 
anfang;s den Kämmerern übertragen war.'®®) ln dem oft erwähnten 
Statut über die Teilung der Ämter unter die Ratsmitglieder wurde 
dann auch die Aufsicht über die Führung dieses Denkelbuches den 
Hänsegräfen übertragen.'®®) Freilich scheint gerade diese Ver- 
ordnung überhaupt nicht praktisch geworden oder sehr bald aufser 
Übung gekommen zu sein. Seit 1407 läfst sich nämlich nach- 
weisen, dafs nicht einer der Hänsegräfen, sondern ein anderes Rats- 
mitglied, der Kämmerer, das Denkelbuch geführt hat."®) 

Dagegen erhielt sich der Brauch, dals diejenigen Fremden, welche 
mit dem Bürgerrecht zugleich auch das Recht Grofshandel zu treiben er- 
werben wollten, eine höhere Summe für das Bürgerrecht zahlen mulsten als 
die übrigen, bis in viel spätere Zeiten. Noch in unserem Jahrhundert wur- 
den auch zu Bürgerkonventen nur diejenigen geladen, welche „das gröfsere 
Bürgerrecht mit der Handelsfreiheit“ besafsen. Vgl. Villers, Constitutions 
des trois villes libres-Ans^atiques (Leipsic 1814) S. 33 und 43. 

Vgl. Oelrichs S. XUI — XVni und Homeyer a. a. O. 

108 ) Ygi, Urkb. I S. XllI, auch Deneken, Rolandssäule in Bremen 
(Bremen 1828) S. 29, von Post in dem oben S. 104 citierten Buche § 22 S. 33. 

10«) S. oben Note 2. 

•10) Nach Khmk und Schumacher (Brem. Jahrb. II S. 264) läfst sich 
nämlich durch Eandschriftenyergleichung feststellen, dafs Heinrich von der 
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Während so die Führung der Stadtbücher den Hänsegräfen 
wohl schon im fünfzehnten Jahrhundert wieder entzogen ist, blieb 
ihnen die Fürsorge für das Strafsenwesen noch bis in weit spätere 
Zeit. Ja, aus einzelnen dem achtzehnten Jahrhundert angehörenden 
Erwähnungen der Thätigkeit der Hänsegräfen sind sogar Be- 
stätigungen und Ergänzungen der Nachrichten aus älterer Zeit 
zu gewinnen. So liefsen z. B. nach Akten des Bremer Staats- 
archirs von 1725, 1735, 1760 und 1799 die Hänsegräfen die 
Pflasterung einiger Straisen innerhalb und aulserhalb Bremens 
durch untergeordnete Beamte, sogenannte Straisenmacher, vor- 
nehmen; bei dem gröisten Teile der städtischen Straisen aber be- 
salsen sie danach Zwangsrechte gegenüber den Anwohnern, welche 
selbst für die Instandhaltung sorgen muTsten.^^^) Aus dem Jahre 
1760 ist uns auch eine Liste der den Hänsegräfen und ihren ünter- 
beamten unmittelbar unterstellten Wege und Plätze innerhalb und 
aufserhalb der Stadt erhalten. Die Vergleichung dieses Registers 
mit demjenigen, was über die Bebauung des Bremer Gebietes über- 
liefert ist, zeigt aber, dafs die Strafsen, welche die Hänsegräfen 
selbst in Ordnung halten mufsten, in älterer Zeit noch der Privat' 
bauten überhaupt ermangelten.^'^) Damit stimmt in gewisser 
Weise überein, dafs die aulserhalb, aber in der Nähe der Stadt 
gel^enen Wege, für welche diese Beamten zu sorgen hatten, gerade 

Ti'upe, der seit 1407 Kämmerer war, von dieser Zeit an das Denkelbuch 
führte. 

' daselbst D. 20 b la und c, ferner Sammlung verschiedener 
Bremischer Verordnungen, gedruckt und verlegt von Friedr. Meier, Bremen 
ohne Jahr [erschienen 1753] S. 297, Verordn, von 1735: Der Strafsenmacher- 
meister hat den Hänsegräfen seine Leute zu präsentieren. 

11*) Staatsarchiv D. 20 b 1 c 1. 

iis) Dies nach freundlicher Mitteilung des Bremischen Staatsarchivars 
Dr. von Bippen. Ein eingehender Nachweis der im Texte gegebenen Be- 
hauptung ebenso wie der Abdruck des für topographische Zwecke höchst 
interessanten Aktenstückes, auf welches ich auch durch den genannten For- 
scher aufmerksam gemacht bin, bleibt besser den Bremischen Historikern 
überlassen. Die Richtigkeit des Behaupteten erhellt aber z. B. daraus, dafs 
„das Steinpflaster bei dem Karthauser und alles das, was zum Markte ge- 
hört', als den Hänsegräfen unmittelbar unterstellt bezeichnet wird. Über die 
grofse Ausdehnung des alten Marktplatzes, welcher den Raum der jetzt den 
Markt begrenzenden Gebäude noch mit umfafste, vgl. Kohl (in dem oben 
S. 114 Note 17 citierten Buche) S. 89 ff. 
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schon in sehr früher Zeit angelegt waren.^^^) AuTserhalb Bremens 
hesafs ja der Rat in älterer Zeit keine Herrschaftsrechte, welche 
es ihm ermöglicht hätten, von den Inhabern der an den Stralsen 
gelegenen Häuser Aufwendungen im öffentlichen Interesse zu ver- 
langen.^'*) Insofern blieb die ca. 1405 überlieferte Unterscheidung 
in der Thätigkeit der Hänsegräfen bezüglich der Strafsenordnung 
mindestens bis zur französischen Occupation bestehen."*) 

Noch länger haben sich andere Funktionen der Hänsegräfen 
erhalten, welche sich wohl an diese Oberaufeicht über das Strafsen- 
wesen angeschlossen haben, ln dieser Hinsicht kommt zunächst 
ihre Aufsicht über Reallasten und Grunddienstbarkeiten in Betracht. 
Bekanntlich mufsten in den deutschen Städten die Strafsen schon 
filih vor der Verengung durch Vorbauten geschützt werden'"), 
\md andererseits werden auch schon im dreizehnten Jahrhundert 
allgemeine gesetzliche Beschränkungen des Eigentums an Immobilien 
in Rücksicht auf Nachbarliegenschaften erwähnt, z. B. Verbote, 
Dachtraufen auf Nachbargrundstücke münden oder , Fenster in 
eines anderen Mannes Hof“ baumi zu lassen."*) Die Verhinderung 
von Bananlagen, die dem allgemeinen Interesse an hinreichend 
breiten Stralsen schaden konnten, kann selbstverständlich als zur 
Wegepolizei gehörig betrachtet werden. Zählte sie aber deshalb 
zu den Funktionen der Häns^äfen, so wird es jedenfalls nahe 
gelegen haben, nicht nur die aus allgemeinen Grundsätzen des 
Nachbarrechtes herrührenden, sondern auch die vertragsmälsig be- 
gründeten Rechte der Eigentümer bei Bauanlagen der Obhut der 
Hänsegräfen zu übergeben. Aus dieser Funktion ging dann eine 
schiedsrichterliche Stellung bei Streitigkeiten über Bauten und 
Grenzen städtischer Grundstücke hervor. Wohl findet die älteste 
nachweisbare Erwähnung dieser Thätigkeit der Hänsegräfen erst 
1751 in der damals publizierten Bremischen Gerichtsordnung 
statt."*) Dafs diese Funktion aber auf ältere Zeiten zurückgeht. 


Ebenfalls nach Mitteilung von Bippen's. 

"*) Vgl. oben Note 96. 

11«) Ober den späteren Übergang der Instandhaltung der Wege auf 
andere Organe s. unten S. 141 Note 141. 

Vgl. meine oben Note 22 citierte Schrift S. 164, 165. 

11*) Heus 1er, Institut. II 8. 53. 

119) Pars I tit. I § 2b (S. 4) und tit. XXI § 1 und 2 (S. 117). 
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läfet sich daraus schliefsen, dafs sie sich auf die Altstadt beschränkte, 
während man sich in den übrigen Teilen Bremens zur Abhaltung 
des Schiedsgerichts an die ,Neu- oder Vorstadtherren“ wandte.*^®) 
Auch innerhalb der Altstadt waren aber damals die Parteien über- 
haupt nicht gezwungen, in dieser Angelegenheit die Entscheidung 
der Hänsegräfeu nachzusuchen. Da vom Schiedssprüche dieser 
Beamten nur an das Obergericht appelliert werden konnte, so 
durften die Parteien, um die hohen Kosten der Hänsegräfentermine 
und Obergerichtsrerhandlungen zu sparen, sich auch an das „Nieder- 
nnd Qastgericht“ wenden. Damit stimmt überein, dafs diese 
schiedsrichterlichen Entscheidungen der Hänsegräfen auch nicht 
die Kraft eines Qerichtsspruches besalsen. Die Gerichtsordnung 
Ton 1751 bestimmt vielmehr ausdrücklich, dafs, ehe das Obergericht 
sich auf die von den Hänsegräfen abgestattete Relation geäufseit, 
„dies Gutachten“ — selbstverständlich, aufser wenn beide Parteien 
sich dabei beruhigten, — keine „Wirkung“ haben sollte.'*®) 
Übrigens konnte das Obergericht in allen bei ihm anhängigen 
Prozessen über Bau- und Grenzsachen innerhalb der Altstadt in 
jedem Stadium des Rechtsstreites die Aufnahme eines Augenscheins 
durch die Hänsegräfen auch von Amts w^en anordnen.'*®) 

'*«) a. a O. tit. XXI § 1. 

'**) Vgl. Deneken, Kurze Übersicht der bremischen Gerichtsverf. in 
Hanseat. Magazin, heransg. von J. Smidt, IV (Bremen 1800) S. 287. Das- 
selbe geht auch aus einer — offenbar bald nach Erlafs der Gerichtsordnung 
einem Exemplar derselben (Bremer Stadtbibi, a 12) hinzugefQgten — hand- 
schriftlichen Notiz hervor. Daselbst ist n&mlich zu Pars 1 tit. 1 § 2 b be- 
merkt, dafs auch schon vor Erlafs der Gerichtsordnung die Parteien die 
Wahl hatten, ob sie ihre Sache an den Hänsegrftfen nnd das Obergericht 
oder an das Nieder- nnd Gastgericht bringen wollten, und dafs letzteres, 
„weim das obiectum litis gering“ war, gemeiniglich zu geschehen pflegte. 

n») Pars 1 tit. XXI § 2. 

'^^) ibid. § 1. Es braucht wohl kaum bemerkt zu werden, dafs die 
Thatsache, dais die Hänsegräfen so als beauftragte Richter des Obergerichts 
erscheinen, mit ihrer Stellung als Senatsmitglieder deshalb nicht in Wider- 
spruch steht, weil damals die , im Eide sitzenden* Senatoren, nämlich 2 von 
den 4 Quartieren, in welche der Bremer Senat zerfiel, auch das Obergericht 
bildeten; vgl. von Maurer IV S. 214, Deneken a. a. O. S. 284 , 285 und 
Kflhtmann, Die Romanisimng des Civilprocesses in der Stadt Bremen 
(Breslau 1891) S. 101. Dieser Forscher berichtet auch (S. 28 Nr. e), dafs 
schon im fünfzehnten Jahrhundert der Rat bei Nachbarstreitigkeiten häufig 
zum Beweismittel der Aufnahme des Augenscheins griff. Es liegt nahe zu 
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In Zusammenhang mit der Feststellung der Grenzen und der 
Servituten städtischer Grundstücke im Prozefs steht auch die Mit- 
wirkung der Hänsegräfen bei öffentlichen Grnndstücksverkäufen 
innerhalb der Stadt. Waren solche notwendig, so wurde — 
wenigstens in späterer Zeit — zum Zwecke der Konstatierung des 
Bestandes, der Gerechtsame, Servituten und Lasten des zu ver- 
kaufenden Grundstücks eine genaue Beschreibung aller dieser Ver- 
hältnisse abgefaM. Dann hielt der dirigierende Hänsegräfe an 
Ort und Stelle einen Termin ab, zu dem auch die Nachbarn ge- 
laden wurden; daselbst verlas ein Sekretär die erwähnte Beschreibung, 
und der Hänsegräfe hatte die Aufgabe, die über Grenzen und 
Servituten vorgebrachten Einwendungen möglichst sogleich in Güte 
zu schlichten. Aulserdem wurden die Hänsegräfen seit der Gerichts- 
ordnung von 1751 auch mit dem Verkauf der Subhastation unter- 
worfener Grundstücke beauftragt.*^*) 

Nach dem Erörterten kann kein Zweifel sein, dafs diese im 
achtzehnten Jahrhundert sicher bezeugten Funktionen der Hänse- 
gräfen sich aus den im Anfänge des fünfzehnten Jahrhunderts er- 
wähnten entwickelt haben. WeggefaDen waren von der früheren 
Thätigkeit die Führung der Stadtbücher und die Teilnahme an 
den Erteilungen des Bürgerrechts; dagegen hatten sich an die 
Sorge für Instandhaltung der Wege die Aufnahme des Augen- 
scheins bei Streitigkeiten über Immobilien, an diese aber die ge- 
schilderte schiedsrichterliche Funktion bei Nachbarstreitigkeiten 
und seit 175 1 die Ausführung von öffentlichen Verkäufen geschlossen. 


vermuten, dafs er damit die Hänsegräfen als diejenigen seiner Mitglieder 
betraute, denen die Aufsicht über das Bauwesen in der Stadt oblag. 

Gerichtsordn. v. 1761 Pars II tit. XXV § 14 (S. ISO): .Wenn der 
Schuldner nicht soviel, als zur Befriedigung des Gläubigers vonnöten ist, an 
fahrender Habe besitzet . . ., so wird die Distractio der etwa vorhandenen 
Immobilium vom Obergerichte . . . nachgesuchet und zu deren Effectuirung 
respective die Herren Hänsegräven, Vorstad ts-Commissarii und Gohgräfen 
committiret; übrigens aber die Immissiones ez primo et secundo Decreto 
gäntzlich abgestellet.* Wie schon aus den zuletzt erwähnten Worten der. 
Gerichtsordn, geschlossen werden kann, fand die Zwangsvolbtreckung vor 
diesem Erlals durch Einweisung des Gläubigers in den Besitz statt, welcher 
nach Jahresfrist Eigentumszuweisung folgte, vgl. Eühtmann a. a. 0. S. 31 
und 97. Danach gehörte also die Vornahme von Grundstücks Verkäufen 
bei Konkursen erst seit 1761 zu den Funktionen der Hänsegräfen. 
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Endlich war auch insofern eine Änderung in Beziehung auf dieses 
Amt eingeireten, als die Einsetzung der Hänsegräfen nach anderen 
Prinzipien erfolgte und ihre Zahl sich verdoppelt hatte. Nach 
dem Statut von circa 1405 sollten, wie wir gesehen haben^^®), die 
22 darin erwähnten verschiedenen Beamtenstellungen unter die 
24 Ratsherren — abgesehen von den beiden im Eide befindlichen 
Bürgermeistern — derart verteilt werden, daJs jeder Ratsherr je 
ein Amt bekleidete; ferner sollte jedes Ratsmitglied ein desto ein- 
träglicheres und angeseheneres Amt verwalten, je länger es diesem 
KoUeg angehSrte. Diese Art der Yerteilung der Ämter mulste 
notwendig mod ifizi ert werden, sobald sich ihre Zahl oder die der 
Ratsstellen veränderte. Letzteres trat schon 1428 ein. Damals 
wurde nämlich infolge der im fünfzehnten Jahrhundert die meisten 
Städte ergreifenden demokratischen Bewegung die Lebenslänglich- 
keit der Ratsmitgliedschaft beseitigt und gleichzeitig die Anzahl 
der Ratsmitglieder von 24 auf 28 erhöht.^**) Wenigstens diese 
Änderung erhielt sich auch, als 1433 ein neues Drundgesetz, „die 
Tafel oder Eintracht“, den grSfsten Teil der 1428 geschaffenen 
Einrichtungen wieder beseitigte. Jedenfalls muis also schon 
seit 1428 die Verteilung der Ämter eine andere geworden sein, 
als circa 1405 bestimmt war. Aulserdem kommen zu den früheren 
noch eine bedeutende Anzahl neuer Ämter hinzu, wie z. B. die 
Gogräfschaften in den vier 6oen des städtischen Landgebietes^^^), 
die Abhaltung des 1541 errichteten Niedergerichtes und die 
Abhaltung der Morgensprachen in den einzelnen Handwerker- 

>«) S. oben S. 131. 

18 «) Vgl. von Sippen S. 46ff., Gengier, Cod. iur. munic. S. 342 
Nr. 14. 

von Sippen S. 53, 54, Gengier ibid. S. 344 Nr. 17, Donandt 
in Sremische Slätter 111 (Sremen 1836) S. 22. 

uiS) Im Laufe des fünfzehnten Jahrhunderte war es dem Rate gelungen, 
eine Art Territorialhoheit in der Umgebung Sromens dadurch zu erlangen, 
dafs die Einwohner des Tie- und des Hollerlandes regelmüfsig MitgUeder 
des Sremischen Rates zu ihren Gografen wählten, vgl. Dünzelmann in 
Jahrb. XV S. 100, 101, 106. Später wurden aber die Gogräfschaften gleich an- 
deren Ämtern vom Rate selbst seinen Mitgliedern überwiesen, vgl. Roller, 
Versuch einer Gesch. der Stadt Sremen (Sremen 1799 ff.) II S. 49 ff. 

189) 0her die Segründung und Zusammensetzung desselben vgl. Küht- 
mann in dem Note 118 citierten Aufsätze S. 53, sowie Seneken a. a. 0. 
S. 293. 
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innuugen.’®®) Im achtzehnten Jahrhundert, für welches die Bremi- 
schen Staats-Kalender die den einzelnen Ratsmitgliedem in jedem 
Jahre zustehenden Ämter ausdrücklich angehen, werden vier Rats- 
mitglieder mit dem Titel Hänsegräfe bezeichnet^®!) Jedes der- 
selben bekleidete aufserdem noch verschiedene andere Ämter. Von 
diesen vier Hänsegräfen werden regelmäfsig je zwei „im Eide 
sitzende“ in den Staats -Kalendern mit einigen Unterbeamten als 
„die zum Häuserverkanf bestimmte Deputation“ des Rates auf- 
geführt.!®®) Danach hatten allein sie die wirkliche Ausübung der 
hänsegräf liehen Amtsfunktionen, während die beiden anderen Hänse- 
gräfen nur zum weiteren Rate, der Wittheit, gehörten. 

Am 10. Dezember 1810 wurde bekanntlich die Selbständig- 
keit Bremens durch Einverleibung der Stadt in das französische 
Kaiserreich vernichtet!®®), und daran schlofs sich im nächsten 
Jahre die Abschaffung aller alten Behörden.!®^) Indes war die 
Fremdherrschaft in Bremen nur von kurzer Dauer. Schon 1813 
kehrte man zur alten Verfassung zurück, und 1814, August 13 
wurden alle richterlichen Behörden, also auch das Hänsegräfenamt, 
wieder hergestellt.!®®) Es erhielt sich auch, als die Bremische 
Gerichtsordnung von 1820 andere Überreste mittelalterlichen Rechts- 
lebens den veränderten Anschauungen und Bedürfnissen gemäfs 
beseitigte; jedoch gab es von da an wieder nur zwei statt vier 
Hänsegräfen. Das erwähnte Gesetz beseitigte nämlich die wechselnde 
Zusammensetzung des Obeigerichts ans zwei im Eide sitzenden 
Ratsquartieren, von denen je eines halbjährlich gegen eines der 
übrigen zurücktrat. Seit dieser Zeit bestand das Obergericht viel- 
mehr aus einem Bürgermeister und zehn Ratsherren!®®), von denen 

!®®) ^gl- Donandt I S. 328, wo ea aber fälschlich scheinen konnte, 
als oh das Amt der „Morgenspiachsherren“ schon in dem Statut von ca. 1405 
erwähnt würde. 

!®!) Vgl. z. B. den „Bremischen Staats-Kalender auf das Jahr 1741* 
S. 111 ff. und den auf das Jahr 1799 S. 5, 6. 

18 ») Vgl. z. B. den letzterwähnten Kalender S. 32. 

!®®) Vgl. Misegaes, Chronik der freien Hansestadt Bremen III (Bremen 
1833) S. 377, Duntze IV S. 751 ff. 

!34) Vgl. Duntze IV S. 756 ff., ferner das franz. Organisations-Dekret 
für die Hanseat. Departements von 1811 Juli 4 in Bulletin von 1811 p. 45ff., 
auch ahgedr. in Verordn, über Aufhebung der bisher noch in Wirksamkeit 
erhaltenen FranzOs. Gesetze und Justizbehörden (Bremen 1814). 

*®®) Vgl. die letzterwähnte Publikation. 

186 ) Vgl. Kühtmann S. 102. - 
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zwei den Titel Hänsegräfen führten. Auch wurde in der ebenfalls 
1820, November 9 erlassenen „Bekanntmachung einiger die neue 
Gerichtsordnung modifizierender und ergänzender Bestimmungen“ 
der Fortbestand des Hänsegräfenamts ausdrücklich gesichert. Man 
setzte nämlich fest, dals „die Hänsegräfen, so wie es vormals der 
Fall war“, bei Nachbarstreitigkeiten „den Augenschein einnehmen, 
an Ort und Stelle den Streitpunkt summarisch untersuchen“ und 
möglichst einen „Vergleich zwischen den Parteien herbeiführen 
sollten“.^*^) 

ln gewisser Weise enthält noch eine Erweiterung der Be- 
fugnisse unserer Beamten eine Senatsverordnung von 1829, No- 
vember 4. Dieselbe befahl, dals die sämtlichen Protokolle der 
Bänsegräfentermine in ein besonderes Buch eingetragen werden 
sollten, und gab diesen Eintragungen die Kraft öffentlicher Ur- 
kunden. Früher hatten dagegen die Aufiiahmen der Hänse- 
gräfen keinerlei urkundliche Kraft gehabt.^^*) Neben diesen haupt- 
sächlich schiedsrichterlichen Funktionen stand den Hänsegräfen 
damals auch noch die üüher erwähnte Mitwirkung bei öffentlichen 
Verkäufen und den hierbei vorkommenden Anschlägen zu.^'§ **’) 
Hingegen findet sich von ihrer früheren Thätigkeit bei Ordnung 
des StraTsenwesens seit der Wiederherstellung der Bremischen Ver- 
fassung keine Spur mehr^^^); wahrscheinlich haben sie diese Funk- 
tionen nach der Befreiung Bremens nicht wiedererhalten. 

Eine andere Einschränkung der Befugnisse unserer Beamten 
hatte die Regelung des Bremischen Immobiliarkreditwesens zur 
Folge, welche nach langen Beratungen in der Erbe- und Hand- 
festenordnnng von 1883 ihren Abschlufs fand.^^^ In diesem Ge- 

§ 3 der Verordnung, b. Sammlung d. Verordn, u. Froklame des 
Senats der fr. Hansestadt Bremen (Bremen 1842) Nr. 44 S. 96, in der 1852 
neu abgedruckten Gerichtsordn. Einl. S. V. 

Akten des Bremer Staatsarchivs Qq. 10. Auch sollte nach dieser 
Verordnung hei diesen Terminen stets ein Baukommissar zugezogen werden. 

13») Vgl. oben S. 137 mit Note 122. 

140) Vgl, Bremische Erbe- und Handfestenordnung von 1833 § 2 e (in 
der oben Note 137 erwähnten Samml. zu Jahr 1833 S. 33). 

•♦1) Es ist auch in der Verordn, die Anlage neuer Strafsen . . etc. be- 
treffend 1841 Juli 12 (vgl. dieselbe Samml. Nr. 16 S. 41 ff.) von Hänsegräfen 
nirgends die Rede. 

!<*) Vgl. über dieselbe im allg. von Buhn, Deutschrechtl. Arbeiten 
(Lübeck 1877) S. 108, 109. 
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setze^*®) wurden die bisherigen Befugnisse der Hänsegräfen der 
damals errichteten Kommission des Obergerichtes für das £rbe- 
und Handfestenwesen überwiesen. Indes hörte damit nur die Be- 
teiligung der Hänsegräfen an den öffentlichen Verkäufen auf*^), 
obgleich die Kommission auch die Geschäfte führen sollte, welche 
in der Verordnung von 1820, November 9 den Hänsegräfen über- 
wiesen waren. Dies Gesetz hatte in Bezug auf das Hänsegräfen- 
amt also nur die Wirkung, dafs von da an nicht mehr zwei Bats- 
mitgliedern — das Obergericht und folglich auch die Erbe- und 
Handfestenkommission wurden ja aus Teilnehmern dieser obersten 
Stadtbehörde gebildet'^^) — , sondern zwei Richtern an dem vom 
Rate unabhängigen Bremer Obergerichte Name und Funktionen 
des Hänsegräfen übertragen wurden.^^®) Bemerkenswert ist aber, 
dafs man, nachdem seit 1820 an Stelle von vier wieder nur zwei 
Hänsegräfen ernannt wurden, kurz vor Aufhebung der ganzen 
Institution wieder zur Bestellung nur eines Hänsegräfen zurück- 
kehrte. Dies geschah durch das Bremische Gesetz von 1876, 
April 1 ; nach ihm sollte zhm Erlafs einer Entscheidung des Erbe- 
und Handfestenamtes die Erklärung eines Mitgliedes desselben 
genügen. 1'*^) So bestand denn der letzte Rest des mittelalter- 
lichen Amtes darin, dafs vom Vorsitzenden der genannten Abteilung 
des Obergerichtes als „Hänsegräfen“ bei Nachbarstreitigkeiten be- 
sondere Gütetermine an Ort und Stelle abgehalten wurden, welche 
man als „Hänsegräfentermine“ bezeichnete. 

In dieser seiner Herkunft völlig entfremdeten Gestalt erhielt 
sich das Bremische Hänsegräfenamt bis zum ersten Oktober 1879, 
dem Tage, an welchem bekanntlich die deutschen Reichsjustiz- 
gesetze vom Jahre 1877 in Kraft traten. Das ihre Einführung 
regelnde Bremische Gesetz von 1879, Mai 17 hatte sämtliche Befug- 
nisse des Erbe- und Handfestenamtes auf den stadtbremischen Amts- 
richter übertragen, welcher seitdem auch die Gütetermine bei Nach- 


^♦3) § 2 e (vgl. oben Note 140). 

Vgl. A. H. Post, Entwurf eines . . hansestadt-bremischen Privat- 
rechts Bd. III (Bremen 1871) S. 68, 79, 80. 

H5) Vgl. oben S. 140, 141 mit Note 136. 

>«) Vgl. Post a. a. O. m S. 25. 

>«) ibid. IV S. 135 § 40. 


Digitized by Google 



143 


barstreitigkeiten leitet. So ist gerade an dem Orte, an dem sieb 
der Name der Hänsegräfen am längsten erhalten hat, das mit diesem 
Ansdmek bezeichnete Amt untergegangen, ohne in dem Gesetz, 
welches es beseitigte, auch nur erwähnt zu werden. 

Noch mag es, ehe wir dies Kapitel schliefsen, zur Bekräftigung 
der darin vertretenen Anschauung, dafs der Bremische Hansgraf 
ursprünglich zusammen mit dem Kollegium der Elterleute an der 
Spitze der Kaufmannsgenossenschaft gestanden hat, erlaubt sein, 
die wichtigsten Thatsachen aus der Geschichte jenes Kollegs an- 
zufuhren.^^*) Allerdings ist so frühzeitig jeder Zusammenhang 
zwischen dem Hänsegräfenamte und den Elterleuten geschwunden, 
dafs sie in den Q uellen nirgends zugleich erwäh nt werden. Dagegen 
ist es in hohem Grade bemerkenswert, wie in Bremen diese beiden 
aus den Vorständen der Hanse sich entwickelnden Institute die — 
anderen Orts unter den Funktionen der Hanse sicher nachweis- 
bare^^®) — Fürsorge für die Instandhaltung der Land- und Wasser- 
straisen unter sich geteilt haben. Wir sahen, dals die Hänsegräfen 
die Landstraisen in der Umgebung von Bremen bis zum Ende des 
achtzehnten Jahrhunderts in Ordnung zu halten hatten. Die 

S. § 65 diesen Gesetzes, vgl. Post a. a. 0. Die im Text gegebene 
Darstellung des Unterganges des Eänsegräfenamts beruht auf der von dem 
letzten H&nsegräfen Herrn Dr. Blendermann mir frenndlichst gegebenen 
Auskunft, welche ich der liebenswürdigen Vermittelung A. E. Post's ver- 
danke: .Die Eänsegräfentermine haben bis zum Inkrafttreten der Civilprozels- 
ordnung in der Weise stattgefunden, dafs der Vorsitzende des Erbe- und 
Handfestenamtes mit dem Baukommissar an Ort und Stelle einen Gfitetermin 
abhielt und dann etwaige Vergleiche, wenn ich nicht irre, in ein dafür ein- 
gerichtetes Buch eintrug. Nach dem Inkrafttreten der Civilprozelsordnnng 
habe ich einfache Gütetermine nach der Bestimmung des § 471 C. P. 0. an 
Ort und Stelle abgehalten unter Zuziehung des Baukommissars. Dies Ver- 
fahren wird meines Wissens auch noch jetzt beobachtet.“ In der an anderen 
Orten nicht üblichen regelmäfsigen Zuziehung eines Baukommissars bei diesen 
Güteterminen zeigt sich also in Bremen eine speziell für die Hänsegräfen 
gegebene Verordnung (vgl. oben Note 188) noch jetzt wirksam. 

149) Für dieselbe kommt aufser den oben S. 111, 112 zu Note 6 und 11 
citierten Abhandlungen von F. A. Meyer und Dünzelmann noch besonders 
in Betracht: H. A. Schumacher, Zur Geschichte des Schüttings in Bremische 
Jahrb. V S. 192 — 214 und Motz, Die Verhältnisse des Collegii Seniorum in 
Bremen (Bremen 1848). Zur Schreibart .EHterleute“ und .Eltermänner“ vgl. 
oben S. 116 Note 27. 

15«) Vgl. oben S. 13. 
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Fürsorge für die für Bremen wichtigste Wasserstraise, die Weser, 
namentlich den unteren Weserlauf (von Bremen bis zur See) hat 
Jahrhunderte hindurch zu den Befugnissen der Elterleute gehört.^^^) 
Zur Erfüllung dieser Verpflichtung, die besonders in dem Legen 
von Tonnen und Baken bestand, durften sie von jedem Schiffer 
oder Kauffnanne, der diese Wasserstraise benutzte, eine Abgabe, 
das sogenannte Tonnengeld, erheben; aufserdem setzten sie auch 
die Taxen für die mit dem Gütertransport auf der Weser beschäftigten 
Schiffer fest.^^^) Das Recht auf Erhebung des Tonnengeldes wurde 
den Elterleuten im fün&ehnten Jahrhundert nach manchen mit 
dem Rate geführten Streitigkeiten mehrmals ausdrücklich von dem- 
selben verbrieft^^^); Weigerungen der benachbarten Reichsstände, 
die Erhebung der Abgabe und das Legen der Tonnen seitens der 
Bremer Behörden länger zu gestatten, veranlalsten die Stadt, sich 
dies Recht durch kaiserliches Privileg zu sichern. In einer den 
Bremern* 1541 Juli 21 gegebenen Urkunde bestätigte ihnen Karl V. 
ausdrücklich die — ihrer Stadt seit länger als hundert Jahren 
zustehende — Befugnis, zum Vorteil der Schiffahrt die genannten 
Vorkehrungen in der Weser vom Orte Hoy bis zur Mündung zu 
treffen und zur Erhaltung dieser Anlagen von den Schiffern das 
herkömmliche Tonnengeld zu erheben.^^^) Aufser dieser Fürsorge 
für die Elbschiffahrt macht auch die Thatsache, dafs von diesem 
Kolleg der Elterleute kaufmännische Angelegenheiten mit der ver- 
sammelten Kaufmannschaft, dem sogenannten Kaufmannskonvente, 

’**) Vgl. Meyer a. a. 0. S. 221 und die im Texte folgenden Aus- 
fQbrungen. 

151 ») Von der zuletzt erwähnten Befugnia ist in der oben Note 149 
citierten Litteratur nicht die Rede. Dals die Elterleute aber auch diese 
Funktion hatten, die nicht erst in unserem Jahrhundert, für welches sie aus- 
drücklich bezeugt ist, entstanden sein kann, geht aus der unten S. 150 
Note 180 citierten Quelle hervor. 

IM) In einer Urkunde von 1483 bestätigt der Rat ausdrücklich das 
Recht der Elterleute auf die herkömmlichen Abgaben von den die Weser 
benutzenden Schiffen, betont aber auch gleichzeitig ihre Verpflichtung, 
Tonnen und Baken zu setzen (Motz S. 26, 27), vgl. auch Roller, Ver- 
such einer Gesch. der Stadt Bremen (Bremen 1799) II S. 330 und Meyer 
a. a. O. 

i&S) Dies Privileg ist gedruckt in Adsertio libertatis reipubl. Bremeneis 
(Bremen 1646) p. 462 ff. und Moser, Reichsstädt. Handbuch (Tübingen 1732) 
Bd. I S. 227. 
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im Schütting beraten wurden es ganz zweifellos, dals wir in 
den Elterleuten Vorsteher einer Kaufmannsgenossenschaft zu sehen 
haben.^®*) Mit dem Namen Schütting sind ja auch in anderen 
niederdeutschen Orten, z. B. in Lübeck, Rostock und Lüneburg die 
den Kaufmannsgenossenschaften gehörenden und zu ihren Ver- 
sammlungen benutzten Gebäude bezeichnet worden.^^^) Auch eine 
genossenschaftliche Gerichtsbarkeit stand den Bremischen Elter- 
leuten zu. Eine Ordination derselben im Jahre 1454 enthält die 
Bestimmung, dafs, wenn ein Kaufmann eine lästige Sache vor dem 
Rate habe, die Elterleute mit ihm gehen und ihm helfen sollen, 
sein Recht zu verteidigen; hätten aber Mitglieder der Kaufmann- 
schaft eine Differenz untereinander, so sollen sie, ehe sie deshalb 
vor dem Rate klagen, die Sache vor den Elterleuten zur Ent- 
scheidung bringen. 

Neben diesen mit ihrer Entstehung aus dem Vorstande der 
Hanse zusammenhängenden Befugnissen haben die Elterleute im 
Laufe der Zeit auch öffentlichrechtliche Funktionen erworben, 
welche mit dem Handels- und Schiffahrtswesen der Stadt in keinem 
Zusammenhänge stehen. So hatte nach dem Stadtrechte von 1303 
jeder dieser Elterleute gleich den Ratsmitgliedem, wenn sich 


•»<) Meyer S. 268, 269. 

Keinesfalls kOnnen wir also auch aus diesen Gründen in ihnen 
Schöffen finden, welche erst später zu Vorstehern der Kaufmannschaft ge- 
worden seien, wie Dünzelmann behauptet (vgl. oben S. 112 mit Note 11). 
Bemerkt sei noch, dafs nach Motz S. 8 das Koll^ der Elterlente auch seine 
eigene Kirche, die Kirche St. Johannes des Nakten oder Kaufmannsldrcbe 
genannt wurde, sowie einen eigenen Altar in der Martinskirche besafs, an 
welchem die neu gewählten Elterleute eingeweiht wurden. Leider fehlen 
die Quellenangaben für diese schwerlich erfundenen Nachrichten. Ober 
Martinskirchen als Kanfmannskirchen vgl. Sohm, Entst. S. 20 Note 21. 
Ober die Kirche St. Johannes des Nakten vgl. Buchenau, Die freie Hanse- 
stadt Bremen (Bremen 1882) S. 137. Derselbe berichtet, dals diese Kirche 
1524 zerstört sei; Kaufmannskirche sei sie deshalb genannt, weil die Schiffer 
vor ihrer Abreise, sowie unmittelbar nach ihrer Rückkehr gerade dort eine 
Messe zu hören pfiegten. Diese Thatsache würde damit gut übereinstimmen, 
dafs diese Kirche den Elterleuten gehörte. 

1 & 6 ) Vgl, Schumacher S. 194, 195 und die dort angeführte Litteratur, 
auch über Schüttinge der Deutschen Kaufleute im Auslände; speziell über 
solche in Norwegen s. auch Schumann in Hans. Geschichtsbl. 1889 S. 91. 

157) Ygj_ Meyer S. 220. 

Koehne, Das Hansgrafensmt. 10 
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zwischen Bürgern ein Streit erhoben hatte, Recht und Pflicht, den 
Streitenden Friede zu gebieten; diese waren dann zum „Einlager“ 
bis zur Beilegung des Streites verpflichtet, bei welcher Bat und 
Elterlente als Schiedsrichter und Vermittler dienten.^^®) Ferner 
hatten die Elterleute nach der Verfassung von 1428 mit den Ver- 
tretern der einzelnen Stadtviertel und den vier Vorstehern der 
Handwerksämter die Wahl der jährlich neu zu bestellenden Bats- 
mitglieder und Kirchspielvorsteher vorzunehmen.^®*) Diese Bechte 
verloren sie allerdings schon 1433^®®); dagegen scheint die Be- 
deutung des Kollegs schon im fünfzehnten Jahrhundert dadurch 
noch gestiegen zu sein, dafs es auch andere als Handelsangelegen- 
heiten vor die Versammlung der Kaufleute brachte und, wenn der 
Bat Vertreter der Oemeinde zur Beschlufsfassung in wichtigeren 
Angelegenheiten zuzog, in ihrem Namen das Wort fÜhrteJ**-) Auch 
sind gerade die wenigen Elterleute, deren Namen uns aus dieser 
Zeit überliefert sind, später gröfstenteils als Mitglieder des Bates 
nachweisbar. 1®*) Zwischen beiden Kollegien wird also damals im 
wesentlichen Übereinstimmung bezüglich der sozialen Stellung und 
der politischen Anschauung ihrer Mitglieder geherrscht haben. 
Dieser Umstand erklärt die Behandlung der Elterleute in dem 
sogenannten Aufruhr der 104 Männer, wie die in Bremen während 
der Jahre 1530 — 32 tobenden Unruhen nach der damals geschaffenen 
Behörde gewöhnlich bezeichnet werden. ^®®) Die Bestrebungen der 
Demokraten richteten sich damals nicht weniger gegen die Eiter- 
ig) S. Oelrichs S. 17, Donandt II S. 68 ff. Jedenfalls istDünzel- 
mann Jahrb. XUI S. 46, 47 darin zuzustimmen, dafs mit den in diesem 
Gesetze erwähnten ...oldermannen“ die Ältermänner der Kaufmannschaft, 
nicht Vorsteher der Handwerksämter gemeint sind, wie Donandt II S.^7 
behauptet. 

IS*) Oelrichs S. 398, 399, 402, 403, vgl. Boehmert S. 9, Gengiert 
Cod. iur. mun. S. 344, von Bippen, Ans Bremens Vorzeit S. 47. 

ISO) Vgl. Gengier a. a. O., Duntze II S. 402, von Bippen a. a. O. 

S. 53. 

161 ) Diese Thatsache geht aus den später zu erwähnenden Verboten 
solcher Ausdehnung der Funktionen des Kollegs hervor (vgl. unten Note 166 
und Text zu Note 164). 

1«») Vgl. oben S. 116 Note 28. 

ISS) Vgl. über diese Episode der Bremischen Geschichte Meyer 
S. 222 — 225, Duntze III S. 79 — 117, Dünzelmann S. 47, 48, Schumacher 
in dem S. 143 Note 149 citierten Aufsatze S. 197, 198 etc. 
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leute als gegen den Rat. Jenem Kolleg wurde der Schütting mit 
den darin auf bewahrten Urkunden und Kostbarkeiten genommen; 
es muTste auf die Erhebung des Tonnengeldes verzichten und sollte 
nicht länger im Namen der Gemeinde sprechen dürfen.'®^) Nach 
dem Sturze der 104 Männer erhielt indes das Kolleg der Elter- 
männer wenigstens den Schütting und die ihm früher zustehende 
Aufsicht über Handel und Schififahrtswesen zurück, i®®) Jedoch 
verordnete das damals erlassene Verfassungsgesetz, die sogenannte 
„Neue Eintracht“ vom Jahre 1534, dals in den Versammlungen der 
Kaufleute nur das Handelswesen betreffende Angelegenheiten be- 
raten werden sollten.^®®) Eine andere Bestimmung dieses Gesetzes 
stellte es dem Kate völlig frei, welche Personen er aus der Kauf- 
mannschaft, den Handwerksämtern und der übrigen Gemeinde zu- 
ziehen wollte, wenn er eine Befragung von Vertretern der Bürger- 
schaft für geboten erachtete. ^®^) Jedoch bildete sich in der Aus- 
wahl dieser Vertreter ein festes Gewohnheitsrecht aus, nach dem 
die Elterleute regelmälsig zu den vom Rate bei der Gesetzgebung 
und den wichtigeren Verwaltnngsakten zugezogenen Personen ge- 
hörten.*®*) Zugleich pflegte der seit Anfang des siebzehnten Jahr- 

So die von dem Ratssekretär Jakob Louwe verfafste ungedruckte 
Chronik (Ms. im Bremer Stadtarchiv E. 6. b. 1) S. 84, vgl. DOnzelmann 
S. 47. 

**®) Vgl. die von Schumacher S. 198 Note 2 veröfFentliohte Urkunde 
von 15S3 Feb. 1 Uber die Rückgabe des Schüttings. 

'**) Oelrichs S. 778 Art. V: . . so schulen de Kopmanne unde Ampte 
in eren Sambtkumsten nichts anders vomemen unde vorhandelen, dann alleen 
datjenne, dat ere Kopmannschup , ofte Ambtes Geschefte ankamende und 
belangende sy . . . . (Es folgen Strafbestimmungen für den Fall, dafs diese 
Bestimmung von einem einzelnen Kaufmann oder der Gesamtheit derselben 
verletzt würde.) 

'®7) ibid. S. 782 Art. XVIII: Unde dar dem Rade .... nodig und be- 
hof were, mit mer Lüden Ruggesprake to nemen, so möge de Rad uth der 
Gemenheit, deme Eopman und Ambten darto forderen, unde vorbaden laten 
de verstendigsten, de dem RsmIo nutte dunket, unde sunst na Wolstand dusser 
guden Stad, Lefte, Eendracht unde Frede trachten, unde datsulfte gerne 
vortgesettet unde gefordert segen. 

1®S) Dazu mochte auch die von Donandt in seiner Geschichte der 
Demokratie in Bremen (Bremen 1848) S. 31 hervorgehobene Thatsache bei- 
tragen, dais die neue Eintracht von 1534 (s. Art. I Oelrichs S. 777) die alte 
von 1433 in keiner Weise beeinträchtigen sollte, diese aber (vgl. Oelrichs 
p. 442) die ,menheit, kopman unde ampte* ansdrücklich bei ihren herkUmm- 

10 * 
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hunderts bezeugte syndicus des collegium eeniorum namens der 
Btlrger vor dem Bäte zu sprechen; auch Yersammlungen der ganzen 
Bürgerschaft wurden von den Eltermännem nach dem Schütting 
berufen.^*^) Im siebzehnten Jahrhundert bildete sich auch die 
Ansicht aus, dals das Kolleg das Hecht habe, für Aufrechterhaltung 
der Rechte der Bürgerschaft gegenüber dem Rate zu sorgen. Ins- 
besondere nahmen die Elterleute selbst die Befugnis in Anspruch, 
zu gunsten der der Bürgerschaft, der einer einzelnen Korporation 
und sogar der einem einzelnen Bürger zustehenden Berechtigungen 
dem Rate Vorstellungen zu machen und, wenn diese erfolglos 
bheben, sich deshalb an die Reichsgerichte zu wenden.^^”) Der 
Rat bestritt allerdings diese Forderungen der Elterleute.^^^) Im 
Jahre 1681 kam es aber zwischen beiden Behörden zu einem 
Vergleiche, in welchem die Elterleute auf das Recht, die Bürger- 
schaft zusammenzurufen, verzichteten, ihnen jedoch ausdrücklich 
ihre auf das Herkommen begründete Befugnis bestätigt wurde, 
Vorstellungen in die allgemeine Wohlfahrt betreffenden Angelegen- 
heiten zu machen.^^^) Indes legten die Elterleute diesen Vertrag 
so aus, dafs sie auch weiter iür Aufrechterhaltung der einzelnen 
Korporationen und Bürgern zustehenden Rechte zu sorgen hatten. 
Daher sind auch aus der Zeit nach 1681 Interventionen der Elter- 
leute zu gunsten ihrer Ansicht nach geschädigter Korporationen 
erhalten, welche vor dem Reichshofrate gegen den Bremischen 
Senat geklagt hatten. 

So kam es, dals das collegium seniorum, wie der Titel der 


liehen Rechten belassen hatte. Vgl. über die regelmäfsige Berufung der 
Elterleute unter den vom Senat zu Bat gezogenen Bürgern in späterer Zeit 
auch Villers, Constitutione des trois vUles libres Ansdatiques (Leipsic 1814) 
p. 48. 

189 ) Vgl. Kühtmann in Brem. Jahrb. XII S. 40, Schumacher S. 207. 

170) Vgl. Meyer S. 299 ff. 

171) VgL über diese Streitigkeiten Meyer S. 232 — 251 und über Bur- 
chard Lösekanne, den Führer der Elterlente in den Jahren 1636 — 1654, Eüht- 
mann, Brem. Jahrb. XII S. 41 — 54. Im Jahre 1653 war auf Lösekanne's 
Betreiben ein neuer Amtseid der Elterleute eingeführt worden, welcher jeden 
derselben ausdrücklich verpflichtete, für die Bewahrung der bürgerlichen 
Freiheiten und Gerechtigkeiten einzutreten (ibid. S. 42). 

179) Diese Urkunde ist von Meyer S. 256 — 58 publiziert. 

173 ) S. Meyer S. 260 ff. 


Digitized by Google 



149 


Elterleute seit Mitte des achtzehnten Jahrhunderts lautete, vielfach 
als Staatskorporation angesehen wurde.^^^) Dies konnte um so 
leichter geschehen, als jene Behörde damals nicht mehr, vrie es 
froher entschieden der Fall war, von der Kaufeaannschaft gewählt 
wurde, sondern sich durch Kooptation ergänzte.^^®) An den Ur- 
sprung des Kollegs erinnert in jener Zeit noch das Recht der 
Legung von Tonnen und Baken in der Weser, die Erhebung der 
Tonnengelder, die Aufsicht Ober die Weserschiffahrt und das Recht, 
die Kaufmannschaft zu berufen; auch kann in dieser Hinsicht 
darauf hingewiesen werden, dals noch im achtzehnten Jahrhundert 
in vom Rate erlassenen Handelsgesetzen, z. B. der Wechselordnung 
von 1712, die Zustimmung der Elterleute ausdrücklich erwähnt 
wirdJ^®) 

Mit den übrigen Bremischen Behörden wurde auch das Col- 
legium seniorum zur Zeit der französischen Occupation aufgehoben 
und trat bald nach der Befreiung von der Fremdherrschaft wieder 
in ThätigkeitJ^^ Die „Altermänner der Kau&nannschaft“*^®), wie 
das Kolleg in der von Villers 1814 publizierten Übersicht über 


Schumacher S. 212. 

1^^) Mit Recht weist Meyer S. 215 Note *** darauf hin, dals die Wahl 
der Elterleute seitens der Kaufmannschaft ihrer Gleichstellung mit den 
Meistern der Handwerks&mter in folgenden Worten der Statuten von 1428 
zu entnehmen ist: de oldermans des copmans unde der ammete scuUet ok 
sweren desse Statute to holdende wen se koren sint (c. 12 Oelrichs S. 403). 
Von einer Selbstergänzung der Innungsvotsteher kann ja keine Rede sein. 
Jedoch hat Meyer entschieden unrecht, wenn er a. a. 0. die Wahl der 
Elterleute durch die Eaubnannschaft für eine durch die demokratische Ten- 
denz des fünfzehnten Jahrhunderts herbeigefUhrte Neuerung hält. Die sicher 
überlieferten Nachrichten über die Bremischen Elterleute stimmen ja in den 
meisten Punkten vOlbg mit dem überein, was wir über die Vorsteher der 
Kanfinannsgilden an anderen Orten wissen; für die Annahme, dafs die in 
der Neuzeit übliche Kooptation auch die ursprüngliche Form der Ergänzung 
des Kollegs gewesen und nur vorübergehend der Wahl durch die Kaufmann- 
schaft Platz gemacht, bedürfte es entschieden sicherer QueUenzeugnisse. So 
lange solche fehlen, wird die erwähnte Stelle von 1428 als genügender Be- 
weis der Ergänzung des Kollegs durch Wahl der Kaufleute auch für die 
ältere Zeit gelten können. 

”») Vgl. Meyer S. 263—67, Motz S. 8—11. 

1”) Motz S. 17 — 19, Schumacher S. 212. 

178) Vgl. oben Note 28. 
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die Bremische Verfassung genannt wird, behielten ihre Doppel- 
stellnng.^^^ Sie bewahrten die schriftlichen Verhandlungen zwischen 
Senat und Bürgerkunventen in ihrem Archive und hatten daher 
in diesen einen wesentlichen Einflufs; andererseits wurden ihnen 
vom Senate Mitteilungen über das Handelswesen betreffende Vor- 
lagen gemacht, welche sie mit dem Kaufmannskonvente berieten 
und mit dem Gutachten desselben an den Senat Zurückgaben. Da- 
neben hatten sie auch für Ordnung der Schiffahrt auf der Weser 
zu sorgen, namentlich in Verbindung mit dem Eaufmannskonvente 
die Taxen für die Güterbeförderung festzusetzen.***®) Mit diesen 
Befugnissen erhielt sich das Kollegium bis zu der durch die Be- 
w^ung des Jahres 1848 hervorgerufenen Andenmg des Bremischen 
Staatsrechts.*®*) Dieselbe hatte zur Folge, dafs durch ein Gesetz 
von 1849, April 2 das coUegium seniorum zu einer Handelskammer 
umgewandelt wurde. Dieselbe wurde auch insofern Rechtsnach- 
folgerin der Elterleute, als ihr auch freies Eigentum am Schütting 
überwiesen wurde.*®*). 

Fassen wir jetzt die wichtigsten Ergebnisse dieses Kapitels 
kurz zusammen. Aller Wahrscheinlichkeit nach hat es einen 
„Hänsegräfen“, vrie der Hansgraf in Bremen bezeichnet wurde, 
schon am Ende des zwölften Jahrhunderts gegeben. Unter seinen 
erst in späterer Zeit ausdrücklich bezeugten Befugnissen geht auf 
ursprüngliche Verhältnisse namentlich die Erhebung des Hense- 
geldes zurück, welches für das Recht, in Bremen Handel zu treiben, 
gefordert wurde. Dasselbe ist mit der Sorge für Instandhaltung 
der Wege in der Stadt und ihrer Umgebung der Fall. Die Er- 
nennung des Hänsegräfen scheint ursprünglich dem Erzbischöfe 
zugestanden zu haben; später wird sie ein Recht der Hanse und 
in nicht mehr zu bestimmender Zeit erlanget der Rat aufser an- 
deren Befugnissen dieser Genossenschaft auch das Recht, das Hänse- 
gräfenamt einem seiner Mitglieder zu übertragen. Dagegen ver- 
bleiben einzelne Funktionen der Hanse — namentlich die Fürsorge 
für Benutzbarkeit der Weser zur Schiffahrt — den Elterleuten, 

17t) S. Yillers (in dem oben Note 127 angeführten Buche) S. 43 u. 45. 

180) Ygl, Dnckwitz, Denkwürdigkeiten aus meinem Leben (Bremen 
1877) S. 7, 8. 

181) ibid. S. 169 ff. 

18S) Vgl. Schumacher S. 213, 214. 
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welche diese Funktionen zum TeU in Gemeinsamkeit mit dem 
Kautinannskonrente üben, an dessen Spitze sie stehen. Sowohl 
das Hänsegräfenamt wie das Kolleg der Elterleute besitzt aber 
neben den ihm von alters zustehenden noch andere ihm ursprüng- 
lich fremde Befugnisse, welche indes gröfstenteUs erst in der Neu- 
zeit erworben wurden. Beide Institute haben sich fast bis zur 
G^enwart, das Hänsegräfenamt bis zum ersten Oktober 1879, 
das Kolleg der Elterleute bis zum zweiten April 1849, erhalten. 
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Buch IV. 

Das Hansgrafenamt in Westfalen. 


über das Hansgrafenamt in Westfalen besitzen wir zwar nur 
wenige und sehr zerstreute Nachrichten*); jedoch werfen dieselben 
höchst eigenartige und interessante Streiflichter auf das Wesen 
und die Entwickelung dieser Institution. Die älteste Erwähnung 
des westfalischen Hansgrafenamtes liegt aus Dortmund^) vor. Da- 
selbst beurkundet der Rat 1261 April 27, dafs Bertram der ältere, 
der Sohn des verstorbenen Hansgrafen Heinrich, seinen Anteil 
am väterlichen Erbe seiner Mutter übertragen hat.^) Aulserdem 
liegt eine der Schrift nach dem dreizehnten Jahrhundert ange- 
hörende Urkunde'*) vor, welcher zu entnehmen ist, dafs der Hans- 

*) Es fehlt ebensowohl an jeder zusammenfassenden Arbeit über das 
westlUlische Hansgrafenamt im allgemeinen wie an Monographieen über das 
Auftreten dieser Institution in den einzelnen Städten, dagegen nicht an ge- 
legentlichen, z. T. recht wertvollen Besprechungen mancher Quellenstellen, 
in denen das Hansgrafenamt erwähnt wird, und der mit dem letzteren zu- 
sammenhängenden Institutionen. Ygl. weiter unten Note 2, 18, 19. 

Über die Verfassungsverhältnisse Dortmunds vgl. Beiträge zur Ge- 
schichte Dortmunds, heransgeg. von Rübel Bd. I — V (Dortmund 1875 — 87), 
Frensdorff, Dortmunder Statuten und Urteile (Halle 1882), Hegel in 
Sybels Ztschr. N. F. XIII (1883) S. 380 — 39 und Städte und Gilden II S. 361 — 72, 
sowie die von Rübel a. a. 0. I 8. 13 — 29 besprochene ältere Litteratur. 
Über das Hansgrafenamt handelt von den genannten nur das von Hegel 
mit Recht als vorzüglich bezeichnete Buch von Frensdorff S. LV ; vor 
allem aber hat Wilmans, Additamenta z. westf. ürkb. (Münster 1887) 
S. 88, 89 (Exkurs zu Nr. 114) die Erkenntnis des Wesens des Dortmunder 
Hansgrafenamts erleichtert, wenn auch nicht allen seinen Ausführungen zu- 
gestimmt werden kann. 

ä) Rübel, Dortmunder ürkb. I Nr. 110. 

ü Wilmans a. a. 0. Nr. 114 S. 87, Rübel a. a. 0. Nr. 109: noverit . 
Universitas . . ., quia est civitas in episcopatu Monasteriensi dicta Burken, 
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graf von Dortmund namens seiner Stadt dem Städtchen Borken 
das dortige Hansgrafenamt zu Lehen gab, welches letztere sich 
aulser auf Borken auch auf neunzehn namentlich aufgeftihrte 
Kirchspiele erstreckte. Damit diese Thatsache in dauerndem An- 
denken bleibe, wird sie offenbar auf Ansuchen der Stadt Borken^) 
schriftlich fixiert und das Dokument mit dem Stadtsiegel bekräftigt. 
Auch wird zugleich festgestellt, dafs in Borken diese Würde Luzo, 
Ekbert und Ezekin, der Sohn dieses Ekbert, bekleidet haben; 
Ezekin aber habe diese Würde von dem Hansgrafen Heinrich zu 
Lehen erhalten. Diese Urkunde enthält eine Menge von Problemen. 
Zunächst sei, was ihre Entstehungszeit betrifft, bemerkt, dafs 
Kübel, der verdiente Herausgeber des Dortmunder Urkunden- 
buches, sie mit ca. 1260 datiert. Er bringt nämlich die in obiger 
Inhaltsangabe der Urkunde letzterwähnte Thatsache damit in Ver- 
bindung, dafs, wie wir gesehen haben, 1261 April 27 ein Hans- 
graf Heinrich in Dortmund vor kurzem gestorben war.®) Mit 
Kübels Vermutung ist möglicherweise der richtige Abfassungs- 
termin der Urkunde getroffen; als sicher kann freilich nur auf 
Grundlage der Thatsache, dafs die Handschrift des Diploms nach 
Erhard, der dasselbe im Original benutzte, dem dreizehnten Jahr- 
hundert angehört ®‘), auf eben diese Periode als Entstehungszeit 
geschlossen werden. In ähnlicher Weise kann auch der von Wil- 
ma ns ausgesprochenen Ansicht nicht zugestimmt werden, unsere 
Urkunde selbst melde, ,dafs die Hansegrafschaft zu Borken schon 
in der dritten Generation bestehe“; vielmehr ist uns nur bezeugt, 
dafs dies Amt drei verschiedene Personen nacheinander innegehabt 

qae ab antiquis temporibus quoddam ius et dignitatem videlicet hansegraf- 
Bcap de hansegravio Tremoniensis civitatis in beneficio tennit. Et ut in 
memoriam quosdam revocemus qui bac dignitate antiquitus fungebantur: 
Luzo, Ecbertus et Ezekinns, iam dicti Ecberti filius, qui eandem comiciam 
de Heinrico hansegravio recepit; nomina vero parrochiarum ad comiciam 

Burken pertinencium hec sunt Et ut rata et inconvulsa perma- 

neant, presentis pagine scriptura(m) Tremoniensis civitatis sigillo, unde ipsa 
civitas Burken ius in beneficio tenet, corroborari decrevimns. 

Dies geht schon daraus hervor, dals die Urkunde ins Stadtarchiv 
zu Borken gekommen ist. 

®) S. Dortmunder Urkb. S. 50 (Bemerkung zu Nr. 109). 

*») Vgl. Wilmans a. a. 0., Rübel, Urkb. a. a. O. 

7) Additam. S. 88. 
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hitben, und dalb der dritte so bezeugte Hansgraf der Sobn seines 
Vorgängers war. Durcbaus mit Recht bat hingegen Wilmans 
darauf hingewiesen, dafs die in unserer Urkunde genannten Paro- 
chieen kein Konglomerat zerstreuter Ortschaften, sondern ein eine 
, längliche Figur“ bildendes Gebiet ergeben, das sich von Neede 
im Nordwesten bis zu Haltern und Schermbeck im Südosten er- 
streckt; nach Wilmans liegt demnach hier ,die Beurkundung einer 
wohlorganisierten Centralbehörde“ vor. Er meint ferner, dafs man es 
nach dem Angeführten als eine Thatsache anseben müsse, dafs ,von 
Dortmund wie Borken so auch noch mehrere andere Hansegraf- 
scbaften abgehangen haben “.^) Doch fehlen dafür alle ausdrücklichen 
Zeugnisse, wie überhaupt sowohl von dem Borkener wie vom Dort- 
munder Hansgrafenamt keine weiteren Erwähnungen vorliegen.*) 
Auch ist uns in den bisherigen Erörtenmgen über das Hansgrafen- 
amt noch kein Fall begegnet, dals eine Stadt einer anderen das 
Hansgrafenamt als Lehen überträgt. Dals Städte überhaupt als 
Lehnsherrinnen oder Vasallinnen erscheinen, ist freilich schon im 
dreizehnten Jahrhundert auch durch andere Beispiele bezeugt*®); 
dagegen ist es, soweit ich sehe, eine völlige Singularität, dafs zwei 
Städte zu einander im Lehnsverhältnis stehen.**) Diese Thatsache 
läfst die Annahme als berechtigt erscheinen, dafs die Hansegraf- 
schaft in Dortmund und Borken zunächst einem gemeinsamen 
Landesherren zugestanden habe und erst von diesem an Dortmund 
selbst übertragen sei; jene Stadt hat dann vielleicht ihrerseits das 
Hansegrafenamt in Borken und dessen Umgebung der Borkener 
Stadtgemeinde, die dasselbe früher vom Landesherren zu Lehen 
nahm, als Lehen verliehen. Endlich muls noch gleich hier hervor- 

8) a. a. O. 

8) Dies liegt allerdings wahrscheinlich wenigstens zum Teil an der 
Zerstörung von Urkunden durch die Feuersbrünste, welche Dortmund 1232 
und 1297 heimsuchten, vgl. Bühel, Beitr. I S. 6, Wilmans S. 88. 

*0) S. Gierke II 8. 731, 732, vgl. auch Kraut, Grundrifs des deut- 
schen Privatrechts (Sechste Aufl. hearh. von Frensdorff) Berlin u. Leipzig 
1886 § 200 Nr. 4, 5. 

**) In allen von Gierke und Kraut a. a. 0. angeführten Beispielen 
ist stets die Stadt entweder Lehnsherrin ,im Verhältnis zu einzelnen Bürgern, 
Edelhürgem, Rittern und Söldnern* oder VasaUin im Verhältnis zu Reichs- 
fürsten; nie stehen sich aber zwei Städte als Lehnsberrin und Vasallin 
gegenüber. 
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gehoben werden, dafs wir in unseren bisherigen Erörterungen keine 
Analogie dafQr haben, dals ein nur von einer Stadt abhängiger 
Hansgraf ein genau begrenztes Amtsgebiet aulserbalb derselben 
besais und in diesem auch über Einheimische — wie es nach 
unserer Urkunde offenbar bezüglich des Dortmunder und Borkener 
Hansgrafen der Fall war — Amtsbefugnisse ausübte.^^) Jedoch 
wird etwas Ähnliches aus einigen anderen westfalischen Städten 
berichtet; diese Thatsache ist für die Erkenntnis der Dortmund- 
Borkener Verhältnisse so instruktiv, dais es wohl angebracht sein 
wird, sie sogleich zu besprechen, und das Hansgrafenamt in Dort- 
mund und Borken betreffende weitere Fragen einstweilen zurück- 
zustellen. 

Allerdings handelt es sich in diesem Falle um zwei der kleinsten 
Orte, welchen eine städtische Verfassung überhaupt verliehen wurde. 
Es ist aber vielfach mit Recht denjenigen gegenüber, welche nach 
einer — wesentlich nur den Verhältnissen solcher Zwergstädte 
entnommenen — Theorie die gesamte deutsche Stadtentwickelung 
darstellen wollen, die methodische Unrichtigkeit dieses Verfahrens 
betont worden. 1^) Soweit tiefgehende Änderungen der Verfassung 
imd des Privatrechts durch wirtschaftliche Entwickelung herbei- 
gefuhrt wurden, sind diese stets an denjenigen Orten zuerst ins 
Leben getreten, welche wirklich von einem breiten und mächtigen 
Strom wirtschaftlicher Entwickelung durchflutet wurden; eben 
dieser Uefs dann die überlieferten Rechtseinrichtungen zu seiner 
Regulierung, sollte sie den Anforderungen der Ordnung und Sitt- 
lichkeit entsprechen, ungenügend erscheinen und verursachte so 
neue Rechtsbildungen. So ist z. B. das moderne soziale Verwal- 
tungsrecht, das in der Ernennung von staatlichen Fabrikinspektoren, 

U) Der Wiener Hanagraf hatte allerdings in ganz Österreich Amts- 
hefogniise; doch war dieser, wie Buch II Kap. I gezeigt worden ist, in erster 
Linie Beamter des Landesherren von Österreich. Wenn aber dem Begens- 
burger Hansgrafen in älterer Zeit auf auswärtigen Märkten, z. B. in Würz- 
burg und Enns (s. oben S. 22), dem flandrischen, wie wir sehen werden, in 
England Jurisdiktionsrechte zuatanden, so bezogen sich diese nur auf die 
Landsleute des Hansgrafen; in Westfalen wird hingegen ein ganz bestimmtes 
Gebiet als Amtsbezirk des Hansgrafen bezeichnet, in denen er auch Ein- 
heimischen gegenüber obrigkeitliche Rechte übt. 

1^) VgL namentlich Heualer, ürspr. S. 160, 161 und Gierke II 589, 
sowie meine Arbeit über Worms etc. S. 376 ff. 
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in staatlichem Arbeiterschutz etc. zur Erscheinung kommt, in dem 
Lande, in welchem sich das Fabrik wesen zuerst entwickelt, nämlich 
in England, entstanden; von dort aus ist es dann auf andere 
Länder mit geringerer oder später zur Entwickelung gelangter 
Grofsindustrie übertragen und weiter ausgebildet worden. Die 
Entstehung dieses neuen Rechtsgebietes wird daher in erster Linie 
aus englischen Wirtschafls- und Rechtszuständen erforscht werden 
müssen, so interessant und wichtig es auch ist, die Umwandlung 
und Bereicherung festzusteUen , welche dies Rechtsgebiet hei und 
nach seiner Rezeption in den einzelnen Staaten des Kontinents 
erfahren hat. 

In ganz ähnlicher Weise werden für die Hauptprobleme 
des Ursprunges der deutschen Stadtverfassung nur diejenigen Städte 
in Betracht kommen, in welchen der in den Jahren 1150 bis 
1300*®) eintretende mächtige Aufschwung von Handel und Ge- 
werbe dem ausschliefslichen Regimente nur von den Fürsten er- 
nannter Beamten ein Ende machte und in dem Rate ein neues 
Yerfassungsorgan schuf. Wenn sicherlich auch jede gewissenhafte 
Untersuchung der Yerfassungsent Wickelung kleinerer Städte ver- 
dienstlich ist*®), so werden diese Arbeiten doch zur Beantwortung 
der Probleme, wodurch es zur Ausbildung städtischer Yerfassungen 


Der Gedanke, dab wir in der Übertragung städtischen Verfassungs- 
rechts im Mittelalter etwas Ähnliches zu sehen haben wie in der heute .gleich- 
sam zur Vereinfachung des Verfahrens“ stattfindenden Rezeption von Ein- 
richtungen zur Regelung des Verhältnisses von Kapital und Arbeit, ist 
neuerdings von von Kap-herr in Quidde’s Ztschr. Bd. V (1891) S. 25 — 27 
trefflich ausgefOhrt worden. 

*®) l^gh Schmoller, Strafsbiugs Blüte (Stralsb. 1875) S. 15 ff. 

'*) Daran kann schon deshalb nicht gezweifelt werden, weil ein nicht 
unbedeutender Teil der Bevölkerung Deutschlands seit den letzten Jahr- 
hunderten des Mittelalters in kleinen z. T. spät zur Entwickelung gekommenen 
Städten lebte. Es gehört jedenfalls zur Aufgabe der deutschen Rechts- 
geschichte, festzustellen, welche Verfassungs- und Verwaltungsrechtssätze bei 
diesem Teile des deutschen Volkes in Übung waren. Ferner kommt auch 
in Betracht, dafs gerade diese kleinen Städte ,in nächster Beziehung zu dem 
Landvolke“ blieben. Vgl. Gothein, W. G. des Schwarzwaldes I S. 208. Zu 
vergleichen ist auch, was Luchaire, Les communes fran^aises A l’epoque 
des Capetiens directs (Paris 1890) p. 5 über die Wichtigkeit sagt, welche 
die .bourgeoisies“ und .villes neuves“ neben den alten Bischofsstädten für 
die Entwickelung des französischen Bürgerstandes besitzen. 
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in Deutschland gekommen ist, und an welche vorhandenen Ein- 
richtungen sich die ältesten spezifisch städtischen Behörden in 
Deutschland anschlossen, direkt nur recht wenig betragen können. 
Ganz anders liegt aber die methodische Frage bei der Unter- 
suchung von Institutionen, welche auch bei geringer Ausdehnung 
des Verkehrs und ebensowohl in kleinen wie in groisen Städten 
notwendig wurden, z. B. bei den Einrichtungen der Kauifahrt 
und des Marktes. Büier wird zur Erklärung und Ergänzung der 
ftir Orte mit bedeutender Gewerbe- und Handelsentwickelung über- 
lieferten Quellen eine Heranziehung des aus kleineren Städten vor- 
liegenden Materials völlig berechtigt sein, um so mehr, wenn es 
sich um nach Lage und Stammesrecht der Bewohner so verwandte 
Orte wie in unserem Falle handelt. Selbst Nachrichten, welche 
an diesen kleineren Orten in sehr später Zeit herrschende Zu- 
stände mitteilen, werden benutzt werden dürfen, da sich feststellen 
läfst, dafs das so Bezeugte den an Nachbarorten schon für die 
in Betracht kommende Periode überlieferten Verhältnissen 
durchaus entspricht. Dais in Dortmund ein Hansgrafenamt mit 

1’) Diese Abschweifung mag durch den Hinweis auf die Bedeutung 
entschuldigt werden, welche diese methodischen Fragen sowohl für die vor- 
liegende Untersuchung wie fOr die Entstehung der deutschen Stadtverfassung, 
das gegenwärtig wohl am meisten bearbeitete Problem der deutschen Bechts- 
geschichte, besitzen. Die vorliegenden Erörterungen, die eine nähere Aus- 
führung der von mir in Quidde's Ztschr. V S. 141 gegebenen Andeutungen 
enthalten, machen hoffentlich klar, dais ich, ohne gegen von mir selbst auf- 
gestellte methodische Grundsätze zu verstofsen , in meiner Arbeit über 
Worms etc. gelegentlich auch Allensbach heranziehen und Nitzsch’s sich 
hauptsächlich auf Material aus kleinen Städten stützende Forschungen über 
die Gilden benutzen konnte; ebenso, dafs ich jetzt Attendorn, Brilon, 
Hameln etc. zur Aufhellung des Wesens des Hansgrafenamtes verwenden 
darf. Auch wird nun der Unterschied klar sein, welcher sich bezüglich 
dieser methodischen Frage in den Schriften von Maure r's und von Below's 
einerseits, den Arbeiten Sohm’s und Aloys Schulte's andererseits fast 
durchweg erkennen lälst. Wo letztere Forscher Material aus kleineren 
Stödten zuzogen, da handelte es sich i. d. R. nur um Rechtsbrauch, der in 
grofsen wie in kleinen Städten, bei geringer wie bei mächtiger Verkehrs- 
entwickelung selbständig (ohne Rezeption) entstehen konnte, und wenigstens 
die Grundlagen des aus Quellen späterer Zeit nachgewiesenen waren über- 
all in den Quellen älterer Zeit überzeugend dargethan. Es ist doch, um 
nur dies anzuführen, etwas ganz anderes, wenn die Urkunde für Radolfszell 
von 1108 durch dem dreizehnten Jahrhundert angehOrende QueUenstellen 
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Rechten in fremden Gebieten schon im dreizehnten Jahrhundert 
existierte, kann nach den früher angeführten Quellen als sicher 
gelten. Zur Lösung der Frage, worin diese Rechte bestanden, 
werden wir nach den obigen Erörterungen Nachrichten über in 
fremden Gebieten berechtigte Hansgrafenämter aus den Nachbar- 
städten Attendorn und Brilon heranziehen dürfen, auch wenn die 
Zeugnisse dafür erst dem siebzehnten und achtzehnten Jahrhundert 
angehören. Die Benutzung derselben zur Erkenntnis von Zuständen 
des dreizehnten Jahrhunderts mufs — abgesehen von manchen 
noch später zu erörternden Thatsachen — schon deshalb freistehen, 
weil damals ja auch schon ein so kleiner westfälischer Ort wie 
Borken einen Hansgrafen besafs, dem auch Rechte auiserhalb des 
Stadtgebietes zustanden. 

Die beiden Orte Attendorn^®) und Brilon^®) haben in den ersten 
Decennien des dreizehnten Jahrhunderts von Erzbischof Engelbert 
von Köln Stadtrecht erhalten.®®) An dem seit dem zwölften und 
dreizehnten Jahrhundert mit Sicherheit zu konstatierenden Handel 
der Westfalen nach England, den Niederlanden und den baltischen 
Gebieten®’) haben nicht nur die Bürger von Soest, Dortmund und 
Münster, sondern mit ihnen und denjenigen anderer kleiner Städte 

aus dieser Stadt erläutert wird (vgl. Ztschr. f. G. d. Oberrheins V S. 147 ff.), 
als wenn Städte, welche vor dem dreizehnten Jahrhundert überhaupt kaum 
erwähnt werden, zur Grundlage einer Theorie über Ursprung der Stadt- 
verfassung gemacht werden. 

'*) Zur Geschichte von Attendorn vgl. Gengier, Cod. S. 63 — 65 und 
die dort angeführte Litteratur, ferner Tücking in Blätter zur näheren 
Kunde Westfalens Bd. XI (Meschede 1873) S. 8 — 33 und Brnnabend, Atten- 
dorn (Münster 1878). 

'*) Zur Geschichte von Brilon vgl. Gen gier, Cod. I S. 398 — 403 und 
die dort angeführte ältere Litteratur, von welcher mir die Broschüre: Die 
Statutarrechte der Stadt Brilon (Brilon 1837) nicht zugänglich war. Vgl. 
auch i. allg. Christian Becker, Gesch. Nachrichten über die im Briloner 
Stadtgebiet untergegangenen Dörfer (Brilon 1869) S. 1 — 24. 

*<’) Derselbe erteilt 1222 an Attendorn die Rechte von Soest (Seibertz, 
Drkb. I Nr. 166, Gengier, Cod. S. 64); an Brilon hat er zwischen 1216 und 
1220 ebenfalls Stadtrecht, aller Wahrscheinlichkeit nach gleichfalls Soester 
Recht erteilt, vgl. Gengier S. 398, 399, Seibertz, Quellen z. westfäl. Gesch. 
n S. 22. 23. 

*’) Stüve in Wigand’s Arch. I Heft 3 (Hamm 1826) S. 17 — 25 u. 
I Heft 4 S. 3 ff., ferner Seibertz ibid. IV S. 247ff. und Landes- u. Rg. West- 
falens TI. 3 S. 257 ff. 
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auch Kaufleute aus Attendorn^^) und wohl auch aus Brilon*^) 
teilgenommen. Doch ist die Bevölkerungszahl und Handelsbedentung 
dieser Städte stets nur eine sehr geringe gewesen.*^) Mit dieser 
Thatsache hängt es zusammen, dais die im Mittelalter gewöhn- 
lich hervortretende Einteilung der Handeltreibenden in Kauflente, 
welche den Verkehr ihrer Heimatsstadt mit dem Auslande ver- 
mitteln, und Krämer, welche sich von jenen ihre Waren ver- 
schaffen und sie dann in kleinen Quantitäten dem einheimischen 
Konsumenten anbieten^^), wenigstens in Brilon nicht ausgehildet 
ist. Da weder die Bevölkerung dieses Ortes genügende Kaufkraft 
zur Erhaltung der Krämer, noch die Stadt genügende Anziehungs- 
kraft für die Bewohner des platten Landes besafs^*’), so ist der sich 
dem Handel widmende Teil der Bewohner Brilons stets genötigt 

**) Im Jahre 1328 gründen die „opidani in Attendeme de fratemitate 
beati Nycolai se nominantes et ut sepius in eorum negotiationibue Regnum 
Anglie hequentantes* eine Kapelle (Seibertz, Urkb. II Nr. 627). Vgl. ferner 
die von Brunabend S. 32 — 39 gesammelten Notizen. 

2’) Dafür spricht die Beteiligung dieser Stadt an der Hanse, wovon 
weiter unten die Rede sein wird, sowie dafs selbst in dem bekannten für 
das ganz unbedeutende Städtchen Medebach 1165 ausgestellten Privileg der 
Fall vorgesehen war, dafs ein Bürger .pecuniam suam dat alicui concivi 
suo, ut inde negocietur in Dacia vel Rucia vel in alia regione . .* (Seibertz, 
Urkb. I Nr. 55 S. 74 § 15). 

Für diese Behauptung genügt es, auf Geschichte, Ausdehnung und 
Zustände dieser Städte zu verweisen. Seibertz’s 1826 in Wigands Arch. 
I Heft 4 S. 34 Note 2 geäufserte Ansicht, dafs Brilon, welches damals ,in 
400 Häusern beiläufig 2800 Einwohner* zählte, ,im vierzehnten Jahrhundert 
über 1400 Häuser mit beiläufig elftausend Einwohnern* gezählt hätte, ist 
vielleicht richtig, entbehrt aber jeden Beweises. Dagegen kann zur Schätzung 
der Bevülkerungszahl von Brilon und Attendorn in Betracht kommen, dab 
beide Städte nur je ein Kirchspiel bildeten, während Soest 6 Pfarrsprengel 
umfalste (Seibertz, Urkb. I Nr. 97); ferner, dafs nach dem Land&iedens- 
bündnis von 1307 Okt. 21 Soest 6, Brilon 2, Attendorn einen Bewa&eten 
zu stellen hatte (Hoehlbaum, Hans. Urkb. II Nr. 116 § 5). Vgl. Brunabend, 
Attendorn S. 65, 66 und über den allgemeinen Stand der Fragen der Sta- 
tistik mittelalterlicher Städte Jastrow, Die Volkszahlen deutscher Städte 
zu Ende des Mittelalters (Berlin 1886). 

«) Vgl. oben S. 12, 13. 

-*) Dies ergiebt sich ans den im folgenden dargestellten Verhältnissen. 
Vgl. auch Stü ve in Mitt. des hist. Vereins für Osnabrück VI S. 95, wonach 
letztere Stadt im sechzehnten Jahrhundert an Tagen, wo an benachbarten 
Orten Märkte stattfanden, von Kaufleuten fast leer war. 


Digilized by Google 



160 


gewesen, seine Waren selbst auf den Markten der benachbarten 
Städtchen und Dörfer feilzubieten. So erklärt es sich, dals Kauf- 
leute und Krämer in Brilon nicht nur in einer Innung vereinigt 
waren, sondern dals diese auch in der ältesten ihre Existenz be- 
zeugenden Quelle, einer 1289 von Börgermeister und Rat der Stadt 
BrUon ausgestellten Urkunde^^), geradezu als »Bruderschaft der 
Kaufleute oder Krämer“ bezeichnet wird.^*^) Diese Genossenschaft 
hat sich als »Krameramt“ oder »Krämerzunft“ in Brilon bis zum 
Ende des achtzehnten Jahrhunderts erhalten.^^) Im Jahre 1770 
liefs sie sich noch ihre durch eine Feuersbrunst zerstörten Statuten 
und Privilegien vom Stadtrat neu beurkunden; diese Urkunde 
wurde dann 1774 Dezember 5 vom Landesherren Brilons, dem 
Kölner Kurfürsten, Maximilian Friedrich, bestätigt. In dieser Be- 
stätigung wurde nun auch ausdrücklich als geltendes Recht aner- 
kannt, dafs die BrUoner Krämerzunft in den benachbarten Ort- 
schaften, welche mit Märkten versehen waren, namentlich zu 
Küstelberg, Meschede, Marsherg und Reiste, an letzterem Orte 
konkurrierend mit Attendorn »die grolse und kleine Hense oder 
das Henserecht ausübte“.®®) 

Auskunft über die Bedeutung des hier erwähnten Henserechts 
erhalten wir durch einige Nachrichten über Vorgänge des sieb- 
zehnten Jahrhunderts.®') In den fünfziger Jahren desselben be- 

2^ Seibertz, ürkb. I Nr. 428 S. 518, 519. 

A. a. 0. S. 519: . . . gebeiden, dat nemant sali betoemen tho niegg 
wand tho vorkopende, bebelper alleine der jener, de in der broederscbaff 
eint der vorg. kopluden oSte kremem, uth gbenhomen den daghen als Jar- 
market ist. 

*9) Vgl. Seibertz, Quellen II S. 48 und in Wigand’s Westf. Aroh. IV 
S. 264. 

90) So Seibertz in Arcb. a. a. O. Derselbe giebt an, dafs diese Ur- 
kunde von 1774 Dez. 5 sich im »Briloner Stadtarchiv' befindet. Auf eine 
an dies Archiv gerichtete Anfrage erhielt ich vom dortigen Magistrat die 
Auskunft, dafs diese Urkunde »Seibertz überlassen, bei dem Tode desselben 
nicht zurfickgegeben und spurlos verschwunden' ist. 

91) Für diese Vorgänge sind wir gegenwärtig auf die von Seibertz 
in Arch. a. a. 0. S. 263 und Landes- u. Rg. 111 S. 453 gegebenen Nachrichten 
angewiesen. Dieser Forscher berichtet, dafs sich »die Schreiben von Rüden 
und Geseke“ im Briloner Stadtarchive befinden; jedoch gilt von ihnen das- 
selbe, wie von der in der vorigen Note erwähnten Urkunde. Bender bringt 
in seiner anerkennenswerten Gesch. der Stadt Rüden (Werl und Arnsberg 
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hauptete nämlich Attendorn, dals ihm das Recht zur Bestellung 
einer ^Hensemeisterei“ über alle Kramerzfinfte des Landes (d. h. 
des Herzogtums Westfalen) zustehe. Die ,Hensegrafen* oder 
^Hensemeister“ von Attendorn mafsten sich dEinach die Befugnis 
an, auf den Märkten der übrigen Städte ,die Qualifikation der 
Marktkrämer zu untersuchen“; „wofür sie dann gewisse Gebühren, 
gewöhnlich das Standgeld, bezogen“. Dieses Recht wollten aber 
die vier sogenannten „Hauptstädte“ des Herzogtums Westfalen, 
nämlich Brilon, Rüden, Geseke und Werl, den Attendomem nicht 
zugeetehen. Im August 1652 beurkundeten jene Städte vielmehr 
ihren eigenen Kramerzünften ungeföhr folgendes: „Die Behauptung 
der von Attendorn unterstelle lediglich ein Attentat, welches von 
ihnen als privatis et posterioribus in ordine sowohl bei der Hanse 
als bei der Landschaft um so mehr befremde, da es gegen alle 
Observanz sei; wie dann noch namentlich im Jahre 1644, sämmt* 
liehe Hensemeister der einze lnen EramerzOnfte in den genannten 
Hauptstädten, ihr Hense^us am „Attendorischen Rumbherren“ 
exerciert hätten. Die städtischen Archive wiesen deutlich nach, 
dais, wie in Landessachen, so auch in denen der Hense, Brilon 
der erste, dann Rüden, Geseke und Werl der Rang gebühre, gleich 
auch zu Hensetagen die Städte in dieser Ordnung specieU con- 
vocirt werden und für sich und ihre Zugewandten die Contri- 
butionen zum Comtoir in Soest geliefert hätten. Jederzeit hätten 
sie deswegen auch unbestritten das Henserecht geübt und die von 
ihnen gehenseten Kramer seien überall im Inlande und Auslande 
als solche respectirt worden. 

Den hier mitgeteilten Vorgängen ist in Bezug auf das Hans- 
grafenamt vor allem die Thatsache zu entnehmen, dals auch in 
Attendorn Hensegrafen oder Hensemeister, in Brilon, Rüden, Geseke 
und Werl Hensemeister an der Spitze einer Hanse, einer Genossen- 

1848) über diese Verhältnisse nur (S. 340) einen Abdruck der Seibertz'schen 
Ausführungen; Brunabend S. 43 einen Abdruck von Seibertz Landes- u. Rg. 
a. a. O. An letzterer Stelle sagt Seibertz übrigens, dafs er in diesem 
Werke „später darauf zurückkommen“ werde. Es ist dies aber, da er bald 
darauf starb, nicht geschehen; um so bedauerlicher ist der Verlust dieser 
Akten. 

^>) Einzelne Stellen dieses Seibertz'schen Berichtes, wie die Erwähnung 
des „Rumbherren“ aus Attendorn und die Berufung auf die Rangordnung 
der Städte in der Hanse, werden unten noch näher erläutert werden. 

Koehne, Das Hanagrafensint. 11 
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Schaft von Handeltreibenden, standen. Ferner geht aus ihnen auch 
hervor, dafs die Hansgrafen oder Hensemeister respektive die Hansen 
der einzelnen Städte auch gegenüber solchen Personen Rechte be- 
safsen, welche weder ihrer Heimatsstadt noch ihrer Genossenschaft 
angehörten. Endlich bestand nach diesen Berichten das Hense- 
recht auf dem fremden Markte in der Zulassung der einzelnen 
Händler zum Verkauf und setzte sich aus der Untersuchung, ob 
die zu Handelsgeschäften auf diesem Markte zuzulassende Person 
dazu geeignet sei, und der Erhebung einer Abgabe zusammen. 

Es traten also die Kanfleute ans den einzelnen Städten auf 
diesen Märkten als Genossenschaften auf, denen gegen einander 
und gegenüber dritten bestimmte Rechte zustanden. Dafs dieser 
Brauch auf den westfalischen Märkten schon im dreizehnten 
Jahrhundert geübt wurde, geht aus einer Stelle des Vertrages 
von Ladbergen hervor, der 1246 von Münster und Osnabrück für 
sich \ind die in ihrer Klientel befindlichen Städte abgeschlossen 
wurde.^^) Danach sollten nämlich auf den Märkten des Bistums 
Münster die dortigen Kaufleute beim Aufschlagen der Buden die 
ersten sein und ihnen unmittelbar die Osnabrücker folgen; hin- 
gegen sollten auf den Märkten des Bistums Osnabrück zunächst 
die Kaufleute aus dieser Stadt, dann diejenigen von Münster ihre 
Buden aufschlagen.^*) Der ihnen bezüglich des Henserechts zu 
entnehmenden Thatsachen wegen ist auch noch einiger anderer 
Nachrichten an dieser Stelle zu gedenken, in denen gleichfalls das 
Hansgrafenamt selbst nicht erwähnt wird. So sei angeführt, dals 
in einer Urkunde von 1697 dem Krameramte zu Menden „das 
alte Henserecht“ über einheimische und fremde Krämer ausdrücklich 
bestätigt wurde; damit scheint auch „Visitation“ über deren „Ehlen- 
mafs, Gewicht und Waaren“ verbunden gewesen zu sein.®^) Die 

Hoehlbaum, Hans. Urkb. I Nr. 345. Den Bund scblielsen acabini 
totaque burgensinm ac civium Monasteriensis civitatis Universitas cum uni- 
versis suis adintoribus, scabini totaque burgensinm ac civium Osnabrugensis 
civitatis Universitas cum nniversis suis adiutoribns. Zu den „adiutores* g;e- 
hOrten sicher Minden, das in einer anderen Ausfertigung selbst unter den 
am Vertragsabscblnfs Beteiligten genannt wird (s. Hoeblbaum a. a. 0.), 
Herford und Coesfeld, vgl. Zurbonsen, Der westföliscbe St&dtebund 
(Münster 1881) S. 3. 

Hoeblbaum a. a. O. Nr. 345. 

S. von Steinen, WestÜll. Oescbicbte IV (Lemgo 1760) S. 1145, 
vgl. Seibertz in Wigand's Archiv IV S. 262. Dieselben Rechte der Er&mer- 
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ausföhrlichsten Nachrichten haben wir aber über Hänsen und 
Hänserecht aus Osnabrück. Über das fünfzehnte Jahrhundert be- 
richtet Stüve^*), dals auf den Jahrmärkten in der Umgebung von 
Osnabrück , nicht nur von den Genossen aus jeder Stadt auf Ord- 
nung und gute Waare streng gehalten, sondern auch mit denen aus 
anderen Städten eine Gemeinschaft gepflogen“ sei, «welche an die 
Verträge von 1246 erinnert und in allen Stücken das yerkleinerte 
BUd deijenigen Gebräuche liefert, welche auf den grolsen Märkten 
des Auslandes die Hansen der deutschen Kaufleute gebildet hatten 
und erhielten“. 

Leider giebt Stüve für diese Behauptungen keine Quellen 
an. Jedoch wird in dem allerdings erst im sechzehnten Jahr- 
hundert verfafeten Amtsbnche der Schuhmacher unter den Ver- 
pflichtungen, welche die Meister vor ihrer Aufnahme eidlich an- 
erkennen müssen, auch die erwähnt, auf Märkten, auf welchen sie 
vorher noch nie gewesen sind, die von ihnen «geforderte Hensse* 
nicht zu weigem.^^) Hense ist hier also die Abgabe deijenigen, 
welche zum erstenmal den Markt besuchen; diese Abgabe heifst 
demnach ebenso wie die Genossenschaft, welche sie erhebt, und 
deren Mitglied man durch ihre Entrichtung wird.^^) Die Gesamt- 
heit der OsnabrOcker Schuhmacher, welche einen Markt besuchen, 
hat hier aber ähnliche Rechte, wie sonst die Gesamtheit der Markt- 
besucher aus einer oder mehreren Städten ausgeübt.^*) Wenigstens 
wird uns 1658 ein Fall von «Verhansnng“ deijenigen Schuhmacher 
berichtet, welche schlechte Waren auf den Markt zu Iburg ge- 
führt haben; im Jahre 1669 wurden Osnabrücker Schuhmachern, 
welche minderwertige Schuhe auf dem Vechter Markt zu Verkauf 
gestellt hatten , dieselben durch ihre Handwerksgenossen kon- 
fisziert**) Besonders bemerkenswert sind aber die zwischen Osna- 
brücker und Herforder Schuhmachern Uber die Marktordnung zu 

Zunft («Visitation und Hanaarecht über neue ankommende Tücher und andere 
Kr&mer“) werden nach Nitzach, Monatsberichte d. Akad. zu Berlin 1879 
S. 22 auch in den Zunftatatuten von 1617 erwähnt. Vgl. Nitzach ibid. 
1880 S. 381. 

Gesch. des Hochatiftea Osnabrück I (Jena 1853) S. 460. 

Hitt. des hist. Vereins zu Osnabrück Bd. VII S. 185 § 9. 

**) Vgl. die Erörterungen in Buch IQ über die Bedeutungen dieses Wortes. 

s*) S. Stüve in Mitt. a. a. 0. IV S. 343, VI S. 91 und VII 125. 

««) Stüve a. a. 0. VH 125, vgl. IV 343. 

11 “ 
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Gesmold 1642 geführten Streitigkeiten. Die Osnabrttcker Schuh- 
msmher behaupteten fttr diesen Markt die Bestinunung aufrecht 
erhalten zu dürfen, dafs kein Verkäufer vor einer bestimmten Zeit 
seine Waren au&tellen dürfe. Daher pfändeten sie den Herfordernt 
welche ihnen dies Becht nicht zugestehen wollten und schon bei 
Sonnenaufgang ihre Waren aufhingen, zwei Paar Schuhe; ,was 
dann zu Schlägereien und Klagen vor dem Amtmann führte. 

Auch hier traten also die Marktbesucher aus derselben Stadt 
als geschlossene Genossenschaft auf und nahmen auch Fremden 
gegenüber das Recht zur Auferlegung von Ordnungsstrafen in 
Anspruch. Personen, die derselben Stadt wie die auf Ordnung 
haltende Genossenschaft angehörten, wurden nicht nur auf dem 
fremden Markte, sondern auch noch zu Hause von ihren Gilde- 
brüdem bestraft^ Die Strafen erhob der Gildemeister^^); diesem 
muiste auch bei manchen Zünften, z. B. bei den Kürschnern nach 
einem Beschlüsse von 1574, jeder Handwerksgenosse die Menge 
der Waren anzeigen, die er auf den Markt zu bringen beabsich* 
tigte.^^) Der Gildemeister übte auch auf dem fremden Markte unter 
Zuhilfenahme von vier von ihm bestellten Meistern die Warenschau 
aus; war er selbst nicht anwesend, so vertrat ihn der älteste gegen- 
wärtige Amisbruder.^^) Die bei Gelegenheit dieses Marktbesuchs 
erhobenen Geldstrafen, sowie das Hansegeld wurden, soweit nicht 
manche Handwerke sie zu den Fuhrkosten gemeinsam bestellter 
Wagen verwendeten, von den auf dem Markte anwesenden Hand- 
werksgenossen vertmnken.^^) Einmal wird von einem Schuhmacher, 
der sich der von seinen Genossen versuchten Konfiskation seiner 
Ware widersetzt hatte, ausdrücklich berichtet, dafs er dafür zu 
Hause um Tonnen Bier bestraft sei.^^) 

Auffallend ist, dals bei den hier mitgeteilten Vorgängen die 
.Hense“ nur von den einem einzelnen Handwerk angehörenden 
Marktbesuchem erhoben wird und dals die sonst als Henserecht 
bezeichneten Berechtigungen der Marktbesucher aus einer Stadt 

♦®») ibid. 

«) A. a. 0. Vn 125, 126. 

«) A. a. 0. S. 125. 

«8) A. a. 0. S. 124. 

**) A. a. 0. S. 124, 125. 

«) ibid. vgl. auch VI S. 91. , 

«) ibid. VII 126. 
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diesen doch nur insoweit zustehen, als sie diesem Handwerk an- 
gehören; endlich, dals sich auch dies Henserecht dementsprechend 
nur auf die Waren bezieht, welche der Arbeit des betreffenden 
Gewerbes entsprechen. Diese Thatsachen dürften sich dadurch er- 
klären, dals, wie auch aus dem Vertrage Ton Ladbergen gefolgert 
werden kann, ursprünglich die Gesamtheit der Besucher auswärtiger 
Märkte aus Osnabrück eine Gemeinschaft bildete, und dafs dann 
später — entsprechend dem engeren Zusammenschluls der dasselbe 
Handwerk treibenden Genossen in der Heimatsstadt — auch die 
Gemeinschaft der Marktbesncher sich auf demselben Handwerk 
angehörende Personen beschränkte. Gerade für Osnabrück ist ja 
neuerdings von Philippi*^ im Anschlufs an die Forschungen von 
Stüve überzeugend dargethan worden, dais die grolse Gilde, welche 
in elf — sämtlich aus Personen, die für den Marktverkehr arbeiteten, 
bestehende — Genossenschaften je eines bestimmten Gewerbes, die 
sogenannten Ämter, zerfiel, ihnen g^enfiber entschieden ,die ältere 
Bildung war, innerhalb deren sich dann später die einzelnen Ämter* 
ausbildeten und zu selbständigen Korporationen wurden. Während 
die Gilde im dreizehnten Jahrhundert schon sicher nachweisbar 
ist, war die Entwickelung der Ämter, in welche sie später zerfiel, 
1360 noch nicht abgeschlossen; erst 1407 treten die später regel- 
recht zur Gilde gezählten elf Ämter scharf begrenzt hervor.^^) 

Die Utesten Osnabräckuchen Gildeurkunden (Osnabrück 1890) 
S. III, IV. 

^ Vgl. Philippi a. a. 0. S. V und Urkunde Nr. 8 S. 9 und 20 S. 19. 
Abgesehen von den erwähnten chronologischen Verhältnissen kommt für die 
im Text mitgeteilten Forschungsergebnisse Philippi's noch der von ihm 
S. V mit Recht hervorgehobene Umstand in Betracht, dafs ,so bedenteame 
Genossenschaften wie die der Leinen- nnd WoUenweber anlserhalb der grolsen 
GUde standen* ; diese Thatsache erklärt sich nämlich nur dadurch, dafs die 
Osnabrflcker Weher ihre Fabrikate ,im Ganzen an die Wandschneider ver- 
kauften, die dann den Verkauf im Einzelnen ühemahmen*. So kann dies von 
Nit zach nicht benutzte Material ans Osnabrück als Beweis für die Richtig- 
keit seiner Theorie von der Existenz einer grofsen Gilde angesehen 
werden, welche alle im Marktverkehr als Verkäufer auftretenden Einwohner 
vor dem Entstehen der Handwerkerzünfte zusammenfalste. Zu bedauern ist, 
dafs Regel (Städte nnd Gilden), obgleich er das angeführte Buch Philippi's 
bei der Darstellung der Osnabrücker Verhältnisse (a. a. O. H 382, 383) ver- 
wendet, die Ausführungen desselben bei der Nachprüfung der Theorie Ni tzsch's 
nicht herangezogen hat. Über die Bedeutung der Gilde für die Verfassungs- 
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Ebenso wie die Osnabrücker auf fremden Märkten von ihren 
Landsleuten, so forderten auch Fremde zu Osnabrück von solchen 
Personen, welche sich zum erstenmal zu Handelszwecken dorthin 
begeben hatten, eine besondere Abgabe unter dem Namen „Hense“ 
oder „Hensegeld“. Über diese Thatsache sind wir durch mehrere 
Aktenstücke näher unterrichtet, welche den am St. Gallustage zu 
Osnabrück abgehaltenen Ochsenmarkt betreffen.*^ Bemerkenswert 
ist, dafs die Stadt, obgleich sie an dem durch diese Hense ge- 
sammelten Gelde keinen Anteil hatte^**), doch über die Höhe des- 
selben Bestimmungen erliefs^^) und den auswärtigen Handelsleuten 
bei der Erhebung Beistand leistete. So liels sie sich 1661 von 
einigen Ochsenhändlem aus der Grafschs^ Delmenhorst, welche 
sich nicht „hensen“ lassen wollten, ausdrücklich versprechen, den 
Osnabrücker Markt nicht wieder zu besuchen.^^) Ferner wurden 
im Jahre 1717 die Sachen eines oldenbnrgischen Viehhändlers 
Heinrich Reinders, der die Zahlung der Hense verweigerte, von 
der Stadt mit Beschlag belegt.^^) Als Reinders, durch Eintreten 
der Landesregierimg freigelassen, im nächsten Jahre wieder den 
St. Gallusmarkt besuchte, ohne das Hensegeld zahlen zu wollen, 
wurde er auf Verlangen der übrigen oldenbnrgischen Viehhändler 

entwickeluDg in OsnabrUck s. jetzt den ausgezeichneten Aa&atz Philippi's 
in Hansische Gschtsbl. 1889 (Leipzig 1891) bes. S. 179, 180. 

<*) Dieselben sind im Osnabrücker Stadtarchiv als Fascikel Polizei 36 
Märkte 6 (im folgenden als 0. S.-A. bezeichnet) zusammengefalst; dies Fas- 
cikel, über dessen Inhalt Stüve, Mitt. IV S. 343 eine kurze Andeutung 
giebt, ist mir von der dortigen Archivverwaltung zur Benutzung übersandt 
worden. Gleichzeitig wurde mir aber mitgeteilt, dals die den übrigen 
Nachrichten Stüve’s über das Hansen zu Grunde liegenden Akten sich nicht 
im Osnabrücker Stadtarchiv befinden. 

^) Dies wird in einer Eingabe an die Osnabrücker Behörden ausdrück- 
lich hervorgehoben. S. 0. S.-A. Nr. 6. 

AI) Im Jahre 1718 sagt ein deshalb befragter Zeuge vor einer Gerichts- 
kommission aus, dafs bis vor etwa 20 Jahren .einer 20, ein ander 22, 
widerumb einer wohl 40 und mehr“ Beichsthaler als Hense „gegeben, nach- 
dem sie es im Vermögen gehabt“; dann aber hätten Bürgermeister und Bat 
„die volle hänse“ auf 5 Beichsth. festgesetzt, die entweder sogleich oder zur 
Hälfte beim ersten und zur Hälfte beim zweiten Besuche des Osnabrücker 
Marktes gegeben werden müfsten. So 0. S.-A. Nr. 9, vgL auch ibid. Nr. 6. 

82) So 0. S.-A. Nr. 1. 

88) O. S.-A. Nr. 4 — 6. Übrigens wird dieser Beinders auch in manchen 
Aktenstücken Beiners genannt. 


Digitized by Google 



167 


Yon den Osnabrücker Stadtbehörden arretiert; es entspann sich ein 
Yreitlänfiger Prozeis, der mit Reinders Freilassung und der Ab- 
schafPung der Hense endete. Besonders interessant ist, dafs es 
sich auch hier um eine einmalige Abgabe handelt, die beim 
ersten Besuche des osnabrttckischen Marktes gezahlt wird; ferner, 
dafs diejenigen Viehhändler, welche, sei es in der Stadt, sei es 
außerhalb derselben, aber im Stifte Osnabrück ansässig waren, 
jedenfalls die Hense nicht zu leisten brauchten, wahrscheinlich aber 
auch ursprünglich ihrerseits nicht das Henserecht besafsen.^^) 
Endlich ist noch hervorzuheben, dals dies Henserecht, dessen Existenz 
einer der zeitgenössischen Juristen schon aus dem Grunde bestritt, 
weil „Fremde nicht in alieno territorio consuetudinem einführen“ 
könnten^*), doch durch Jahrhunderte bestanden hat. 

Wenn auch nicht Hensegrafen, so werden in diesen Akten doch 
Alterlente der fremden Viehhändler erwähnt. Von ihren Funktionen 
ist nur ersichtlich, dafs sie von den ihrer Ansicht nach zur Hense- 
zahlung Verpflichteten diese Forderung erhoben und in dem 1718 
geführten Prozeise dadurch, dafs sie den für Unterstützung des Hense- 
rechts seitens der einheimischen Behörden eintretenden Advokaten 
bestellten, selbst als Vertreter der Gesamtheit der zur Hense Be- 


»«) O. 8.-A. Nr. 7—14. 

H) ijn Jahre 1692 entstand n&mlich zwischen den zwar nicht in der 
Stadt, aber im Stifte Osnabrück ansässigen Ochsenhftndlem einerseits und 
den ausländischen andrerseits ein Streit, weil erstere von einem fremden 
Ochsenhändler die Hense gefordert und die übrigen zur Feier der Hense 
eingeladen hatten. Die fremden Ochsenhändler riefen darauf die Hilfe der 
Stadt an und machten namentlich geltend, dafs die im Stiftsgebiete an- 
sässigen Ochsenhändler selbst nicht die Hense gezahlt hätten. Diese That- 
sache wurde von den im Stifte ansässigen Viehhändlern auch gar nicht in 
Abrede gestellt; sie behaupteten aber, dals diese Thatsache darin begründet 
sei, dals sie „in immemoriali possessione libertatis“ wären, sich nicht hensen 
zu lassen, weil sie „Kaufhandelschaft in ihrem Vaterlande“ trieben „und 
der Landesobrigkeit Geleitsgeld, auch Schatz und Beisteuer“ bezahlten. 
Nach ihrer Ansicht könne aber den fremden Ochsenhändlem in Osnabrück 
„kein privativum ins hansiaticum“ zustehen. S. 0. S.-A. Nr. 2, 3. Wie der 
Streit von der Stadt entschieden wurde, ist aus den überlieferten Akten 
nicht ersichtlich. — Da die im Stifte Osnabrück, aber nicht in der Stadt 
ansässigen Ochsenhändler von der Zahlung der Hense nach dem angegebenen 
völlig frei waren, so ist es von den in der Stadt ansässigen ganz zweifellos. 

6«) 0. S.-A. Nr. 7. 
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rechtigten handelten.^^) Über die Ernennung dieser Älterleute geben 
unsere Quellen keine direkte Auskunft. Der ganzen Sachlage nach 
ist es indes am wahrscheinlichsten, dass sie von denjenigen, welche 
durch Zahlung der Hense gewissermaisen Mitglieder einer Genossen- 
schaft geworden waren, ohne obrigkeitliche Mitwirkung gewählt 
wurden. Ein über 100 Jahr altes Verzeichnis der Mitglieder dieser 
Gesellschaft befand sich 1718 in einem Osnabrücker Wirtshause; 
in einer Stube desselben pflegten nämlich die einzelnen nach ihrer 
Aufnahme in die Gesellschaft entweder kupferne Platten mit ihrem 
Namen anzunageln oder anzuheften oder auch denselben mit Kreide 
anzuschreiben und ,Jahr und Tag, wann sie die Hanse gegeben“, 
beizufÜgen.^^) In diesem Wirtshaus fanden auch die Schmausereien 
und Trinkgelage statt^^), zu deren Bezahlung das ganze von diesen 
Ochsenhändlem auf dem Gallusmarkte erhobene Hensegeld ver- 
wandt wurde.*®) 

Kehren wir nach diesen Erörterungen, welche jedenfalls die 
Bedeutung und weite Verbreitung®*) der Sitte des »Hensens* auf 


»7) S. 0. S.-A. Nr. 9 u. 13. 

58) O. S.-A. Nr. 8. Gleichzeitig ist auch vom Anschlägen der „wapen“ 
die Rede. Gemeint sind offenbar die danach damals in Westfalen durch- 
aus nicht etwa nur bei Adligen üblichen sogenannten „Handzeichen“. Ana- 
loge Fälle, in denen Handzeichen in Registern von GUdegenossen den Namen 
hinzugefügt werden, s. bei Homeyer, Haus- und Hofmarken (Berlin 1890) 
S. 21 1, über andere speziell Westfalen angebörende Beispiele für Hinzufügnng 
des Handzeichens zum Namen s. Friedländer in Ztschr. f. vaterl. Gesch. 
XXX (Münster 1872) S. 244 ff. 

59) 0. S.-A. Nr. 8. 

60 ) X)ais das Hensegeld nur zu diesem Zwecke erhoben wurde, wird in 
mehreren von Reinders Advokaten verfafsten Eingaben betont, von dessen 
Gegner nicht bestritten. Ygl. z. B. O. S.-A. Nr. 7 : „solche Gelder nur zum 
Sauffen undt spielen, schmausen undt tumultuiren angewandt werden“. 

61) Wohl zu berücksichtigen ist in dieser Hinsicht auch noch folgender 
Umstand. Eine derartige Beachtung dieses Hensebrauchs seitens der Be- 
hörden, dafs es zu schriftlichen Aufzeichnungen kam, fand vielfach erst dann 
statt, als einzelne Marktbesucher hoffen konnten, sich demselben durch An- 
rufung der Behörden mit Erfolg zu entziehen. Dies wird auch i. d. R. erst 
dann geschehen sein, als die Gefahren und Beschwerden kaufmännischer 
Reisen bereits so gering geworden, dab der einzelne das Zusammenhalten 
mit den übrigen Marktbesuchem entbehren konnte. Wo sich aber die 
Landesbehörden einmengten, werden sie meist auch anf Abschaffung dieses 
Hensebrauchs hingewirkt haben. Die romanistisch geschalten Beamten 
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den westfälischen Märkten®*) zeigen, wieder zu den Nachrichten über 
Attendorn und Brilon zurück, ln beiden Städten fanden wir die 
Krämerzunft im Besitze des Henserechts auf den umliegenden 
Märkten.®®) Für Brilon war sicher festgestellt, dafs diese Genossen- 
schaft alle Handeltreibenden der Stadt, sowohl Grofsbändler wie Klein- 
händler, vereinigte®®); nach dem Geschichtsschreiber Attendorns, 
Brunabend®®), umfaiste ebenso in Attendorn die Krämerzunft 
neben den kleineren Geschäftsleuten und Krämern auch die Kauf- 
mannschaft.®®) Es erscheint mindestens als sehr wohl möglich, dals, 
wie Philippi für Osnabrück nachgewiesen®*), Nitzsch für Menden 
und andere Städte höchst wahrscheinlich gemacht®®), auch in Brilon 
und Attendorn ursprünglich eine alle für den Markt arbeitenden 
Einwohner zusammenfassende «g^rolse GUde* bestanden hat.®®) 

mufsten ihn als in Widerspruch zu den Grundsätzen des römischen Rechts 
stehend ansehen; die Trinkgelage, zu denen die Hense damals vorwiegend 
oder ansschliefslich gebraucht wurde, erschienen aber als Verletzung der 
landesfürstlichen Polizeiordnnngen, welche „alle Saufereyen bei hoher fis- 
calischer straffe“ untersagten (so O. S.-A. Nr. 6). So war es z. B. bei dem 
„Hensen“ auf dem Gallusmarkte zu Osnabrück der Fall, das gerade aus An- 
lafs jenes Prozesses, infolge dessen die meisten der hier angeführten That- 
sachen überliefert sind, durch landesfürstliches Dekret verboten wurde. 

<’*) Über Zeugnisse für den Gebrauch des „Bensens“ in anderen Gegen- 
den wird in den folgenden Büchern die Rede sein. 

«») S. oben 160, 161 zu Note 30—82. 

M) S. oben S. 160. 

<^) S. in dem oben S. 158 Note 18 citierten Buche 8. 43. 

Dagegen bestand die oben S. 159 Note 22 erwähnte Nicolausbrüder- 
schaft zu Attendorn nur aus Kaufleuten; dieselbe scheint sich aber im wesent- 
lichen auf gesellige und religiöse Zwecke beschränkt zu haben. Vgl. die 
von Tflcking in dem oben S. 158 Note 18 citierten Aufsatze S. 9—13 und 
von Brunabend S. 41 — 43 gesammelten Nachrichten über diese noch heute 
bestehende Genossenschaft. 

**) oben S. 165 Note 47, 48. 

0^ Bezüglich des von Hegel in seinem Buche Städte u. Gilden Bd. II 
passim gegen Nitzsch's Ausführungen erhobenen Einspruches sei an dieser 
Stelle nur auf Gierke's in der Deutschen Litteratur-Zeitung 1892 S. 257 
erschienene Kritik verwiesen. 

*9) In dieser Beziehung verdient Beachtung, dafs in Brilon auch noch 
nach Statuten des fünfzehnten und sechzehnten Jahrhunderts zum Kramer- 
amte .aufser den Handeltreibenden auch die Bäcker, Tuchmacher und die 
vermögenderen Einwohner, die kein bestimmtes Gewerbe trieben*, gehörten. 
S. Seibertz, Quellen II S. 48. 
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Dann würde die später hervortretende Kramerzunft auch bezüglich 
des Henserechtes als die Recbtsnachfolgerin dieser grolsen Gilde 
anzQsehen sein. 

In der Zeit, der Seibertz's aus zuverlässigem Aktenmaterial 
gewonnene Nachrichten angehören, stehen, wie früher erwähnt, an 
der Spitze der das Henserecht auf fremden Märkten ausübenden 
Bandelsleute Hensemeister und Hensegrafen.^*’) Ob beide Be- 
zeichnungen als völlig identische gebraucht wurden, ist nicht mehr 
festzustellen. Dagegen kann es als immerhin wahrscheinlich be- 
zeichnet werden, dals — den Verhältnissen der auf fremden Märkten 
das Henserecht übenden Osnabrücker Marktbesucher entsprechend^^) 
— der Vorsteher des Krämeramtes in Brilon und Attendorn, und, 
wenn er nicht anwesend war, der Älteste der anwesenden Mitglieder 
der Kramerzunft das Am t des Hensemeisters oder Hens^p^en 
erhielt. Doch giebt diese Analogie natürlich keine Gewifsheit. 

So fehlt es gerade in diesen westfälischen Quellen an irgend 
welchen sicheren Nachrichten darüber, wer den Hansgrafen wählte 
oder ernannte. Zur Beantwortung dieser Frage und zur Erkenntnis 
der Stellung des Hansgrafen überhaupt wäre es gewils sehr nütz- 
lich, wenn es gelänge, den Ursprung des Henserechtes, dessen Aus- 
übung wir als die Hauptfunktion des westfölischen Hansgrafen 
erkannt haben, bei allen denjenigen Städten zu ermitteln, welchen 
dasselbe auf fremden Märkten namentlich auch hinsichtlich dort 
Einheimischer znstand. Als solche Orte kommen nach den oben 
gegebenen Ausführungen zunächst Dortmund, das gegenüber Borken, 
und Borken selbst in Betracht, das gegenüber 19 kleinen Orten 
in seiner Umgebung Hänserecht besafs.^*) Ferner ist Brilon zu 
berücksichtigen, das auf den Märkten Küstelberg, Marsberg und 
Reiste Henserechte ausübte^^); an letzterem Orte mnfste es aber 
dies Recht mit Attendorn teilen^^), das aufserdem das Henserecht 
in Brilon, Rüden, Geseke und Werl in Anspruch nahm^^), während 
diese Städte ihrerseits behaupteten, dals auf ihren eigenen Märkten 


70) Vgl. oben S. 160, 161. 

7>) Vgl. oben S. 164 mit Note 44. 
7») Vgl. oben S. 153. 

73) S. oben S. 160 zu Note 30. 

7*) ibid. 

7») Vgl. oben S. 160 ff. 
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dies Recht ihnen seihst, such gegen Attendorn, zustehe.^*) Endlich 
ist noch Osnabrück zu berücksichtigen, dessen Angehörige wir in 
Gesmold, Iburg und Vechte Hänserechte ausüben sahenJ^) 

Man wird sich erinnern, dafs die Hauptstädte des Herzogtums 
Westfalen sich, als Attendorn auf ihren Märkten das Henserecht 
geltend machen wollte, darauf beriefen, dafs sie .zu den Hensetagen 
speciell conrociert würden und für sich und ihre Zugewandten 
die Contributionen zum Comtoir in Soest geliefert hätten*.'^) 
Man könnte nämlich in Rücksicht darauf snnehmen, dafs die im 
Henserechte heirortretende Unterordnung der kleineren westfälischen 
Städte unter die gröfseren such irgendwie mit der eigentümlichen 
Organisation des Hansabundes in Westfalen zusammenhängt.^*) 

8. ibid., besonders die Nachricht, dais 1644 die Hensemeister in 
Brilon nnd anderen Stadien .ihr Hense ins am Attendorischen Rnmbherren 
exerciert* hatten. Die Bedeutung von „Rumbherr* ist nicht mit Sicherheit 
festzustellen. Vielleicht hangt es mit .Romanye* oder „Rumenie* zusammen, 
wie in Soest das etwa dem in anderen Städten erwähnten Schfitting ent- 
sprechende Yersammlungshans der Eaufmannsgilde genannt wurde, vgl. 
Barthold, Soest, die Stadt der Engem (Soest 1855) S. 61 n. S. 165, 166. 
Wahrscheinlicher ist aber, dals es mit .Rümpen“, .Rumperey* zusanunen- 
hangt. Dies bedeutet nach Weddigen, Beitr. zu einem westf. Idiotikon 
(Westfalisches Magazin IV Dessau u. Leipzig 1788 S. 165) Jemand fast mit 
Gewalt oder Drohung nStigen, dals er sich zur Nachbarschaft durch Gebung 
von Bier, Taback, Branndtwein qualificieren solle*. 

”) S. oben S. 161. 

’8) Vgl. oben S. 163, 164. 

’*) Von Neueren bringt Seibertz in Wigand’s Arch. IV S. 263 die 
.hanseatischen Handelsverbindungen“ Attendorns mit den von ihm auf 
fremden Markten in Anspmch genommenen Prärogativen in Verbindung. 
Auch Bender (in dem oben S. 160 Note 31 citierten Werke) S. 340 sieht in 
den .Eramer-Ämtem“ der ihnen auf fremden Markten zustehenden Rechte 
wegen .die Reste des langst verschollenen Hansabundes“. Dagegen verneint 
Wilmans, Additam. S. 88 die von ihm aufgeworfene Frage: „Hing das Dort- 
munder Hansegraviat mit dem Hanseschen Stadtebunde zusammen?“ FOr 
diese Entscheidung beraft er sich aber — aulser auf eine nicht publizierte 
Mitteilung HOhlbaums — nur auf die bezüglich des Regensburger Hans- 
grafenamts aufgestellte Behauptung von Waitz, dafs der Hansgraf „nichts 
mit einer Gilde in der Stadt zu thun“ hat, und die Bestimmung über das 
Hansgrafenamt in der Regensburger Urkunde von 1230 (s. Buch I Eapitel I 
Note 7). Allein die Irrigkeit von Waitz’ Ansicht ist schon im Anfang 
unserer Untersuchung nachgewiesen (s. ibid. S. 10) und die aulserdem für 
westfalische Verhältnisse ganz irrelevante Urkunde von 1230 muls sicher 
anders ausgelegt werden, als Wilmans annahm (s. ibid. S. 8 — 11). 
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Die Wichtigkeit, welche diese Einrichtung, wenn jene Annahme 
zur Gewi&heit würde, für die hier betrachteten Probleme haben 
könnte, mag es als nicht unzulässig erscheinen lassen, auf die 
Organisation des hansischen Städtebnndes in Westfalen etwas naher 
einzugehen.®®) 

Es lassen sich unter den in dieser Provinz zur Hanse gehörigen 
Städten drei Gruppen unterscheiden®^): Prinzipalstädte, welche auf 
den Hansetagen und hansischen Quartiertagen Sitz und Stimme 
hatten ; zugewandte Orte, welche einer Prinzipalstadt untergeordnet, 
von den Gesandten derselben bei den erwähnten Versammlungen 
vertreten, aber ihrerseits von ihr zu Kommunikationstagen berufen 
wurden; endlich Orte, welche als Glieder dritten Ranges zur Hanse 
gehörten, indem sie zu einem der zugewandten Orte in demselben 
Verhältnis wie diese zu den Prinzipalstädten standen. Alle Bürger 
hansischer Städte durften von den der Hanse erteilten Handels- 
privilegien Gebrauch machen®^, und alle zur Hanse gehörigen 
Orte sollten an die Beschlüsse der Hansetage gebunden sein, gleich- 
viel ob sie denselben zugestimmt oder nicht, oder ob sie dort über- 
haupt nicht vertreten gewesen waren.®®) War es der Kosten wegen 
nur den sogenannten Prinzipalstädten möglich, die allgemeinen 
Versammlungen zu beschicken, so wurden dafür auf den schon 
erwähnten Kommunikationstagen, zu denen jede Prinzipalstadt die 
Gesandten der ihr zugewandten Städte zu berufen pflegte, die auf 

80) Vgl. zum folgenden Seibertz in Wigand's Archiv IV S. 254 — 262, 
Brunabend, Attendorn S. 91 — 96 u. 126 — 128, J. F. Fieler in Ztschr. für 
vaterl. Gesch. XV (Münster 1854) S. 231 — 240 und besonders Tücking in 
Blätter z. näheren Kunde Westfalens XIII (Meschede 1875) 8. 9 — 11 und 
Niehues in Hans. Geschichtsbl. 1879 (Leipzig 1881) 8.51 — 56. 

8') Vgl. bes. Tücking a. a. O. 

82) Freilich liefe man in älterer Zeit alle niederdeutschen Kaufleute 
zum Gebrauch der von der Hanse erstrittenen liechte und Freiheiten ohne 
weiteres zu; erst mit dem beginnenden fünfzehnten Jahrhundert werden 
fürmliche Aufnahmen in den hansischen 8tädtebund üblich und wird die 
Zulassung von Kaufleuten zum Gebrauch der hansischen Privilegien von der 
Zugehörigkeit ihrer Heimatsstadt zum Bunde abhängig. Vgl. 8artorius- 
Lappenberg, Ursprung 8. 84, Gierke I 8. 472, 473. 

83) Vgl. Gierke I 8.473 , 474, sowie bes. Niehues 8.55 über den 
noch nicht publizierten Hanserecels von 1430 Jan. 1, der indes in Niesert, 
Münsterische ürkundensammlung 111 (Coesfeld 1829) 8. 366, sowie Hanse- 
recesse Abt. 2 Bd. 2 S. 358 § 20 erwähnt wird. 
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den Hansetagen vorgeschlagenen Propositionen beraten^^); hingegen 
wurden auch die von einer Prinzipalstadt übernommenen Geld- 
beiträge zum Teil unter ihre zugewandten Orte nach gewohnheits- 
rechtlich bestimmten Quoten repartiert.®^) Sowohl bezüglich dieses 
finanziellen Moments wie der Mitteilung von Vorschlägen der Hanse- 
tage standen die zugewandten Städte in einem demjenigen ganz 
entsprechenden Verhältnis, in welchem wir die Prinzipalstädte ihnen 
gegenüber fanden, ihrerseits zu den von ihnen abhängigen Hanse- 
orten dritten Ranges.®*) Diese Verhältnisse sind aber urkundlich 
erst seit dem Anfänge des fünfzehnten Jahrhunderts nachzu weisen 
und gelangten nur allmählich zu voller Ausbildung.®^) 

Von den Städten, um welche es sich bei den hier zu lösenden 
Fragen handelt, sind Dortmund imd Osnabrück Prinzipalstädte. 
Osnabrück war Vorort der Städte seines Stiftes, von denen 1554 
als zur Hanse gehörig Quakenbrück, Wiedenbrück, Fürstenau, 
Drecksforde, Melle und Iburg erwähnt werden.®®) Von den beiden 
Orten, in denen aufeer in Iburg die Osnabrücker nachweislich 

Vgl. Niehues ibid., Eanserecesse Äbt. I Bd. 5 Nr. 289 S. 207 und 
die von Brunabend S. 93 — 95 gegebenen Nachrichten über den Eommuni- 
kationstag zu Soest von 1576 Dez. 15. 

Vgl. bes. Niehues S. 55 u. 64, Niesert III 434ff. und den oben 
Note 83 erwähnten Eanserecers von 1430, sowie Eanserecesse von 1434 Juni 5 
§ 42 und 1469 April 23 § 44 (E.-B. Abt. II Bd. I Nr. 321 S. 210 u. Bd. VI 
Nr. 184 S. 153). 

**) bes. Brunabend S. 95, 96. 

®') Vgl. Pieler S. 232 und Niehues S. 52, sowie die in den vorigen 
Noten citierten Eanserecesse. Besonders wichtig ist, dals in dem Recefs von 
1430 (vgl. oben Note 83) nur verordnet wird, dafs die kleinen Städte „den 
andern groten steeden by een belegen, de to dachvarden senden“, Bei- 
träge zu den Bundeskosten leisten sollten. Damals war also die Organisation, 
welche später jedem nicht zu den Prinzipalstädten gehörigen Orte einen 
bestimmten Vorort gab, noch nicht ansgebildet; aufserdem fehlte auch 
die Gliederung in drei Klassen und die Vertretung beruhte auf freier Über- 
einkunft der beiden Städte. Diese Thatsachen lassen sich auch dem Lübecker 
Recefs von 1441 März 12 entnehmen. In ihm wird nämlich, da vielfach 
mehrere Städte ein und derselben Stadt Vollmacht gegeben haben, verordnet, 
dafs keine Stadt mehr als zwei andere auf den Eansetagen vertreten dürfe 
(E.-R. Abt. 2 Bd. 2 Nr. 439 S. 358 § 20). Diese Vorschrift ist aber, wie aus 
zahlreichen Zeugnissen hervorgeht (s. weiter unten), bei der weiteren Aus- 
bildung dieser Organisation der Banse in Westfalen nicht befolgt worden. 

8*) Niehues S. 60, vgl. Tücking S. 11. 
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Henserechte geübt haben, nämlich Gesmold und Vechte, gehörte 
ersterer ebenfalls zum Hochstift Osnabrück**); dagegen lag Vechte 
im Hochstift Münster.**) Dafs beide Orte nicht Mitglieder der 
Hanse waren, ist bei ihrer geringen Bedeutung nicht weiter auf- 
fallend; dagegen spricht es gegen den Zusammenhang des Hense- 
rechtes mit der Organisation des hansischen Städtebnndes, dafs nach 
dem Angeführten zwar der Kreis der Osnabrück zugewandten 
Hanseorte, nicht aber das Gebiet, auf welches sich das Henserecht 
Osnabrücks erstreckte, mit der politischen und kirchlichen Landes- 
einteilung übereinstimmte. 

Von Dortmund, der anderen hier zu berücksichtigenden Prin- 
zipalstadt, waren die Städte Essen, Recklinghausen und Dorsten 
abhängig.*^) Dagegen gehörte Borken zu den von Coesfeld ab- 
hängigen Städten, das selbst unter den Münster zugewandten Orten 
genannt wird.**) Die Abhängigkeit des Borkener vom Dortmunder 
Hansgrafenamte im dreizehnten Jahrhundert, welche in ihrem 
Lehnsyerhältnis zum Ausdruck kam, hat also mit der Organisation 
des Hansebundes im Übergange vom Mittelalter zur Neuzeit nichts 
zu thun. 

Es bleiben von den zur Untersuchung heranzuziehenden Städten 
noch Attendorn und Brilon. Beide gehörten neben Rüden, Geseke, 
Werl und Arnsberg zu den zugewandten Orten von Soest.**) Die 
Behauptung der Städte, welche sich Attendorns Ansprüchen be- 
züglich des Henserechtes wideisetzten, dafs auch in der Organisation 
der Hanse Attendorn keine Vorrechte vor ihnen habe, entsprach 
also, was die Richtigkeit dieser Thatsache an sich betrifft, durch- 
aus den bestehenden Verhältnissen; nur bildet sie keinen genügenden 
Einwand gegen das von Attendorn in Anspruch genommene Recht. 
Der Briloner Krämerzunft selbst standen ja, wie gezeigt worden 
ist, Henserechte in Küstelberg, Meschede, Marsherg und Reiste, 
an letzterem Orte konkurrierend mit Attendorn, zu. Im Verbände 

**) Vgl. Job. Eberhard Stüve, Gesch. und Beschreibung des Hoch- 
stifts Osnabrück (Osnabr. 1789) S. 131. 

^ S. Bergbaus, Deutschland seit hundert Jahren (Leipzig 1859) I 
8. 362, Hobbeling, Beschreibung des ganzen Stifts Münster (Dortmund 
1742) S. 89. 

«) Tücking S. 10, vgl. Niehues S. 60, 61. 

**) Vgl. Tücking S. 10, Niehues S. 56. 

•*) Tücking 8. 10, 11, Niehues 8. 60 u. 62, Pieler a. a. 0. S. 233. 
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der ElanBe aber war Brilon nur „Vorort der in seineni Landesviertel, 
sowie im Amte Fredeburg gelegenen Städte; als solche werden in 
der Regel Marsberg, Reiste and Küstelberg aufgeführt“.*^) Hin- 
gegen war Meschede in der Hanse der Stadt Arnsberg unter- 
geordnet.^^) So stimmte auch hier die von den Bezirken des 
Henserechts abweichende hansische Organisation mit der politischen 
Einteilung überein, da Meschede in der seit 1368 zum Erzstifte 
Köln gehörigen®®) Grafschaft Arnsberg lag.®^) Endlich findet sich 
auch für die konkurrierende Ausübung des Henserechts in Reiste 
durch Brilon und Attendorn keine Analogie in der Organisation 
des hansischen Städtebandes, da in dieser Beziehung Reiste nur 
Brilon untergeordnet, Attendorn aber nur Vorort von Olpe, Drols- 
hagen und Menden, sowie des Amtes Waldenburg war.*®) Gerade 
in Menden besals aber, wie wir gesehen haben, die einheimische 
Krämerzunft Fremden g^enüber das Henserecht.*®) 

So ergiebt sich aus dieser Untersuchung, dafs die Organisation 
des hansischen Städtebundes in Westfalen zwar mit den seit der 
zweiten Hälfte des Mittelalters ausgebildeten Territorialverhält- 
nissen der Landesherrschaften vielfach zusammenhängt'®®), von der 

®^) Tückiog S. 10. 

9*) Tücking S. 11. 

**) Vgl. Seibertz, Landes- und Rg. li S. 232, auch Gengler, Cod. 
1 S. 56. 

®’) Steinen, Westf. Geach. II (Lemgo 1775) S. 1558. Auch 

die übrigen zur ehemaligen Grafschaft Arnsberg gehörigen Städte waren als 
Hanseorte dritten Ranges von Arnsberg abhängig, s. Tficking S. 11. 

**) Brunabend S. 95, 96, Tücking S. 11. 

®*) Vgl. oben S. 162 mit Note 35. 

^®®) Vgl. die Übersicht über die Organisation der Hanse bei Tücking 
S. 10, 11, sowie Niehues S. 61: .Für sich bildeten die westfälischen Hanse- 
städte eine Anzahl gröfserer und kleinerer Gruppen, Quartiere im engeren 
Sinne des Wortes genannt. Teilweise deckten sich diese Quartiere mit den 
Territorien, zu denen sie gehörten .... Andere Territorien hatten zwei, drei 
Hansaquartiere . . . .* Jedoch wäre es falsch, diesen Angaben Niehues zu 
entnehmen, dals die Organisation der Hanse sich stets nach der politischen 
Zusammengehörigkeit der Städte gerichtet hätte. So war Soest, obgleich 
es sich bekanntlich dem Herzog von Kleve unterworfen hatte, Prinzipalstadt 
der meisten Orte des Kölnischen Westfalens, und von den unter der Reichs- 
stadt Dortmund stehenden Städten gehörte Essen zum Herzogtum Kleve, Reck- 
linghausen und Dorsten zum Herzogtum Westfalen. Vgl. Tücking S. 10, 
der bei dieser Gelegenheit auf gelegentliche Übereinstimmung der Ordnung 
der hansischen Bundesverhältnisse mit der kirchlichen Einteilung hin weist; 
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bezQglich des Henserechis nachweisbaren Gruppierung der west- 
fälischen Städte aber durchaus abweicht. Die vielfache geogra- 
phische Übereinstimmung der Organisation der Hanse mit der 
späteren Gliederung Westfalens nach LandesfUrstentümem und Yer- 
waltungsbezirken ist insofern leicht erklärlich, als, wie schon er- 
wähnt*®!), jene Organisation erst im fünfzehnten Jahrhundert hervor- 
zutreten beginnt und erst im sechzehnten feste Formen angenommen 
hat^®^); erst als die Kosten für die hansischen Kontore und andere 
Bundesansgaben für die grölseren Hansestädte beträchtlich ins 
Gewicht zu fallen begannen, haben diese auch die kleineren Orte 
regelmäfsig zu den Kosten heranzuziehen begonnen.^®®) Ursprüng- 
lich stand ja allen Kaufleuten niederdeutschen Stammes und Rechts 
die Teilnahme an den hansischen Privilegien zu, von denen die 
ältesten durch Vermittelung des Kaisers und des Herzogs von 
Sachsen erlangt und für alle Unterthanen derselben verliehen 
waren. *®^) 

Ganz abweichend von den Nachrichten über die Organisation 
des Hansabundes weisen diejenigen über die bezüglich des Hensens 

diese Thatsache dürfte sich aber wohl aus der Übereinstimmung der kirch- 
lichen mit der ältesten vor dem Aufkommen der Landeshoheit bestehenden 
politischen Einteilung erklären. 

101 ) Vgl. oben Note 87. 

lOS) Dazu, dafs diese Organisation sich vielfach an die Verhältnisse 
des Territorialfürstentums anschlofs, mufste es um so mehr kommen, als in 
der ersten Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts die kleineren Städte, wenn 
sie zu Hansetagen geladen wurden, noch die Wahl gehabt zu haben scheinen, 
welche Stadt sie ersuchen wollten, sie mit zu vertreten (vgl. oben Note 87), 
und sich dann natürlich gern an eine Stadt desselben Territoriums gewandt 
haben werden. Später führte es zu Streitigkeiten, wenn einer der Hanseorte 
dritten Ranges seinen Vorort wechseln wollte, vgl. Pieler S. 237. 

103) Vgl. Pieler S. 232. 

104) Daher bedurfte es natürlich für die westüllischen Städte gar keiner 
ausdrücklichen Aufnahme in die Hanse, so dafs sich selbstverständlich keine 
derartigen Urkunden in ihren Archiven finden, wo sie Pieler (S. 231) ver- 
mifst; ebensowenig läfst sich ein bestimmter Zeitpunkt ihres Eintritts in 
die Hanse feststellen. Übrigens ist in Pieler a. a. 0. sicher „bekannt* in 
„unbekannt* zu emendieren und die Unbekanntschaft der Thatsache, wann 
„die Städte des westfälischen Süderlandes* in den Hansebund „eingetreten* 
sind, auf die angegebene Weise zu erklären. Über diese Verhältnisse vgl. 
oben Note 82 und bes. Gierke I S. 463 ff. u. 472, sowie Koppmann in 
Hans. Geachichtsbl. 1872 (Leipzig 1873) S. 82. 
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TOD den einzelnen Städten ansgefibten Berechtigungen auf Ent- 
stehung in älterer Zeit hin; hatte sich eine Überordnung eines 
Ortes über einen anderen bezüglich des Henserechts ausgebildet, 
so konnte sie auch unter sonst Teränderten Verhältnissen noch 
lange bestehen. An sich sind zwei Arten des Ursprungs des Hense- 
rechtes auf auswärtigen Märkten denkbar, welche auch in gewisser 
Weise in einzelnen Fällen zugleich wirksam gewesen sein können. 
Zunächst konnte aus einer und derselben Stadt eine so bedeutende 
Anzahl von Eaufleuten auf einem fremden Markte erscheinen, da& 
die übrigen Händler sich ihrem Henserechte um so weniger zu 
widersetzen wagten, als sie durch Zahlung der Hense gewisser- 
malsen Mitglieder der auf dem Markte herrschenden Korporation 
wurden; in dieser Weise mochten sich den aus einer gröfseren 
Stadt zum Markte kommenden Kaufleuten nicht nur andere Markt- 
besucher aus der Fremde, sondern sogar die einheimischen fügen. 
Andererseits ist es aber auch möglich, daXs das Recht, für Ordnung 
des Marktes zu sorgen und von den Marktbeeuchem Abgaben zu 
erheben, den fremden Eiaufleuten von der Ortsobrigkeit, sei sie 
mit der ihren identisch oder nicht, ausdrücklich für irgend welche 
pekuniäre Oegenleistungen yerliehen wurde. Endlich können der- 
artige Befugnisse, wenn sie auch auf freiwilliger Unterordnung 
der übrigen Marktbesucher beruhten, doch der berechtigten Kor- 
poration auf ihre Bitte der gröfseren Sicherung halber von dem 
Marktherren noch ausdrücklich bestätigt sein. 

Obrigkeitliche Bestätigung eines auf fremden Märkten geübten 
Henserechts ist bei Gel^enheit der Besprechung derartiger der 
Briloner Krämerznnft znstehender Befugnisse erwähnt worden^**^); 
hier mufs es aber, da diese Bestätigung selbst sehr später Zeit 
angehört, dahingestellt bleiben, ob auf diese Weise selbständig 
entstandener Rechtsbrauch oder frühere obrigkeitliche Verleihungen 
bekräftigt wurden. Dagegen läfst sich yermuten, dafs im Jahre 
1519 der Osnabrücker Krämerznnft yon Gomthur und Rentmeister 
zu Vörden ein Henserecht auf den ihrer Verwaltung unterstellten 
Märkten zu Lr^e ausdrücklich yerliehen wurde. Mit an Oe- 

W5) S. oben S. 160. 

10«) WenigsteuB berichtet Stüy e, Mitt. des hist. V. zu Osnabr. VI S. 05, 
dafs sich die Osnabrücker Kr&merznnft ausdrücklich yon Comthur nnd Rent- 
meister zu Vürden das Recht der YerteUung der Pl&tze bei den am 14. Sep- 
Kosline, Du Bansgrarenamt. 12 
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wilkheit grenzender WahiBcheinlichkeit aber kann behauptet werden, 
dals die den Hansgrafenämtem zu Dortmund und Borken in der 
Fremde zustehenden Rechte auf obrigkeitliche Verleihung zurQck- 
zufOhren sind. Dies geht zunächst aus dem Lehnsverhältnis hervor, 
in dem diese beiden Städte zu einander stehen. Würde von zwei 
Städten diejenige, welche das Henserecht in der anderen und ihrer 
Umgebung durch die blolse Bedeutung ihres Handels erlangt 
hätte, es dann dieser selbst übertragen haben, so hätte sie für 
diese Übertragung sicher eine andere Form als das dem städtischen 
Wesen durchaus fremde^®^) Lehnrecht gefunden! Ferner wird 
schwerlich in allen neunzehn Orten ^®®), welche als dem Borkener 
Hansgrafenamte untergeordnet genannt werdm, schon im drei* 
zehnten Jahrhundert Markt gehalten sein. Sie deuten vielmehr, 
da die innerhalb dieses Gebietes gelegenen drei Filialkirchen Gemen, 
Südlohn und Holsterhausen^®®) ohne weiteres denselben zugerechnet 
werden können ^^®), einen Bezirk an, der vielleicht als ehemalige 


tember und 24. Juni stattfindenden Mürkten der Commende Lage, sowie die 
Befugnis erteilen l&lirt;, von jedem Marktbezieher eine Abgabe zu erheben; 
dagegen verpflichtet sich nach Stflve jene Genossenschaft, dieses Geld ,zu 
Gottes Dienste* zu verwenden. In jener Abgabe aber werden wir höchst 
wahrscheinlich die ,Hense‘ zu sehen haben, indem sie sich nur auf die- 
jenigen bezogen haben wird, welche jenen Markt zum erstenmal besuchten. 

107) Ygh das oben 8. 154 Note 11 Aber im Lehensverhältnis stehende 
Städte Gesagte. 

108 ) Die in der Urkunde aufgez&blten 19 Orte sind nach den durchaus 
als richtig sich erweisenden Angaben Wilmans, Addit. S. 87 Note 8 u. 9 
folgende: Aalten, Gronlo, Neede, Eibergen, Winterswick (in den der Stadt 
Borken benachbarten Landesteilen der Niederlande); Vreden, Lon (im Kreise 
Ahaus); Kamsdorf, Velen, (Grols- und Klein-) Becken, Heiden (im Kreise 
Borken); Haltern, Lipramsdorf (im Kreise Coesfeld); Wulfen, Lembeck (im 
Kreise Recklinghausen; (Alt-)Schermbeck (desgL oder das gegenüberliegende 
Schermbeck des Regierungsbezirks Düsseldorf); Erle (Er. Recklinghausen), 
Raesfeld (Er, Borken), Herwest (Kr. Recklinghausen). Zur Orientierung über 
die Lage dieser Ortschaften ist am meisten die .Historisch-geographische 
Karte der Rheinprovinz und der Provinz Westüden von J. M. F. Schmidt* 
(oa. 1880) zu empfehlen. 

100) Es ist Südlohn Filialkirche von Stadtlohn, Holsterhausen von Her- 
weet, Gemen von Borken. So Eindlinger, Hünsterische Beitrüge (Münster 
1787 — 98) HI S. 270. Vgl. auch von Ledebur in Arch. f. Geschichtsk. d. 
prenla Staates Bd. X (1888) 8. 47. 

110) So von Ledebur a. a. O., vgl. die Karte. 
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Gra&chaft Ton Borken zu betrachten Diese mag dann in 

alter Zeit von dem Grafen von Dortmund abhängig gewesen sein^^^) 
und dieser auch daselbst, wie es für Dortmund sicher ist’^^, eine 

m) So mit voller Bestinuntlieit Eindlinger S. 263, Ledebur a. a. 0. 
und Brinkman, Beiträge z. Geech. Borken» (Borken 1890) S. 87, die aber 
freilich alle unoere Urkunde und die Bedeutung des in ihr erwähnten Hanse- 
grafenamtee miisyerstanden haben, indem sie es für ein gewöhnliches Grafen- 
amt halten. Später finden wir diM Gebiet durch die Territorialentwickelung 
auiserordentlich zerstflckelt. Ein Teil gehörte zum Münsteischen Amte .aufm 
Bräm“, ein Teil zum Amte Lon, ein Teil zum Amte Ahaus und ein Teil zur 
Herrschaft Borkelo (Aber diese vgl. Hobbeling in dem oben Note 90 
citierten Buche S. 15). Die Thatsache, dafs das dem Borkener Hansgrafen- 
amte untergeordnete Gebiet früher einen politisch einheitlichen Bezirk ge- 
bildet, kann jedodi aus dem Umstande mit grolser Wahrscheinlichkeit ge- 
schlossen werden, dals es mit dem nördlichen Teile der DiOcese Mönster 
zusammenAllt und in dieser einen besonderen Dekanatsbezirk bildete. Zur 
DiOcese Mflnster gehörten auch die in der Urkunde zuerst genannten — 
heute auf niederländischem Gebiete gelegenen — 5 Ortschaften. Ober das 
häufige ZusammenfaUen der kirchlichen und poUtischen Bezirke in älterer 
Zeit vgl. die in meiner Arbeit Aber Worms etc. S. 88, 89 angefOhrte Litte- 
ratur. Zn weiteren Forschungen Aber die Natur dieses um Borken gelegenen 
Bezirkes, die hier zu weit führen würden, ist besonders BOttger, DiOcesan- 
und Gaugrenzen III (Halle 1875) S. 64 , 65 und das daselbst angeführte Ur 
knndeiunaterial zu benutzen. 

!>*) Vgl. Bübel, Beitr. zur Gesch. Dortmunds IH S. 202, der sich mit 
Recht dafür ausspricht, dafs das Gebiet, in welchem die Dortmunder Grafen 
Hoheitsrechte übten, weit grOfser war als die später in den Besitz der Stadt 
fibergegangene .Grafschaft Dortmund*, da auch .die übermächtigen Terri- 
torialherren der Umgegend“ Teile dieses Gebietes an sich rissen. Rfibel 
bringt die Ausdehnung des Herrschaftsgebietes der Dortmunder Grafen be- 
sonders auch mit der Thatsache in Verbindung, dafs nach einer Aufzeich- 
nung im sog. .roten Buche* (s. jetzt Frensdorff S. 235, 286) .nicht weni- 
ger als 31 Orte vor das Dortmunder Gericht geladen werden konnten, von 
denen nicht ein einziger in der Grafschaft Dortmund lag*. Er vermutet 
nämlich, dafs die Stadt in jenen Orten als Rechtsnachfolgerin des 
Grafen eine oberherrliche Gerichtsbarkeit beanspruchen zu können glaubte. 
In dieser Liste, in der fibrigens Namen von Orten vermifst werden, die un- 
zweifelhaft ihren Oberhof in Dortmund hatten (Frensdorff S. 236), finden 
sich von den in unserer Urkunde genannten Haltern und Lon. Hat nun 
nach Frensdorff ibid. die Liste nur die Bedeutung, die Grenzen der Be- 
zirke anzugeben, welche bezüglich der an den Fronboten zu leistenden 
Ladungsgebfihren bestanden, so spricht sie doch in Verbindung mit der 
Lehensabhängigkeit des Borkener Hansgrafen vom Dortmunder für die frühere 
grofse Ausdehnung der Dortmunder Grafschaft. 

»») S. Frensdorff S. XXVII. 

' 1 0 * 
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Befugnis der Verleiliang des Rechts zum Gewerbebetrieb besessen 
haben. Trat er dann an die Dortmunder Bürgerschaft das 
Recht der Zulassung zum Marktverkauf nicht nur in der Stadt, 
sondern in seinem ganzen Gebiete ab, so wurde der bis dahin wohl 
von ihm allein abhängige Hansgraf in erster Linie städtischer Be- 
amter. Da dieser aber nicht alle Märkte seines Amtshezirkes be- 
suchen konnte, so bestellte man für Borken einen besonderen 
Hansgprafen und liels den Dortmunder diesem seine Befugnisse in 
der Form der Belehnung übertragen, in der wohl früher die Grafen 
ihrem Vertreter in Borken neben anderen Rechten auch die Markt- 
aufsicht übertragen hatten. Behielt man diesen Brauch bei der 
Einsetzung dee Borkener Hansgrafen bei, so sicherte man damit 
sowohl die Unterordnung der in ihrer Stadt und Grafschaft das 
Henserecht übenden Borkener unter Dortmund, wie das Recht 
letzterer in ihrer Grafschaft. So war denn der Borkener Hans- 
graf als Vertreter seiner Stadt Vasall des Dortmunder, welcher 
dies Recht auch nur als Vertreter seiner Heimat übte. 

Ist die Entstehung dieser Verhältnisse freilich nicht mehr mit 
irgend welcher Sicherheit festzustellen so sprechen dagegen 
alle Analogieen dafür, dafs auch in Dortmund und Borken, wie in 
den bisher betrachteten Orten, das Hansgrafenamt in enger Ver- 
bindung mit einer Eaufinannsgenossenschaft stand.^^*’) Zugleich 

11^) Es ist bezüglich anderer Öffentlicher Rechte ausdrücklich bezeugt, 
dals Dortmund sie von den Grafen gegen Zahlungen und Versprechungen 
von Renten schon im dreizehnten Jahrhundert erwarb, s. Frensdorff 
a. a. O. 

iiü) Es braucht kaum hervorgehoben zu werden, dals diese Erklärungs- 
weise des Ursprunges der bezüglich der beiden Hansgrafenämter in Dortmund 
und Borken überlieferten Verhältnisse nur als Hypothese suizusehen ist. 
Dieselbe wird natürlich nicht nur durch entgegenstehende Zeugnisse, wenn 
solche ermittelt werden sollten, beseitigt, sondern auch durch diejenigen 
neuen Hypothesen verdrängt werden können, für welche in den Quellen 
mehr Anhaltspunkte als für die oben vorgetragenen Vermutungen ermittelt 
werden. 

!>*) Höchst wahrscheinlich hing dieses Amt in Dortmund mit der 
Reinoldsgilde zusammen, in welcher wir die der ,grolsen Gilde* anderer 
Städte entsprechende Genossenschaft der Dortmunder Eaufleute zu sehen 
haben. Vgl Frensdorff S. LII ff. Dagegen hebt allerdings Hegel II 
S. 366 hervor , dafs das dieser Gilde bei den Ratswablen zustehende Recht 
später im Besitz der .erfhachtighen lüde*, der ,homines bona hereditaria 
habentes* gewesen ist; er behauptet daher, dals die Reinoldsgilde aus den 
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lälst aich aus den Thatsachen, die fQr andere westfölische Städte 
überliefert sind, scbliefeen, dais zu den Befugnissen, welche der 
Dortmunder und der Borkener Hansgraf in ihren Heimatsstädten 
wie aufserbalb derselben besafsen, hauptsächlich die Beao&ichtigung 
des Markt Verkehrs, namentlich die Prüfung der Qualifikation der 
Marktverkäufer und die Erhebung einer Abgabe von denjenigen, 
welche zum erstenmal den Markt besuchten, zu rechnen sein 
werden.i'^) So wird man es auch für höchst wahrscheinlich er- 

alten erbaDgesessenen Familien, nicht aus den Reichsleuten bestanden habe. 
Aber an anderen Orten l&fst sich ganz sicher nachweisen, dafs die leitenden 
Kreise einer Kaofmannsgilde dieselbe in ein Patridat verwandeln, das dann 
seine Mitgliedschaft an bestimmte Bedingungen knüpft; zu diesen kann der 
Grundbesitz in der Stadt um so mehr gerechnet werden, als im Mittelalter 
ja jede vermögend gewordene Familie im eigenen Hause zu wohnen pflegte. 
Hingegen ist von den Argumenten, auf welche sich Frensdorff's Ansicht 
stützt, besonders der Hinweis darauf wichtig, dals die grofe Gilde zu termin- 
lichen Weinlieferungen an die herrschaftlichen und städtischen Behörden 
verpflichtet war (Frensdorff S. LHI); denn diese Thatsache beweist, dafs 
der Weinhandel in den Händen der Mitglieder dieser Genossenschaft war. 
Übrigens weist Frensdorff S. LV auch darauf hin, dals das Absterben 
der Reinoldsgilde und der Hansegrafschaft .nahe zusammenzufallen* scheint. 

117) Damit stimmt im wesentlichen auch Frensdorff’s a. a. O. als 
Vermutung ausgesprochene Ansicht, dafs die Übertragung des Amtes an den 
Borkener Hansgrafen ihm in dem in der Urkunde bezeichneten Gebiete .das 
Recht verschafite, Kleinhandel zu treiben oder gegen eine Abgabe treiben 
zu lassen*. Es ist ja sehr wahrscheinlich, dals der Borkener Hansgraf seihst 
dem Handelsstande angehOrt haben wird; nur gegen den Ausdruck .Klein- 
handel* sind Bedenken mOglich, wenn auch faktisch aus wirtschaftlichen 
Gründen die vom Borkener Hansgrafen getriebenen oder gestatteten Ge- 
schäfte sich auf Kleinhandel beschränkt haben werden. Wilmans Additam. 
8. 88 will die Hansegrafschaften in Dortmund und Borken wesentlich als 
Handelsgerichte aufgefalst wissen; doch fehlt es dafür meines Erachtens an 
genügenden Beweisen. W. beruft sich auf eine Stelle einer ungedruckten 
Urkunde Bischof Bemhard’s V. von Paderborn vom 15. Juli 1327, worin der- 
selbe den Bürgern dieser Stadt ihre Rechte und Freiheiten bestätigt: Item 
hahent ius, quod hanse dicitnr, de qno nobis solvunt annuam pensionem, 
cuius authoritate iudicant quaestiones pecuniarias qualescumque (vgl. auch 
Regest dieser Urkunde von Gehrken in Wigand’s Archiv II S. 60). Wenn 
Hanse hier wirklich die Bedeutung von Handelsgericht hätte, so läge eine 
völlige sprachliche Singularität vor. Deshalb dürfte wohl „quaestio pecu- 
niaria“ hier als Geldforderung aufznfassen sein. Vgl. Ducange t. VI 
p. 588 s. V. quaesta, quaestio, quaestus-trihntum, quod ezigitur, quaeritur 
und die a. a. 0. und p. 589 s. v. quaestio gebrachten Belege, z. B. die Urk. 
von 1085: Nec toltam faciet eis in mercato suo nec quaestionem cuiuscumque 
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achten können, dals auch in Dortmund und Borken — wie unter 
anderem fQr Attendorn und Brilon, wo ja ebenfalb die Existenz 
von Bbn^rafen respektive Hansemebtem überliefert ist, nach- 
gewieeen wurde — , wer am Markte ab Verkäufer teilnehmen wollte, 
durch eine Hense genannte Geldlebtung das Recht zum Feilhalten 
seiner Ware und zugleich die Au&ahme in eine Kaubnannagenossen* 
Schaft erlangt haben wird. Die Hansgrafen aber werden wir ab 
die Vorsteher dieser Genossenschaften anzusehen haben. 

Fassen wir jetzt die wichtigsten Ergebnisse dieses Buches 
kurz zusammen! In Dortmund und Borken sind Hansgrafen im 
dreizehnten Jahrhundert bezeugt. Ferner bt für das siebzehnte 
Jahrhundert die Existenz von Hensegrafen oder Hensemebtem in 
Attendorn, von Hensemebtem in Brilon, Rüden, Geseke und Werl 
überliefert; doch stammt dies Amt in jenen Städten sicher aus 
weit älterer Zeit. Auch in Westfalen kann der Zusammenhang 
des Hansgrafenamtes mit einer K aufmannsgenossenschaft ab fest- 
gestellt gelten. Stimmt so das in dieser Hinsicht gefundene ünter- 
Buchungsergebnb ganz mit demjenigen überein, das wir bezüglich 
des Hansgrafenamtes in Regensburg und Wien ermitteln konnten, 
so sind dagegen die Quellenzeugnbse in Westfalen zu dürftig, um 
mit voller Sicherheit festzustellen, ob der Hansgraf ursprünglich 
Beamter nach öffentlichem, Gemeinde- oder Korporationsrechte war; 
doch bt es wahrscheinlich, dals wenigstens die Amtsbefugnisse des 
Dortmunder und Borkener Hansgrafen auf öffentliche Verleihung 
zurückgehen. Daher kann es auch mindestens ab sehr wohl mög- 
lich erachtet werden, dafs wenigstens in diesen Orten die Aus- 
bildung der städtischen Unabhängigkeit durch den Übergang der 
Bestellung des Hansgrafen an eigentlich bürgerliche Behörden er- 
heblich gefordert bt. Das Hansgrafenamt wird ja vom Dortmunder 
Hansgrafen namens seiner Stadt dem Borkener zu Lehen gegeben, 
der ebenfalb in dieser Hinsicht ab Vertreter seiner Stadt erscheint. 
Endlich läbt sich das Wesen des Henserechts und der Hense im 
Sinne von Abgabe gerade ans west^bchen Quellen mit besonderer 
Deutlichkeit erkennen. 

rei. Es läfst sich also annehmen, dafs in der von Wilmans angefQhrten 
Urkunde gemeint ist, dals die Entscheidung von Streitigkeiten Ober die 
Erhebung des Hensegeldes dem Rate, nicht dem Bischöfe oder seinen 
Beamten zusteht. 
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Buch V. 

Das Hansgrafenamt in Hameln. 


über das Hansgrafenamt in Hameln^) haben wir nnr sehr 
dQrftige Nachrichten; indes lassen sich, wenn auch viele uns inter- 
essierende Fragen deshalb unbeantwortet bleiben müssen, doch 
wenigstens einige — auch für das Wesen des Hansgrafenamtes im 
allgemeinen wichtige — Thatsachen mit %cherheit feslntellen. 

Die erste Erwähnung eines Hansgrafen zu Hamdn ist aus 
der zweiten Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts überliefert; 
doch zeigt gerade diese Quellenstelle, dafs das Hansgrafenamt in 
Hameln nicht erst damals geschaffen sein kann. Sie besteht näm- 
lich aus einer zwischen 1362 und 1370 ergangenen Verordnung, 
in welcher bei Qel^enheit des an die Eaufleute imd Wollweber 
gerichteten Verbotes, mit fremdem Gelde oder kommissionsweise 
Wolle zu kaufen, festgesetzt wird, dals Zuwiderhandelnde WoU- 
weber vor dem Schultheilsen, Zuwiderhandelnde Kaufleute vor den 

1) Dasselbe ist bisher nur ganz kurz Ton Meinardns in Am Ein- 
leitong seines Urkb. des Stiftes und der Stadt Hameln S. LVm behandelt 
worden. Dieses Bnch enthalt aneh die einzige wissensdiaitlichen Anforde- 
mngen entsprechende Darstellung der alteren Verfassungsentwickelnng der 
Stadt; ebenso ist darin das in dieser Hinsicht flberlieferte QneUenmaterial 
trefflich publiziert. Zu bedanem ist nnr, dals diese Edition die Urkunden 
nnr „bis zum Jahre 1407* bringet und Meinardns sie auch nicht fortsnsetzen 
beabsichtigt. Für die Stadtgeschichte in spaterer Zeit vgl. das von von 
Reitzenstein 1861 neu bearbeitete Hoch „Sprenger, Geschichte der Stadt 
Hameln (Hameln 1825)“. Bezflglich der juristischen Konstruktion der Vst- 
fzssnngsverhaltnisse Hamelns in älterer Zeit sei noch anf die von von 
Below, Entstehung der deutschen Stadtgemeinde (Dtlaadd. 1889) S. 28 — 29 
g;egebenen AusfBhmngen verwiesen, obgleich die nach von B.'s Ansicht 
wichtigsten durch Pirenne in Revue critique N. S. t. 29 (Paris 1890) p. 49, 
50 treffend widerlegt sind. Vgl. auch zum Teil gegen von Below’s Auf- 
fassung Sohm, Entstehung S. 99 Note 149. 
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Hensegrefen gerUgt werden sollen.^ Es bedarf keines Nachweises, 
dals durch diese Bestimmung das Amt der Hensegrefen^) nicht 
erst geschaffen sein kann. Aulserdem ist derselben, namentlich der 
in ihr enthaltenen Gegenüberstellung der Hensegrefen einerseits, 
des Schultheilsen andererseits auch zu entnehmen, dals damals 
mehrere Hensegrefen in Hameln angesteUt gewesen sein müssen. 
Eine Bestätigung dieser Thatsache, sowie eine Ergänzung dessen, 
was sich aus dieser Quellenstelle bezüglich der hensegreflichen 
Funktionen entnehmen läfst, bietet eine um die Wende des vier- 
zehnten und fünfzehnten Jahrhunderts ergangene Verordnung. Nach 
dieser soll derjenige Bürger, welcher zu Hameln das Scherenrecht, 
d. h. das Recht des Gewandschnittes, gewinnen will, ohne dais 
dasselbe seinem Vater zustand, der Stadt zehn Pfund lötigen Silbers, 
den Kanfleuten zu ihren Lichtem zehn Pfund Wachs, den Hense- 
grefen vier Pfennige und dem Stadtschreiber, sowie jedem Stadt- 
knechte je einen Pfetmig geben; Söhne von Inhabern des Hense- 
rechts haben dag^en der Stadt und den Kanfleuten nur je ein 
Pfund, den Hensegrefen vier Pfennige und dem Schreiber und den 
Stadtboten je einen Pfennig zu leisten.^) 

In dem Donat gensumten Stadtbach von Hameln Nr. 73 (Meinardoe 
S. 580) : It en sal ok nen copman oder nen wullenwevere copen wnlle mit 
enes anderen mannee ghelde eder ome tor hand. We dat dede, de scolde 
den snlven broke gbeven. Seat dosse wroghe van den coplnden, de ecoldeme 
wroghen vor den hensegreven, sendet van den wnllenweveren, dat scoldeme 
wrogben vor dem sculteten. Die Eintragung ist wie die meisten anderen 
in diesem Stadtbuebe undatiert. „Mit Hülfe jedoch der datierten Willküren 
und Urkunden . . . gewinnen wir genug Anhaltspunkte, um auch die un- 
datierten Stücke in grofsen Gruppen nach der Zeit ihrer schriftlichen Fixie- 
rung bestimmen zu können“ (Meinardus S. 563). 

8) Im Anschlufs an die Quellen sei es erlaubt, im folgenden diese 
niederdeutsche Form von „Hansgrafen“ und zwar in der überlieferten Ortho- 
graphie zu gebrauchen. 

^) Donat Nr. 78 (Meinardus S. 580); So welc borgere to Hamelen de 
scere wint, des vader se nicht en hadde, de scal gheven teyn mark lodeghes 
sulvers der stad rede unde 10 punt wasses to der coplude lechte unde den 
hensegreven ver penninghe unde dem scrivere unde der stat knechten 
malkeme enen penninc. ... So wat he sone hedde, de botghere hören weren, 
de volghet der schere male umme eyn punt unde gift den hensegreven 4 
penninghe nnde dem scrivere unde des stades boden malkeme enen penninc. 
Ober die Übersetzung von „de scere“ mit Recht des Gewandschnittee s. unten 
Note 14. Die im Text gegebene Datierung rechtfertigt sich dadurch, dafs 
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Auch diese Stelle spricht von den Hensegrefen; es müssen 
also mehrere Personen dies Amt gleichzeitig bekleidet haben.^) 
Auiserdem ist diese Verordnung auch deshalb wichtig, weil sie 
uns die Hensegrefen in Verbindung mit einer Kaufinannsgenossen- 
schaft zeigt. Dals eine solche in Hameln bestand, kann ja daraus 
geschlossen werden, dals den Kauflenten Wachs zu ihren Lichtem 
gegeben werden mulste; denn daraus folgt, dals die Hameler Kauf- 
leute als Gesamtheit Vermögen besafsen, das zum Teil auch zu 
kirchlichen Zwecken yerwendet wurde. Der ParalleliBmus der an 
die Stadt fallenden zehn Pfund Silber mit der an städtische Be- 
amte zu leistenden kleinen Geldabgabe einerseits, mit den zehn 
Pfund Wachs an die Kauimannsgenossenschaft andererseits weist 
aber darauf hin, dals wir in den Hensegrefen Beamte der Kauf- 
mannsgenossenschaft zu sehen haben. Für die Richtigkeit dieser 
Ansicht spricht auch der Umstand, dals über das Scherenrecht, 
bei dessen Erwerb nach der erwähnten Quellenstelle eine Abgabe 
geleistet werden mulste, im Jahre 1411 folgende Bestimmung ge- 
troffen wurde: 

„Die Kaufleute können an ihre Kinder ihr Scherenrecht, die 
Bürger an ihre Kinder ihr Amt vererben.“®) 

Ob man es nun hier mit einer seit 1411 dauernd oder nur 
vorübergehend eingeführten Erblichkeit des Zunftrechts zu thun 
hat^, jedenfalls ist das Scherenrecht für die Kaufleute ebenso wie 
das Recht, an der Innung®) teilzunehmeu, für die Handwerker be- 

diese Quellenstelle zwischen mit 1370 und mit 1402 datierten Eintragungen 
steht (vgl. Note 2). 

Dies hervorznheben, dürfte deshalb nicht überflüssig sein, weil Mei- 
nardns S. LVUI, wBhrend er sich auf diese Stelle bezüglich der Funktionen 
unseres Beamten beruft, doch nur von dem Hansegrafon spricht. 

0) Donat Nr. 98 (p. 584); . . . dat de koplude moghen mede gheven 
oren hinderen de scheren und eyn juwelik borgher einen hinderen sin am- 
mecht. 

’) Andere Beispiele von Erblichkeit des Zunftrechts s. bei von Maurer 
II 461, 462, Neuburg, Zunftgerichtsbarkeit und Zunftverfassung (Jena 1880) 
S. 56, 57. 

^) Dafs die Ausdrücke Am t (officium) und Innung in Hameln identisch 
sind, geht aus Meinardus Nr. 79 S. 57, 58 hervor: omnes offidales vel 
operarii manuales habebunt officia sua, qnae vocantur inninge, . . . und 
Donat Nr. 28 (ibid. S. 571 Zeile 30): habens officium dictum inninghe hervor. 
Vgl. auch Meinardus Nr. 22 u. Donat Nr. 15 u. 16 (S. 565). 
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handelt. Es läfst sich also annehmen, dafs auch das Scherenrecht 
mit einer öenossenschaft zusammenhing, und wenn für das Schermi- 
recht eine Abgabe an die Hensegrefen gezahlt werden mufste, 
dals auch sie mit dieser Öenossenschaft in Verbindung standen. 

Endlich bietet auch noch einen das schon Angeführte er- 
gänzenden Beweis für den Zusammenhang zwischen Hensegrefen- 
amt und Kaufgilde die dritte**) Quellenstelle, in welcher das Hense- 
grefenamt zu Hameln erwähnt wird. Diese Stelle lautet: 

„Anno domini millesimo etc. XXX VIII (1438) des neeten 
donnerdaghes vor palmen do quam Johan de Bihe vor den rad 
tmde gaff np de bensegrerenschop, de copgilde unde sete, he en- 
wolde nen hensegrere wesen und erde den rad myt der copgilde.“^*) 
Wie ist diese Stelle zu erklären? Mit Kaufgilde wird in 
zahlreichen niederdeutschen Quellen eine alle Kanfleute oder speziell 
die Grolshändler zusammenfaesende Öenossenschaft bezeichnet.^^) 
Das Bestehen einer ans Kaufleuten gebildeten Korporation ist für 
Hameln schon oben erwiesen worden; aus den 1352 beschlossenen 
Statuten des Höcker -Amts und einem etwa gleichzeitigen Rats- 
privileg für die Kaufgilde geht ferner hervor, dafs dieselbe wenigstens 
damals nur aus Orolskanflenten bestand, während die in Hameln 
als Höcker (penestici) bezeichneten Kleinhändler eine von der ihren 
völlig gesonderte Organisation beealsen.^^ In der Quellenstelle 
von 1438 ist nun aber offenbar unter „Kaufgilde“ nicht die Oe- 
nossenschaft selbst, sondern ein in Beziehung zu derselben stehendes 
Recht gemeint, welches damals von einem Hensegrefen an den 
Bat übertragen wurde. 


*) Weitere Erwähimiigen desselben lieben sich in der gedruckten 
Litteratnr nicht ermitteln. 

“) Donat Nr. 197 (S. 600). Für das von Heinardns a. a. O. ge- 
gebene „sede“ Sitte ist entschieden „sete“ Sitz zu emendieren, da ersteres 
kaum zu erkl&ren sein würde; wie sete aufzufassen ist, wird unten im Text 
erl&utert werden. Über einige andere von Meinardus unterlassene Emen- 
dadonen vgl. Brefslau, Mitt. ans der hist. Litteratnr XVI S. 332 Note. 

Diese Ansicht dürfte wohl weder von Anhängern noch von ßegnem 
der von Nitzsch aufgestellten Gildetheorie Widerspruch erfahren. 

’*) S. Meinardus Nr. 438 n. 439. Übrigens wird der Ausdruck Gilde 
selbst in diesen Urkunden nur einmal und zwar in der Bedeutung des aus 
der Beteiligung an der Gilde hervoigehenden Rechtes gebraucht, nämlich 
a. a 0. S. 334 Zeile 17 : sime vmnde, de der ghilde nicht nehedde. 
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Nach dem Wortlaat imeer^ Berichts gingen damala aa den 
Bat „Hensegrafschaft, KaufgUde und Sitz*^ über. An sich könnten 
damit drei Rechte gemeint sein; in Wirklichkeit sind es aber nur 
zwei, da za dem dem Bäte ttbertragenra Rechte der „Hens^pia&diaft^' 
diejenigen der „Eaafgilde“ and des „Sitzes“ gehörten. Unter „Sitz“ 
dürfte der Vorsitz in dem Tom Hens^refen a%ehaltenen Gewerbe- 
gerichte in Handelssachen za Terstehen sein; was aber mit „Eaaf- 
gilde“ gemeint ist, ergeben die seit 1386 erhaltenen Listen der Per- 
sonen, welche in Hameln Bürgerrecht erhalten haben. Dort wird 
bei den einzelnen neu aufgenommenen Bürgern öfters berichtet, dafs 
sie auch „KaufiBahrt“ erworben haben; einmal ist aaiserdem auch 
noch von dem Erwerb des Scherenreehts die Bede.^^) Als Sprenger 
1825 die kommunalen Einiichtungen seiner Vaterstadt Hameln dai> 
stellte, berichtet er ebenfalls von einer noch damals für den Erwerb 
des grolsen Bürgerrechts von Einheimischaa and Fremden ge- 
forderten Abgabe, welche „Kaaffahrt“ hiefs.^^) Es liegen hier 
also ganz ähnliche Verhältnisse vor, wie diqenigen, welche wir 
in Bremen gefunden haben ^*); nor dals die Abgabe, welche beim 
Erwerbe des rollen, d. h. des mit der Befugnis Handel zu treiben 
rerbnndenen, Bürgerrechts gefordert wurde, in Hameln Kauffohrt, 
in Bremen Hense hiels. Kaaftahrt bedeutet demnach in Hameln 
zunächst das Recht, dort Handel zu treiben; da der Kleinhandel 
daselbst den Hökern überlassen war*^), der mittelalterliche Grols- 
handel aber das Besuchen ftemder Länder notwendig machte, so 

13) Meinardus Nr. 680. 

1^) ibid. p. 481 : Gerlach von Stockem heft copfortt, bner- und borgers- 
ecbop tmde de scheren gewtmnen anno 1387. Dals „de scheren“ hier und 
das gleichbedeutende „de scere* (in der oben Note 4 angefOhrten Stelle) nur 
ein mit der Scheere zusammenhängendes Recht sein kann, ist einleuchtend, 
wenn sich auch weitere Beispiele für diesen Gebrauch weder in Hameln 
noch anderswo ermitteln liefsen. Dafs aber „zu den Scheeren stehen“ als 
„das Gewerbe eines Wandscbneiders ausfiben und in dem Eaufhause eine 
der Verkanfi»tellen besitzen“ aa&n£w«en ist, sagt ausdrücklich eine Notiz 
über herzogliche Zinse in Güttingen ans dem vierzehnten Jahrhundert 
s. ürkb. der Stadt Güttingen I S. 285 Note 2 : We ok to der scheeren steyt, 
also dat he eyn wantsnider is und eyne stede heft nppe dem kophus. . . 

13) S. das S. 183 Note 1 citierte Buch S. 178. 

13) S. Buch III, besonders S. 119 mit Note 45 und S. 133, 134 mit 
Note 106». 

11) S. oben zu Note 12. 
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erklärt sich diese Bedeutung des Wortes leicht. Aulserdem be- 
zeichnet „Eau&hrt“ aber auch die für Erlangung des erwähnten 
Rechtes gezahlte Abgabe, welche zugleich den Eintritt in die 
Kaufmannsgenossenschaft bewirkt haben wird. Mit diesem war 
natürlich auch der GenuTs der von dieser Korporation oder von 
der Stadt an fremden Orten durch Vertrag oder Privileg erwor- 
benen Handelsrechte verbunden, so dafs der Besitz der Hanse in 
Bremen und der Kauffahrt in Hameln als zum vollen Bürgerrecht 
notwendig erachtet werden konnte. Mit „Kaufgüde“ aber wird 
denmach in dem Berichte von 1438 das Recht auf diejenigen Ab- 
gaben bezeichnet, welche an die Hensegrefen fielen, wenn jemand 
die soeben besprochene „Kau&hrt“ oder das Scherenrecht erwarb; 
denn für dieses wurden ja, wie wir gesehen haben, zmn Teil an die 
Kaufmannsgenossenschaft und die Hensegrefen fiallende Leistungen 
erhoben.^*) 

Es gingen also durch freiwilligen Verzicht des Hensegrefen 
Johann des Reichen 1438 April 3 die ihm zustehenden Rechte 
an den Rat über; unter diesen sind namentlich der Vorsitz in 
dem gewerbliche Vergehen der Kauflente entscheidenden Gerichte^**) 
sowie diejenigen Abgaben zu verstehen, die bisher an die Hense- 
grefen für Erwerb der Befugnis, in Hameln Handel zu treiben und 
dort Gewand nach Mals zu verkaufen, gezahlt werden muisten. 
Nicht mit Sicherheit ist freilich zu bestimmen, warum ein ein- 
zelner Hensegraf in Hameln, während doch frfrher daselbst 
mehrere Hensegrefen gleichzeitig fungierten, die mit dem Amte 
verbundenen Rechte für immer an den Rat Übertragen konnte; 
denn nach Meiner dus^^) war Johann der Rike, der 1438 die 
Hensegrafschaft dem Rate auftrug, der letzte Inhaber dieser Würde 
in Hameln. Als Vermutung mag die Ansicht geäuisert werden, 
dafs das Amt in Hameln vielleicht erblich geworden, auf diese 


1*) In diesem Sinne wird Kauffahrt auch in Meinardus Nr. 406 
S. 807 gebraucht: Wer die Stadt verlftlst und der Stadt Feind wird, ver- 
liert dadurch sein Bürgerrecht. Will ihn aber der Rat zu Qnaden wieder 
aufnehmen, „so scholde he sine bniscap unde sine copfart weder winnen 
alse en gast“. 

1*) S. oben S. 184 mit Note 4. 

2®) Vgl. oben Note 2. 

si) S. LVIII. 
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Weise an mehrere Mitglieder derselben Familie gekommen und 
dann wieder in einer Hand vereinigt ist. Die Thatsache der 
Erblichkeit dieser Beamtnng aber wäre dann leicht erklärlich, 
wenn auch in Hameln, wie es von den bisher betrachteten Orten 
in Wien gewifs, in Begensbnrg, Bremen und Dortmund wenigstens 
sehr wahrscheinlich ist, der Hansgraf ursprünglich ein vom Stadt- 
herren eingesetzter oder bestätigter Beamter war. Für derartige 
Yermutnngen spricht jeden&lls, dals für das ebenfalls in Nieder- 
sachsen gelegene Oöttingen sich analoge Thatsachen nachweisen 
lassen. Dort war n ämlic h ein vom Herzog von Brannschweig 
verliehenes Henserecht im Hause der Ritter von Uslar-Gleichen 
erblich, welche dasselbe an die „Meister der Eaufleute“ zu After- 
lehen gpiben; diese erhielten dadurch das Recht, ihrerseits die Be- 
fugnis zum Verkauf gewisser Waren nach Gewicht an einzelne 
Handel treibende Personen zu verleihen.**) Aller Wahrscheinlich- 
keit nach ist nun das den Herren von Uslar- Gleichen verliehene 
Recht ursprünglich der Gansegrafschaft verwandt gewesen; die 
Verschiedenheit der Entwickelung in Güttingen und Hameln würde 
sich dann dadurch erklären, dafs die Inhaber des Genserechts in der 
oben angegebenen Bedeutung in Göttingen ritterlichen Kreisen 
angehörten und ihr Am t daher nur zu pekuniären Zwecken be- 
nutzten, indem sie seine Ausübung anderen Personen übertrugen. 
In Hameln dagegen wäre das Hansgrafenamt nach dieser Annahme 
auch zu Lehen, aber an Kaufleute gegeben, die es dann eben- 
falls in ihrer Familie vererbten, zuletzt aber dem Rate überlielsen. 

Fassen wir jetzt dasjenige, was sich über das Hansgrafenamt 
in Hameln ermitteln liefs, zusammen. Dort ist seit Mitte des 
vierzehnten Jahrhunderts die Existenz mehrerer gleichzeitig fun- 
gierender Gensegrefen nachweisbar, welche an der Spitze einer 
Kauhnannsgenossenschaft standen. Von den Funktionen dieser 
Beamten kann für Hameln als bezeugt gelten, dafs sie über die 
Eaufleute eine Gewerbegerichtsbarkeit übten; ferner liefs sich fest- 
stellen, dafs die Kauffahrt, eine für die Befugnis in der Stadt 
Handel zu treiben gezahlte, also dem Bremischen Hensegelde 

**) Vgl. vorläufig Urkb. d. Stadt GOttingen I Nr. 190 S. 178 und die 
a. a. O. Note 1 angeführten Urkunden; vgl. auch Nitzsch in Monateber, 
der Akad. 1879 S. 19 S., Gustav Schmidt in Hans. Geschichtehl. Jahrg. 
1878 S. 23, Hegel H S. 410; näheres Buch VHI zu Note 50 — 60. 
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dorchaiiB entsprechende, Abgabe sowie ein Teil der für das Recht 
des Gewandschnittee, das in Hameln als Scherenrecht bezeichnet 
wurde, geforderten Leistungen an die Hensegrefen fielen. Ob die 
Hensegrefen in Hameln Beamte des öffentlichen, Gemeinde- odmr 
Genossenschafterechts waren, ist nicht mehr mit Sicherheit festzu- 
stellen; doch spricht manches daf&r, dafs sie ursprünglich zur 
Leitung der Kanfinaimsgilde vom Stadtherren bestellt wurden. 
Zweifellos ist dagegen, da& die Rechte der Hensegre&chaft 1438 
ausdrücklich an den Rat übertragen wurden und so die Macht 
dieses die Stadtfreiheit repräsentierenden Verfsssungsorgans ver- 
mehrten. Die Frage, ob das Hansgrafenamt zur Ausbildung der 
städtischen Autonomie beigetragen, mnis also für Hameln ent- 
schieden bejahend beantwortet werdoi. 
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Buch VI. 

Das Hansgrafenamt 
in Kassel und Hofgeismar. 


Wie die auch for die aUgemeinen Fragen der Entwickelung 
des Städteweeens sehr interessante Verfassungsgeschichte Kassels 
im Mittelalter noch nicht genügend wissenschaftlich bearbeitet ist^X 
so fehlt es auch an jeder Untersuchung über das dortige Hans- 
grafenamt.^ 

Zum ersten Male ist das Institut in Kassel im Jahre 1323 
bezeugt, doch muls es dort entschieden schon früher bestanden 
haben. In dem genannten Jahre werden nämlich «Hans^even* 
als Vorsteher einer .Innung der Kanflente* erwähnt, welche sich 
in jenem Jahre ihre durch eine Feuersbmnst verlorenen Gildebriefe 
neu ausfertigen liels. Der städtische Rat vernahm zu diesem Zwecke 
bejahrte, glaubwürdige und sachverständige Männer über den In- 
halt der verloren gegangenen Dokumente und liels ihn dann mit 
Zustimmung und auf den Rat des landesherrlichen Schnltheif^ 

>) S. aber dieselbe Gengier, Cod. S. 467 — 479 und die dort angeführte 
Litteratnr; ferner den Aufsatz von Nebelthan, Denkwürdigkeiten der Stadt 
Kassel (in Zteohr. des Vereins für hessische Geschichte und Landeskunde, 
Neue Folge Bd. U Kassel 1869 S. 241—810 und Bd. ID S. 1—114), in dem 
leider die Quellenangaben fehlen, sowie Piderit Geschichte der Haupt- u. 
Residenzstadt Kassel. Zweite Auflage herausgegeben von Hoffmeister 
(Kassel 1882). 

*) In der bisherigen Litteratur ist das Hansgrafenamt zu Kassel nur 
von Nebelthan gelegentlich erwähnt und von Vilmar, Idiotikon von 
Kurhessen (Marburg und Leipzig 1868) S. 149 s. v. Hansegrebe in sowohl 
der Ergänzung wie vielfacher Berichtigung bedOrfenden Ausführungen be- 
sprochen; auf letzteren beruhen von Below’s durchaus irrige Angaben über 
die Kasseler Hansegrefen in Jahrb. f. NationalOk. n. Statist. Dritte Folge 
Bd. HI S. 61 Note 4. 


Digitized by Google 



192 


in einer einzigen Urkunde zusammenfassen.^) Die Empfänger 
derselben werden als Kaufleute oder Grewandschneider (pannicidae, 
qui Tolgo dicuntur cophlude) bezeichnet. Diese für das Mittel- 
alter nicht weiter auffallende Identität**) wird durch die Ur- 
kunde selbst erläutert. Den „Schnitt'' (sned, incisionem) gewinnen 
bedeutet nämlich die Mitgliedschaft dieser Genossenschaft und die 
damit verbundenen Befugnisse erlangen. Die Gildemeister fuhren 
den Namen „Hansegreven“^); als „Hanse“ aber wird das Recht 
mit Linnentuch zu handeln bezeichnet.^*) Dieses Recht darf 

3) Diese Urkunde, welche auch das oben Berichtete meldet, ütvonNebel- 
thau a. a. 0. II S. 290 — 292 benutzt, ohne dafs von ihm der gegenwärtige 
Aufbewahrungsort derselben angegeben wird. Im K. Staatsarchive zu Mar- 
burg befinden sich nun vielfach bis zur Unleserlicbkeit zerstörte Fragmente 
einer besiegelt gewesenen, imdatierten Urkunde, sowie eine Kopie derselben, 
welche der Schrift nach wohl in das Ende des vierzehnten oder in den 
Anfang des fQnfzebnten Jahrhunderts zu setzen ist. Jene Fragmente, welche 
nach der erwähnten Kopie vielfach zu ergänzen möglich ist, gehören offenbar 
der von Nebelthau ins Jahr 1323 gesetzten, und wohl nach einer voll- 
ständigen Abschrift benutzten Urkunde an. Sollte er aber nur diese Frag- 
mente benutzt haben, so kann an der Richtigkeit der von ihm gegebenen, 
flbrigens auch mit dem archivalischen Registraturvermerke äbereinstimmenden 
Datierung doch kein Zweifel sein, da die in diesen Fragmenten vorkommenden 
Ratsherren mit den durch andere Urkunden fOr 1323 bezeugten Mitgliedern 
des Rates der Altstadt Kassel flbereinstimmen. 8. StOlzel in Zt. d. Yms. 
f. hess. Geech. N. F. V (Kassel 1874) S. 121. Da die Urkunde noch nicht 
gedruckt ist — jedenfalls fehlt sie in den von Gengier a. a. 0. erwähnten 
Sammlungen — so veröffentliche ich die erwähnten Fragmente, s. Anhang 
zu Buch VI. 

3*) Die wichtigste Ware des mittelalterlichen Handelsverkehrs bildeten 
eben die Tuche. Nur die Kaufleute hatten aber vielfach und so auch in 
Kassel das Recht des Gewandschnittes, d. h. das Monopol des Verkaufs von 
Tuchen im Kleinhandel. Beispiele ans anderen Städten s. bei Schmoller, 
Tucherzunft S. 38, 39; vgl. Geering Basel S. 34; ,Die sogenannten Kaufleute 
erscheinen* in Basel 1370 .lediglich als Gewandschneider, als Tuchhändler 
en d4taU.‘ 

*) Sie werden in dieser Urkunde (s. Anhang) dreimal und zwar mit 
folgenden Worten erwähnt: magistris pannicidarum , qui dicuntur hanse- 
greven; magpstris pannicidarum scilicet hansegreven; qui sunt pro tempore 
hansegreven. Die Abschrift aus dem Anhänge des fQnfzebnten Jahrhunderts 
(s. oben Note 2) hat an den beiden letzten Stellen „hansegreben*. 

U) Item nulli debet dari ipsa banse id est quod emat lineum pannum 
nisi eciam acquirat et comparet incisionem. S. Anhang, vgl. Nebel- 
thau S. 291. 
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jedoch nur derjenige erwerben, der schon den „Schnitt“ ge- 
kauft hat.*^) 

AusfQhrliche Bestinuuungen behandeln die Aufnahme in die 
Genossenschaft und die Aufnahmegebühren. Dieselben betragen 
für den Oilde&emden 2 Mark reinen Silbers an die Batsherren der 
Stadt und eine Mark an die Gewandschneider; ebensoviel für den 
Sohn eines Gildegenossen, wenn er bei Lebzeiten seines Vaters 
Mitglied werden will. Stirbt dann der Vater, so kann sich die 
Mitgliedschaft auf einen anderen Sohn vererben. Dieser braucht 
ebenso wie jeder, der die Mitgliedschaft erbt, nur eine halbe Mark 
Silbers an die Gewandschneider und zwei Stübchen Wein an die 
Hansegreven zu geben. Der „Schnitt“ soll aber nur in Gegen- 
wart dieser Hhnsegreven und zweier Mitglieder der Gewandschneider- 
gilde verliehen werden. Da zugleich erwähnt wird, dafs jeder der 
Hansegreven bei dieser Gelegenheit ein Stübchen Wein erhielt*), 
so müssen damals zwei Hansgreven gleichzeitig fungiert haben. 
Es wird noch verordnet, dafs nur würdige und rechtschaffene 
Leute den Schnitt erwerben dürfen. Verstehen sie ein anderes 
Handwerk, so müssen sie schwören, dasselbe nicht mehr zu be- 
treiben; ausgenommen sind nur JMünzwerk“ und Kürschnerarbeit. 
Auch darf keiner der Genossen bei Strafe des Verlustes der Mit- 
gliedschaft sich mit Geschäftsvermittlung befassen. Dem Zwecke, 
allen Mitgliedern möglichst gleiche Eiimahmen zu sichern, sind 
namentlich folgende Verordnungen unserer Urkunde gewidmet: Wenn 
jemand Tuch kauft, ohne es zu verarbeiten, so mufs er einem Ge- 
nossen, der darauf Anspruch erhebt, den vierten Teil der Ware zu 
dem Erwerbspreise überlassen. Niemand soll ferner Tuch teuerer 
als die übrigen verkaufen. 

Über die Aufrechterhaltung dieser Bestimmungen sollen die 
Batsherren und Hansegreven wachen. Dafür, dafs auch der Schult- 
heils die Tuchhändler ermahnt, die Verordmmgen zu bewahren, 
sollen ihm die Hansegreven jährlich zwei gute, schwarze Schuhe 
geben.**) 

Es liegen also sehr ähnliche Verhältnisse wie in Hameln vor. 

S. die vorige Note. 

S. Anhang, vergl. Nebelthau a. a. O. 

*) ibid.: dabit cuilibet magistro pannicidanun onam stopam boni vini. 

«») ibid. 

Koehne, Dm HansgrafanAmt. 13 
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Was dort mit „scere“ (ScherenrecM) bezeichnet wird, heilst in 
Kassel „Schnitt“. Hanse aber wird daselbst schwerlich, wie es 
nach unserer Urkunde im Jahre 1323 der Fall war, von jeher 
nur das Recht mit Linnentuch zu handeln bedeutet haben, sondern 
ursprünglich wohl der weitergehenden Berechtigung der „Kauffehrt“ 
in Hameln entsprochen haben. Eben diese war ja selbst wieder 
mit „Hanse“ im bremischen Sprachgebrauche identisch. Hanse 
wird auch in Kassel, wie es für Bremen und andere Orte erwiesen 
ist, den Inbegriff der durch den Eintritt in die KaufinannsgUde 
erworbenen Rechte, also vornehmlich das Recht, in Kassel selbst 
Handel zu treiben, bezeichnet haben; von dieser „Hanse“ war aber 
wie von der „Kauffahrt“ in Hameln das Recht des Gewandschnittes 
getrennt, indem dieser noch durch eine besondere Abgabe erworben 
werden mufste. Erst später werden sich dann die Verhältnisse 
derart geändert haben, dals der Erwerb des „Schnittes“ mit der 
Erlangung der Mitgliedschaft der Gilde identisch wurde, die „Hanse“ 
jedoch zwar nur deren Mitgliedern, aber nicht sämtlichen, verliehen 
werden durfte. Ein sicheres Zeichen dafür, dals die Entwickelung 
in dieser Weise vor sich ging, liegt darin, dafs die an der Spitze 
der ganzen Genossenschaft stehenden Gildemeister als „Hanse- 
greven“ bezeichnet wurden.®*’) 

Wer diese Beamten bestellte, darüber fehlt jede ausdrückliche 
Nachricht; einen Fingerzeig aber giebt es, dals die Hansegreven dem 
landesherrlichen Schultheüsen, dessen Genehmigung bei der Ordmmg 
der Einrichtungen der Kaufmannsgilde auch ausdrücklich gedacht 
ist, zu einer jährlichen Abgabe verpflichtet waren. Ziehen wir 
noch in Betracht, dafs Kassel jederzeit als fürstliche Stadt er- 
scheint^), und die dortige Kaufmannsinnnng ja — am einfachsten 
durch Verleihung seitens des Inhabers der öffentlichen Gewalt zu 
erklärende — exklusive Verkaufsrechte besafs, so wird es jedenfalls 


«*) S. oben S. 102. 

^ Vgl. die oben Note 1 angefahrten Schriften, sowie Stölzel in der 
citierten Zeitschrift N. F. V S. 96, 97. Auch sei auf eine Urkunde Landgraf 
Hermann's vom Jahre 1337 verwiesen. In dieser lälst sich die Stadt von 
ihm noch ausdrücklich das Recht bestätigen, dafs nur wer Mitglied einer 
ihrer Innungen geworden, die mit denselben monopolrnäfsig verbundenen 
Kaufs- und Verkaufsgeschäfte abscUiefsen darf, s. Sammlung fürstl. hess. Landes- 
ordnungen und Ausschreiben Kassel t. I (s. a.) S. 3, Gengier 8. 469 Nr. 6. 
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als viel wahrscheinlicher betrachtet werden dfirfen, dafs der Landes- 
herr die Hans^preven ernannte, oder wenigstens betätigte, als 
dafs Innung oder Stadt sie völlig selbständig eingesetzt hätten. 

Wie lange die Urkunde von 1323 für die Verhältnisse der 
Kaufleute in Kassel mafsgebend war und wie lange die Vorsteher 
jener Innung den Namen Hansegreven geführt haben, ist nicht 
mehr mit Sicherheit festzustellen. Es wird nur berichtet, dafs im 
Jahre 1384 Landgraf Hermann bei Gel^enheit einer vollständigen 
Änderung der Verfassung Kassels^), dessen Streben nach Selb- 
ständigkeit ihm gefährlich schien, sämtliche dortige Innungen, also 
auch die der Kauflente auf hob, sie aber 1388 wiederhersteUte.*) 
Im Jahre 1402 verlieh dann Hermann „den Gewandschneidem und 
Kanfleuten, die in der Innung zu Kassel sind“, ein neues Privileg.^") 
Für unsere Zwecke ist besonders hervorzuheben, dafs sich die Be- 
zeichnung Gansegreven für die Gildemeister in dieser Urkunde 
nicht mehr findet; ebenso wird auch nicht mehr von Hanse ge- 
sprochen, sondern in entsprechender Bedeutung wird wie in Hameln 
„KaufgUde“ gebraucht. Wie den Hansegreven nach der Urkunde von 
1323^^), BO soll nach derjenigen von 1403 den beiden Gildemeistem 
von neu in die Innung Ein tretenden je ein Stübchen Wein geleistet 
werden.'*) Übrigens unterscheidet sich die Stellung dieser Gilde- 
meister, die von den Mitgliedern ihrer Innung frei gewählt wurden'*), 
in nichts von derjenigen der Vorsteher anderer Innungen. Be- 
merkenswert ist noch, dals diese Innung der Kaufleute und Gewand- 
schneider seit 1403 eine geschlossene war, indem sie aus nicht 
mehr als 60 Mitgliedern bestehen durfte'^), und dals ihr das 

*) S. Urk. von 1884 Febr. 1 § 30 in der citderten Sammlnng S. 7, Gen gl er 
S. 471, 472. Vgl. Piderit S. 64, 55; Nebelthau Ztschr. 111 S. 38, 39. 

<*) Nebelthan ibid S. 47. 

S. (Schmincke) Versuch einer . . . Beschreibung der Residenz- 
und Hauptst. Cassel (Kassel 1767) Beilage Nr. VII S. 22 — 27, Gengier 
S. 472, 473, vgl. Nebelthau a. a. 0. S. 74ff. 

”) Vgl. oben S. 193. 

Schmincke, Beilage S.24, Gengier p. 473: iglichen gyldemeister 
eyn stobichen wins. 

Schmincke S. 25, 26, Gengier ibid.: Ouch sollen sie alle jar 
gildemeister kisen uff sendte Claus abind, die da zusehin sollin, daz alle ding 
desto bass gehalten werden. 

>0 ibid. (Schmincke S. 26): Ouch ensollen der, die in duaser innunge 
sin, nicht me sin, dann sesstzig, unde nicht darüber. Ändere Beispiele ge- 

18» 
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Monopol dee Gewandaclmittes nicht nur in dem Weichbilde der Stadt, 
sondern in dem landgräflichen „Gerichte zu Kassel“, d. h. den drei 
fürstlichen Ämtern Ahne, Baume nnd Neustadt zustand, weldbie 
demselben untergeordnet waren.^^) 

Ist seitdem der Name Hansegreren für die Gildemeister der 
Kanflente verschwunden, so wird wenig später die offenbar nur 
auf dialektischer Änderung desselben beruhende Bezeichnung „Hanse- 
greben“ in sehr eigentümlicher Weise gebraucht. So werden 
nämlich die Mitglieder der Eaufinannsgilde genannt; diese Gilde 
selbst aber fuhrt „den wimderlichen Namen Hansegrebengilde“. 
Dieser sonderbare Sprachgebrauch dürfte sich wohl sehr ein&ch 
dadurch erklären, dals man eine Wendung der Urkunde von 1323 
milsverstand. Während es ganz zweifellos ist, dafs in ihr „Hanse- 
grefen“ nur die Vorsteher der Eaufmannsgilde bezeichnete, konnten 
doch, nachdem dieser Titel — vielleicht bei Gelegenheit der zeit- 
weiligen Aufhebimg der Genossenschaft — au&er Übung gekommen, 
die in einer alten Abschrift jenes Privilegs sich findenden Worte 
„magistri pannicidarum, qui dicuntur hansegreven“ und „magistris 
panniddarum sdlicet hansegreben“ den Anschein der Identität 

schlossener Zünfte, d. h. solcher, ,bei denen die Zahl der Mitglieder ein für 
allemal festetand*, bei denen also ein Mitglied, wenigstens wenn alle 
Platze besetzt waren, nur dann aufgenommen werden konnte, wenn zuvor 
ein altes gestorben war, s. bei Nenburg Zunftgericbtsbarkeit S. 53 und 
Knlenkamp, Das Recht der Handwerker und Zünfte (Marburg 1807) 
S. 47, 48. 

Vgl. Scbminoke S. 23: ,Ouch ensal nymand keyn gewand sniden 
uff fryhen Jarmargkeden tmde Eirmissen er enbabe dann den snid unde 
ynnnnge darheime, da er gesessen ist“ und Scbmincke S. 27, Gengier 
ibid.: Ouch enssal nymand kein gewand sniden in unsserme ge richte 
zu Cassel anders, dan als vorgeschreben sted. Über den Kasseler Qericbts- 
bezirk vgl. Nebelthau a. a. O. S. 76, StSlzel Ztscbr. a. a. O. S. 97, 98, 
Engelhard, Erdbeschreibung der Hessischen Lande (Kassel 1778) 1 S. 146. 

>*) So Vilmar in der oben Note 2 angeführten Stelle, der indes die 
weiter unten im Text erwähnte Urkunde von 1583 für das älteste Zeugnis 
dieser Bezeichnung hält und die Urkunde von 1323 nicht kannte, in welcher 
Hansegrefen in der gewöhnlichen Bedeutung des Wortes erwähnt werden. 
Daher bezweifelt er auch — nach dem Angeführten ganz zu Unrecht — , 
dafs der Ausdruck .Hensegreben* ,jemaJs in Hessenkassel mit Verständnis“ 
.gebraucht worden“ sei. 

1“*) S. oben S. 192 Note 4 (namentlich auch die Notiz über die Ab- 
schrift der Urkunde). 
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TOD Hansegreben und pannicidae erwecken. Die ältesten, gedruckten 
Zeugnisse filr die Anwendung des Wortes „Hansegreben“ in diesem 
Sinne finden sieb seit 1468 in den Kasseler Stadtrechnnngen^^, in 
welchen die Mitglieder der Innung der Kaufleute r^elmälsig so be- 
zeichnet werden, während diese selbst „Hansegrebengilde“ heilst. 
Diese Ausdrücke müssen also in Kassel in r^ebnälsigen Ge- 
brauch gekommen sein. Auch bei Gelegenheit der Erneuerung 
der Kasseler Zunftbriefe im Jahre 1485 werden die Kaufleute 
als „Hansengräben“ bezeichnet.^*) Ferner ist aus dem Jahre 1583 
eine Urkunde erhalten, in welcher Landgraf Wilhelm der „Hanse- 
grebengilde“ das ihr seit Alters zustehende Recht bestätigt, 
in der Woche nach Pfingsten öffentlich Wein, den sogenannten 
„Hansengrebenwein“ Terschenken zu dürfen, während allen Wirten 
der Weinverkauf zu jener Zeit rerboten war.*®) Bemerkt sei 
endlich noch, dafs im siebzehnten Jahrhundert für diese Genossen- 
schaft auch der Name „Hans^eber-Zunft“ bezeugt ist.*^) So ist 
in Kassel der alte Name der Vorsteher der Genossenschaft auf die 
Mitglieder übertragen. Da bei Ordnung der hessischen Gewerbe- 
Terhältnisse stets Kassel als Residenz und einzige bedeutendere Stadt 
des Landes die Hauptrolle spielte, so ist es auch nicht weiter auf- 

>^) Herausgeg. von StOlzel (Kassel 1871). 

18) S. z. B. S. 138 Z. 1, 2 (anno 1506); Item 31/2 Ton der hansegreb 
wegen; S. 5 Z. 22 (a. 1468): den hansegreben erbezcins; S. 168 Nr. 95 (a. 1518), 
wo neben anderen Innungen ancb die der .bansegreben* erwähnt wird; 
S. 187 Nr. 14 (a 1518) : von der bansegreben gilde wegen (vgl. ibid. ,Scbnider- 
gilde*, ,becker gilde*). Vereinzelt finden sieb auch die Formen ,bansegrefen* 
(S. 128 Nr. 51 anno 1506), .hensegreben* (8. 102 Nr. 18 a 1491) and ,Hanse- 
greber* (8. 219 Nr. 52 a 1553). 

19) Piderit S. 79, 80. 

*9) S. das oben Note 10 citierte Bacb von Sebminoke 8. 241 ff. und 
Beilage Nr. Y 8. 17 ff., vgl. auch ülr. Friedr. Kopp, Handbuch zur Kenntnis 
der Hessen-Casselisehen Landes-Verfassung nnd Rechte (Kassel 1796 — 1808) 
TL V 8. 78. 

*1) 8. die oben Note 6 citierte Sammlung hess. Landeeordn. II 596. 
An dieser Stelle wird nämlich 1661 Juni 18 bei einer üntersuchung über 
dem Stadtrate zustebende Befugnisse auch die Anwesenheit der beiden Oilde- 
meister der ,Hanlsegreber-Znnfft* erwähnt. Übrigens waren von dieser Ge- 
nossenschaft der Kaufleute oder Oewandsebneider die Krämer vOUig getrennt ; 
noch 1786 Juli 4 wird ein Gesuch derselben, .ihre Gilde mit der der Hanse- 
greben in eine Zunft zu verwandeln*, abschlägig beantwortet. 8. das in der 
vorigen Note citierte Handbuch von Kopp V 8. 71. 
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fallend, dals aach in fürstlicli hessischen Verordnungen, welche die 
ganze Landgra&chaft betreffen, die Gewandschneider und Kaufleute 
als Hansegreben bezeichnet werden.^^ Ebenso ist es auch wohl 
zu erklären, dals 1657 in dem Städtchen Eschw^e in einem 
Hexenprozesse, welchen ein ron der hessischen Regierung dorthin 
gesandter Richter fhhrte, einer der Zeugen als „hanlsengräber“ be- 
zeichnet wird.^^) Dagegen scheint dieser Ausdruck in Eschwege 
selbst nicht üblich gewesen zu sein.^^) Auch in den meisten anderen 
hessischen Städten habe ich Beispiele für denselben nicht zu finden 
vermocht.^^) Nur in Hofgeismar ist einmal, nämlich 1554, von 
HansgreTenmeistem die Rede^^), was darauf schlielsen lassen könnte, 


*>) S. ReformatdoDsgesetze und Statuten Philipp's von Hessen vom 
Jahre 1584 (in der citierten Samml. I S. 63, Estor, Monumenta Hasaiaca 
UI [Kassel 1750] S. 126): ,Die hanssen Greben zunfit und Gewandt schnidt 
betreffendt*. 

Aus dieser Thatsacbe schliefst nämlich Vilmar a. a.0., dals die- 
selbe Bezeichnung auch in Eschwege üblich gewesen, und tadelt, dals es in 
dem oben Note 20 angeführten Werke von Eopp V 71—74 .den trüglichen 
Anschein hat, als habe nur in Kassel eine solche Hansegrebengilde be- 
standen“. Dafs der Eschweger Hexenprozefs , aus dessen Akten Vilmar 
den Gebrauch des Namens Hansegräber an jenem Orte schlielst, von einem 
fremden von der Regierung gesandten Richter (Dr. Linke ans Marburg) ge- 
führt wurde, geht ans den von Schmincke, Geschichte der Stadt Eschwege 
(Eschwege 1857) S. 159 über diesen Prozeis gegebenen Nachrichten hervor. 

*^) Wenigstens ist in dem eben angeführten Werke von Schmincke 
S. 284, sowie in Hochhuth, Erinnerungen an die Vorzeit und Gegenwart 
der Stadt Eschwege (Eschwege 1826) S. 94 zwar von einer Gilde der Kauf- 
leute und Gewandschneider in Eischwege und einem Gildebriefe, den sie 
1340 erhielten, nicht aber davon, dafs sie als Hansegreben bezeichnet wären, 
die Rede. 

2^) Auch die Note 23 erwähnte Thatsache, dafs in dem sehr sorgföltig 
gearbeiteten lexikalischen Werke von Kopp sub voce Hansegrebengilde nur 
die Kasseler erwähnt wird, spricht dagegen, dafs die auch in anderen hessi- 
schen Orten bestehenden Kaufmanns- und Wandschneidergilden jenen Namen 
geführt haben. Über jene Genossenschaften vgl. z. B. bezüglich Fritzlars 
Falkenheiner, Gesch. Hessischer Städte und Stifter 11 (Kassel 1842) 
S. 111 — 113 u. 207 — 209, bezüglich der Zunft der .Kaufleute und Gewand- 
Bchneider* in Wolfhagen die Geschichte dieses Städtchens von Lyncker 
(Kassel 1855) S. 41, 42 etc. In Marburg wird zwar keine Hanse, aber ein 
„HansehoP* als Örtlichkeit erwähnt. S. Justi, Hess. Denkwürdigkeiten I 
(Marburg 1799) S. 2.'i0. 

**) Falkenheiner a. a. 0. U S. 409. 
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dafs auch dort die Bezeidmung „Hansgreve“ auf die Mitglieder 
der Kaufiuannsinnong angewandt sei Indessen haben wir in diesem 
Sprachgebrauche wohl nur eine Einwirkung der im siebzehnten 
Jahrhundert in Kassel üblichen Bezeichnung zu sehen; denn andere 
Nachrichten lassen ganz deutlich erkennen, dals zu Eofgeismar^^) 
sowohl früher wie zu jener Zeit der Name „Hansegrefe“ respektive 
„Hansegrebe“ nur dem Vorsteher, nicht aber allen Mitgliedern 
der Kaufmannsgenossenschaft zukam. Ja, an dem genannten Orte 
hat sich das als Hansegreben- oder Hansegreven- bezeichnete Hans- 
grafenamt bis in unser Jahrhundert erhalten. 

Zum erstenmal wird das Hansgrafenamt zu Hofgeismar^^) in 
unserer Überlieferung allerdings erst im Jahre 1648 erwähnt. In 
jenem Jahre liefe sich nämlich die dortige Kaufmannsinnung ihre 
1642 bei Gelegenheit der Eroberung der Stadt durch die Kaiser- 
lichen zerstörten Statuten^^) nach der Erinnerung neu ausfertigen.^^) 
In jener Rechtsquelle werden nun als „Ambtsverwalter der ZimfFt“, 
d. h. Vorsteher dieser Kaufmannsgenossenschaft „ein Hansegrere, 
ein Meister und zwei Dekane“ erwähnt; diese Beamten sollten am 
Martinstage jährlich neu gewählt werden. Ferner ist den Statuten 
zu entnehmen, dafs auch in Hofgeismar wie in Kassel und anderen 
Orten die Schneider zu der Kaufmannsinnung gehörten. Durch- 
aus eigentümlich ist aber die Scheidung der Mitglieder dieser 
Genossenschaft in „Märcker“ und „Hänfser“ (auch als „Marcker“ und 
„Hanfser“ bezeichnet); denn diese Teilung entspricht weder der im 
Mittelalter vielfach üblichen in Kaufleute und Krämer^”), noch der 
in Hameln und Kassel nachgewiesenen in MitgUeder der Genossen- 
schaft, welche nur die Kaufgilde oder Hanse, und solche, welche 
aufserdem den Schnitt erworben hatten.**) Nach den Statuten 
der Kauhnannsinnung in Hofgeismar haben nur die Mitglieder 
dieser Genossenschaft, nicht aber die übrigen Bürger das Recht, 
einen offenen Kramladen zu halten. Den „Hänssem“ Vorbehalten 

’*) Über die Geschichte und Verfassung dieses Städtchens s. die sorg- 
fältigen Untersuchungen von Falkenheiner a. a. 0. II S. 241 — 512, speziell 
Aber die Hansgrafen S. 414 — 417. 

»8) Vgl. a. a. 0. S. 336 Note 2. 

88) Ausführliche Auszüge aus dieser Urkunde a. a. 0. S. 414, 415. 

3«) Vgl. oben S. 12, 13. 

81) S. oben S. 187, 192—194. 
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ist jedoch das Monopol des Gewandschnittes, des WoUhandels, 
des Vertriebes von Seide und gewisser anderer nach der Elle 
verkaufter Waren; aulserdem dürfen sie „Höckerwaare“ en gros, 
aber nicht nach Pfunden verkaufen. Hing^en steht den „Märckem“ 
der Gamhandel und der Verkauf von gewöhnlichem linnentuch, 
von Theer und Schmiere sowohl en gros als en detail, sowie der 
von „gemeiner“ Ellenware zu; dag^en dürfen sie sich mit dem 
der „Hanse“ reservierten Handel nicht befassen.^^ 

Die Teilung der Genossenschaftsmitglieder in zwei Gruppen 
kommt auch in ihrer Verfassung zum Ausdrucke, indem der unter 
den Zunftbeamten erwähnte „Meister“ abwechselnd ans den Hänssem 
und Märckem genommen werden sollte.^^ Endlich waren auch 
die bei Eintritt in die Zunft teils an die Gesamtheit, teils an ihre 
Beamten zu leistenden Gebühren für den Hänsser höher als für den 
Märcker; bezeichnender Weise hatte aber nur ersterer bei der 
Aufnahme auch an den Hansegreben eine Abgabe zu zahlen.^) 
Im übrigen scheinen sich jedoch die Befugnisse dieses Beamten 
auf alle Genossenschaftsmitglieder, Hänsser und Märcker, erstreckt 
zu haben. Wenigstens wird in unseren Statuten berichtet, dais 
die „Moi^ensprachen“, wie dort die namens des Landesfürsten, der 
Stadt und der Zunft abgehaltenen Gerichte für Prozesse von Mit- 
gliedern der Kaufmannszunft untereinsmder genannt wurden, aus 
dem fürstlichen Schulzen, Burgemeister und Rat, sowie Hansegpefen, 
Meister und Dekanen dieser Zunft zusammengesetzt waren.^^) 

Öffentlichrechtliche Befugnisse hatte der Hansegrefe auch 

Falkenheiner S. 414: .Und erstlichen, so haben diejenigen, die 
dieser Zonfft theilhafitig sind, vohr anderen bürgern diese gerechtigkeit, 
dals sie offene Krahm laden «.Ibir halten und allerley gute wahren 
öffentlich in Piltichem wehrt keuffen und verkeuffen mSgen, welche dan 
in Zweyen gradibns bestehet, nftmlich in der H&nfse und im Marckt.* 
Ibid. S. 415: .Desen hatt sich ein Hinfser zu gebrauchen des Wollen 
Handele, Wandechnidts, seiden undt anderer ehlen Wahjren, magk 
sich auch der Hocker Wahre sambt, aber nicht Pfundt Weise ge- 
brauchen. Daiegen magk ein M&rcker an den garnhandel, linenthuch 
gemeiner gattung, Hocker Wahr, auch theer und schmer, sambt- oder 
stück-Weise, undt gemeine ehle-Wahr sich halten, Darff aber mit deme bej 
der Hanse angedeuten Handel sich nicht bemengen.* 

33) ibid. S. 415. 

3«) ibid. S. 414. 

3*) ibid. S. 415. 
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insofern, als fremde Krämer, welche in der Stadt hausieren wollten, 
dazu aulser der Erlaubnis des Schulzen und Bnrgemeisters auch 
diejenige des Hansegrefen erlangt haben mufsten. Bezüglich 
anderer Funktionen jenes Beamten ist den von Falkenheiner publi- 
zierten Fragmenten der Statuten der Kauhnannsgilde nur zu ent- 
nehmen, dals Hansegrefe, Meister und Dekane auch gemeinsam das 
Finanzwesen der Genossenschaft leiteten.^^) Einen Fingerzeig dafür, 
wie die Entstehung dieser Zunft und der eigentümlichen Schei- 
dung in Märcker und Hansser wahrscheinlich zu erklären ist, giebt 
folgende Stelle der Statuten: ,AUe Zunftmitglieder sollen einmal 
im Jahre als Zeugnis für ihre Mitgliedschaft einen Heller leisten. 
Dagegen empföngt jeder Hänsser, der in der Stadt wohnt, zwei 
Albus und Backwerk in gleichem Werte; ein Märcker einen Albu 
in Geld und Backwerk im Werte von einem Albu. Ein aufeerhalb 
der Stadt wohnender Hänfser hat auch jährlich einen Heller zu 
leisten, erhält aber dafür nur den weiteren Genufs der ihm schon 
vorher zustehenden gewerblichen Berechtigungen.“^^) 

Es gab also auch Hänfser, aber nicht Märcker, welche aufser- 
halb der Stadt wohnten. An mehreren Orten, z. B. in Bremen, 
wurden, wie wir gesehen haben, auch Fremde durch Leistung der 
Hanse gewissennalsen Mitglieder der Hansegenossenschaft, um die 
mit dieser Mitgliedschaft verbundenen Yerkaufebefugnisse ausüben 

ibid. ; Frembten Kramern wirt nicht verstattet, mit ihren Wahren 
in dieser Stadt zue hausiren oder feilzntragen ohne erlaubniis des Hm. 
Schnitzen, Bürgermeister nndt Hansegrebens, .... 

ibid. Auch die oben Note 26 erwähnte Stelle von 1554, in wel- 
cher .Hansegrenenmeister* verkommen, handelt von Finanzverwaltung. Sie 
ist indes bis zur ünveret&ndlichkeit korrumpiert; doch därfte der Schlafs 
zu emendieren sein; „den Hansegrenen, Meistern und Techen Dekanen) 
derselven gilde“. Es ist demnach das bei F. erwähnte „Hansegreuenmeistera“ 
auf ein Versehen des Abs<direibers, der an den zu Kassel üblichen Sprach- 
gebrauch gewohnt war, oder des Herausgebers zurückzuführen. 

^ Falkenheiner II 415: Welche nun diese Zunfft haben, sollen 
iedes jahis uff Martini abend bey noch scheinendem tage, die uhrkundt 
(= den Beweis), nimlich einen jahrheller vor dem Ambte einlieffera. Da- 
gegen bekombt ein Hänfser, der in der Stadt wohnet, an gelde zwey 
alb., und an Wecke zwey alb.; ein Märcker 1 alb. an geldt undt 1 alb. an 
Wecke. Wer aber aulser dieser Stadt Ringmauern häulslich gesessen, erhelt 

nur mit dem JabrheUer die Gerechtigkeit.“ „Wecke“ ist „keilfSrmiges 

Backwerk, Brotweck“, g. Lezer, Mittelhochd. Wrtbch. III 721. 
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zu können.^*) Etwas Ähnliches muls nach dem AngefOhrten auch 
in Hofgeismar stattgefunden haben. Der Name „Märcker“, der den 
einen Teil der Genossenschaftsmitglieder bezeichnet, weist aber 
darauf hin, dafs hier ein Fall einer Verschmelzung von Kauf- 
mannsgenossenschaft und Markgemeinde vorliegt. Die Thatsache, 
dafs nicht alle Bürger die den gesamten Mitgliedern der beiden 
vereinigten Verbände zustehenden Befugnisse übten, erklärt sich 
dann leicht dadurch, dafs sich bezüglich der von der Markge- 
nossenschaft neu erworbenen gewerblichen Rechte eine Beschränkung 
auf die ursprünglichen Teilnehmer und ihre Erben erhielt. Für 
diese Anpassung, dafs in den hier erwähnten Märckem Markgenossen 
zu sehen sind, spricht jedenfalls der Umstand, dafs ihre Rechte 
auf sämtliche männlichen Nachkommen vererbt wurden , wobei 
übrigens eine merkwürdige Bevorzugung des jüngsten Sohnes statt- 
fand.^**) Gerade das Minorat ist ja bei Bauerngütern, soweit sie 
nicht unter mehrere Erben geteilt wurden, eine sehr verbreitete 
Form der Succession.*') 

Jedenfalls bietet die Annahme einer Verschmelzung von Mark- 
genossenschaft und kauhnännischer Gilde die beste Erklärung für 
die eigentümliche Organisation der Kauftnannszunft zu Hofgeismar; 
allerdings läfst auch sie noch viele Fragen offen. Eine eingehen- 
dere Erforschung dieser Verhältnisse, die freilich den Gang unserer 
Untersuchung zu sehr unterbrechen würde, wäre sicher entschieden 
dankenswert; sie mülste vor allem das von Falkenheiner nur in 
Fragmenten herausgegebene oder unbeachtete^^*) Quellenmaterial, 

8») Vgl. Buch 111. 

*8) FalkenheineT S. 415: ,Wan ein Märcker (so entschieden zu emen- 
dieren) mit thodt abgehet, undt mehr sehne als einen hatt, tritt sobald 
der Jüngste in des Vatders statt gegen erlegung der gepur; die andern 
aber, wan sie 18 jahr alt sein*. 

*') Brunner in von Holtzendorff’s Bechtslexikon 111 (Leipzig 1881) 
S. 156 sagt geradezu, dals bei Bauerngütern, soweit Individualsuccession 
stattfindet, „gewöhnlich Minorat“ eintritt. Stobbe, Handbuch des deut- 
schen Privatrechte V (Berlin 1885) S. 384 Note 42 bestreitet allerdings diese 
auch von anderen Forschem (s. Stobbe a. a. 0.) vertretene Ansicht, bringt 
aber zahlreiche Beispiele für Erbfolge des jüngsten Sohnes in Bauerngüter. 

Eervorzuheben ist in dieser Beziehung, dals nach Falkenheiner 
11 416 die Eaufmannsgilde noch im achtzehnten Jahrhundert erklärte, dafs 
sie Zunftbriefe von 1432 vorzeigen kOnne, während nach seiner Angabe 
auf S. 414 alle vor 1642 verfalsten Statuten in jenem Jahre unter- 
gegangen sind. 
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sowie die aus anderen hessischen Orten ttber Kaufinannszünfte vor- 
liegende Überlieferung heranziehen. 

Vielleicht würde bei einer solchen Arbeit auch bezüglich des 
Hansgrafenamtes zu Hofgeismar neues Material gefunden werden. 
Dies wäre um so wünschenswerter, als aus dem bisher Publizierten 
jeden faUs nicht mit voller Sicherheit zu ersehen ist, wer dort ur- 
sprünglich den Hansgrafen ernannte. Wurde er 1648 von den 
Mitgliedern der KanfmannsgUde gewählt, so läfst doch auf ur- 
sprüngliche Bestellung durch die Obrigkeit die Thatsache schliefsen, 
dais neben dem Hansegreben noch ein Meister als Vorsteher dieser 
Genossenschaft erwähnt wird. Nach Falkenheiner^^) fungieren 
seit 1779 stets zwei Hansegrefen. Dem allgemeinen Niedergange 
des genossenschaftlichen Geistes in Deutschland entspricht es, dafs 
nach demselben Forscher^^ im achtzehnten Jahrhundert nur noch 
jene beiden Beamten, sowie Meister \md Dekane bei den Gilde- 
versammlungen erschienen. Im übrigen scheint sich diese Gilde 
im wesentlichen unverändert bis zum 5. August 1808 erhalten zu 
haben; an jenem Tage wurden nämlich in dem — von Napoleon 
bekanntlich aus dem Kurfürstentum Hessen und anderen eroberten 
Gebieten gebildeten — Königreiche Westfalen alle Zünfte durch 
Einführung der Gewerbefreiheit aufgehoben.^^) Auf denselben Tag 
ist demnach auch das Ende der Hansegrebengilde in Kassel zu 
setzen. Nach der Wiederherstellung des Kurfürstentums Hessen 
wurden zwar durch die Zunftordnung vom 5. März 1816 die Zünfte 
wieder ins Leben gerufen; gleichzeitig erfolgte aber eine für den 
ganzen Kurstaat gleichförmige gesetzliche Regelung des Zunft- 
wesens.*^) Bei dieser Gelegenheit wurde ausdrücklich denjenigen 
„Handelszünften“, welche bisher „unter der Benennung Hanse- 
greben, Kaufleute oder Gewandschneider bestanden“ hatten, der 
Name „Kaufmannschaft“ gegeben.*^) 


<») II 416. 

«) n 416, 417. 

S. Gesetz-Bulletin des Königreichs Westphalen Zweiter Teil (Kassel 
1808) S. 275 Artikel 1, vgl. Roth n. von Meibom, Knrbessisches Privat- 
recht (Marburg 1858) S. 281. 

*!>) S. Sammlung von Gesetzen f3r die knrhessischen Staaten 

(Kassel 1816) Nr. III S. 10 § 1; vgl. Roth u. von Meibom ibid. 

^) S. die angeführte Gesetzsamml. ibid. S. 11 § 8. 
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Fassen wir die Hauptergebnisse dieses Buches kurz zusanunen. 
Auch in Kassel und Eschwege ist das Hansgrafenamt nachweisbar. 
An beiden Orten standen die Hansgrafen an der Spitze der Kanf- 
mannsgilde. Es ist wahrscheinlich, dals diese Beamten ursprüng- 
lich Ton den Fürsten ernannt wurden und neben den genossai- 
schafUichen auch die fürstlichen Interessen zu vertreten hatten. 
Uber die Funktionen der Hansgrafen haben wir aus beiden Orten 
nur sehr dürftige Nachrichten. Als sicher kann gelten, dals jene 
Beamten bei der Au&ahme neuer Mitglieder in die Oenossenschaft 
mitwirkten und in Eschw^e auch im Gewerbegerichte thätig waren. 
An letzterem Orte hat auch bei der Ausbildung der Stadtverfassung, 
wenn nicht das Hansgrafenamt, so doch jedenfalls die Genossen- 
schaft, an deren Spitze dasselbe stand, eine RoUe gespielt. Höchst 
eigentümlich ist es, dafs in Kassel der Name Hansegreben mindestens 
seit 1468 nicht mehr die Vorsteher, sondern die Mitglieder der 
Kaufinannsgilde bezeichnet; höchst wahrscheinlich hängt dies damit 
zusammen, dals jener Verband einige Zeit hindurch au^elöst war, 
indem man bei seiner Wiederherstellung den in einer Abschrift der 
alten Statuten sich findenden Ausdruck Hansegreben mBsverstand. 


«E 
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Buch m 

Das Hansgrafenamt in den Niederlanden. 


Kapitel 1. 

Das Hansgrafenamt in Flandern. 

Trotz der zahlreichen Publikationen, welche die Quellen der 
flandrischen Rechtegeschichte, insbesondere diejenigen des dortigen 
Städte- und Geldwesens, allgemein benutzbar gemacht haben^), sind 
uns doch nur sehr wenige Erwähnungen des Hansgrafenamtes in 
Flandern überliefert. Ebenso beschränkt sich alles, was die bis- 
herige Litteratur über dieses Institut bietet, auf eine gelten tliche 
Übersetzung und allenfalls Erläuterung einiger dasselbe betreffenden 
*' QueUensteUen.^ Dieser Umstand steht mit der Thatsache nur in 
scheinbarem Widerspruch, dals so viele andere Punkte in der Ent- 
wickelung des flandrischen Städtewesens durch die Thätigkeit aus- 
gezeichneter teils einheimischer, teils deutscher Forscher — es sei 
vor allem an Warnkönig, Gheldolf, Gilliodts- van Severen, 
Wauters und Hegel erinnert — meisterhaft klargestellt sind. 
Erklärt sich doch die bisherige Nichtbearbeitung der Geschichte 
des flandrischen Hansgrafenamtes hinreichend eben aus dem Mangel 
an genügenden Quellen über diese Institution! Trotz dieses Mangels 
wird es sicher nicht unangebracht sein, wie es ja der Plan unserer 

*) Vgl. Ober diese Pablikatioiien Frenadorff im Neuen Arch. IV 
S. 43—51 und Hegel, St&dte und GUden H S. 117—199 (bee. S. 117—121 
und die Litteratur der einzelnen Städte in den Oberacbriften). 

’) Da mit Auenabme von Bucelin, (rallo-Flandria (Dnaci 1624) lib. 111 
c. 15 p. 512 alle Forscher die Hansgrafen ,der flandrischen Hanse in London* 
und die Hansgrafen in Lille besonders, die einen bei Gelegenheit der Be- 
sprechung jener Genossenschaft, die anderen in der Verfassnngsgeschichte 
dieser Stadt behandeln, so sei für die Obrige Litteratur über die genannten 
Beamten auf unten Note 8 und Note 130 verwiesen. 
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Arbeit erfordert, einmal alles, was über das Hansgrafenamt in 
Flandern überliefert ist, zu sammeln und zu untersuchen, was sich 
diesen Quellenstellen in Verbindung mit dem über die Geschichte 
dieses Instituts an anderen Orten Ermittelten in Bezug auf seine 
Entwickelung in Flandern entnehmen läfst. Dabei ist es jedenfalls 
gut, zunächst die Erwähnungen jener Hansgrafen, welche an der 
Spitze der sogenannten „Hanse der siebzehn Städte“ oder der 
„flandrischen Hanse in London“ standen, und die in der Stadt 
LUle bezeugten Hansgrafen zu sondern. Es bedarf wohl keiner 
ausdrücklichen Begründung, dals wir bei ersteren mit einigen Be- 
merkungen über die Genossenschaft, als deren Vorsteher die Hans- 
grafen erwähnt werden, beginnen. 

Die sogenannte „flandrische Hanse in London“^) war einer- 
seits eine Vereinigung einer Anzahl von grölstenteUs unter dem 
Grafen von Flandern stehenden Städten, andererseits und vor allem 
aber eine Genossenschaft der diesen Städten angehSrenden Kauf- 
leute. In den uns erhaltenen Statuten dieser Hanse^) werden als 

’) Über diese Genossenschaft vgl. Bucelin a. a. 0., Brun-Lavainne 
in Arcbives histor. du Nord de la France et du Midi de la Belgique 1. 1 
(Valenciennes 1829) p. 177 — 182, Warnkönig I S. 329 — 331, Bourquelot, 
Leg foires de Champagne p. 134 — 138, Varenhergh, p. 145 — 155, Pigeon- 
neau, Hist, de commerce de la France p. 114, Lappenherg, ürkundl. 
Gesch. des Hansischen Stahlhofes in England (Hamh. 1851) S. 6, Ashley, 
An introduction to English economic history and theory (London 1888) p. 109, 
Ashley, James and Philip van Artevelde (London 1883) p. 17 — 19 u. 141, 
Eoppm ann in Hanserecesse I Einl. p. XXVU, XXVIII, Hegel II S. 185 — 187. 
Als Quellen kommen besonders in Betracht Warnkönig 1 Urkh. S. 81 — 86, 
Gheldolf U Urkb. p.506 — 511, Varenbergh 210 — 225, R ois in (ed. Brun- 
Lavainne) p. 151 — 154. Es sei gleich hier bemerkt, dals letzteres Werk mit 
den vom Herausgeber hinzugefügten Urkunden kurzweg als Roisin citiert 
wird, obgleich Houdoy, Chapitres de l'histoire de LUle p. 1 — 4 nach- 
gewiesen hat, dals dies Rechtsbnch nicht von Roisin, sondern von Wilhelm 
von Ponrouwart herrührt. Die von HOhlbaum 1876 in Hans. Urkb. I Einl. 
p. X Note 1 in Aussicht gestellte Sammlung der auf die flandrische Hanse 
bezüglichen Urkunden ist noch nicht erschienen. Derselbe sagt a. a. O. über 
die bisherigen Editionen : ,Die Abdrücke bei Varenbergh sind ebenso unbrauch- 
bar wie die DarsteUung des Verfassers; auch die von Warnkönig und Ghel- 
dolf gebrachten bedürfen einer neuen Prüfung.* 

*) Warnkönig I Urkb. Nr. 39 S. 81 — 85, wo aber auf S. 84 Z. 1: 
Damme nach Gheldolf H p. 509 Note 2 in La Mue zu emendieren ist. Die 
französischen Statuten sind aufserdem, abgesehen von den bei Warnkönig 
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Mitglieder derselben siebzehn sämtlich in Flandern gelegene Städte 
erwähnt.^) Längere Zeit mafs es bei dieser Zahl gebheben sein, 
da sich der Name „les dix-sept villes“ oder „lee dix-sept villes de 
le hansse“*’) anch noch später erhielt, als aulser den bisherigen 
siebzehn flandrischen noch zahlreiche andere im Hennegan, in 
Artois nnd anderen nordfranzösischen Provinzen gelegene Städte 
Mitglieder der Hanse geworden waren. '^) Ein Städtebund war 
diese Hanse insofern, als Mitghed nur werden konnte, wer in einer 
der zu ihr gehörigen Städte der KaufgUde, der hier sogenannten 
Carität, angehörte.^) Noch mehr tritt die Thatsache, dafs diese 

I S. 829 erwähnten älteren Publikationen, auch von Brun-Lavainne in 
Roisin p. 151 — 153 gedruckt. Wie weit diesen Statuten im einzelnen Glaub- 
wflrdigkeit znkommt, kann erst, nachdem der Leser Ober die Genossenschaft 
selbst orientiert ist, aaseinandergesetzt werden. 

Nämlich die flandrischen Städte Brflgge, Ypern, Dikemue, Arden- 
borgh oder Rodenborc, Lille (Insula), Aldenburg, Oostbourg, Bam, Thourout, 
Berghes, Farnes, Orchies, Bailleul, Poperinghe, Ysendik, ter Mniden (La Mue) 
und Toumai. In letzterer Stadt fibte zwar 1187, wie aus dem ihrer Kommune 
erteilten Privileg des franzCsischen Königs Philipp August hervorgeht (vgl. 
Hegel II 171), der Bischof Regierangsrechte aus; früher waren aber auch 
in ihr die Grafen von Flandern Stadtherren. Vgl. unten Note 112. 

*) Zahlreiche Beispiele für diese Bezeichnungen s. in den in den folgen- 
den Noten, z. B. Note 7, 9, 15 — 18 citierten Urkunden. 

’) Das in den Jahren 1348 — 51 verfalste, fälschlich Roisin zugeschriebene 
(vgl. oben Note 3) Rechtsbucb über die Coutumes von Lille nennt (p. 151) 
24 Städte unter dem Rubrum: Che sunt les XVII villes (de le hansse). Es 
sind 8 von den in den Statuten erwähnten, aufserdem Chalons, Rheims, 
St. Quentin, Cambrai, Douai, Arras, Pierronne en Viermondois (Peronne), 
Huj, Esconvins (Provins), Valenciennes, Gand (Gent), St. Omer, Montreuil, 
AbbeviUe, Amiens, Beauvais. Varenbergh p. 150, der aufser den bisher 
erwähnten Quellen noch ein Manuskript des Archivs zu Douai benutzt hat 
(reg. 00 fol. 29), nennt neben den genannten Städten noch Aubenton. End- 
lich zählt Bourquelot I p. 138 die bisher erwähnten mit anderen hand- 
schriftlich überlieferten Listen der , dix-sept villes“ kompilierend im ganzen 
56 Städte auf, darunter Chartres, Paris, Lagny etc.; es wäre von Wichtig- 
keit, festzustellen, in welchem Zusammenhang die von ihm citierten Hand- 
schriften die Listen bringen, und ob ihnen irgend welche Glaubwürdigkeit 
zukommt, wie aufser Bourquelot auch Pigeonneau I p. 114 und Gold- 
schmidt, Universalg. des Handelsrechts I S. 217 annehmen. Jedenfalls 
wäre es sehr auffallend, dals aus allen diesen Städten keine weiteren Be- 
weise für ihre Zugehörigkeit zur Hanse der 17 Städte vorliegen, wie solche 
aus mehreren der flandrischen Orte überliefert sind. 

^ Lat. Stat. §2: nisi . . . legitimnm testimonium per litteras villae 
snae patentes obtulerint, quod caritatem suam habeant. Franz. Stat. § 5: 
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Hanse nicht nur eine Anzahl von Kanflenten reiBchiedener Städte, 
sondern auch diese Städte selbst unmittelbar verband, in einer 
Bestimmung über die öffentliche Rechtssprechung in den einzelnen 
Städten hervor. Jeder Bürger einer zur vlämischen Hanse ge- 
hörigen Stadt soUte von Bürgern der übrigen Bandesstädte nur 
in seiner Vaterstadt verklagt werden dürfen*); gerade dieser Satz, 
der die Kompetenzen der Stadtgerichte der einzelnen Orte im Inter- 
esse der Gesamtheit beschränkte, zeigt, dals die Stadtobrigkeiten 
den Bund entweder begründet oder anerkannt haben müssen. An- 
drerseits ist diese flandrische Hanse insofern nicht als ein reiner 
Städtebund anzusehen, als der Kaufmann, welcher an den ihr zu- 
stehenden Rechten teilnehmen wollte, zur Mitgliedschaft der hei- 
mischen HandelsgUde noch diejenige dieser Hanse in Brügge oder 
in Groisbritannien nachsuchen^*) und noch ein besonderes Auf- 

Nos . . ne puet avoir sa hange se il n’a gaaignie sa confraiiie en la ville 
ou il est manans. Ober den Aasdruck Carität zur Bezeichnung der Brüder- 
schaft der Kaufleute vgl. Hegel II S. 229. 

°) Lat. Statuten § 4 ; Sciendum . , quod de omnibuB oppidis vel villis 
ad hansam nostram pertinentibus, nemo de iure alium poteet convenire vel 
arrestare, nisi prius in proprio oppido buo iusticiam facere denegaverit. 
Eine entsprechende Bestimmung, dals jeder Bürger einer dieser Hanse an- 
gehOrenden Stadt in seinem Heimatsorte gerichtet werden solle, enthalt auch 
der fi-anz. Text § 8; zugleich sind darin aber Ausnahmen genannt, die jedoch 
— wohl infolge von Verderbnissen des Textes oder M&ngel der Ausgabe 
(vgl. die Note 3 citierte Bemerkung HOhlbaums) — nicht völlig verständlich 
sind. Im Jahre 1847 wird in einem zwischen Ypern und Lille geschlossenen 
Vertrage es ausdrücklich als alte Gewohnheit der dis et sept villes tant de 
Flandre comme de Brabant, de Champaingne et de antres frequentans les 
foires acostumees du royaume de France anerkannt, dals, wenn jemand aus 
den zum Bunde gehörigen Städten (des villes qui sont dele dite hansse) in 
seiner Heimat Person oder Waren eines Bürgers einer anderen dieser Städte mit 
Beschlag belegen lasse, dieser Bürger der Obrigkeit seiner Heimatsstadt auf 
ihr Ersuchen behufs Verhandlung des Prozesses aasgeliefert werden mulste. 
(Roisin p. 153, 154; ibid. sind auch zwei Briefe erwähnt, welche die faktische 
Anwendung dieses Bechtssatzes bezeugen). 

*°) Auch hier stimmen die Statuten nicht überein. Vgl. 

lateinische Statuten § 5: und franz. Stat. § 9: 

nemo h ansam suam luc rari potest Tout eil ki voele nt han se en Flandre 
nisi apud Londonium vel apud Win- waq^er, le pnent gaaignier a Bruges 
ehester vel apud sanctum Yvonem tont en tel mani5re com il le ga- 
vel in portu Angliae vel in portu aigneroient en Engeltiöre, par ensi ke 
Scothiae, ubi potest lucrari. il doivent porter lettres de leur viles. 
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nahmegeld entrichten mulste.^^) Aafserdem ging die „flandrische 
Hanse in London“ in dem Ansschlusse Ton Handwerkern noch weiter 
als die Gilden der zu ihr gehörigen Stfidte.^^) Endlich besafs eie 
anch, wie wir sehen werden, eine yon denjenigen dieser Kauflnanns- 
gilden mindestens zum grölsten Teil ganz gesonderte Organisation. 

Als Zweck der flandrischen Hanse erscheint die Beförderung 
und Sicherung des Handels der einzelnen Mitglieder, und zwar 
gilt dies in erster Linie von dem yon Fluidem nach Oroftbritannien 
getriebenen Handel. Es ist schon erwähnt, dals nur dort oder 
in Brttgge der einzelne Qroiskanflnann die Mitgliedschaft der Hanse 
erwerben konnte.^^ So erklärt es sich, dafs die Mitgli edsch aft 
und das ans ihr erwachse nde Hecht auch geradezu als „bansa Lon* 
doniensis“ bezeichnet, also nach der Hauptstadt Grolsbritanniens 
und dem Hauptsitze der flandrischen Handelsgeschäfte in demselben 
benannt werden.^^) AuTser in England tritt diese fluidrische Hanse 
als solche aber auch auf den Märkten der Champagne auf und 


Eine Aumidune von dem im frans. Stat. § 9 Festgesetzten bestimmt ibid. § 7 : 
S’aacnns a perdu sa droiture de la banse il ne le puet gaaignier fois en Engle- 
ti^. Hegel II S. 186, 187 Obersetzt lat. Stat. § 5: .Ihre Handelsgeschäfte 
betreibt die Hanse zu London, Winchester, St. Ives (Yto), im Hafen von 
England und im Hafen von Schottland — beide sind nicht n&her bezeichnet.* 
Abgesehen davon, dafs in lat. Statuten § S von der Aufnahme in die Hanse 
die Rede ist und die Mitglieder der Hanse, wie wir sehen werden, auch an 
anderen Orten Handel treiben, scheint auch die Obersetzung der Orte* 
namen unzutreffend. Hie Bemerkung .in portu Angliae vel in portu Soo- 
tbiae* zielt wohl darauf, dals es sowohl in England (in der Grafschaft 
Cornwall an der Westseite der gleichnamigen Bucht) als in Irland, dem 
mittelalterlichen Scothia (in der Grafschaft Limerick) einen St. Ivo geweihten 
Hafenort gab. 

”) S. lat. Stat. § 1 und frans. § 4. 

'*) Die fianz. Stat. schreiben in § 5 ausdrficklich vor, dafs der Hand- 
werker, welcher die Carität in seiner Heimatsstadt gewoimen hat, ,doit 
ceeser an an de son mestier devant ke il puisse venir ä la hanse“. 

“) S. Note 10. 

^*) Vgl. in den lateinischen Statuten .hansam Londoniensem habere*, 
.hansa m Lon doniensem emere* und die Überschrift 36fTfani68t9Ctlbn Statutmi: 
„C'est li or3enahce de tenir la banse con apiele banse de Londres et entre 
ceux de Brugee* , sowie .Fanse de Londres gMign^" (§ 1) und .avoir sa 
honae de Londres* (§ 2). 

'**) Vgl. Ober diese Messen und ihre .amversalgeschichtliche* Bedeutung 
im europäischen Wirtschafte- und Bechtsleben aufser dem Note 3 angefOhrten 
Koehne, Des Hsnsgrsfenunt. 14 
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weifs sich Ton der dortigen Obrigkeit, dem Könige von Frankreich, 
Sicherung des HandelsTerkehis zu verschaffen. Als 1292, zur Zeit 
eines Krieges zwischen Philipp dem Schönen imd dem Grafen von 
Flandern, der Maire von Amiens Güter flandrischer Kaufleute mit 
Beschlag bel^ hatte, wandte sich die Hanse um Schadenersatz 
an Philipp.^^) Dieser willfahrte ihrer Bitte und befahl zugleich 
seinen Beamten, die Kauf leute der siebzehn Städte und ihre Waren 
Vergehungen ihrer Stadtherren wegen auf der Reise von tmd nach 
den Märkten seines Reiches künftig nicht mehrfestzuhalten.^^) Ebenso 
wird die Genossenschaft der siebzehn Städte genannt, wo es sich 
um staatliche Beschränkung der den Flandrem zustehenden Rechte 
im Interesse der einheimischen Kaufleute handelt; war es ihnen 
doch namentlich verboten, ihre Waren aufserhalb der Märkte zum 
Zwecke der Ausfuhr aus Frankreich zu verkaufen. Dafs die 
Bezeichnung der flandrischen Besucher dieser Messen in der Cham- 
pagne als „Kaufleute der siebzehn Städte“ ganz allgemein war 
und dals der Handelsgewinn der übrigen Besucher wesentlich da- 
durch bestimmt wurde, ob diese flandrischen Kaufleute zu den 
Messen kamen oder nicht, beweisen zwei Urkunden über Miets- 
kontrakte ans Lagny und Provins von 1277 und 1258. In diesen 
bedingen fremde Händler, welche ein Haus für die Zeit der Messen 
mieten, sich Befreiung für den Fall aus, dals die „Kaufleute der 


Werke von Bourqnelot besonders Figeonneau I 211 — 226 und Gold- 
schmidt I 224 — 234. 

“) Varenbergh p. 224, 225, Roisin p. 827,828: Cmn mercatores de 
septem et decem villis peterent sibi restitui dampna. . . . 

'*) ibid.: inhibemus . ., ne de cetero dictos mercatores seu alios liberos 
bnrgenses de dictis decem et septem villis seu bonaeorom . . . arrestent . . . 
pro facto dominomm suonim. VgL auch Beugnot, Les olim ou registres 
des arr@ts rendus par la cour du roi t. II (Paris 1842) p. 337 Nr. V. 

*’) Erlafs von 1349 August 6 (Ordonnances des rois de France recueillies 
par de Lanri5re II p. 309 Nr. 6): Les drapiere et marcbans de dix-sept villes 
lesquels sont tenus d'aller es dites foires, m6neront lenrs draps en icelles, 
si comme ils souloient et estoient tenus anciennement et ne les pourront 
vendre en gros ne menu autre part pour mener hon nostre Royaume. Vgl. 
auch die von Bourqnelot 1 p. 135 angefOhrte Stelle aus den Coustumes 
du baillage de Troyes par Pithou (1629) p. 17, wonach die Eautlente der 
siebzehn St&dte ,4stoient tenus amener les draps bs foires de Champagne, 
Sans les pouvoir conduire ne vendre en gros aultre part pour mener hon 
du royaume*. 
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Biebzehn Städte“ die Messen der Cbampagne nicht beziehen würden. 
Ein derartiger Beschluis, sich nicht zn den Messen der Champagne 
zu begeben, ist wahrscheinlich um 1262 Ton den flandrischen 
Städten aus Anlals der ZoUbedrfickungen, welche sie von dem 
Zolleinnehmer zn Bapaume zn erleiden hatten, gefalst worden; 
damals beabsichtigten sie, sich überhaupt nicht mehr auf die firan- 
zösischen Märkte zu begeben und nur die deutschen zn besuchen.^*) 
Ob dieser Beschluis für einige Zeit ausgefUhrt oder ob schon die 
Drohung mit demselben zur Abstellung der von den Flandrem 
bezeichneten Beschwerden geführt hat, ist nicht überliefert; immer- 
hin läfst sich annehmen, dals, wenn auch unsere Quelle nur kurz- 
weg von „marchands de Flandre“ redet, doch auch hier die flan- 
drische Hanse als Organ der Kauflente dieses Landes die Verhand- 
lungen mit der französischen Regierung geführt und das eventuelle 
Aufgeben der herkömmlichen Handelsverbindungen beschlossen hat. 
Ebenso läfst sich annehmen, dals bei den Bestinunungen der eng- 
lischen Regierung über die England besuchenden flandrischen Eauf- 
lente im dreizehnten und vierzehnten Jahrhundert, wenn auch hier 
ihre Genossenschaft nicht ausdrücklich erwähnt ist, dieselbe doch 
in der Regel gemeint sein wird, wenn von omnes mercatores 
Flandriae die Rede ist.^*’) Dann lälst sich einer solchen Urkunde 
entnehmen, dafs die Genossenschaft dem Könige von England eine 
bestimmte Sunune für das ihren Mitgliedern zu gewährende Geleit 
zahlte.^^) Wichtiger ist noch, dafs wir aus den Statuten der Hanse 

**) VgL FrÄville, Memoire sur le commerce de Rouen (Paris 1857) 
t. II p. 86 : hoc tarnen salvo, quod mercatores decem et eeptem vUIarum . . 
non venirent und die von Bonrqnelot p. 136 citierte Stelle aus einem 
nngedruckten Cartnlar von Lagny. — In einer Urkunde von 1399 Juli 29 
(Ordonnances des rois de France t. YIII p. 332) werden die „diz-sept villes 
jadiz fr^uentans lee Foires de Champagne et de Brie* erwähnt. 

‘*) S. de St. G^noie, Inventaire analytiqne dee chartes des comtes de 
Flandre (Gand 1843 — 46) p. 37 Nr. 108; Plainte dans laqnelle des marchands 
de Flandre ezpoeent toutes lee exactions et lee griefs, dont le recevenr du 
tonlieu de Bapaume . . . g’4tuit rendu coupable ä leur 4gard .... de teile 
Sorte que lee marchands euementionnie ont r4aolu d’abandonner lee foiree 
de France 

Die eigentlichen Verhandlungen wurden freilich, wie unten gezeigt 
werden wird, meist von den Grafen von Flandern geführt. 

*‘) Im Jahre 1287 Dezember 8 bedingt eich nämlich Heinrich HI. von 
England auedrficklich ans, im Falle eines von dem Grafen von Flandern 

14» 
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ersehen, dals sie in Enghuid zurückgebliebenes oder mit Beschh^ 
belegtes Gut ihrer Mitglieder nach Flandern scha£fte^^) und in 
England eine Gerichtsbarkeit über ihre Mitglieder übte.*^) Diese 
Gerichtsbarkeit wird wohl auch von seiten der englischen R^emng 
anerkannt worden sein. Wenigstens spricht da^ ein 1237 einer 
Genossenschaft der Kauflente von Amiens, Corrie und Nesle er- 
teiltes Privileg.^^) In jenem Jahre wurde nämlich verordnet, dals, 
wenn irgend einer der Bürger der drei genannten Städte nicht 
durch seine Genossen gerichtet sein wollte, die Yiscounts von 
London ihn auf die Beschwerde derselben zwingen sollten, sich 
dem Genossenschaft^erichte zu fügen Mit dieser eigenen Ge- 
richtsbarkeit der Hansegenossen, die ihnen über alle Landsleute 
zugestanden haben mnls, hängt es zusammen, dals sie solchen Mit- 
bürgern, welche ihrer Genossenschaft nicht angehSren wollten oder 
konnten, es unmöglich machen durften, sich zu Handelszwecken 
in England anfeuhalten. Wurden schon durch das hohe Eintritts- 
geld von 30 Soliden 3 Denaren, weiches alle zahlen mulsten, die 
nicht Söhne von Hansemitgliedem waren unbemittelte Leute 
ausgeschlossen, so wurde in den Statuten die Au&ahme von einigen 

selbst, nicht blols als Lehnstr&ger von Frankreich, geführten Krieges, das 
den flandrischen Kaufleuten gewährte Geleit zurücknehmen zu dürfen, ver- 
spricht aber, die ihm für dasselbe geleisteten 400 Mark in diesem Falle 
znrückzugeben, s. Diericx, M4moires snr la ville de Gand (Gand 1814) 1 147. 
Ygl. auch Varenbergh p. 206: Heinrich fordert die Kaufleute von Flandern 
auf, .qnadringentas marcas sterlingorum . . ., quas nobis debetis de fine 
quem nobiscum fecistis pro habendo salvo condnctn nostro ad veniendum 
in Angliam cum rebus et marcandisis vestris, secundnm formam litteranun 
nostrarum patentinm, quas inde fieri fecimns, . . .“ an Bobert, advocatus 
Bethunensis, zu zahlen. 

”) Lat. Stat. § 5. 

”) Lat. Stat. § 6. 

**) S. Thierry, Recueil des monuments inddits de Thistoire du tiers 
dtat (Paris 1850 if.) I p. 803 — 805. Ton den genannten drei Städten gehörte 
Amiens übrigens erst später der flandrischen Hanse in London an (vgl. 
oben Note 7), während sich die beiden anderen Städte in keiner Liste der 
in dieser Hanse verbundenen Orte finden. 

Thierry a. a. 0. p. 805: Et par aventnre si acon des avandiz 
marchanz ne vodra ütre jnstice en Londres par ses compaignons de les 
avandites viles, les viscuntea de Londres ä la pleynte de ses compaignons 
Iny deveunt destreindre jesqnes il 03 rt fet le gr4 de ses compaignons. 

Lat. Stat. § 1, Franz. Stat. § 4. 
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Klassen von Htmdwerkern und Kleinl^dlern noch ausdrücklich 
Terboten.^^ Diese konnten nur, wenn sie schon vor Jahr und 
Tag ihrem früheren Berufe entsagt hatten, Mitglieder der Hanse 
werden.*®) Begaben eich Handwerker oder KriUner dennoch nach 
England, so durfte die Hanse ihr gesamtes Vermögen konfiszieren*®); 
anfserdem wurden sie zu einem Eide gezwungen, England nicht 
mehr zu betreten, es sei denn als Pilger, Kriegsleute oder nach- 
dem sie in die Lage gekommen, die Mitgliedschaft der Hanse zu 
erwerben.®®) Übrigens wird es nicht unangebracht sein, ausdrück- 
lich herrorzuheben, dafs, wenn die Hanse auch nach dem Ange- 
gebenen vorwi^end aus Grofslmufleaten bestand, doch durchaus 
nicht allen Handwerkern der Eintritt in die Hanse nur nach Auf- 
gabe ihres bisherigen Berufes möglich war.®^) Darauf weist z. B. 
der Umstand, dals in den Statuten nicht den Tuchfarbem schlecht- 
hin, sondern nur denjenigen, welche die Arbeit mit eigener Hand 
vornehmen und „blaue Nägel haben“®*), der Eintritt in die Hanse 
verboten wird. Einen sicheren Beweis dafür, dafs auch Hand- 
werker in diese Genossenschaft aufgenommen wurden, liefern aber 
die im Archiv der Stadt Brügge erhaltenen Fragmente der Listen 


”) Die lat. Stataten § 2 nennen: teztores, follonet, tonsores hoc est 
qui cum belsena conaunnt, vuulsciters (?), casearii, bnturiari, boc est qui 
caseom scindunt et vendunt denariatim et butiram aüniliter. Die franz. 
Statuten §5 gehen noch weiter. Sie nennen § 5: foulons, teliers (Weber), 
tondeur, carpentier, faiseur de Boilers (Schuhmacher), tinturier ki tignent 
de leuTB mains meismes et ki ont les ongles bleus, et bateurs de laines et 
cians ki afaitent les candiöres et les chaudrons (Kesselflicker), ki vont criant 
aval les rues. Nach den franz. Stat. § 7 verlieren auch diejenigen, welche 
schon in die Hanse aufgenommen sind, durch Ausübung gewisser Oewerbe 
dieselbe wieder und müssen sich dann von neuem in die Hanse einkaufen. 
Ce sunt li faites gens ki leur hanse ont et deviennent tailleur et ki poisent 
del peson fll et lainne et ki oevrent pennes d'aigneaus de leur mains 
meismes et vaire oevre de leur mains meismes, couretiers et tous ceaus, ki 
poisent par livres et ceaus redoivent regaaingnier leur hanse de Xll esterlins 
”) Lat SUt. § 2, Franz. Stat. § S. 

Lat. Stat. § 2 perdent omnia quae ibi habebunt, Franz. Stat. § 5 : 
on li prendrait tont cou qu'il aurait, sans me&it. 

”) Franz. Stat. § 5. Et eins devroit fouijurer la terre ä. tous jours se 
il ne venoit en pelerinage, ou en seijanterie, on pour sa hanse waengnier. 
”) Das Gegenteil nimmt Hegel II S. 187 an. 

**) Franz. Stat. § 5 (s. oben Note 27). 
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über die Mitgliederanüiahiiie.^^) Nach diesen wurden 1297 ein 
Bäcker und 1299 ein Patemostermacher Mitglieder der Hanse.^) 
Ebenso ist bezeugt, dals 1292 ein Inhaber einer Weinscbenke 
(tabemarius yini) in die Hanse aufgenommen wrurde.^^) Man wollte 
also nur solche Personen femhalten, welche durch Vornahme für 
schmutzig oder allzu niedrig erachteter Arbeiten das Ansehen der 
Genossenschaft geschädigt hätten. Aulser dem Schutze gegen der- 
artige Konkurrenz gewährte die Hanse ihren Teilnehmern für den 
Handel in England auch Sicherung gegen unredliches Geschäfts- 
gebaren Einheimischer. Beklagte sich nämlich ein Mitglied der 
Brüderschaft vor dem Hans^erichte darüber, dals ein Engländer 
ihm das Seine zu Unrecht zurückhalte, ihm schlechte Ware liefere 
oder sonst Unrecht thue, und wies die Richtigkeit seiner Anklage 
nach, so wurde der betreffende Engländer von der Hanse in Verruf 
gethan. Kein Hansebruder durfte mehr mit ihm in irgend welchen 
Handelsverkehr treten.®*) 

Endlich bleibt noch eine Funktion der „Hanse der siebzehn 
Städte“ zu erwähnen, welche sich nicht auf den Handel mit dem 
Auslande, sondern auf die Verfassung der einzelnen in ihr ver- 
bundenen Orte bezieht. Wie in anderen Gegenden, so wird auch in 
Flandern der Thatsache, dals „die Kaufmannschaft den Träger der 
städtischen Entwickelimg darsteUt“®^), die Besetzung der städtischen 
Ämter mit Grolskaufleuten entsprochen haben.®*) Andrerseits ge- 
wannen aber auch die von dieser herrschenden Klasse mifsachteten 
Handwerker, wie Weber und Walker, mit der zunehmenden Blüte 


”) S. Gilliodtg- van Severen, Inventaire des archives de la ville de 
Brugee (Brages 1876) t. IV p. 272 — 278. 

«) A. a. O. S. 277 Z. 2 u. Z. 28. 

“) ibid. S. 275, Z. 80. 

Franz. Stat. § 6. 

*’) Sohm, Entsteh, der Stadtv. S. 18 — 17 und die von ihm 
citierten Schriften. 

Als Beweis kann unter anderem auch die spätere Entwickelung 
der flandrischen Stadtverfassung dienen. Ohne die Annahme, dafs die Eauf- 
lente in Brügge, Damme, Ardenburgh, Gent etc. schon im dreizehnten Jahr- 
hundert ausschlaggebend waren, wäre es ganz unerklärlich, dafs die Grafen, 
wie unten gezeigt werden wird, sich verpflichteten, die Stadtbehürden in 
den ersten drei der genannten Städte aus der flandrischen Hanse, in Gent 
aus der Eanfmannsgilde zu nehmen. 
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der Industrie an Zahl und Wohlstand. Bereits im Jahre 1164 
wird von einem allerdings schnell unterdrückten Äu&tande der 
Weher, Walker, Fischer und Bäcker, also der niederen Gewerbs- 
stände, aus Gent berichtet.^^) Kam das Verlangen dieser Klassen 
nach politischer Macht in Flandern auch erst seit den achtziger 
Jahren des dreizehnten Jahrhunderts, zum TeU noch später, zur 
Verwirklichung^”), so mulsten sich die Grofskaufleute doch schon 
firtther durch diese Bestrebungen in ihrer politischen Machtstellung 
bedroht fühlen.*®*) Wie wir gesehen haben, ermöglichten es die 
Einrichtungen der flandrischen Hanse diesen Grolskauflenten, im 
Handebbetriebe die Konkurrenz unliebsamer Elemente aus den 
niederen Klassen auszuschlieben; der Gedanke konnte nicht fem- 
liegen, die Genossenschaft zu entsprechenden Zwecken auch in der 
Politik zu verwenden. So erklärt es sich, dab die herrschende 
Klasse in manchen Städten die auf ihre Unterstützung angewie- 
senen Grafen veranlafste, die — wohl schon vorher thatsächlich 
übliche — ausschliebliche Verleihung der obersten Stadtämter an 
Mitglieder der flandrbchen Hanse rechtlich zu sanktionieren. 
So wurde denn die Zugehörigkeit zu dieser Genossenschaft hier 
zum entscheidenden Merkmale der Zugehörigkeit zum Patriciat. 
Dies war z. B. in Brügge der Fall. Dieser Stadt versprachen Graf 
Thomas und die Gräfin Johanna von Flandern, ab sie daselbst im 
Januar 1240 jährlichen Wechsel der Schöffen einführten, Hand- 
werker nur dann mit diesem Amte zu betrauen, wenn sie sich 
Jahr und Tag der Handarbeit enthalten und die „hansa Lon- 
doniensis“ erlangt hätten.*') Im folgenden Jahre wurde von Thomas 


•») Gheldolf III S. 28. 

*°) Vgl. WarnkOnig I S. 352, Hegel S. 188. 

*°*) Vgl. in dieser Beziehung z. B. van Duyse, Inventaiie des char- 
tes . . de la ville de Gand (Gand 1867) p. 37 Nr. 100 a. 1274: .Lettres pai 
leeqnelles les bourgeois de la ville de Louvain s'engagent envers les Gantois 
d'expulser de leur cit4 tout foulon, tisserand ou membre qnelconque d'une 
autre Corporation de Gand, convaincn d'avoir machin4 contre les privibges 
de cette ville et qui se serait refugiö cbez eux.* 

“) S. WarnkOnig H, Anh. Nr. 53 S. 98: Insuper manuoperarius qni- 
cnmque fuerit, nisi per annum et diem a manu opere suo se abstinuerit, 
et Hansam Londoniensem sit adeptus, a nobis in scabinum eligi non debet. 
Vgl. ibid. n, S. 133 Nr. 3. 


DigitiZKU uy Googll 



216 


und Johanna dasselbe auch fBir die Stadt Dam festg^tat.*^) Ebenso 
konnten auch in Ardenborg nur Personen, welche die hansa Lon- 
doniensis beeaisen, zu Schöffen ernannt werden; zugleich verlieh hier 
der Besitz der Londoner Hanse auch gewerbliche Vorteile inner- 
halb der Heimatsetadt, nämlich das Recht des Weinausschanks und 
des Tuchverkauä.^^) Ob ähnliche Rechte auch in anderrai Städten 
damit verbunden waren, ist nicht mit Sicherheit zu entscheiden.^*) 

Nachdem wir uns über Wesen und Zweck dieser „Hanse der 
siebzehn Städte“ in den obigen Erörterungen, welche später noch 
manche Ergänzungen finden werden*^), vorläufig orientiert haben, 
können wir zur Betrachtung der Hanptquellen der inneren Oiga- 
nisation der Hanse und der Stellung des Hansgrafen übergehen. 

‘») ibid. n, Anh. Nr. 109 S. 9. Vgl. auch ibid. I S. S29 u. 376 Nr. 5; 
indes ist S. 329 statt .Gent* Dam zu lesen, wie es auch Gheldolf 11 S. 207 
in der Übersetzung geändert hat. In Gent, das zur Zeit der Abfassung der 
Statuten noch nicht Mitglied der Londoner Hanse gewesen zu sein scheint 
(vgl. oben Note 5), werden nach einem Privileg von 1275 die Mitglieder 
der obersten Stadtbehörde aus der .franchise qu’on appelle Commans-Gulde* 
gewählt. Vgl. Diericz, M^moires sur les lois . . des Gantois (Gand 1818) 
II p. 31 Note § 2 u. Hegel II S. 183. 

*^) Vgl. den Entwurf einer Eeure für die Stadt Ardenburg aus dem 
Ende des dreizehnten oder Anfänge des vierzehnten Jahrhunderts, in welchem 
die dortigen Patrizier den Grafen bitten, den durch demokratische Be- 
wegungen gestörten Rechtszustand wieder herzustellen (Warnkönig H, 
Urkb. Nr. 149 vgl. II, S. 26, 27). In diesem Dokumente bitten die Bürger 
(§ 43 S. 60), quod cum tempore pacis et bonae regiminis fuerint in possessione 
pacifica a tempore, qno memoria non existit, quod nullus pannos extensos 
vel tractos vendere poterat nec vinum ad brocam nec etiam in scabinum 
eligi nisi hansam londinensem (habuerit) vel eorum successoree, quam 
possessionem . . . communitas fuUones, textores et alii manu operarii vio- 
lenter removerunt, quatenus ipsos burgenses supradictos in antiqua 

possessione observetis. 

**) Dafür spricht jedenfalls, dafs in Gent, in welchem die Eaufmanns- 
gilde eine ähnliche Rolle als Sammelpunkt des Patriciats spielt wie in 
Ardenburg, Brügge und Dam, die flandrische Hanse zu London (s. oben 
Note 42), mit der Mitgliedschaft dieser Kaufmannsgilde das Recht Wolle 
en grus innerhalb des Stadtgebiets zu kaufen verbunden war. S. Coutumee 
de la ville de Gand I (Bruxelles 1868) S. 488 § 138, vgl. Hegel S. 183 Note 4. 

*‘) Namentlich kann die Beantwortung der Frage nach dem Ursprünge 
der flandrischen Hanse und der Zeit ihres Bestehens, sowie die Erörterung 
der vorortlichen SteUung, die Brügge in derselben einimbm, erat später ge- 
geben werden. 
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Es sind die auch in dieser Untersuchung in Übereinstimmung mit 
der bisherigen Litteratur als Statuten der flandrischen Hanse zu 
London bezeichneten zwei Urknnden**X welche Bestimmungen über 
die Mitgliedschaft dieser Genossenschaft, ihre Vorsteher, ihre Ge- 
richtsbarkeit und einzelne ihrer Zwecke enthalten. Jedoch sind 
dies nicht, wie man durch den Ausdruck Statuten zu glauben leicht 
yerleitet werdm könnte , wirklidi rechtskräftige Anordnungen, I 
welche, sei es Ton den die Hanse bildenden Städten, sei es von ' 
der kraft des Bundes derselben ins Leben getretenen Kaufmanns- 
genossenschaft erlassen wurden. Vielmehr bezeichnet sich das eine 
Statut, welches in lateinischer Sprache abgetalsC "ISt^'Tethst nur als | 
Erklärung der Stadtobrigkeit Ton Ypern, was in der Hanse ^echt 
sein solle.* Das andere, in ftänzöslscher Sprache abge&Iste Statut 
ist eine Keure (Satzung) der Schöffen Ton Brügge.*^) Kur daraus, 
dals beide Statuten nach Lille gelangten und hier schon im drei- 
zehnten Jahrhundert zusammen ahgeschrieben wurden**), lälst sich 
schlielsen, dais beide wenigstens zu Lille als wirkliche Gesetze an- 
gesehen wurden.^®) 

Vergleicht man die beiden Statuten miteinander, so ist auf 
den ersten Blick klar, dals sie in manchen Anordnungen überein- 
stimmen. Gerade in den Titeln, welche denselben Gegenstand ttber- 


**) Ober die bisherigen Drucke Tgl. oben Note 4 und die Bemerkungen 
HOhlbaum’s in Note 3. 

") Es beginnt: Notum sit . . . ., quod secundum quod ratio videtur 
il lis d’Yppr a hanea Flandrensis, Brugensis scilicet et illorum, qui ad hansam 
illam pertinent, stare debet hoc modo. 

**) Dies Statut schliefst: Cou faisons nous eskevin de Brug es a saroir 
a tous ceaus, ki ap partie nnent ä la h anse ke c e sont li droit point ki appar- 
tiennent ä la hanse. Et s’Ü i a cbose trop grieve ou trop legiere, nous 
le Tolons amender pa r le kemun consel de tous tou s. Vgl. auch ibid. § 10 
und 11. 

*°) Nach Brun-Larainne (Roisin p. 151) sind idmlich beide Statuten 
in der Schrift dieser Zeit auf einem und demselben langen Pergamentstreifen 
im Archiv zu Lille überliefert. Eüngegen hat Warnkönig (s. I 329 Note 
43 n. 330 Note 46) nur Abschriften aus dem fünfzehnten und sechzehnten 
Jahrhundert benutzen können. 

“) Wenn Warnkönig I Anh. S. 83 Note 1 geneigt ist, den franzö- 
sischen Text nur für den Entwurf einer Schöffenkeure zu halten, so 
spricht doch dagegen, dals kein Anlals vorlag, einen solchen nach Lille zu 
senden. 


Digitized by Google 



218 


einstimmend regeln, finden sich aber auch Abweichungen, und eben- 
diese Abweichungen sprechen dagegen, dals einer der beiden Texte 
nur eine Übersetzung des anderen giebt oder beide vollständig aus 
einer gemeinsamen schriftlichen Quelle stammen. Man wird auch, 
wenigstens solange nicht das Gegenteil erwiesen werden kann, an- 
nehmen müssen, dals die Übereinstimmungen zum Teil dadurch ent- 
standen sind, dals sie nur denselben gewohnheitsrechtlich fixierten 
Brauch wiedergeben. Aulserdem enthält jedes Statut Bestünmungen 
Uber Verhältnisse, die in dem anderen gar nicht berührt sind^^; 
einige Titel des fi^züsischen Statuts geben sich auch ausdrücklich 
als Konzessionen BrUgges zu gunsten der Übrigen Hansemitglieder 
und Änderungen des früheren Rechts zu erkennen.*^) Als Auf- 
zeichnung schon bestehenden Rechtes ist dag^en z. B. die auch 
anderweitig bezeugte Thatsache anzusehen, dals jeder Bürger einer 
zu diesem Bunde gehörigen Stadt nur in seiner Heimat angeklagt 
oder in Haft gebracht werden könne.®®) Ebenso werden als Auf- 
zeichnungen schon bestehenden Rechtes auch die in beiden Statuten 
Übereinstimmenden Anordnungen Uber Bestellung und Kompetenzen 
der genossenschaftlichen Beamten zu betrachten sein, wie die 
folgende Untersuchung zeigen wird. Freilich giebt diese Quelle 
durchaus nicht auf alle Fragen, welche in dieser Hinsicht auf- 
tauchen, Bescheid. Als Beamte der vlämischen Hanse treten uns 
in den Statuten entgegen: der Hansgraf (Comes hansae, cuens oder 
quens de la hanse), der Schildträger (scildraca oder scildrake), 
die Richter (inventores, arbitri) und der Geistliche (li clers). 

1. Beide Statuten enthalten die Bestimmung, dafs der Hans- 
graf aus Brügge sein muis®*), ohne zu erwähnen, auf welche Art 
er bestellt wurde. Doch ist jedenfalls der ersten Verordnung der 
französischen Statuten die Thatsache zu entnehmen, dafs, wenn 

Vgl. z. B. die oben Note 10 und besonders die Note 27 citierten 
Stellen. Beide nennen an letzterem Orte z. T. dieselben Handwerke, aber 
weder ist die Reihenfolge dieselbe, noch kann eine der beiden Aufz&hlnngen 
als blofse Erweiterung der anderen angesehen werden. 

“) Lat. Stat. § 6, Franz. Stat. § 6, 10, 11. 

“•) Franz. Stat. § 10, 11. 

“) S. oben S. 208 mit Note 9. 

‘*) Lat. Stat. § 3: Praeterea sciendum, quod oportet, quod comes hansae 
sit de Brugia. Franz. Stat. § 1 . . doit on aavoir . . . con ne pnet en nul 
liu sir ä la hanse s'il ni a home de Bruges ki seit quens de la hanse . . . 
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an einem Orte eine Anzahl zur Hanse gehörender Kauflente das 
Oenossenschaftsgericht abhalten wollte und nnr ein Hansegenosse 
ans Brflgge anwesend war, dieser die Stellnng des Hansegrafen 
erhielt.*^) Ferner berichten beide Statuten übereinstinmiend, dafs 
der Hansgraf einen Anteil an den Eintrittsgeldern hatte; wieviel 
dieser Anteil betrug, lalst sich aber nicht mit Sicherheit fest- 
steilen.^*) Endlich ist noch einer Bemerkung des französischen 
Statuts zu entnehmen, dafs der Hansgraf zusammen mit dem Schild- 
träger die Kasse der Hanse verwaltete. Oenaueres wird sich über 
die Stellnng des Hansgrafen erst nach Erörterung der Thätigkeit 
der übrigen Beamten feststellen lassen. 

2. Wie der Hansgraf ans Brügge, so sollte der Schildträger 
aus Ypern sein. War aber kein Oenosse aus Ypern anwesend, so 
wurde jemand von den Hansemitgliedem ans Dikemue und, fiallB 
auch solche nicht da waren, von denen aus Ardenburg mit diesem 
Amte betraut.*^ Insoweit stimmen die Verordnungen beider 
Statuten überein.*^ Die lateinischen nennen nach diesen Städten 

“) S. vorige Note. 

“) Die Statuten stimmen nämlich zwar bezüglich der Hohe der Ein- 
trittsgelder imd der Thatsache, dafs Han^raf und Schildträger einen Teil 
derselben erhalten, nicht aber bezüglich der Hohe der Anteile dieser Be- 
amten überein. Vgl. 

Lat. Statut. § 1 : und Franz. Statut. § 4: 

ille . . . , cuius pater hansam suam se ce fust cose ke ses peres l'eust 
London, habuit, debet hansam suam eue et il le volsist waaignier, il de- 
London. emere V solidos III denarios vroit donner V sols et III deniers 

sterling; de quibus debet habere d'eeterlins. De ces deniers devra 

comes hansae II denarios et seil- avoir li cnenadelahanseVsoIs, 
draca I denarium. li escildrake II deniers, li clers I 

cuius pater hansam suam London. denier, sowie 
non habuit, debet emere XXX sol. ibid. § 5 (entsprechend): puet il 
ni denarios sterling et illos III de- gaaignier sa hanse de XXX sol. et 

narios habent Comes Hansae et seil- UI deniers d'esterlins. (Über Ver- 
draca sicut prius. teilung nichts.) 

Bemerkenswert ist, dafs in den überlieferten Listen der Einnahmen, welche 
in den Jahren 12SS — 99 ans den Eintrittsgeldern in die Hanse erzielt wurden 
(die an der oben Note 33 angeführten Stelle publiziert sind), für jedes ein- 
zelne Mitglied i. d. R. 30 oder 5 sol. eingetragen wurden. Demnach dürfte 
wenigstens für jene Jahre die Angabe des lateinischen Statuts richtig sein, 
indem die bei der Aufnahme geleisteten Schillinge in die Hansekasse, die 
Denare aber an die Beamten fielen. 

‘’) Lat Stat § 3, Franz. Stat § 2. 
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noch an Tierter Stelle Lille, die französischen Aldenbnrg.^^) Beide 
Statuten aber vertreten die Ansicht, dafs man die Hansesitznng 
stets abhalten konnte, vrenn an&er anderen Hansemitgliedem auch 
ein Genosse ans Brügge zur Übernahme des Hansgrafrnamtes 
anwesend war; die Funktion des Schildträgers konnte eventuell 
ein Angehöriger jeder zur Hanse gehörigen Stadt ausühen. Ehe 
man aber eine Hansesitzung ahhielt, wird man stets einen der 
Teünefamer mit dem Schildträgeramte betraut haben. Auch, 
wenn jemand in Brügge die Mitgliedschaft der Hanse erwerben 
wollte, mulste er dazu einen Schildträger aus einer der übrigen 
Hansestädte suchen; dieser Schildträger erhielt einen Anteil am 
Eintrittsgelde und wurde in der über den Erwerb der Mitglied- 
schaft ausgestellten Urkunde genannt.^^ Aus diesen Nachrichten 
lälst sich in Verbindung mit noch später zu Berichtendem mindestens 
mit gro&er Wahrscheinlichkeit schliefsen, dafs bei den Hanse- 
sitzungen, mochte es sich nnn um Rechtssprechung gegen Mitglieder 
oder Fremde, um Mafsnahmen zum Schutze des Handels oder um 
Aufnahme neuer Mitglieder handeln, Hansgraf und Schildträger 
den Vorsitz führten. Direkt erfahren wir freilich über die Funk- 
tionen des Schildträgers aus den lateinischen Statuten nur, dals er 
in England zurückgebliebenes oder mit Beschlag belegtes Out der 
Hansegenossen nach Flandern zu schaffen hatte; aus den fran- 
zösischen, dafs er zusammen mit dem Hansgrafen die Vereinskasse 
verwaltete.”*’) Auch der höchst auffallende Name des Beamten giebt 
über seine Thätigkeit nicht nähere Auskunft; soviel ich sehe, ist 
Schildträger in der Bedeutung eines genossenschaftlichen Beamten 
sonst nur als Bezeichnung des Vorstehers der Fleischeriimung zu 
Brügge bezeugt.*’) 

3. Aus den Statuten läist sich ferner ersehen, dals bei den- 
jenigen Sitzungen der Hanse, welchen rechtliche Bedeutung zukam, 
eine Anzahl von Personen die Stellung von Richtern (arbitres, 
inventores) einnahmen®^); ihre Thätigkeit aber wird in jenen Ur- 

ibid. 

“) Franz. Stat. § 1 u. 9. 

*°) Lat Stat. § 5, Franz. Stat. § 10. 

“) S. Gailliard, Glossaire Flamand de l’inventaire des archives de 
Bruges (Bmges 1879 — 82) p. 347 nnd die daselbst angeführten Beispiele. 

•’) Lat. Stat. § 3, firanz. § 3. Die Sitzung der Hanse von recbtlioher 
Bedeutung (omne plenum ins hansae, sir droite banse) bildet offenbar den 
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kvinden als bekannt vorausgesetzt. Für die Verfasser derselben 
bandelt es sich offenbar nur darum, in einer spätere Streitigkeiten 
ausschlielsenden Weise die Maximalzahlen zu bestimmen, bis zu 
welchen Angehbrige jeder der emzelnen Städte jenes Richterkolleg 
besetzen konnten. Auch hier stimmen aber die beiden Statuten nicht 
völlig überein. Nach den lateinischen sollten höchstens acht Richter 
der Stadt Brügge, vier der Stadt Ypern, je zwei Dikemne, Arden- 
burg und Lille, je einer den übrigen Städten der Hanse angehören; 
nach den französischen Statuten sollten höchstens vier Richter von 
Ypern, drei von Ardenburg, zwei von Aldenburg und Dikemne, 
sowie endlich von den Mitgliedern aus Brügge jedesmal soviel 
gestellt werden, wie aus denen der übrigen Städte zusammen. 
Gericht konnte aber nach den französischen Statuten gehalten 
werden, sobald nur ein Mitglied aus Brügge, eines zur Führung 
des Schildträgeramtes aus einer anderen Hansestadt, sowie endlich 
noch Mitglieder aus zwei sonstigen zum Bunde gehörigen Orten 
zugegen waren, welche dann als Richter fungierten.*^) Zur Er- 
kenntnis der Organisation der Hanse im höchsten Grade wichtig 
ist es, dafs sich aus denselben Verordnungen die Thatsache er- 
giebt, dals die anwesenden Mitglieder der Hanse die ihnen im 
Richterkolleg zustehenden Plätze ohne weiteres einnahmen, solange 
die einer einzelnen Stadt eingeräumte Maximalzahl der Gerichts- 
sitze dadurch nicht überschritten wurde; ferner dals andernfalls 
die Hansegenossen der betreffenden Stadt einige der ihrigen als 
Deputierte in das Kolleg wählten. Von den Kompetenzen dieses 
Genossenschaftsgerichts ist schon erwähnt, dafs es das Recht besals, 
Güter von nicht zur Hanse gehörigen Flandrem, die sich nach 
England begeben hatten, um dort Handel zu treiben, zu konfis- 
zieren; ferner, dals es den Genossen allen Handelsverkehr mit Ein- 
heimischen, die es des Betruges gegen Hansemitglieder schuldig 
befand, untersagen durfte.**) Waren vor diesem Gerichtshöfe 

Oegensati zu den Zusammenkfinften zu nur gezelligen Zwecken, die hier so 
wenig wie bei anderen Anslandzgilden gefehlt haben werden. 

**) A. a. O. Bemerkenswert ist das Ende von § 3 der lat. Statuten: 
.sciendum quod omnes aliae villae, qnae ad hansam nostram pertinent, in 
quibus singulis septimanis forum conventuale tenetur, debent habere unum 
inventorem in omni pleno iure Hansae, si inveniri possint* wegen des Zu- 
satzes aber den Wochenmarkt, der sp&ter erklärt werden wird. 

**) Lat. Stat. § 2, franz. Stat. § 5 und 6 (vgl. oben Note 29 und S. 214 
zu Note 36). 
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Flandrer, mochten sie Mitglieder sein oder nicht, verurteilt worden, 
so konnte der Verorteilte, wenn er unter den Hansegenossen Bürgen 
fand, von diesem Hansegerichte an ein flandrisches Marktgericht 
appellieren.*^) Bemerkt sei noch, dals die mit der firanzösischen 
Bezeichnung arbitres durchaus gleichbedeutende „inventores“ ent- 
schieden als Übersetzung eines flandrischen Wortes anfgefalst 
werden mulä, da in dem gröfsten Teile Flanderns jener deutsche 
Dialekt bekanntlich die eigentliche Volkssprache war. Man wird 
kaum fehlgehen, wenn man es für Übersetzung von „vinders“ hiilt, 
wie in mehreren zur flandrischen Hanse gehörigen Städten die Vor- 
steher von Eauflnannsgenossenschaften und Innungen der Handwerker 
genannt wurden.*®) 

4. Endlich wird in den französischen Statuten*^) noch ein 
„clerc“ der Genossenschaft erwähnt. Zweifellos werden wir in ihm 
einen Schreiber oder Sekretär geistlichen Standes zu sehen haben, 
wie solche auch bei anderen Kaufmannsgilden im Auslande be- 
zeugt sind.*®) 

Aulser diesen genossenschaftlichen Beamten nmmen die Statuten 
noch eine Behörde, welche deswegen hier erwähnt werden muls, 
weil sie in gewissen Fällen als dem Schildträger und dem Gerichte 
der Banse übergeordnet erscheint. Sie wird nur von den lateinischen 

“) Vgl. vorläufig Lat. Stat. § 6. 

Über .vinders* als Vorsteher der Handwerksämter in Brttgge vgl. 
Hegel II S. 191 Note 3 und S. 192, Gailliard in dem oben Note 61 
citierten Werke S. 506, Collection des Keuren ou de tous les mdtiers de 
Bruges (Gand 1842) p. 1, 3, 31, 63 etc., in Gent WarnkOnig II, S. 73, 
Gheldolf III S. 145. Dals auch die drei .goede liede* oder .ballebeeren*, 
welche nach Artikel 135 und 136 der Genter Keure von 1297 das Gericht 
in den Tuchhallen besalsen, „vinders“ genannt wurden, wie WarnkOnig 
a. a. 0. behauptet, folgt wenigstens ans jener QnellensteUe nicht. Vgl. Cou- 
tumes de Gand (Brux. 1868) I 485—487. Dagegen bildeten in Aldenburg, 
wo ebenfalls die „arbitres des mdtiers entre lesquels la bourgeosie etait 
repartie" vinders genannt wurden, die ,poorters‘ das angesehenste dieser 
m4tiers und ihren .vinders* war auch Aufsicht über Gewicht und Qualität 
des Brotes, sowie über die Brauerei äbertragen. Vgl. Feys et van de 
Casteele, Hist. d'Oudenbonrg (Bruges 1873) t. I p. 472 , 490 , 491, t. II 
p. 299. 

•') § 4 (vgl. oben Note 56). 

**) Walther Stein, Die Genossensch. d. Eaufleute zu Brfigge 
S. 71 ff. 
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Statoten und zwar in folgendem Zusammenhänge erwähnt: „Wenn 
Waren eines Hansegenoasen in England zurfickgehliehen sind, so 
soll sie der Schildträger oder ein Vertreter desselben zur nächsten 
flandrischen Messe yor die bekannten Leute aus Brttgge („coram 
Ulis de Brügge“), Ypern, Dikemue, Ardenhnrg und LUle bringen, 
wenn dieselhen auf der Messe anwraend sind und zur Hanse ge- 
hören, und dann nach dem Kate dieser Personen die Waren yer- 
kaufen; sind diese Personen aber nicht auf der betreffenden Messe 
anwesend, so treten andere Hansemitglieder an ihre Stelle.“**) An 
diese Bestimmung schlieist sich unmittelbar folgende an: „Wenn 
jemand yor dem Hansegerichte yerklagt ist und seine Unschuld 
nicht beweisen kann, so mnfs er Bürgen dafür stellen, dals er 
seine Behauptungen auf einer der beiden nächsten Messen in 
Flandern (durch Eideshelfer) genügend werde bekräftigen können.“ 
Auf einer dieser Messen kommt dann die Sache yor den „yor- 
erwähnten prohi homines“ aus Brügge, Ypern, Dikemue, Arden- 
burg und Lille zur Entscheidung.'^*) Dals diese probi homines 
als Marktbehörde auflcufassen sind, geht ans einem Vergleiche 
dieser Bestimmungen mit einer undatierten Verordnung der Gräfin 
Margarethe (1244 — 1278) für die flandrischen Märkte heryor.^®*) 
Dieselbe befahl nämlich, dals auf denselben eine Kommission yon 
„5 preud’ hommes“, yon denen jeder yon der Obrigkeit einer der 
bedeutendsten flandrischen Städte eingesetzt wurde, für den Schutz 
der Fremden gegen zu hohe Herbeigspreise sorgen sollte. Aller- 
dings werden hier als die Städte, welche die Mitglieder dieser 

§ 5; sdendum, quod si aliqna bona residua fnerint vel arrestata, 
illa debet teuere scUdraca Tel aliqnü ex parte ana ... et debet illa bona 
afferre in proximia nnndinia Flandriae, coram illia de Bruggia, de Tpra, de 
Dixmuda, Erdenborgb et Inaula, ai in illia nnndinia fnerint, ad hansam 
pertinentea, yel coram aliia ad hanaam pertinentibua, ai praedicti in nnndinia 
non fnerint; et bona illa debet de oonailio iatornm locare et diaponere ad 
uanm hanaae. 

’°) § 6; Bciendum, quod ai aliqnia calumniatna eaaet de hanaa, et ibi 
anxilium non baberet, debent facere fideinaaionem . . . quod afforciabit annm 
ietugbe (Zengnia) in primia nnndinia Flandriae, yel in aecundia ad ultimum. 
Si ae anxilium competena babere dixit coram praedictia probia bominibna, 
ad banaam pertinentibua, yidelicet coram illia de Brugia, de Yppra, de 
Dixmnde, de Erdenborgb et de Inanla, ai praeaentea fuernnt; yel coram illia, 
qni ad banaam pertinent 

'“•) Roiain p. 158 — 160. 
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Behörde einsetzen, Brügge, Gent, Ypern, Lille und Douai genannt.^’) 
Jedoch wird 1290 in einer Verordnung des Grafen Guido von 
Flandern für den Markt zu Thourout, welche diese Bestimmung 
der Gräfin Margarethe im übrigen wiederholt, zwar von 5 preudomes 
(prud’ hommes) gesprochen, aber zugleich nur Brügge’s, Genfs, 
Lilles und Douai's als der Städte gedacht, welche die einzelnen 
Beamten stellen Als fünfte Stadt dürfte hier Thourout selbst 
zu ergänzen^^), und deshalb anzunehmen sein, dafs eine derartige 
Behörde zwar auf allen flandrischen Märkten fungierte und aus 
Vertretern von ffinf bedeutenderen flandrischen Städten bestand, 
dafs aber nicht immer ganz dieselben Städte die Marktrichter ein- 
setzten. Dadurch wird es auch erklärt, dals die Statuten den Fall 
ins Auge fassen, dafs die 5 probi homines ans Brügge, Ypern, 
Dikemue, Ardenburg und Lille nicht auf der Messe zug^en vmmJ*) 
Man wollte offenbar Vertretern von Gent und Douai, wenn sie in 
der Marktkommission safsen, nicht die Vollmacht geben, sich mit 
Angelegenheiten der Hanse zu befassen; gehörten doch diese Städte 
zur Zeit der Abfassung der Statuten offenbar noch nicht zur 
Hanse.^^) Ist es aber nach dem Mitgeteilten richtig, die 5 prud’ 

’*) a. a. 0. p. 150 c. VII: Encore dist me dame que d’endroit les hosteos 
dont chil qui venront as fiestes aront mestier, on les doit faire rewarder 
par V preadhommes dont chil de Bruges meteront un, chil de Grand un, 
chil d’Ypre un, chil de Lille un et chil de Douay un; et par tel prU que 
chil V j aaseront ou la plus grans partie de V on ara les osteus. 

’*) WarnkOnig I Anh. S. 80. In Bezug auf die Übersetzung dieser 
Stelle sei noch bemerkt, dafs diejenige Warnkönigs a. a. 0. u. I S. 821 
(Die „Freud’ hommes müssen für sicheres Quartier der Fremden sorgen“) 
entschieden der Roisins a. a. 0., welcher hier Preistazen ,pour les ustensilee 
et autres objets dont auront besoin les marchands* findet, vorzuziehen ist. 

’*) So auch Warnkönig I S. 821 Note 9. 

’O Vgl. die Worte ,si in Ulis nnndinis fuerint* und ,si praesentes 
fuerint* in den oben Note 69 u. 70 angeführten Stellen. 

’‘) Vgl. die oben Note 5 gegebene Liste der siebzehn Stftdte. Gent 
und Douai hätten gewiüs in den Statuten Erwähnung gefunden, wenn sie 
schon zur Zeit ihrer Abfassung Mitglieder der Hanse gewesen wären, da sie 
an Bedeutung für den Handel Ardenburg, Dikemue, Orchies etc. weit äber- 
trafen. Während die Eautleute dieser Orte, wie oben ausgetührt, das Recht 
hatten, das SchUdträger- und Ricbteramt zu besetzen, war Gent nach den 
französischen Statuten dieses Rechtes gar nicht, nach den lateinischen nur 
insofern teUhaft, als es e.ventuell jeder Ort in Flandern, in dem ein Wochen- 
markt stattfand, ausüben konnte. Aus dem von Huyttens Recherches sur 
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hommes, welche die Herbergspreiae auf den Märkten festeetzten, 
mit den 5 probi homines, welche in England nicht zum Aus* 
trag gebrachte Anklagen gegen Hanaemitglieder entschieden, zu 
identifizieren, so werden wir diese Behörde auch mit den Markt- 
schöffen (escheyins de le fieste), deren ebenfalls in den erwähnten 
Verordnungen Margarethes und Gnido’s gedacht wird, fOr identisch 
zu Ealten haben. In diesen Urkunden wird nämlich festgesetzt, dafs 
Kaafleute, die sich mit den auf den Märkten erworbenen Waren vom 
Marktort entfernen, ohne sie bezahlt zu haben, ftlr „fiflchtig“ erklärt, 
Terfolgt und vor die Marktschöffen gebracht werden sollen.^*) Diese 
aus Deputierten der bedeutendsten fiandrischen Städte bestehenden 
Marktschöffen üben also Gerichtsbarkeit auf den Märkten in Streitig- 
keiten zwischen Käufern und Verkäufern aus, werden bei der Ver- 
äulserung der aus England seitens der Hanse zurückgebrachten 
Güter von Genossenschaftsmitgliedern zugezogen und bilden ge- 
wissermafsen eine Berufungsinstanz für das Hansegericht. So war 
eine von den Grafen, wenn nicht eingesetzte, so doch jedenfalls 
anerkannte Behörde in gewissen Beziehungen den genossenschaft- 
lichen Beamten der Hanse übergeordnet. Auch in anderer Hin- 
sicht lassen die Statuten eine Abhängigkeit der Hanse von den 
flandrischen Grafen, also auch einen Zusammenhang dieser Ge- 
nossenschaft mit den Inhabern der öffentlichen Gewalt in Flandern 
erkennen. Es ist schon erwähnt, dals es als Recht aller zur Hanse 

les Corporation! Oantoises (tiand 1861) p. Iji und von Aibley Aiterelde 
(London 1883) p. 25 hervorgehobenen Charakter von Qent als Indnatriestadt 
im Gegensatz zu dem Hondelsemporiom Brügge ist diese Thatsache auch 
nicht zu erklären; der Verkehr von Genter Kaufleuten im Auslände ist durdi 
viele Urkunden bezeugt. Vgl. z. B. Warnkönig Bd. I ürk. Nr. XV, Bd. II, 
Urk. Nr. XXIII, XXXVIU, Hardy, Rot. litt. pat. 1 p. 91 b Zeile 32 ff.. Bot. 
chart. 1 p. 197, Zeile 17 ff. etc. 

’*) Roisin p. 159 c. 5: . . . que quiconques acate avoir dedens fieste, 
. . . ü ne le puet mener fors le ville, deschi atant qu’il il ait fait le gret de 
cbelui ä cui il ara acatet et s'il en alloit . . ., on le puet arriester et faire 
tenir, et li marcbans a cui on devera le debte doit faire se debte connoistre 
par les eschevins de le fieste lä öu li avoirs fu vendus .... Vgl. 
Warnkönig, Urk. 1 S. 79, 80. Die Identit&t der mit der HarktauMcht 
betrauten 5 prudliommes mit den Marktschöffen erkl&rt auch Warnkönig 
I S. 321 Note 9 für wahrscheinlich, obgleich er nicht erkannt hatte, dafs 
wir in ihnen auch die in den Hansestatuten erwähnten 5 probi homines zu 
sehen haben. 

Koehne, Das Hansgrafenamt. 15 
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gehörigen Städte betrachtet wurde, dals ihre BUrger in den übrigen 
Bondeestädten nicht angeklagt oder verhaftet werden soUten.^^) 
Die französischen Statuten setzen hinzu, dals, wer diese Bestim- 
mung verletze, nicht nur dem Geschädigten, sondern auch dem 
Grafen gegenüber den Frieden verloren habe; um ihn wiederzu- 
gewinnen, habe er daher an den Grafen und den Geschädigten 
eine Bufse von je 3 Pfund zu bezahlen. Eigentümlich ist auch 
eine Bestimmung der lateinischen Statuten, nach der alle zur Hanse 
gehörigen Städte, in denen allwöchentlich Markt abgehalten 
wird, im Hansegerichte durch einen Richter vertreten sein sollen, 
falls einer ihrer BUrger zur Zeit des Gerichtes anwesend sei.^*) An 
sich könnte diese Bestimmung so aufge&Ist werden, dals in dem 
Städtebunde die Städte mit Wochenmarkt Vorrechte vor den übrigen 
hatten. Allein wie in Deutschland®®), so war auch in Flandern®^) 
der Besitz eines Wochenmarktes Essentiale des Stadtbegriffs; dals 
Orte ohne Wochenmarkt durch ihre Vertreter sich an dem Ab- 
Bchluls des Bundes beteiligt, ist undenkbar. Die Stelle ist vieU 
mehr ein Beweis dafür, dals die an der Hanse beteiligten Städte 
ursprünglich jeden Kauhnann, der Unterthan der Grafen von 
Flandern war, an der Hanse teilnehmen lassen mulsten; nur vom 
Richteramte in der Hanse schlossen sie Einwohner solcher Orte 
ans, welche nicht Stadtrecht besafsen. Auch hier erscheint also 


") S. oben 8. 208. 

”) Fr. Stat. § 8: Ki cogtre cou feroit, il seroit en forfait de force 
enviers le conte et enviers celui, et ei le doit eins aquiter de tone cons, 
force c'eet VI livres, III livres au conte et III livrea a celui cui on a four- 
fait. Dab hier mit .conte* der Hanagraf gemeint sei, wie de Reiffen- 
berg, Nouvelles archives historiques des Pays-Bas V (Bruxelles 1830) p. 384 
erUSjrt, kann schon deshalb nicht angenommen werden, weil dieser stets 
als .cuens de la hanse* bezeichnet wird, auch wo schon ohne den Zusatz 
kein Zweifel bestände. 

’») 8. oben 8. 221 Note 63. 

'*’) Dies ist bekanntlich durch Aloys Schulte, Sohm und Gothein 
erwiesen; vgl. ftbrigens auch von Below in Hist. Ztschr. 1888 8. 195 — 199. 

*') Z. B. wird in der Endlhlnng der GrOndung der Stadt Ardres be- 
richtet: rerum venalium forum in medio collocavit et in quinta feria in 
perpetnnm servandum et frequentandum iuravit. Sicher liegt darin ein Be- 
weis, dab man auch hier die Verleihung eines Wochenmarktes zu den zum 
Zustandekommen einer Stadt notwendigen Mabnahmen zählte. Vgl. Warn - 
kOnig I 8. 338, Hegel H 8. 196. 
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die flandrüche Hanse in Abhängigkeit von den Inhabern der öffent- 
lichen Gewalt in der Heimat. 

Den Statuten ist endlich auch noch die ihr die Geschichte 
der flandrischen Hanse hochwichtige Thatsache zu entnehmen, dals 
den Kern dieser Genossenschaft die Hanse der Stadt Brfigge ge- 
bildet hat. Dies geht schon aus der Bezeichnvmg hervor, welche 
die flandrische Hanse in den lateinischen, doch wie erwähnt^^), 
von den Stadtvorständen von Ypern verfafsten Statuten ftlhrt. 
Dort wird sie nämlich „hansa Flandrensis, Brugensis scilicet et 
illorum , qui ad hansam illam pertinent“ genannt. Die fran- 
zösischen Statuten aber fhbren die Überschrift : „C'est li ordenance 
de tenir la banse con apiele hanse de Londres et entre cenx de 
Bruges.“ Nach derselben Rechtsquelle konnte man nur in Briigge 
oder in England, nicht aber an den übrigen flandrischen Orten 
Mitglied der Hanse werden.^^) Ferner geht aus diesen französischen 
Statuten auch hervor, dafs die Schöffen von Brfigge ursprünglich 
über alle Einnahmen der Hanse verfügten und es als freiwilliges 
Zugeständnis an die Obrigkeit der übrigen Städte betrachteten, 
dals das Vermögen der Hanse künftig nur zu gemeinsamem Nutzen 
und nach gemeinsamer Beratschlagung ausgegeben werden sollte.^) 
Endlich äufserte sich das Übergewicht Brügges innerhalb der Ge- 
noBsenscbaft auch in der Thatsache, dafs der oberste Beamte der 
Hanse, der Hansgraf, aus Brügge sein mufste, Hansesitzungen von 
rechtlicher Bedeutung aber nicht ohne Hansgrafen abgehalten 
werden durften.**^) 

Von diesen Thatsachen lassen es namentlich die zuerst ge- 
nannten als gewils erscheinen, dals die Hanse der siebzehn flan- 
drischen Städte als Erweiterung der Hanse von Brügge angesehen 
werden mufs. Dieselbe wird als Sammelpunkt der flandrischen 
Kaufleute eine ähnliche RoUe gespielt haben, wie die Kölner für 
diejenigen der deutschen Nordsee-, die Lübecker für diejenigen der 
Ostseestädte.®*) 

") Vgl. oben S. 217. 

") Frz. Stat. § 1. 

**) ibid. § 10. 

“) Frz. Stat. § 1 u. 3, Lat. § 3 (vgl. oben Note 54). 

^ Vgl. Koppmann in Hanserecesee I Einl. S. XXVIII, Schäfer, Die 
Hansestädte and König Waldemar von Dänemark (Jena 1879) S. 61, 62, 
K. Kunze in Hans. Gescbicbtsbl. 1889 (Leipz. 1891) S. 129—131. 

15* 
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Bemerkenswert ist auch noch eine andere Analogie in der 
Handelsentwickelnng jener Orte, welche sp&ter die deutsche, und 
deijenigen, welche die flandrische Hanse bildeten. Es kann als 
durch die neueren Forschungen festgestellt angesehen werden, dals 
dem Handel Norddeutschlands nach dem Auslände „fürstlicher Ein- 
flnfs, im Nordwesten des Kaisers, im Nordosten des Herzogs von 
Sachsen, die ersten Wege gebahnt hat“.^^) Dieselbe Erscheinung, 
dafs der Kaufmann den ihm bei den mittelalterlichen Bechtsver* 
hältnissen notwendigen Schutz der fremden Obrigkeit durch diploma- 
tische Vermittelung der einheimischen erhielt, tritt auch bei dem 
Handelsverkehre der Flandrer in fremden Ländern hervor. Ja, hier 
war diese Unterstützung des Handels durch die einheimischen 
Fürsten von noch viel bedeutenderer und langer anhaltender Wirk- 
samkeit. 

Gerade die flandrischen Fürsten haben den Handel ihrer Kauf- 
leute nicht nur im Inlande befördert, sondern ihnen auch im Aus- 
lande Sicherheit, möglichste Befreiung von Abgaben und günstige 
Bechtsbestimmungen verschafit. So liefs z. B. Philipp von Flandern 
in einen mit dem Grafen Florenz von Holland 1167 abgeschlossenen 
Friedensvertrag mehrere Bestimmungen zu gunsten des flandrischen 
Handels anihehmen.^^) Florenz mufste die Abschaffung aller bisher 
geforderten Zölle und Geleit^elder und den Ersatz alles Schadens 
versprechen, den flandrische Kanflente durch Baubanfsll in seinem 
Lande erleiden würden. Ferner mufste er ihnen das Becht ver- 
leihen, sich durch einfachen Eid von allen Schuldklagen reinigen 
zu können, damit 'sie nicht durch längere Gerichtsverhandlungen 
in ihrer Beise aufgehalten würden; falls der Eiläger sich damit 
nicht begnügen wollte, mufste er den Fremden vor dessen heimi- 
schem Bichter belangen.^*) Philipp benutzte auch seine Beziehungen 
zu dem Hohenstaufen Friedrich L und seine Verwandtschaft mit dem 

”) Schäfer a. a. O. S. S2, vgl. auch Eoppmann in Hans. Geschichtsbl. 
1872 (leipz. 1873) S. 82. 

S. Dumont, Corps universel diplomatique du droit des gens 
(Amsterdam 1726) 1. 1 p. 87. 

^) A. a. 0. Nach einer Tradition, für welche sich freilich keine gleich- 
zeitige Quelle finden lieis, wurde der durch diesen Friedensschlnls beendigte 
Krieg durch Zollbedrückungen des Grafen von Holland gegenüber flandrischen 
Kaufieuten veranlalH, s. WarnkOnig 1 147, Kervyn de Lettenhove, 
Hist, des comtee de Flandre (Bruxelles 1847) II p. 47. 
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Kölner Erzbischof Philipp von Heinsberg zu gnnsten seiner Kaof- 
leute.*”) Ganz besonders wichtig sind aber ihr die vorliegende 
Untersuchung die Unterhandlungen der Beherrscher von Flandern 
mit den englischen Königen. Es lag an einer eigentümlichen 
wirtschaftlichen und politischen Konstellation, dais sich die Ver- 
wendung der flandrischen Grafen für ihre Eaufleute in England 
aniserordentlich erfolgreich bewies, dafs ihnen aber diese Verwen- 
dung allgemeiner Landesinteressen wegen gewährt werden mufste, 
und dals sogar die Rücksicht auf die flandrischen Eaufleute meist 
für die ganze Politik ihrer Fürsten bestimmend war.*^) Die Flan- 
drer bezogen bekanntlich hauptsächlich WoUe aus England, um 
sie zu Tuch zu verarbeiten und dasselbe dann in England, Frank- 
reich und Deutschland abzusetzen.*^) War es dmi Engländern 
erwünscht, in den Flandrem Abnehmer für ihre Rohstoffe zu er- 
halten, so waren dagegen die Flandrer geradezu auf diesen Handel 
angewiesen, da ihr Land bereits so bevölkert war, dafs es selbst 
seinen Bewohnern nicht mehr die nötigen Nahrungsmittel lieferte. 
Diese vermochten sie sich nur im Austausche gegen ihre Fabrikate 
zu verschaffen, deren Rohstoff sie nur in England erhielten.’^) 

’*’) Annal. Blsndinienses (S. S. V p. 29 ad a. 1164): Philippus comes 
Flandriae . . . Aquis vadit ad curiam Friderici imperatoris ... et magnam 
pacem Flandrensibus per terram imperatoris eundi et redeoudi obtinuit. Ygl. 
ferner WarnkOnig I ürk. Nr. XIV u. XV, besonders in letzterer S. 41 Z. 15; 
ob petitionem dUecti oognati nostri Pbilippi illnstris comitis Flandriae. 

°‘) Diese Tbatsache ist zuerst von Schanz, Englische Handelspolitik 
gegen Ende des Mas. (Leipz. 1891) I S. 4, 5, spater auch von Kunze in dem 
oben Note 86 citierten Aufsätze S. 189 und von Rogers, The economic 
interpretation of history (London 1888) p. 101, 102 bervorgehoben worden. 
Die Handelsbeziehungen zwischen England und Flandern sind eingehend, 
aber ohne Erkenntnis dieses bestimmenden Gesichtspunktes, von Gheldolf 
in p. 195 — 218 und von Varenbergh behandelt. 

") VgL Frensdorff in Hans. Geschichtsbl. 1878 S. 51 ff. 

**) Der Tbatsache, dals der Handel der Flandrer mit den Engländern 
für erstere geradezu eine Nabrungsfcage bildete, war man sich bereits im 
Mittelalter wohl bewnfst, wie ans den Versen des ,Libell of Englisbe Po- 
licye*, einer engUschen gereimten Staatsschrift vom Jahre 1436, hervorgebt. 
S. in Ausgabe von Hertzberg (Leipzig 1878) Vers 90 ff. n. Vers 116 ff. An 
letzterer Stelle heilst es: 

. . sicherlich dies kleine Landchen Flandern 
Ist doch ein Stapelplatz nur für die andern. 

Da, was an Eom und Saat das Land erzeugt, 

Noch nicht zum Brod für einen Monat reicht. 
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Andererseits kam aber den englischen Königen diese wirtschaft- 
liche Abhängigkeit Flanderns von ihrem Reiche politisch zu statten. 
Für die Gewährung von Sicherheit und Rechtsschutz an die flan- 
drischen Eaufleute forderten sie nicht nur Reciprocität^^) — die 
bei der geringen Ausdehnung des englischen Aktivhandeis nach 
dem Auslande zu jener Zeit praktisch ohne Bedeutung war — , 
sondern verlangten auch Unterstützung oder wenigstens Neutralität 
der flandrischen Grafen bei den häufigen Kriegen, welche sie zur 
Sicherung ihrer Besitzungen in Frankreich gegen diesen Staat 
führen mufsten.^^) Nach Lehnsrecht hätten die Grafen von Flandern 
als Yasallen der französischen Krone diese unterstützen müssen. 
Sie nnterlielsen es aber, um den Handelsverkehr ihrer Kaufleute 
in England zu fördern, und die Könige dieses Reiches sahen sich 
gezwungen, den Flandrem Handelsprivilegien auch gegen den 
Wunsch und die Interessen ihrer eigenen Kaufleute zu geben.®*) 
So sind denn zahlreiche Aktenstücke überliefert, welche zwischen 
den Beherrschern Englands und Flanderns zwecks Sicherung 
des Blandeisverkehrs ansgetauscht wurden.®^) Sind daneben auch 

Dnrcli unsere Wolle nur, die sie verweben, 

Können die St&dte dort bestehen und leben. 

Sie müfsten sonst von ihrem Wohlstand scheiden, 

Verhungern — oder Handel mit uns meiden. 

**) Auch diese wird mitunter besonders hervorgehoben, so z. B. Hardy 
Rotuli chartamm I p. 64 a. 1200; EOnig Johann verspricht den Flandrem 
sicheres Geleit, sowie dab sie ,talem pacem, qualem mercatores terre nostre 
habebunt in terra sua, habeant ipsi in terra nostra.* Vgl. auch Shirley, 
Letters of Henry HI. t. H Nr. 626 p. 274; Gräfin Margarethe von Flandern 
bittet Heinrich Hl. 1264 Ang. 31 um Sicherheit der flandrischen Eaufleute 
in England ,scituri qnod gentes regni praedicti in terra Flandriae cum bonis 
suis salvae sunt . .*, ferner ibid. II Nr. 630 p. 279. 

”) Wie sehr man sich in England des Einflusses, welchen das Bündnis 
mit Flandern auf die Macht der englischen Könige ausübte, bewulst war, 
g^ht z. B. aus dem Schrecken Heinrich's I. über die Ermordung Earl's des 
Guten von Flandern und die Wahl eines gegen ihn persönlich erbitterten 
Nachfolgers hervor, vgl. S. S. XII p. 568 c. 12 mit Note. 

”) Über den Kampf des englischen Handelsstandes gegen die Privi- 
legierung der ausländischen Eaufleute in England vgl. bes. Varenbergh 
p. 153, Cnnningham, The growth of English industry and commerce (Lon- 
don 1890) p. 205 und 350ff., auch Kunze, Hanseakten aus England Einl. 
S. n, V etc. 

”) Vgl. z. B. Bymer, Foedera I p. 198 a. 1230 (EOnig Heinrich UI. 
von England benachrichtigt den Grafen von Flandern, dals er die flandri- 
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viele Urkunden englischer Könige erhalten, welche einzelnen 
Kaufleuten oder den Kaufleuten einzelner flandrischer Städte 
Schutz für ihren Handel gewähren, so ist doch in einigen dieser 
Urkunden ausdrücklich bemerkt, dals auch sie aus Rücksicht auf 
die Beherrscher Flanderns erteilt sind.*^) Auch die Thatsache, 
dafs sich die englischen Könige den den flandrischen Kaufleuten 
erteilten Rechtsschutz von ihnen mitunter noch besonders bezahlen 
Uelsen ’*), spricht nicht gegen die Richtigkeit der Anschauung, 
dals derselbe bauptsächUch aus poUtischen Rücksichten gewährt 
wurde. Jedenfalls kann auch in Rücksicht auf das überUeferte 
Quellenmaterial nicht der von Schanz^*”’) ausgesprochenen Ansicht 
zugestimmt werden, dals zuerst der einzelne flandrische Kaufmann 
sich das Recht des Elandels von den englischen Herrschern habe 
erkaufen müssen, später erst ganze Städte und seit 1237 die Kauf- 
leute der ganzen Qrafscbaft Flandern Oeleitsbriefe erhielten. 

Beben Kaufleute beschützen wird), Shirley, Letters of Henry IH. t. 1 Nr. 391 
p. 471 (dieser EOnig erklärt sieb der Gräfin von Flandern gegenüber 1235 
bereit, auf ihre Bitte den Sehaden, den fiandrisebe Eaufleute in England 
erlitten haben, zu ersetzen, nachdem sie deswegen an ihn Gesandte ge- 
schickt), Rymer 1 850 — 52 (König Eduard von England schlielst mit dem 
Grafen Guido von Flandern ein Bündnis gegen Frankreich 1297 Jan. 7 und 
gewährt an demselben Tage unter ausdrücklicher Erwähnung dieses Bünd- 
nisses den flandrischen Kaufleuten weitgehende Handelsfreiheiten), ferner 
Shirley II Nr. 626 p. 273, Nr. 630 p. 279, Nr. 633 p. 281, Rymer, Foedera 
t U p. 233, 252 etc. 

**) Vgl. z. B. Hardy, Rot. litt. pat. I S. 111b: ,Der König erklärt 
1214, dals er ,ad petitionem dilecti nostri F. Com. Flandriae Waltero hur- 
gensi de Ipra* das Recht erteilt, in England Handel zu treiben.* Vgl. auch 
ihid. p. 44 a Zeile 4211'. Ober diplomatische Bemühungen der Gräfin Marga- 
rethe von Flandern für Eaufleute von Ypern s. oben Note 94 n. Shirley II 
Nr. 442 p. 44, 45. 

”) Vgl. oben S. 211 Note 21. 

'**) in dem Note 91 citierten Buche S. 6. 

’*') Vgl. die den flandrischen Kaufleuten 1230 verliehenen Handels- 
freiheiten (oben Note 97). Dals auch noch nach 1237 Geleitsbriefe für 
einzelne Eaufleute ausgestellt wurden, geht z. B. aus einer Verordnung 
EOnig Heinrich's III. von 1244 hervor, alle französischen Eaufleute, qni non 
habeant conductum regis, zu verhaften, s. Champollion-Figeac, Lettres 
des rois de France et de l’Angleterre (Paris 1839) t. I Nr. LII p. 64. So er- 
hielten auch deutsche Eaufleute, die mit Sicherheit als Mitglieder der von 
den englischen EOnigen anerkannten deutschen Hanse nachzuweisen sind, von 
denselben Herrschern noch besondere Schutz- und Geleitsbriefe; diese Privi- 
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Ebensowenig entspricht die Ansicht Varenbergh’s'®*) den Quellen, 
dals bis 1210 allein die Grafen und seitdem die Städte mit den 
englischen Königen verhandelt hätten, und so dies Jahr als epoche- 
machend für die flandrisch-englischen Handelsbeziehungen angesehen 
werden müsse.**®) 

So kann man aus den Urkunden der englischen Könige keinen 
Anhalt für die Entstehnngszeit der Hanse gewinnen. Ebensowenig 
wird man den Anfang der Hanse in einer 1261 von Kaufleuten 
aus Gent, Ypern, Douai, Cambray, Dikemue und einer englischen 
Handelsgeeellschaft geschlossenen Übereinkunft**^) finden können, 
wie Gheldolf***) anfangs annahm, oder einer späteren Ansicht 
dieses Forschers***) gemäfs in einem März 1240 zwischen Ypern und 
Douai über den Handel in England geschlossenen Vertrage.***) In 
beiden Fällen handelt es sich um blofse Sonderabkommen einzelner 
Städte oder ihrer Kaufleute, bei denen nicht einmal der Vorort 
der flandrischen Hanse, Brügge, beteiligt war. 

Läfst sich die Zeit der Entstehung der Hanse der siebzehn 
Städte überhaupt nicht mit Sicherheit feststellen, so können da- 
gegen die Hauptepochen ihrer Entwickelung nach dem Erörterten 
wenigstens mit Wahrscheinlichkeit bestimmt werden, wenn man ab 
Hilfsmittel dazu die Zugehörigkeit Toumai's zur Hanse und das 
1180 der Stadt Dam vom Grafen Philipp von Flandern erteilte 
Privileg**®) heranzieht. Philipp befreit in dieser Urkunde die 
Bürger von Dam von allen Zollabgaben in ganz Flandern und 
verbietet ferner allen seinen Bürgern und Kaufleuten noch aus- 
drücklich, die „Hanse“ von den Bürgern jener Stadt zu fordern. 


legien bezweckten wesentlich nur „urkundliche Legitimation im Prozeb“, 
ohne materiell Neues zu bieten. Vgl. Kunze, Hanseakten 8. XIX — XXI. 

>“•) p. 99. 

Verhandlungen der Grafen mit den englischen Königen über 
Handelsfreiheiten ihrer Unterthanen sind in den oben Note 97, 98 an- 
geführten Urkunden auch nach 1210 bezeugt; einzelnen flandrischen Städten 
schon 1208 erteilte Handelsprivilegien s. bei Hardy, Rotuli chartarumll 
p. 182, 185. 

*“) Varenbergh p. 212—214. 

"‘) UI 56 Note 2. 

'««) V 59. 

Varenbergh p. 210 — 212. 

'“) WarnkOnig IIj Urk. 8.4. 
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„wo immer sie dieselben antreffen sollten“, i®®) Die letztere Be- 
stimmung bezieht sich offenbar auf andere Orte als Dam, also 
zunächst auf die Obrigen flandrischen Städte. Da aber nicht nur 
von ganz Flandern, sondern von allen Orten, an denen die flan- 
drischen Eanfleute Bfirger von Dam treffen können, die Rede ist, 
so werden damit auch aulserflandrische Gegenden gemeint sein. 
Erinnern wir uns jetzt einer Stelle der Statuten Aber Rechte der 
flandrischen Hanse gegen Nichtmitglieder. Wie erwähnt ist^^®), 
konfiszierte diese Genossenschaft die Waren solcher in England 
getroffener handeltreibender Landsleute, welche nicht Mitglieder 
der Hanse werden wollten oder konnten, und zwang diese Personen 
zu der eidlichen Verpflichtung, England nicht mehr zu Handels- 
zwecken zu besuchen. Es liegt also nahe, anzunehmen, dals das 
Privileg Philipp’s die Einwohner von Dam auch davor sichern 
wollte, sich der flandrischen Hanse anschliefsen zu müssen, wenn 
sie sich zu Handelszwecken in England aufhielten. 

Jedenfalls kann demnach als höchst wahrscheinlich angenommen 
werden, dafs eine Vereinigung der flandrischen Kaufleute im Aus- 
lande — nach dem Erörterten in Form einer Erweiterung der 
Hanse von Brügge — schon 1180 bestand. Nur umfafste diese 
flandrische Hanse damals noch nicht entsprechend ihrem später 
öfters bezeugten Namen schon siebzehn Städte, da zu jener Zahl, 
welche wir durch Kombination der in beiden Statuten genannten 
Städte erhalten, auch Dam gehört. Jedoch wird Dam wohl bald 
nach 1180 trotz dieses Privilegs Mitglied der Hanse geworden 
sein; denn die lateinischen Statuten, welche es ausdrücklich als 
solches erkennen lassen, können, weil sie auch Toumai unter den 
Hansestädten erwähnen, nicht nach 1187 entstanden sein. Die- 
selbe Thatsache ist auch für die Entstehungszeit der französischen 
Statuten zu berücksichtigen; auch in diesen ist nämlich ausdrück- 
lich gesagt, daJa die Kaufleute aus Tournai das Recht haben, 
einen der Richter der Hanse zu emennen.'^^) Tournai gehörte 
aber, abgesehen von der Zeit vor 1056, nur in den Jahren 1101 

S. oben Buch III S. 112 mit Note 55 u. 56. Ähnliche Privilegien 
empfingen von Philipp auch die Bürger von Sandeshofen (Nieuport) 1168 
und von Biervliet 1183. WarnkOnig ibid. Nr. 168 8. 91 u. Nr. 229 S. 209. 

”») S. oben S. 213. 

*”) Vgl. lat. Stat. § 3 , franz. Stat. § 3 und oben S. 207 mit Note 5 
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bis 1187 zu Flandern^ 1187 bemächtigte sich Philipp August 
▼on Frankreich mit Hilfe des Hrafen Balduin von Hennegau der 
Stadt^i*), in welcher seitdem nur die Könige Ton Frankreich, die 
Bischöfe und die Kommune, nicht aber die Grafen von Flandern 
Hoheitsrechte übten. Es wäre gewife höchst auffallend, wenn 

Dafs Toumai ursprünglich zu Flandern gehörte, wie C hot in, 
Histoire de Toumai (Toumai 1840) 1 p. 126 u. 144 behauptet, wird dadurch 
best&tigt, dafs in der vita S. Macarii Antiocheni (Acta Sanct. Bolland. Apr. 
1. 1 p. 876) im Jahre 1012 Graf Balduin IV. als Stadtherr von Toumai er- 
scheint. Nach nicht kontrollierbaren Nachrichten Chotin's (p. 150 und 158) 
kommt Toumai im Jahre 1056 im Vertrage von Köln an Hennegau, im 
Jahre 1101 wieder an Flandern. Jedenfalls kann auch die Thatsache, dafs 
im zwölften Jahrhimdert Toumai und seine Umgebung (später als le Tour- 
n5sis zusammengefafst) zu Flandern gehörten, aus den von den dortigen 
Grafen der in unmittelbarer Nähe jener Stadt gelegenen Abtei St. Nicolas- 
des-Pr^s oder St. M5dard ca. 11S2, 1146 und 1165 verliehenen Privilegien 
geschlossen werden, s. M^moires de la socidtd de Tonmay t. XII Nr. 6 p. 14, 
Nr. 11 p. 23, Nr. 27 p. 53. Vgl. auch die nächste Note. 

“*) Die Hauptquelle für dies Ereignis ist Gisleberti chronicon Hanno- 
niense ad a. 1187 (S. S. XXI p. 554): . . (rez) Tomacum venit. Inauditum 
erat, qnod aliquis antecessomm suomm unquam illuc venisset, sed cives, 
qui semper soll episcopo, domino sno, servierant, tune voluntati domini regis 
ita subditi fuerunt, quod postea ipsi regi et in pecunia danda et in suis 
expeditionibus ad voluntatem suam servirent. Per vires enim comitum 
Flandrensium regibus Francorum transitns ad illam civitatem difücilis erat. 
In diesen Angaben ist nur die Nachricht falsch, dafs die Bürger bis dahin 
nur den Bischöfen gedient hätten. Toumai war überhaupt erst 1146 Bischof- 
sitz geworden (cf. Historiae Tornacenses S. S. XIV p. 340 — 346). Bei Be- 
gründung des Bistums hatte der Papst auTser an den KOnig von Frankreich 
(den Lehnsherrn der Grafen von Flandern) und die Bürger von Toumai 
auch an den Grafen Diederich von Flandern Schreiben gerichtet, in welchen 
er sie bat, „ut episcopum . . . omnes simnl benigne concederent esse et 
redditus episcopatus ipsi persolverent“ (a. a. 0. p. 345). Damals war also 
der Graf von Flandern Stadtherr und seine Rechte wurden zunächst durch 
die Errichtung des Bistums gar nicht gemindert. Es wäre auch vOUig un- 
verständlich, aus welchem Grande die Grafen von Flandern, wie Gislebert 
doch angiebt, den Besuch Toumais seitens der französischen EOnige bis 
1187 verhindert hätten, wenn ihnen selbst nicht so lange dort Hoheitsrechte 
zugestanden hätten. Über die Ereignisse von 1187 vgl. auch Philipp! 
HouskOt, Historia regum Francoram Vers 19299 ff. (S. S. XVI p. 736) und 
das den Bürgern 1187 von Philipp August verliehene Privileg (Chotin I 
p. 171 — 186; Ordonnances des rois de France t. XI p. 248 — 251). 

“*) '^gl- i™ tdlg- Chotin, passim und Hegel II S. 171 — 175, sowie 
den Brief EOnig Philipp's von Frankreich an die cives Tornacenses, in dem 
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mit sechzehn unter den flandrischen Grafen stehenden Städten sich 
eine einzige fremde verbunden hätte. Weist dieser Umstand darauf 
hin, daJs der Bund der siebzehn Städte vor 1187 begründet ist, 
so spricht speziell dafür, dais die Statuten noch im zwölften Jahr- 
hundert entstanden sind, auch folgende Erwägung. Wir sahen, 
dats die flandrische Hanse die Berechtigungen, welche sie in Eng- 
land genols, der politischen Bedeutung der flandrischen Grafen 
verdankte und dafs diesen über die in ihr verbundenen Städte und 
Kaufleute Hoheitsrechte zustanden.^^^) Nun wurden aber im drei- 
zehnten und vierzehnten Jahrhundert von den flandrischen Grafen 
in vielen Rechts- und Verwaltungsfragen, insbesondere solchen, 
welche Handels- und Städtewesen betrafen, regelmäfsig Vertreter 
der sogenannten fünf guten Städte (les cinque boines villes), näm- 
lich solche von Brügge, Gent, Ypern, Lille und Douai zugezogen.^^*) 

er ihnen befiehlt, dem Bischof Treue zu schworen, „salvo iure nostro et 
fidelitate et salvis vestris instis consnetndinibus“ (Gallia Christiana t. III 
Paris 1876 Instram. p. 47 Nr. IX). Nur ganz vorübergehend hat im Jahre 
1213 die Stadt wieder unter fiandrischer Herrschaft gestanden, indem Graf 
Ferrand, der sich der Stadt hem&chtigt hatte, dort Beamte einsetzte und 
sich Treue schworen liefs. Noch in demselben Jahre wurde die Stadt aber 
von Philipp August wiedergewonnen. Vgl. Annales Hannoniae von Jacob 
von Guise L XX c. 22 (Paris und Brüssel 1826 t. XIV p. 86ff.), Philipp 
Mousk^t a. a. O. p. 750 — 753. 

”•) Vgl. oben S. 230, 231 u. 225, 226 mit Note 78. 

“*) In Bezug auf diese Vertreter der genannten „fünf guten Stftdte“, 
die scabini Flandrenses, und die Bedeutung der fünf guten Stftdte sei hier 
nur auf folgende Urkunden verwiesen: WarnkOnig ll^ Urk. Nr. 110 S. 9 
a. 1241 (die scabini Flandriae erscheinen als anerkannte Gerichtsbehörde bei 
Streitigkeiten zwischen 2 Stftdten), Inventaire des archives de la chamhre 
des comptes A LUle (Paris et Lille 1865) t. U p. 467 Nr. 1163 a. 1256 (Brügge, 
Gent, Ypern, Lille und Douai verpflichten sich, den Frieden zwischen 
Flandern und Holland aufrechtzuerhalten), Gheldolf UI p. 54 a. 1241 
April 6 (bei einem Handelsverträge mit England wird je ein Schöffe ans 
Gent, Brügge, Ypern und Lille zugezogen), Roisin p. 160 c. 8 a. 1267 
(Marktgesetze sollen nur par le consel des bonnes villes de Flandre geftndert 
werden), Ordonnances des rois de France t. XI p. 386 a. 1296 (Befehl Phi- 
lipp’s von Frankreich als Oberlehnsherm an die 5 „bonnes villes de Flandres“, 
nicht aufserhalb seines Reiches zu Felde zu ziehen), Gheldolf IV Anh. 
Nr. 38 p. 317 a. 1303. (Mit Zustimmung des Vertreters ihres in Gefangen- 
schaft befindlichen Landesherren erlassen die fünf guten Stftdte eine Ver- 
ordnung in Münzsachen.) Vgl. auch Qilliodts-van Severen, Invent. de 
Bruges IV p. 266 — 272 und die dort angeführten Beispiele. Dieser Forscher 
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In den Statuten aber werden neben Brügge, Ypern und Lille nicht 
Gent und Douai, sondern kleinere Städte als diejenigen gensuint, 
deren Kaufleute die Ämter der Hanse besetzen. So kann es also 
als kaum zweifelhaft angesehen werden, dafs diese Genossen- 
schaft schon, bevor sich das Institut der „fünf guten Städte“ ans- 
gebildet, also in der zweiten Hälfte des zwölften Jahrhunderts ans 
siebzehn Städten bestand^^^), und dals auch die Statuten aus dieser 
Zeit stammen; höchst wahrscheinlich werden wir aber nicht fehl- 
gehen, wenn wir beide Thatsachen in die Jahre 1180 — 87 ver- 
legen. 

Ausdrücklich bezeugt war das Bestehen der als „flandrische 
Hanse in London“ oder „Hanse der siebzehn Städte“ bezeichneten 
Genossenschaft für die Jahre 1240, 1241, 1258, 1277, 1292, 1343 
und 1349.“*) Als seit der Regierung Guido von Dampierre's 
(1279 — 1305) infolge einer Reihe unglücklicher Kriege gegen 
Frankreich die Macht der flandrischen Grafen gebrochen war, wird 
auch die frühere Abhängigkeit der Hanse von ihnen au%ehört 


hat entschieden recht, wenn er a. a. 0. p. 266 die Einrichtung der scabini 
Flandriae als Gerichtshofes mit der Abtretung von Arras an Frankreich 
1190 in Verbindung bringt, indem die dortigen Schöffen bis dabin den Ober- 
hof für die flandrischen Städte bildeten. Wird von Gilliodte selbst aber 
gegen diese Ansicht eine Urkunde von 1115 angeführt, so hat bereits Warn- 
kOnig 111 S. 352 Note 969 gezeigt, dafs in ihr unter scabini Flandriae etwas 
anderes verstanden wird. — MOgen die fünf guten Städte auch nach 1190 
die Bedeutung eines die Gesamtheit der flandrischen Städte vertretenden 
Organs erst allmählich gewonnen haben, so genügen die angeführten 
Beispiele doch, um die Statuten mit Wahrscheinlichkeit der Zeit vor Aus- 
bildung dieses Verfassungsorgans zuzu weisen. Dieselben dürften also aus 
diesem Grunde schwerlich nach 1190 entstanden sein. 

Der Einwand, dals Gent und Douai eben damals noch nicht Mit- 
glieder der Hanse waren, erklärt zwar das Fehlen dieser Städte unter den 
zur Ernennung der Beamten berechtigten Orten (vgl. oben Note 75), spricht 
aber auch für Entstehung der Statuten im zwölften Jahrhundert, da Gent 
und Douai eben später gemeinsam mit Brügge, Ypern und Lille die den 
Handel ganz Flanderns betreffenden Angelegenheiten ordnen. 

>is) Für Entstehung der flandrischen Hanse im zwölften Jahrhundert 
hat sich von den bisherigen Forschem nur Brun-Lavainne in Archives 
hist, du Nord de la France t. 1 p. 177, aber ohne Angabe von Gründen, er- 
klärt. Über die abweichenden Ansichten Varenbergh's und Gheldolf's 
8. oben S. 232. 

“•) 8. oben Note 15—18, 41—48. 
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haben. Dazu mochte auch beitragen, dals seit 1805 die Städte 
des wallonischen Flanderns, von denen Lille und Orchiee in den 
Statuten ausdrücklich als Mitglieder der flandrischen Hanse bezeugt 
sind^^**), nicht mehr unter den flandrischen Ghrafen standen.^*^) 
Seitdem wird man auch andere, nicht zu Flandern gehörige Städte 
in den Bund anfgenommen haben^^^, der freilich noch weiter als 
„flandrische Hanse“ und „Bund der siebzehn Städte“ bezeichnet 
wurde, obgleich beide Namen nicht mehr den wirklichen Verhält- 
nissen entsprachen. Auch Yalenciennes im Hennegau, das sich 
aller Wahrscheinlichkeit nach früher der Hanse feindselig gezeigt 
hatte^^^, wurde damals Mitglied derselben. 

Stammen, wie erwähnt, die letzten Zeugnisse fQr das Bestehen 
dieser Hanse ans der Mitte des Tierzehnten Jahrhunderts so 
wird sie sich höchst wahrscheinlich auch wenig s]wter aufgelöst 
haben. Jedenfalls war sie schon 1426 unteig^angen , da die 


S. oben Note 5. 

*») Damale wurden diese Städte durch den Vertrag von Athies ane- 
drfloklich an Philipp den SchOnen abgetreten, nachdem sie schon vorher 
Sun als Pfand hatten überlassen werden müssen, vgl. van Hende, Lüle et 
ses institntions communales (Lille 1888) p. 87, 88, Houdoy, Chapitres de 
l’histoire de Lille p. 9, 10, Eervyn de Lettenhove, HistoSe de Flandre 
(Brux. 1847 ff.) t lU p. 4, 5. 

*’*) Vgl. oben Note 7. 

>*') Eine einem nicht datierbaren Teile des za verschiedenen Zeiten 
entstandenen Statute der Kaufmannsgenossenschaft zu Valenciennes an- 
gehOrende Beetimmung verbietet nämlich die Einführung von .hansseurs“ 
in diese Genossenschaft und die Association mit denselben. Dieses Verbot 
dürfte sich auf Mitglieder der flandrischen Hanse beziehen. Vgl. Cellier, 
Monuments in^dits de Valenciennes (Valenc. 1868) p. 32, Hegel H S. 151 
and 185. 

”*) S. oben Note 7. 

VgL oben za Note 119. Auch berichtet Nedonchel in M^moires 
de la soci4te de Toumai t. IX (Toumai 1867) p. 34, Huf« nach Erinunalakten 
zu Toumai ans dem vierzehnten Jahrhundert 24 die Hanse bildenden Städte 
einander als solche Rechtshilfe durch Auskunft über das Vorleben fremder 
kriminell Angeklagter geleistet hätten. Allerdings ist die Richtigkeit dieser 
Angabe aus den von ihm publizierten Fragmenten dieser Akten nicht er- 
sichtlich. Indes ist die Nachricht immerhin bemerkenswert, weil die 24 bei 
dieser Gelegenheit von Nedonchel anfgezählten Städte mit den von Roisin 
genannten wOrtlich flbereinstimmen , da Nedonchel sein Buch ebensowenig 
wie die übrigen Publikationen der Hansestatnten gekannt zu haben scheint. 
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Obrigkeit von Brügge in jenem Jahre nichts mehr von der Existenz 
des Bandes wnlste.^*®) 

Die oben geschilderte Unterordnung der Hanse unter die 
flandrischen Grafen wird es als möglich erscheinen lassen, dals 
die Hansgrafen ursprünglich von ihnen eingesetzt oder bestätigt 
wurden. Die Gewohnheit, auch auf anderen englischen Markt- 
plätzen aufser in London Hansesitzungen abzuhalten, würde dann 
zuerst dazu geführt haben, dafs das Hansgrafenamt durch ein- 
fache Wahl seitens der aus Brügge anwesenden Genossen be- 
setzt wurde. Ob auch auf den Messen der Champagne, wo die 
Hanse der siebzehn Städte ja mehrfach bezeugt ist, ebenfalls ein 
Hansgraf an ihrer Spitze stand, muis dahingestellt bleiben. Bezeugt 
ist uns als Vorsteher der Genossenschaft ein maior XVII villar um^^^), 
worin vielleicht nur eine andere Bezeichnung für den Hansgrafen 
liegt. Auch die provisores nundinarum de Campagnia, welche in 
den Stadtrechnungen von Brügge bezeugt sind^^^), werden vielleicht 
als genossenschaftliche Beamte der Hanse der siebzehn Städte auf- 
zufassen sein; wenigstens werden die eigentlichen Marktbeamten, 
welche die Grafen der Champagne, später die französischen Könige 
einsetzten, nicht als provisores, sondern als custodes nundinarum 
de Campania bezeichn et. 

Aufser den an der Spitze der Hanse der siebzehn Städte 
stehenden Hansgrafen werden innerhalb Flanderns noch in der zu 
jener Genossenschaft gehörenden Stadt Lille Hansgrafen erwähnt.^^") 

S. Roiain p. 154: Sie antwortet auf Anfrage der Obrigkeit von 
Lille ,que leadite burgmaiatres, eachevina et conaeU (de Brugea) . . . ae aont 
fait informer aur le fait tonchana l’amiat4 de le hanaae . . et que par ladite 
information n’ont paa tronv^ ladite amiat4 de le hanaae avoir eat4 entretenne 
par leura pr5d4ceaaeura en loy, parqnoy eulz auaai n'ont point intencion . . . 
de le entretenir. . . .“ 

S. Gilliodta-van Severen, Inventaire IV p. 278: Item tune nuncio 
a maiore XYII villarum misao . . . 

ibid. : Item tone Johanni de Headin nuncio proviaomm nundinarum 
de Champania per acahinoa, XL a. par. 

‘**) S. Bourquelot II p. 210ff., Ooldachmidt, Univeraalg. d. Handels- 
rechte I S. 233. 

“<') £a fehlt an jeder Bearbeitung des Hanagrafenamtes in Lille. Über 
den Ursprung und die Bedeutung desselben haben sich geäufaert Bucelin 
p. 512 (vgl. oben S. 205 Note 2), van Hende (in dem oben Note 121 citierten 
Buche) p. 64, Brun-Lavainne, Roiain p. 241 Note 1, Hegel II 171. Fttr 
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Die Kachrichten, welche uns Uber diese Beamten überliefert sind, 
genügen zwar, um ihre Stellung in der Zeit, welcher diese Quellen 
selbst angehören, zu erkennen; dagegen geben sie über den Ur- 
sprung des Amtes nicht direkte Ausktmft. 

Die älteste Erwähnung der Hansgrafen in Lille findet sich in 
einem Privileg vom Mai 1235, in welchem die Gräfin Margarethe 
von Flandern die Verfassung dies^ Ortes bestätigt. Wir er- 
fahren aus dieser Urkunde, dafs die Schö ffen v on Lille jährlic h 
v ier Hansgr afen ernannten; bei der WahTwaren sie nur insofern 
beschränkt, als die Hansgrafen weder unter sich, noch mit den 
sie wählenden Schöffen verwandt sein soUten.^^^) Über die Kom- 
petenzen der Hansgrafen aber berichtet diese Urkunde nichts.^^^) 
Bucelin^^*) hält sie für die Vorsteher der flandrischen Hanse; 
HegeU^^) meint, sie seien Beamte für Handelssachen gewesen. 
Dagegen erklärt Brun-Lavainne, man habe in ihnen einfach Schatz- 
meister der Gemeinde (tr^soriers de la commune) zu sehen; ihr Name 
sei von Hanse in Bedeutung Handelsabgabe, nicht von Hanse im 
Sinne von Kauftnäansj^nbssenscliafl abzureiten. Sehen wir von 
dieser Etymologie ab, so sprechen alle überlieferten Zeugnisse für 
die Richtigkeit der Behauptungen Brun-Lavainne's. Zuerst kommt 
in dieser Hinsicht der von den Hansgrafen im dreizehnten und 
vierzehnten Jahrhundert geleistete Amtseid in Betracht. Die 

die Verfassongsgescliichte der Stadt kommt aufser den genannten besonders 
WarnkOnig II 3 S. 155—170 in Betracht. Nicht zog&nglich war mir das 
von WamkOnig a. a. 0. S. 162 dtierteWerk: Brnn-Lavainne, Atlas topo- 
gtaphiqne et historiqne de la ville de Lille (Lille 1830). 

Die Urkunde ist nach dem Originale publiziert von Brun-Lavainne, 
Roisin p. 236 — 39, aufserdem auch von WarnkOnig II 2 Urk. Nr. 247 
S. 257-260. 

'**) Boisin p. 238: Insuper scabini debent capere quatnor homines) 
comites banse, ita quod scahinis eos capientibus nec inter se alio modo 
consanguinei sint vel affines quam scabini inter se possunt esse; quod si 
äliter factum fuerit, alii loco eomm, quam cicius, per scabinos apponantur 
(vgL WarnkOnig a. a. O. S. 259 c. XI). 

’”) Die qnatuor comites hansae werden noch einmal in der Urkunde 
(c. IX) erwähnt; aber nur insofern, als Verwandtschaft mit Beamten des 
vorigen Jahres nicht als Hindernis ifir das passive Wahlrecht zum Hanse- 
grafenamte angesehen werden soll. 

"*) S. die Citate in Note 130. 

■“) Roisin p. 241 Note 1. 

'") ibid. p, 131, 132. 
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Hansgrafen mulsten schwören, das Vermögen der Stadt gut tmd 
redlich zn verwalten, Ober dasselbe den Schöffen und Achtmännem 
Rechenschaft zn legen und nur nach ihrem Ratschlage darüber 
zu verfOgen. WOrde ein Hansgraf diese Pflichten verletzen oder 
eine von ihm bemerkte Unterschlagung eines Kollegen nicht inner- 
halb drei Tagen den Schöffen anzeigen, so sollte sein Meineid 
öffentlich bekaimt gemacht und sein Bürgerrecht ihm entzogen 
werden.'®^ Im Jahre 1320 wurde zum Eide noch die Versicherung 
hinzugefOgt, dals die Hansgrafen sich verpflichteten, ihr eigenes 
Geld entweder nur zinslos und mit Abmachung sofortiger Rück- 
gabe bei Kündigung oder mit der Bedingung zu verleihen, dafs 
der Termin der Rückzahlung dem Schuldner überlassen bleibe.^^^) 
Den sich hier kenntlich machenden Funktionen der Hansgrafen 
in Lille entspricht es, dafs in den uns erhaltenen Stadtrechnungen 
von Lille in den Jahren 1317 — 1466 regelmäfsig vier Personen 
als „c ontes de le H anse“ erwähnt werden, welche die Eiimahmen 
und Ausgaben der Stadt in diesen Rechnungen verzeichnen.^^*) 
Endlich stimmt damit auch dasjenige überein, was wir aus einem 
Gesetze über Reform der Stadtverwaltung vom Juni 1364 schlielsen 
können, welches verschiedene eingerissene Mifsbräuche und zu hohe 
Verwaltungsunkosten abschaffen wollte.^^*) Damals wurde, um 
die durch die Sitzungen der Hansgrafen der Stadt erwachsenden 
Kosten zu vermindern, festgesetzt, dals die laufenden Ausgaben, 
wie Reisegelder, Weingeschenke etc., nur einmal monatlich, nämlich 
an jedem ersten Sonnabende des Monats, die Leibrenten und 
Pensionen nur einmal jährlich, am Vorabend von Allerheiligen, 
ansgezahlt werden sollten.^*^) Zugleich wurde verordnet, dals 

A. a. O.: Yoo 8 fianchies ä yeotre coens de la hause droiturieta et 
loiauB, et que vous warderes (— garderez) l’avoir de le ville bien et loial- 
ment et que vous en rendres compte ä eschevins et ä VIII hommes boin et 
loial et que vous del avoir de le ville ouverres (verfügt) par consel d'esche- 
vins et de VlIl hommes 

A. a. 0. ; et que vous ne prenderes, ne ne convenencherös, sour vous 
ä devoir nul des deniers de le viUe par mani^re d’about, ne en autre ma- 
niere nulle ä payer ä nulle persone, se chou n'est tantost tout sec, ou 
abontor ä cange souffisant, ä. le vollentet de chelui qui aboutds y seroit. 

Houdoy, Chapitros p. 127, 136. 

*••) Roisin p. 169—177. 

“■) c. 2 (a. a. 0. p. 170). 
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Wechsler nicht zu Hsnsgrafen gewählt werden sollten, und dafs 
auch, wer einmal das Hansgrafenamt bekleidet habe, ferner nicht 
mehr zu demselben wählbar sein soUe.'*^ Gleich den Schöffen 
und Achtmännem sollten endlich auch die Hansgrafen während 
ihres Amtsjahres die Pacht von Einkönften der Stadt weder selbst 
fibemehmen noch mit den Pächtern dieser Einkünfte eine Societät 
eingehen dürfen.**®) 

Diese Institution der vier Hansgrafen in Lille bestand bis 
1466. In diesem Jahre setzte der damalige Stadtherr Philipp der 
Gute von Burgund an die Stelle der vier Hansgrafen einen Schatz- 
meister (argentier) ein, der von den königlichen Beamten, aber 
aus der Bürgerschaft von Lille ernannt werden sollte.***) Der Eid 
dieses Schatzmeisters entsprach völlig dem der Hansgrafen; nur 
insofern findet sich eine charakteristische Änderung, als die Hans- 
grafen gelobt hatten, den Schöffen und Achtmännem über ihre 
Thätigkeit Rechenschaft abznlegen, im Eide des Schatzmeisters 
aber noch hinzngefÜgt wurde: „et ailleurs, oü il appertenra“.***) 
Offenbar hielt sich die fürstliche Regierung die Möglichkeit der 
Revision der städtischen Finanzverwaltung offen. Dem Schatz- 
meister wurden damals auch die Diener und der geistliche Schreiber 
untergeordnet, welche bis dahin als Unterbeamte der Hansgrafen 
diese bei der AmtsfÜhmng unterstützt hatten.***) 

AUe bisher erwähnten Qnellenstellen stimmen darin überein, 
dafs in ihnen die Hansgrafen nur als städtische Finanzbeamte er- 
scheinen. Lägen keine anderen vor, so könnte man in der That 
annehmen, dals in Lille von den sonst als Hansgrafen bezeichneten 
Yorstehem kaufmännischer Genossenschaften ganz verschiedene 
Beamte zufällig den gleichen Namen geführt hätten. Dann wäre 
es in der That wahrscheinlich, dafs Brnn-Lavainne mit der 
Behauptung recht hätte, dafs die Hansgrafen in Lille nicht nach 


c. 4 (ibid.). 

“•) c. 12 (ibid. p. 172). 

'**) Die Urkunde ist gedruckt von Houdoy, Cbapitres p. 142S. 

“•) S. Roisin p. 132 Nr. 18. 

“*) Houdoy p. 144: Leqnel argentier aura gaigee de sii vinga livres 
parisis monnaie de Flandres cbascun an, et sy aura aveuc lui le clerc et 
auBsy le sergent qui servoient anz dis commis, aux gaiges ordinaires et 
accostum4s. 

Ko ebne, Dm HansgrafeBamt. 16 
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„Hanse“ im Sinne von Ksufinannsgenossenscliaft , sondern nach 
„Hanse“ in Bedeutong von Abgabe genannt seien. Dagegen spricht 
allerdings schon die Thatsache, dafs Hanse doch zunächst nur die 
von der Kanfinannsgenossenschaft und stete eine f&r die Erlaubnis 
Handel zu treiben erhobene Abgabe ist.^^’^) Doch mag auf diese 
allgemeine Erwägung hier kein Gewicht gelegt werden. Auch davon 
sei abgesehen, daJs einem Gesetze der StadtbehSrde zu Lille im 
I, Thatsache zu entnehmen ist, dais damals f^eguJe, 

welche das städtische Bürgerrecht erwarben, den Bürgereid gerade 
den Hansgrafen ablegten. Dies liebe sich ja noch allenfaUs 
aus dem Umstande erklären, dab die Hansgrafen ab städtische 
Finanzbeamte das für das Büi^rrecht gezahlte Geld in Empfang 
zu nehmen hatten; es wäre an sich möglich, dab sie aus diesem 
Grunde auch mit der Überwachung des gleichzeitig mit dieser 
Zahlung abznl^enden Eides betraut worden seien. AUein eine 
aus dem siebzehnten Jahrhundert überlieferte Nachricht nötigt zu 
einer ganz anderen Aufbssung dieser Thatsache. Nach dem 1611 
veröffentlichten Buche von van der Haer, „Lee chasteUains de 
Lille“^**), enthält die zu jener Zeit übliche Anrede des Stadtpro- 
kurators an die von ihm zu Bürgern Aufgenommenen folgende 
Stelle: 

„Et devez raporter demy marc de fin argent de rente en b 
main du Bewart pour vo bourgoberie par maintenir. Et devez 
payer XV livree pariss. as comptes de la Hanse endedens le prochain 
Jour de Cloche.“ ' ~ 

Es mnbte abo eine doppelte Abgabe gezahlt werden. Der 
Eewart^***), ursprünglich wohl der Vorsteher der von den Bürgern 
Lille's ins Leben gerufenen Friedenseinigung , der später eine 
den Bürgermebtem der deutschen Städte ähnliche Stellung ein- 

“’) Vgl. Buch m und Buch VUI. 

Roisin p. 12 c. 3: Sacent tout qu'il est ordenet . . . que se homs 
de forains puls maintenant en avant est rechne ä honrgeoie de cheete ville .... 
dou jour qu'il ara fait gierment de le bourgeeie ae comptes de la 
hanse .... 

»•) p. 180 , 181 . 

*'**) Die Stellung des Bewart, der auch .Bewart de l'amiste* oder 
.Respector amicitiae* genannt wird, ergieht eich ans dem bei Roisin p. 180 
flherlieferten Amtseid desselben; vgl. auch folgende ürknnden; WarnkOnig 
Ü 2 Urk. S. 269 § 9, 10 (vgl. Hegel H 8. 170), Roisin p. 272, 295, 299 etc. 
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nahm, erhielt fftr die Erteilung der bourgeoiaie, d. h. des politiflchen 
Bürgerrechts, */] Mark Silber; eine andere Summe erhielten die 
Hansgrafen am nächsten „jour de Qoche“.*^**) Ziehen wir in 
Betracht, dafs die Hansgrafen nach dem Gesetz von 1364 stete am 
ersten Sonnabend des Monate Zusammenkommen sollten^^^), so dürfte 
der „jour de doche“ wohl dieser regelmafsig wiederkehrende 
Termin sein. Kaim aber der Inhalt der citierten Ansprache den 
um 1611 bestehenden Zuständen schon deshalb nicht entsprochen 
haben, weil damals in Lille nicht mehr Hansgrafen existierten, so 
ist jenen Worten doch die für die ältere Zeit hüchst bemerkens- 
werte Thatsache zu entnehmen, dais aulser der an den Vorsteher 
der Bürgerschaft gezahlten Summe -noch eine besondere Abgabe 
an die Hansgrafen gegeben werdmi molste. Eine ganz ähnliche 
Erscheinung fanden wir in Bremen bezeugt'**); es wird sicher wie 
dort so auch in Lille die an die Hansgrafen fallende Abgabe die 
Berechtigung zur Anteilnahme an den kommerziellen Rechten der 
Bürger verliehen haben. Ferner fiel auch in Bremmt die Ernen- 
nung des Hansgrafen, nachdem das Amt von dem Zusammenhänge 
mit der Kaufinannsgenossenschaft gelöst war, der regierenden Stadt- 
behörde zu. Es ist endlich auf&Uend, dala in beiden Städten vier 
Hansgrafen gleichzeitig fon^eren. Freilich darf nicht verkannt 
werden, dals sich in lille und Bremen die Funktionen und die 
Stellung dieser Beamten im einz^en sehr verschieden entwickelt 
haben; ferner gehört auch die Erwähnung von vier Hansgrafen 
in der Bremischen Verfassungsgeechichte einer weit späteren Zeit 

“°) Dab .compte de la Hanse' hier im Sinne von Hansgraf zu nehmen 
ist, darf in Hinsicht auf die in Note 148 citierte Stelle als unzweifelhaft 
betrachtet werden. Bemerkt sei noch, dals comptet im Sinne von Graf- 
schaft in einer bei La Garne de Sainte-Palaye, Dictionnaire historiqae 
de l'ancien Langage firan^is IV (Niort et Paris 1877) p. 149 Z. 45 angefUhrtao 
Stelle bezeugt ist. Sollte aber jemand ee verziehen an der oben im Texte 
angeführten Stelle ,comptes de la Hanse' als .Kosten der Hanse' aufznfassen, 
so würde doch die Analogie mit Bremen und Hameln — da auch in dieeen 
Städten neben der für Erwerb des politischen Bürgerrechts geforderten 
Summe noch eine besondere Abgabe für die Erlaubnis in der Stadt Handel 
zu teeiben bezahlt wurde, — darauf schlieben lassen, dafs in Lille auch 
die Hansgrafen ursprünglich dieselbe Stellung wie in jenen Städten gehabt 
haben. 

»“) S. oben S. 140. 

S. Buch III, bee. Note 45. 

16 * 
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als in deijenigen Ton Lille an. So viel aber dürfte doch der von 
yan der Haer gegebenen Nachricht in Verbindung mit der Ana- 
logie der Bremischen Verhältnisse entnommen werden, dals auch 
in lille die Hansgrafen ursprünglich die Vorsteher einer Kauf- 
mannsgenossenschaft waren, imd dafs auch hier die Verwandlung 
des Hansgrafen in einen städtischen Beamten ein Zeichen dafür 
ist, dafs die Obrigkeit der Stadt frühere Funktionen der Hanse an 
sich gezogen hat. 

Es tritt also das Hansgrafenamt in Flandern in doppelter 
Gestalt auf. Erstens wird in den Statuten der von Brügge und 
den mit diesem Orte rerbOndeten Städten gebildeten Hanse ein 
Hansgraf erwähnt; derselbe hat die Leitung der Genossenschafts- 
gerichte, welche die flandrischen Eaufleute in Großbritannien ins 
Leben riefen, und zusammen mit einem anderen Beamten der Hanse, 
dem Schildträger, die Verwaltung der Genossenschaftskasse. Dafs 
er auch noch andere Be&gnisse übte, ist wahrscheinlich, wenn 
auch aus dem erhaltenen Quellenmaterial nicht mit Sicherheit zu 
erweisen. Nach den Statuten der Hanse, welche wahrscheinlich 
zwischen 1180 und 1187, jedenfalls aber in der zweiten Hälfte 
des zwölften Jahrhunderts entstanden sind, wurde der Hansgraf 
Yon den bei Gelegenheit der Abhaltung der Hansegerichte an- 
wesenden Genossenschaftsmitgliedern aus Brügge gewählt. Manche 
Thatsachen sprechen dafür, daß dieser Hansgraf früher von den 
flandrischen Grafen, denen aß Landesherren auch gewisse Rechte 
gegenüber dieser Hanse zustanden, e rnann t, wurde. 

Ganz unabhängig von dieser Beamtung hat sich in Lille, das 
allerdings auch aß Mitglied der flandrischen Hanse genannt wird, ein 
Hansgrafenamt anderer Art entwickelt. Von der Mitte des dreizehnten 
Jahrhunderts bß 1466 sind dort vier Hansgrafen aß Schatzmeßter 
der Stadt bezeugt; dieselben werden von den Schöffen ernannt. 
Es fehlt aber nicht an Anzeichen, daß sich auch in Lille unsere 
Institution aus dem Vorstande einer EauftnannsgUde entwickelt 
hat, indem die regierende Stadtbehörde unter anderen Funktionen 
derselben auch die Ernennung des Hansgrafen an sich zog. Nament- 
lich erinnert an diesen Ursprung des Amtes der Umstand, daß 
die Hansgrafen in Lille noch viel später den mit der Aufnahme 
in die Bürgerschaft verbundenen Bürgereid abnahmen und zugleich 
eine Abgabe fiir die Erßubnß in der Stadt Handel zu treiben 
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empfingen, während die übrigen aus dem Bürgerrecht erwachsenden 
Beihgnisse durch eine Zahlimg an den Vorsteher der Bürgerschaft 
erworben wurden. 


Kapitel 2. 

Das Hansgrafenamt in Brüssel nnd Middelburg. 

AuTserhalb Flanderns sind in den Niederlanden, weim wir 
diese Bezeichnung im Sinne des 1830 geschaffenen, mit dem ehe- 
maligen burgundischen Reichskreise znm grolsen Teile identischen, 
Königreiches gebrauchen, noch an zwei Orten Hansgrafen bezeugt, 
zn Brüssel in Brabant und zu Middelburg in Zeeland.^) Freilich 
wird an beiden Orten das Hansgrafenamt in der gedruckten Über- 
liefenmg, mindestens soweit sie mir zugänglich ist, nur in je einer 
Urkunde erwähnt; daher können dort auch nur wenige Thatsachen 
in Bezug auf Wesen und Entwickelung jener Institution mit Sicher- 
heit festgestellt werden. Indes bleibt die Hoffnung, dals, nachdem 
einmal auf das Bestehen des Hansgrafenamtes in jenen Gegenden 
aufmerksam gemacht ist, nicht nur die Geschichte unseres Amtes 
in Brüssel und Middelburg auf Grund neu gefundener Urkunden 
besser aufgehellt, sondern die Existenz desselben auch noch fflr 
andere niederländische Orte erwiesen wird. 

Was Brüssel*) anbetrifft, so wird dort der Hansgraf nur in 
einem Statute der Güde aus dem Jahre 1365 erwähnt. In dem 

I) Dals ich die wenigen Nachrichten, welche aus Brüssel and Middel- 
bnrg über den Hansgrafen yorliegen, gewisseimalsen als Anhang zn dem 
gebe, was sich über das flandrische Hansgrafenamt ermitteln liefs, glaube 
ich dnrch den Hinweis auf die allgemeine Übereinstimmung der Institute 
des städtischen Verfassungs Wesens in Brabant und Zeeland mit dem flandrischen 
kaum noch rechtfertigen zu müssen. Vgl. in dieser Beziehung Hegel H 
S. 200, 239, 314. Dazu kommt noch, dals auch die Genossenschaften, in 
Verbindung mit denen der Hansgraf in Brüssel und Middelburg erwähnt 
wird, in ihrer Zusammensetzung der Hanse von Brügge und der mit ihm 
yerbundenen Städte auiserordentlich ähnlich sind. 

*) Über Verfassung und Gildewesen Brüssels vgl. Ernst, Hist. abr^4e 
du tiers-4tat de Brabant (Mastrich 1788) I p. 29 — 32, Henne et Wauters, 
Hist, de la yille de Bruxelles (Bruz. 1845), Hegel H 201, 202, 207 — 210. In 
diesen Werken wird aber das Brüsseler Hansgrafenamt nicht erwähnt. 
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in Betracht kommenden Ariäkel dieser Verordnung wird die Be- 
stimmung getroffen, dab nur Tücher von bestimmter Breite ver- 
kauft werden sollen, und dann hinzugeiügt: Ende dat mach de gulde 
besneken en de hausgreve alse dicke als men wilt.^) 

Der Brüsseler Blansgraf hatte also darauf zu sehen, dafs die 
daselbst zu Verkauf gestellten Tuche den gesetzlichen Vorschriften 
entsprachen. Die an dieser Stelle erwähnte Qilde und von ihr 
in Gemeinschaft mit den Stadtbehörden erlassene Bestimmungen 
über Anfertigung und Färben von Tüchern sind auch sonst öfters 
bezeugt. Nur ist es recht auffällig, dafs mit Ausnahme der citierten 
Rechtsquelle von 1365 alle (früheren und sj^teren) ürkimden als 
Beamte der Gilde immer nur die zwei Dekane und die sogenannten 
Achtmänner erwähnen.^) Dies ist z. B. in einer Urkunde von 
1281®) der Pall, welche auch Nadirichten über die Zusammen- 
setzung der in den Statuten von 1365 zugleich mit dem Hans- 
grafen genannten Gilde enthält. Aus dieser Urkimde, einer ge- 
memschmftlichen Verordnung der Stadt- und der GUdebehörden, 
geht nämlich hervor, da& 1281 den Tuchwalkern das Bilden einer 
selbständigen Genossenschaft verboten war, dals sie aber mit den 

3) Die Stelle ist von Stsllaert, Glossarium van verouderde rechts- 
termen (Leiden 1889 ff) p. 554 s. v. hansgreve überliefert. Vor den im Text 
angeführten Worten wird nach Stallaert a. a. 0. im Eeurboek (Statntenbuch) 
der Lakengilde, wie die besonders aber nicht aosschlielslich aus Tuch- 
h&ndlem bestehende (s. unten) Gilde in Brüssel auch genannt wird, folgendes 
gesagt: Dat men geen cort laken sniden en sal dat men stucwijs vercopen 
wilt, omdat ei maecten van enen corten lakene XltU eilen vor I halflaken 
en XIII eilen vor een derdendeele, en namen den coman de breidde; op 1 
boete van V s. groten. 

*) Vgl z. B. die Ordnung für die Walker in Wauters, Origine des 
libertds communales Preuves p. 268 ff a. 1281 Juni (vgl. Henne a. a. 0. I 
p. 50 u. 68 und Hegel II S. 208): Dat bj cont . . . dat di scepenen, di 
guldekene, di achte van der gülden ende gemeinlike di raet van der 

stat van Bruessel, om gemeinen orboer der vorgenoemder stat 

hebben gemaict ende geordineert . . . S. ferner Urk. von 1289 bei Willems, 
Cbronique en vers da Jean van Heelu (Bruz. 1836) Cod. dipl. Nr. 139 p. 501 
(vgl. Henne p. 74, Hegel II S. 208), Urk. von 1306 Willems, Les gestea 
des ducs de Brabant par Jean de Klerk (Bruz. 1839) Nr. 112, 113 p. 723 — 26 
(vgl. Henne, p. 85, Hegel S. 209), Urk. von 1368 und 1377 (vgl. Henne 
p. 160, 161) sowie Coatumes de la ville de Bruzelles (BmzeUes 1869) Titel I 
§ 7 (p. 4 et 5). 

^) 8. die in der vorigen Note zuerst erwähnte Urkunde. 
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Gesellen (Knappen) der Gilde Zusammenkünfte halten und eine 
gemeinsame Kasse begründen durften.*) Damals gehörten also diese 
Handwerker zur Gilde. Ferner ist diesem Dokumente such zu 
entnehmen, dals Gilde und Stadtmagistrat gemeinsam für die Walker 
Ordnungen erlielsen, und dals die Buisen, wdche infolge von bei 
Ausübung des Walkergeweii)e8 begangenen Delikten verhängt 
wurden, soweit man sie nicht an den Denunzianten gab, der 
Gilde zufielen. ^) Später fand ganz den bekannten AusfÜhmngen 
Kitzsch's*) entsprechend auch in Brüssel eine plutokratische Ab- 
schliersung der Gilde statt, welche, als die regierenden Stadtge- 
schlechter einen Aufstand der Handwerker mit herzoglicher Hilfe 
niedergeschlagen hatten, im Jahre 1306 auch rechtlich fixiert wurde.*) 
Ganz den Statuten der flandrischen Hanse entsprechend^*) wurde 
verordnet, dals, wenn ein Handwerker Mitglied der Gilde werden 
wollte, er sein Handwerk abschwören mulste; ferner mulste er auch 
ein höheres Eintrittsgeld als andere Personen zahlen.*^) Die Gilde 
behielt aber die Au&icht über die Tuchfabrikation ^*) und weit- 

*) ibid. (Wauten p. 270): Voert soe en sal d'ambacbt van den voldsts, 
di meisters noch di knapen, engene sameninge noch gaderinge doen te 
gader, sonder der gnlden knape, noch egeen gelt int' ambacht heffen sonder 
der gnlden knape. 

^ ibid.: So wäre dat enich deire gebode brake of gebroken werde, 
diit voerebracht ende wysde bi soude hebben tderdendeel van der misdaed 
ende di gulde di tweedeel, 

**) Es dürfte um so mehr angebracht sein, auf die Bestätigung, welche 
die Theorie dieses Gelehrten gerade bei Betrachtung der Brüsseler VerhSlt- 
nisse findet, zu verweisen, als Hegel in seiner kurzen Übersicht über Ver- 
fassung und Gildewesen m Brüssel nur der Erwähnung der Urkunde von 
1281 bei Henne, nicht aber ihres Druckes bei Wauters gedenkt. 

*) Vgl. die in Note 4 citierten Urkunden von 1306. 

’*) WarnkOnig I Urk. S. 84 § 5: si doit fonijorer ä tous joors 
son mestier. 

Willems, Gestes des dncs de Brabant Cod. dipl. p. 725: wille 
enich man van ambachte in dese gulde gaen, hi mach er ingaen, overmids 
de boechste boete van den gulde, ende dan moetti versweren syn ambacht, 
op dat hi vsm scalken ambachte is. 

ibid. Dals die Aufsicht über die Tochfabrikation auch schon vor- 
her der Gilde zustand, geht, abgesehen von der citierten Verordnung von 1281, 
auch aus einem herzoglichen Schiedssprüche von 1226 Juni 17 hervor, welcher 
sich mit der Anfertigung von Tuchen beschäftigende Begumen in Hinsicht 
auf ihre Gewerbethätigkeit der Gilde unterstellt (Henne p. 79). 
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gehende gewerbliche Vorrechte.^®) Wichtig bt auch, dafs die Er- 
nennung der Gildebeamten damals vollständig in die Hände der 
regierenden Stadtbehörde gelegt wurde; die Schöffen sollten nämlich 
jährlich sieben den Geschlechtern angehörende Personen wählen, und 
diese das Amt der Alterleute an acht der GUde angehörende Per- 
sonen übertragen. Die beiden Gildedekane aber wurden ihrerseits 
von diesen acht Alterleuten gewählt.^^) 

Da auch die Schöffen und Ratsmitglieder ihre Nachfolger 
vorbehaltlich herzoglicher Bestätigung selbst ernannten^ ^), so war 
die Verwaltung der Stadt und der Gilde in die Hände weniger 
Personen gelegt. Ihren Kreis zu erweitern , beabsichtigte eine 
herzogliche Verordnung von 1333 (oder 1334) Februar 24.^*) Da- 
mals wurde nämlich bestimmt, dafs niemand zu den Ämtern der 
Schöffen, der Dekane, der Achtmänner oder des Dieners der GUde 
sowie des Dekans der Weber oder Walker ernannt werden sollte, 
der im Laufe der letzten sechs Jahre eines dieser Ämter bekleidet 
habe. Zu jener Zeit bestand also jedenfalls eine Innung der Walker, 
während diese Handwerker früher zur Gilde gehört hatten und ihnen 
die Begründung einer selbständigen Genossenschaft verboten war.*^) 

In der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts ist ein vorüber- 
gehender VerfaU der Brüsseler Tuchindustrie zu konstatieren; der- 

>3) Willems ibid. Zeile 9iF; dat niemeu, der in deae gnlden niet en 
is, maken en aal noch maken en mach noch doen maken laken, scarlaken 

lingde, noch verwen Vgl. auch Zeile 19 fif und Hegel II S. 209. 

ibid. 

IS) Davon ist allerdings in dieser Urkunde nicht die Rede; aber im 
Jahre 12SS hatte der Herzog von Brabant in einem der Stadt gegebenen 
Privileg bestimmt, dals die 7 Schöffen und 13 Katsm&nner von Brüssel jähr- 
lich ihre Nachfolger wählen und dem Herzoge präsentieren sollten; für die- 
jenigen, die von ihm verworfen würden, sollten sie andere vorschlagen, bis 
die volle Zahl der Mitglieder dieser Kollegien erreicht sei, a. II Lustre y la 
Gloria del ducado de Brabante (s. 1. et d., wahrsch. Brüssel 1699 gedruckt) 
p. 48, 44, und Miraeus et Foppens Diplom. Belgicorum nova collectio t. III 
(BruxeUis 1734) p. 96. Diese Wahlordnung erhielt sich aber zum Jahre 1477, 
vgl. ibid. p. 44, Henne I p. 280 , 281. Vgl. auch Warnkönig, Von der 
Wichtigkeit der Kunde des Rechts in den belgischen Provinzen (Freiburg 
1837) S. 86, Henne I p. 59, Hegel II 207. 

IS) Diese noch ungedruckte Urkunde ist nach dem Regest von Wauters, 
Inventaire des archives anciennes de la ville de Bruxelles (Brux. 1888) t. I 
p. 74 benutzt. 

*’) Vgl. oben Note 6. 
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selbe Teranlafste mehrere herzogliche und städtische Verordnungen, 
welche dies Gewerbe durch schärfere Kontrolle der Fabrikation, 
durch Ausschlufs schlechter Ware Tom Verkauf und durch Ein- 
führung besonderer Sachverständigen (warderders) für Weberei 
wieder zu heben suchten. Zu jener Zeit, nämlich im Jahre 
1865, wird nun auch, wie oben^^*) ausgefhhrt, in Brüssel ein Hans- 
graf als Beamter erwähnt, welcher in Verbindung mit der GUde 
eine Kontrolle Ober zum Verkauf gestellte Tücher ausübt. Es ist 
demnach nicht unwahrscheinlich, dafs das Hansgrafenamt in Brüssel 
in der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts zu dem Zwecke ein- 
geführt wurde, auch eine den Kreisen der regierenden Stadtoli- 
garchie fremde Persönlichkeit zur Kontrolle des Tuchverkaufs zu 
verwenden; ging doch die Ernennung der übrigen Gildebeamten, 
wenn auch nur mittelbar, auf die sich durch Kooptation ergänzen- 
den Schöffen zurück. Es läfst sich also annehmen, dafs der Hans- 
graf auch in Brüssel vom Stadtherren ernannt wurde. Freilich 
könnte erst die Publikation eines umfangreicheren Quellenmaterials 
über Stellung und Zeit der Begründung des Brüsseler Hansgrafen- 
amtes volle Klarheit schaffen. Dagegen kann als gewifs betrachtet 
werden, dafs das Hansgrafenamt in Brüssel nicht lange bestanden 
hat. In den Gildeordnungen von 1368 August 14 und 1374^®), 
sowie namentlich in den seit dem sechzehnten Jahrhundert auf- 
gezeichneten Coutumes der Stadt Brüssel®®) wird trotz ihrer aus- 
führlichen Bestimmungen über Organisation und Befugnisse der 
Gilde das Hansgrafenamt nirgends erwähnt. 

Auch über das Hansgrafenamt in Middelburg besitzt man nur 
sehr dürftige Nachrichten.®^) Dasselbe wird nämlich nur in einer 


’®) Vgl. Honne p. 160, 161, dessen Angaben freilich nicht quellen- 
m&fsig zn kontrollieren sind, da der TeU der ürkundensammlung in Ä-Thjmo 
Historia Brabantiae diplomat., dem er seine Angaben entnimmt, nicht ge- 
druckt ist (s. Wauters in dem oben citierten Inventaire p. 2, 3). 

18*) S. 245, 246. 

’8) Es ist jedenfalls nicht anzunehmen, dtils dies Amt in dem Werke 
von Heime et Wauters p. 160, 161 nicht erwähnt wäre, wenn es sich den- 
noch in den daselbst besprochenen Oildeordnungen finden sollte. 

**) S. z. B. die Coutumes von 1570 Mai 20 Tit. I § 7 und tit. IV § 19 
(in der oben Note 4 citierten Ausgabe p. 4, 5, 8). 

Über Verfassungs- und Gildewesen dieser Stadt vgl. Hegel H 
245 — 247, 262, 263, sowie von Maurer 11 263, 264. Kegesten der meisten 
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1271 vom Grafen Florenz von Holland aoegestellten Beetätignng 
der Statuten der Brüderschaft der Kanflente zu Middelburg er- 
wähnt.^^) Danach beeafsen die Mitglieder dieser Genossenschaft 
das Monopol des Wein verkaufe und des Gewandschnittes in dem 
Kaufhause (der Halle) zu Middelburg.^^) Yon der Mi^liedschaft 
waren alle Angehörigen weniger geachteter Gewerbe ansgeschlossen; 
als solche werden viele Gruppen von Handwerkern, besonders die- 
jenigen, welche ihr Gewerbe mit eigener Hand betreiben, sowie 
Kleinhändler, speziell die, welche Felle, alte Kleider, Obst, Butter, 
Käse etc. verkaufen, in dieser Urkunde ausdrücklich aufgeführt. 
Die Wahl der Alterleute der Genossenschaft, die als ,4brmatores“ 
bezeichnet werden, stand der Stadtobrigkeit zu^^); diese Älter- 
leute haben das Recht, ihrerseits zum Nutzen der Genossenschaft 
Verordnungen zu erlassen. Doch behielt sich der Stadtherr das 
Recht vor, diese Verordnungen nach vorheriger Prüfung ändern 
zu dürfen.^’) Aufeer diesen Älterleuten wird nun noch der Hans- 


Middelburg betreffenden Urkunden findet man in de Stoppelaar, Inven- 
tari« van bed oud arcbief der stad Middelburg (Middelburg 1883). Nach 
diesem Forscher (p. VII) ist die Dürftigkeit der Quellen für die ältere Ver- 
fassungsgeschichte Middelburgs einer Feuersbrunst zuzuschreiben, welche im 
Jahre 1441 den ganzen westlichen Teil der Stadt, in welchem sich auch 
das Stadthaus befand, zerstörte. 

Diese Urkunde ist von Hoehlbaum, Hans. Urkb. I Nr. 694 S. 244, 
245 und danach auch von Grofs, The gild merchant I p. 295 ff. gedruckt; 
alle früheren Drucke, auch derjenige von van den Bergh, Oorkondenboek 
van Holland en Zeeland Bd. I Afd. 2 (Amsterdam 1870) Nr. 212, welchen 
Hegel benutzt hat, sind nach Hoehlbaum a. a. O. fehlerhaft. 

Hoehlbaum a. a. 0. p. 245: NnUi licet, nt vinum .... faciat 
venale, nisi fnerit confrater et hoc sub positione predicta (= tree libras 
emendabit) ; buins emende terciam partem confratemitati (dabit), aliam ter- 
ciam formatores, ultimam terciam accnsatores habebnnt. NuUi licet pannos, 
qui vulgo ghewand dicuntur, incidere venales in halla de Middelburg, nisi 
ibidem confratemitatem mercatorum habuerit; (qnod) qui infregerit, tree 
libras emendabit, que in antedictos usns similiter convertentur. 

»<) ibid. p. 244. 

*^) ibid. p. 245: volumns, quidquid formatores per scabinos et inratos 
electi et eligendi .... 

^*) Die Stelle fährt fort : statunnt vel duzerint statuendum, ratum erit .... 
hoc salvo, si per formatores .... ordinata existant seu in posterum . . . 
ordinentur, et ea nobis corrigenda videantur, . . . illa mutabimus et corri- 
gemus bono modo. 
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graf erwähnt. Er empfing von neu eintretenden Mitgliedern, deren 
Väter nicht schon in der Brüderschaft waren, zwei Denare^^); also 
dieselbe Somme, welche nach den l^einischen Statuten der flan- 
drischen Hanse von denjenigen, die Mitglieder dieser Genossen- 
schaft werden wollten, an den Hansgrafen gezahlt werden mofste.^^ 
Auch die Brüderschaft der Kaofleute zu Middelburg scheint dem 
Vorkommen eines Hansgrafen entsprechend den Namen Hanse ge- 
führt zu haben.**) Der Hansgraf selbst findet aber in der Ur- 
kunde auiser der Stelle, welche die genannte Snnune als seinen 
Anteil am Eintrittsgelde bezeugt, nur noch insofern Erwähnung, 
als er zusammen mit den Älterleuten die w^en Verletzung der 
genossenschaftlichen Statuten oder des genossenschaftlichen Handels- 
monopols Terfallenden Bnlsen einzuziehen hatte**); diese selbst aber 
wurden zwischen der Stadt, den Äiterleuten und den Anklägern 
geteilt.*^) Der Stadtherr aber erhielt nur dann einen Teil der 
Bulse, wenn die gmiannten Beamten der Hanse die Leistung nur 
durch Klage beim Stadtgericht hatten durchsetzen können. In 

*’’) ibid. p. 245: Qnicanqne patema snccessione über confratenütatem 
istam acqoirere Toluerit in boc oppido, sezaginta denarios osnalis et legalis 
monete in Middelburg dabit, comiti banse duos denarios. So dürfte nach 
dem Vorscblag von Hegel II S. 262 Note 6 zu interpungieren sein, da die 
Stelle sonst nicht rerst&ndlicb ist. 

Vgl. ün vorigen Kapitel S. 219 Note 56. 

2*) So von Maurer 11 263. Hegel 11 262, 263 meint dagegen, dafs 
es in Middelburg noch ein besonderes .Hanserecbt* neben der Kaufmanns- 
genossenscbaft gegeben babe, welches in der Berechtigung zum auswärtigen 
Handel bestand. Die Stelle lautet: Quicumque duas uncias Hollandie vel 
amplius valens de foro ad fomm attulit ex parte orientali de Mase vel ex 
parte Occidental! de Zwene oomitate Flandrie excepta debet hansare. Darauf 
folgt die Note 27 citierte Stelle. Hiervon abgesehen, spricht gegen Hegel's 
Auffassung, dals in der Urkunde denjenigen mercator, qoi vulgo mercenarins 
(vgl. &Z. mercier, Krämer) dicitur, der Eintritt in die fnternitas ausdrück- 
lich verboten wird; also bestand sie doch nur aus Orofsbändlem. Endlich 
kommt dazu noch die Analogie mit der Hanse von Brügge und den damit 
verbundenen Städten; wir haben ja gesehen, dafs in Ardenburg der Erwerb 
der hansa Londoniensis Bedii^ping des Rechts znm Weinaussohank und Ge- 
wandschnitt war (a voriges Kapitel Note 48), dafs also nicht etwa die Hanse 
von denen, die schon im Besitz jener Rechte waren, noch besonders erworben 
werden mnliste. 

30) s. unten Note 32. 

31) S. oben Note 23. 
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diesem Falle wurde die Bulse auf das Doppelte erhöht; von diesem 
Gelde sollten aber nach Ausscheidung der an die Älterleute der 
Genossenschaft fallenden Snmme zwei Drittel an die Stadt, ein 
Drittel an den Landesherm kommen.^^) Auffallend ist, dais ein 
Anteil des Hansgrafen an den Bufsen auf diese Weise in der Ur- 
kunde nirgends ausdrücklich erwähnt wird. Lälst sich annehmen, 
dals der Hansgraf auch in Middelburg in erster Linie Vertreter 
des Stadtherren war, so ist auch zu yermuten, dals er die diesem 
zufallende Bulsenquote — abgesehen von demjenigen, was ihm etwa 
als Ankl^er gebührte — ganz oder teilweise erhielt Dafür, dals 
man in dem Hansgrafen zu Middelburg einen vom Stadtherren zur 
Aufsicht über die Kauänannsgenossenschaft eingesetzten Beamten 
zu sehen hat, der in erster Linie die gräflichen, nicht die kauf- 
männischen Interessen zu vertreten hatte, spricht aber auch, dals 
die der Kaufmannsgenossenschaft gewährte Autonomie in einem 
den Älterleuten, nicht dem Hansgrafen zustehenden Rechte, bin- 
dende Verordnungen zu erlassen, zum Ausdruck kam.^^) 

So sind die Nachrichten, welche aus Brüssel und Middelburg 
über das Hansgrafenamt überliefert sind, so dürftig, dals denselben 
mit Sicherheit nur zu entnehmen ist, dals das Hansgrafenamt auch 
an jenen Orten mit einer Kaufmannsgenossenschaft in Verbindung 
stand. Aulserdem sahen wir, dals der Hansgraf in Brüssel die 
Kontrolle über die in der dortigen Tuchhalle zu Verkauf gestellten 

SS) De omni autem emenda, quae in confratemitate acciderit et que 
per formatores sive per comitem hanse ad satisfactionem in dicta frater- 
nitate non poterit coherceri, debet ad pretorium de Middelburg requiri et 
dnpliciter emendari; qnidqoid tune de emenda ad confratemitatem (preci- 
pienda) super extra manet, noe duae partes et oppidum terciam partem 
Ulius emende optinebit. Da hier von Bufsen in con&atemitate die Rede 
ist, so werden infolge von Verletzungen der für die Genossenschaft gegebenen 
Anordnungen der Älterleute verhängte Bufsen gemeint sein; dagegen handelt 
es sich in der Note 23 erwähnten Stelle um Verletzung der Rechte der Ge- 
nossenschaftsmitglieder seitens Fremder. In diesem Falle war das Stadt- 
gericht erste, in jenem Falle Appellationsinstanz, da gegen Genossenschafts- 
mitglieder nach der angeführten Stelle zuerst im Genossenschaftsgericht 
(wohl aus Hansgrafen und Älterleuten bestehend) vorgegangen wurde. Auf 
dies Genossenschaftsgericht bezog sich wohl auch die in unserer Urkunde 
enthaltene Vorschrift, dafs zum Nachweise von Warenfälschung das Zeugnis 
von drei Eanfleuten ausreichen sollte (S. 245 Z. 14 — 16). 

*8) S. oben Note 25, 26. 
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Tnche Qbte; in Middelbni^ aber hatte er die BuDsen einzntreiben, 
welche wegen Verletzung des der Kaufmannsgenossenschaft zu- 
stehenden Handelsmonopols oder der von ihr erlassenen Statuten 
zu zahlen waren. Jedenfalls wird aber jener Beamte in beiden 
Städten noch andere Funktionen auiser den uns ausdrücklich über- 
lieferten geübt haben. Endlich ist es infolge verschiedener That- 
sachen in hohem Grade wahrscheinlich, dals der Hansgraf sowohl 
in Brüssel als in Middelburg als Beamter der Stadtherren, nicht 
der Kaufmannsgenossenschaft angesehen werden muls. 
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Buch Vin. 

Allgemeine das Hausgrafenamt betreffende 

Probleme. 


Durch die bisherigen Untersuchungen ist die Existenz des 
Hansgrafenamtes für Regensburg, Wien, Graz, Auspitz, Dort- 
mund, Borken, Attendorn, Hameln, Kassel, Hofgeismar, Brügge, 
Lille, Brüssel und Middelburg erwiesen worden. In der Bremischen 
Lokalforschung findet sich .einmal die Behauptung, dals dies Amt 
auch in Bern bestanden habe^); abgesehen davon, dals sich in 
Quellen und Litteratur der Berner Yerfassnngsgeschichte nirgends 
auch nur Anzeichen der Existenz eines Hansgrafenamtes finden, 
spricht aber auch eine Prüfung der jener Behauptung beigeftigten 
Belegstelle dafür, dals die Erwähnung von Bern in diesem Zu- 
sammenhänge einfach auf einen Druckfehler zurückzuführen ist.^ 

Ebenso kann auch der Ansicht Klöden’s^) nicht zugestimmt 
werden, dals die in lateinischen Urkunden vorkommende Bezeich- 
nung mercatorum (oder negotiatorum) praepositus oder capitaneus 
stets einfach als Übersetzung des deutschen „Hansgraf“, des 
italienischen „Konsul“ in der Bedeutung Vorsteher einer Kauf- 
mannsgenossenschaft au&ufassen sei, indem alle so bezeichneten 
Personen dasselbe Amt bekleidet hätten.^) Zwischen dem Amte 

1) S. F. A. Meyer in dem Buch m Note 6 dtierten Anfsatze S. 203. 

*) Meyer beruft sich nämlich für diese Behauptung auf Lappenberg 
bei Sartorius, Urspr. S. XVI und XX, wo die Existenz eines Hansgrafenamtes 
aufser für Bremen und Regensburg, deren auch Meyer a. a. O. gedenkt, 
auch fOr das von ihm nicht erw&hnte Wien erwiesen wird. Dies ist offen- 
bar bei Meyer an Stelle von Bern zu setzen. 

^ Stellung des Eanünanns im Ma. (Berlin 1841) S. 27. 

*) A. a. 0. wird aufserdem der Hansgraf auch mit dem „Olderman“ 
der Kaufleute identifiziert. Diese Behauptung ist deshalb sicher unrichtig. 
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der Hansgrafen in Deutschland und dem der consules mercatorum 
oder negotiatorum in Italien^) bestehen nämlich sehr bedeutende 
Unterschiede. Denn das Konsulat der Kaufleute ist in Italien erst 
entstanden, als die kommunale Freiheit bereits ausgebildet war, 
indem die Verfassung der Kaufmannsinnung dort der Stadtrer- 
fassung nacbgebildet wurde*); die Konsuln der Kanfleute sind 
auch überall, wenn auch in den verschiedenen Orten in verschie- 
denem Grade, von den städtischen Behörden^), nie aber von den 
Fürsten abhängig.*) So kann bezüglich der consules mercatorum 
und der Hansgrafen höchstens allenfalls von einer universalrecht- 
lichen Analogie, keinesfalls aber von einem Zusammenhänge oder 
von Identität gesprochen werden. 

Dagegen kann mit dem Ausdrucke praepositus mercatorum 
oder einem verwandten wohl hie und da ein Hansgraf gemeint 
sein, wie wir ja auch den Inhaber des Hansgrafenamtes zu Wien 
einmal als „rector mercatorum de Vienna et de Austria“ bezeichnet 
fanden.*) So dürfte es nicht überflüssig erscheinen, die Frage zu 
erörtern, ob nicht an anderen als den oben behandelten Orten 
Spuren der Existenz des Amtes mittelst der genannten lateinischen 
Ausdrücke überliefert sind. An diese Frage schlieist sich die 
andere, ob etwa Beamte nacbzuweisen sind, welche zwar nicht als 

weil, wie wir geiehen haben, an vielen Orten, t. B. in Bremen nnd Middel- 
burg, Olderleute der Kaufmannschaft neben dem Hansgrafen und mit von 
den seinen durchaus abweichenden Funktionen nachweisbar sind. 

S) Vgl. Aber dieses Adolf Schaube, Das Konsulat des Meeres in 
Pisa (Leipzig 1888) S. 282 — 284 und Goldschmidt, Handelsrecht S. 163 
bis 165. 

*) Qoldschmidt a. a. 0. S. 163. 

T) Goldschmidt S. 165, Schaube S. 283, 284. 

*) Die AbhSngigkeit von forstlichen Landesherren ist nftmlich nach 
den bisherigen Untersuchungen für den B^riff des Hansgrafenamtes wesent- 
lich, wie unten noch genauer ansgefOhrt werdmi wird. Noch weniger als 
diese Kanfinannskonsulate kOnnen die sogenannten „Konsulate des Meeres“ 
mit dem deutschen Hansgrafenamte identifiziert werden. Es sind in der 
zweiten HBlfte des Mittelalters in zahlreichen grOfseren Handelsplätzen des 
westlichen Mittelmeeres auftretende Behörden, und zwar teils die Vorsteher 
des genossenschaftlichen Verbandes der Interessenten des Seeverkehrs, teils 
blofse Gerichts- nnd Zollbehörden. Vgl. das angeführte Werk von Schaube, 
bee. S. 285— 291, Goldschmidt S. 177—179 und Jastrow, Mitt. aus der 
hist. Litteratur XVH (Berlin 1889) S. 351—358. 

») S. Buch II Kap. 1 Note 3. 
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Hansgrafen bezeichnet wurden, sich aber in der gleichen Stellung 
befanden und die gleichen Funktionen übten. Es ist ja in der 
deutschen Rechtsgeachichte gar nicht selten, dals in verschiedenen 
Gegenden unter ganz abweichenden Bezeichnungen überlieferte 
Institute sich bei genauerer Betrachtung als sehr ähnlich oder 
geradezu identisch erweisen. 

Ehe wir aber nach derartigen dem Hansgrafenamte an Orten, 
in welchen es nicht ausdrücklich bezeugt ist, entsprechenden Ein- 
richtungen Umschau halten, wird es nötig sein, vorher die wich- 
tige Aufgabe der Definition des Hansgrafenamtes zu erledigen. 
Zn diesem Zwecke müssen aber diejenigen Eigenschaften bestiinmt 
werden, welche dem Hansgrafenamte überall zukommen, oder welche, 
da aus einzelnen Orten ja nur aufserordentlich lückenhafte Nach- 
richten Vorlagen, wenigstens in mehreren Städten bezeugt sind, 
ohne zu den für die Hansgrafenämter anderer Orte überlieferten 
Thatsachen in Widerspruch zu stehen. Freilich würde infolge der 
eigentümlichen Entwickelung, welche das Hansgrafenamt namentlich 
in Regensburg, Wien und Bremen durchgemacht hat, jede juristische 
Definition des Hansgrafenamtes unmöglich sein, wenn man nicht 
absichtlich von allen nachweisbar auf späterer Modifikation des 
Charakters der Beamtung beruhenden Eigenschaften einzelner Hans- 
grafenämter absieht. Daher müssen auch die einer spät zur Ent- 
wickelung gekommenen Form des Wiener Hansgrafenamtes nach- 
gebildeten Hansgrafenämter von Oberösterreich, Steiermark, Kärnten, 
Krain und Mähren bei der Definition völlig aufser Betracht bleiben. 

Nach den in den früheren Büchern gegebenen Spezialunter- 
suchungen kann es für Regensburg, Wien, Bremen, Attendorn, 
Hameln, Kassel, Hofgeismar, Brügge, Lille, Brüssel und Middel- 
burg als sicher gelten, dafs der Hansgraf an der Spitze einer 
Kaufmannsgenossenschaft stand ; dieselbe Thatsache mufs auch für 
Borken , Dortmund und Lille als sehr wahrscheinlich erachtet 
werden. So werden wir denn zweifellos in dem Hansgrafen den 
Vorsteher einer Kaufinannsgenossenschaft zu sehen haben. Sicher 
überliefert ist auch, dais in Wien der Hansgraf vom Stadtherren 
ernannt wurde. Ferner läJst sich mit an Gewilsheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit behaupten, dafs dasselbe in Brüssel und Middel- 
burg und wenigstens ursprünglich in Bremen, Regensburg, Dort- 
mund und Borken der Fall war; endlich ist auch in Kassel, Hof- 
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geism&r, Hameln und Lille Ernennung oder wenigstens Bestätigung 
des Hansgrafen seitens des Landesherren ilir die älteste Zeit des 
Bestehens der Beamtung wenigstens wahrscheinlicher als das 
Oegenteil. Nur fttr Attendorn liegen in dieser Beziehung gar 
keine Nachrichten vor, da das dortige Hansgrafenamt Oberhaupt 
erst in sehr später Zeit erwähnt wird. 

Der Hansgraf war also der von dem LandesfOrsten 
ernannte Vorsteher einer Eanfmannsgenossenschaft 

Dieser Thatsache entspricht es, dals er, was für Wien schon 
nach der lokalen Überlieferung als gewiis, fOr Bremen, Dortmund, 
Borken, Brüssel und Middelburg als sehr wahrscheinlich bezeichnet 
werden kann, sowohl die Interessen des Fürsten als die der Eanf- 
mannsgenossenscbafl zu wahren hatte. In ersterer Beziehung kommt 
in Betracht, dals er die für Aufiiahme in die Genossenschaft er> 
hobenen, zum Teil an den Fürsten fisllenden, Gebühren einzog; in 
letzterer, dals er, was freilich ausdrücklich nur für Eegensburg 
und Wien überliefert ist, im Namen der Genossenschaft mit fremden 
Obrigkeiten yerhandelte und, worüber allerdings nur aus Regens- 
bui^ und Bremen Nachrichten rorliegen, für die Benutzbarkeit 
der Land- und Wasserstraisen sorgte. In der Regel wird ihm 
auch eine gewisse schiedsrichterliche Thätigkeit bei Streitig- 
keiten zwischen Mitgliedern der Hanse und eine Stra%erichtsbar- 
keit Ober diese Personen bei Verletzung der Vereinsstatuten zu- 
gestanden haben, wie es für Regensburg, Wien, Hameln, Hof- 
geismar und Brügge ausdrücklich überliefert ist. Ans dieser auf 
die Genossen beschränkten Gerichtsbarkeit hat sich in Regensburg 
eine allgemeine Jurisdiktion in Handelssachen, in Wien eine solche 
auf Ochsen- und Pferdemärkten entwickelt. An mehreren Orten 
stand den Hansgrafen — sei es in der Heimat, sei es auf den von 
der Hanse besuchten auswärtigen Märkten — auch die Aufsicht 
über zum Verkaufe gestellte Waren und das Recht zu, Unbefugte 
vom Handelsbetriebe auszuschlielsen.^**) Da diese Befugnisse aber 
nicht aUen Hansgrafen zukamen, so muls die Definition von ihnen 
ebenso wie von einer genaueren Bestimmung der Eaufinmms- 

^ Vgl. die Untersuchungen Aber das Hansgrafenamt in Westfalen, 
speziell Ober Warenschau auch diejenigen Aber Wien und Brfissel und Aber 
den Ausscblufs Unberechtigter vom Handelsbetriebe diejenigen Aber das 
Hansgrafenamt su Hofgeismar und in Flandern. 

Koshne, Das Bansgrsfenamt, 17 
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genossenachaften, an deren Spitze jene Beamten standen, absehen. 
Denn in Regensburg, Kassel, Brügge und Middelburg liefs sich 
quellenmälsig nachweisen, dais die Hanse, deren Vorgesetzte die 
Ebnsgrafen waren, ans OroCskaufleuten bestand, während in Wien, 
Attendorn und Hofgeismar gewils, in Dortmund höchst wahr- 
scheinlich auch die Krämer dazu gehörten. Dagegen lälst sich 
mit Sicherheit behaupten, dafs die vollberechtigten Mitglieder dieser 
Genossenschaft fast immer dem Handelsstande einer einzelnen 
Stadt angehörten. Nur in einem einzigen Falle stand ein Hans- 
graf an der Spitze einer aus Kaufleuten mehrerer Städte gebildeten 
Genossenschaft, bei der flandrischen Hanse. Allein gerade aus der 
für jene Vereinigung nachweisbaren Bezeichnung „Hanse von 
Brügge und der damit verbundenen Städte'^ sowie aus den den 
Brüggem innerhalb der Genossenschaft zustehenden Vorrechten 
konnte geschlossen werden, dals das Amt auch hier mit dem Handels- 
stande einer einzelnen Stadt wenigstens in engerer Verbindung 
stand, als mit demjenigen der übrigen Orte.^***) Da nun stets 
entweder alle Kaufleute oder wenigstens alle Grofshändler des 
betreffenden Platzes der Genossenschaft angehörten, so vertrat der 
Hansgraf in gewisser Weise regelmäfsig auch die merkantilen 
Interessen einer bestimmten Stadt, wenn auch die an einigen Orten 
nachweisbare Abhängigkeit von munizipalen Behörden erst auf 
späterer Entwickelung beruht. 

Die so durch historische Spezialuntersuchungen festgestellte 
Thatsache, dals der Hansgraf ursprünglich ein von einem Fürsten 
eingesetzter oder wenigstens bestätigter Vorsteher einer Kaufmanns- 
genossenschaft war, wird durch dasjenige bekräftigt, was sich be- 
züglich der Stellung jenes Beamten aus seinem Namen ermitteln 
lälst. Das Wort „Hanse“ findet sich bekanntlich schon im Gotischen 
und Althochdeutschen und bezeichnet hier eine Schar oder Menge 
von Menschen. In diesem Sinne einer blols vorübergehend ver- 

10*) S. oben S. 227. 

H) In Ulfilas Bibelübersetzung (heiausgeg. von Moritz Heyne, Pader- 
born 1878) bezeichnet hansa stets eine Volksmenge; es dient zur Wiedergabe 
des griechiscben aneifa in Marcus XV 16, Job. XVIII 3 u. 12, zur Wieder- 
gabe von xX^og in Lucas VI 17. In der von einem Fuldischen MOnche 
in der ersten H&lfte des nennten Jahrhunderts verfofsten Übersetzung der 
Evangelienhsinnonie des Tatian dient hanse Math. XXVII 27 zur Wiedergabe 
des lateinischen cohors (s. Tatian, lat. u. deutsch herausgeg. von Sievers, 
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Bammelten Qeeellschaft lä&t sich Hanse in späterer Zeit, soviel 
ich sehe, nor in Kärnten nachweisen.^^ ln der Kegel hat sich 
der Ausdruck zum Begriffe Genossenschaft verengert, imd zwar 
wurde damit gewöhnlich eine Genossenschaft von Kaufleuten be- 
zeichnet. Als solche konnte Hanse aber sowohl den Verband der 
an ihrem Heimatsorte Handel treibenden, wie auch denjenigen der 
sich auiserhalb desselben znsammenfindenden und genossenschaftlich 
auftretenden Kaufleute einer oder verschiedener Städte bedeuten.^^) 

Paderborn 1872, S. 820). Im Beowulf findet sich Vers 924 mägda böse 
(= Schar der Jnngfranen), s. Orein, Bibliothek der Ängeleftcbsischen Poesie 
(GSttingen 1857) Bd. I S. 280, vgl. ibid. Bd. IV S. 99. Zur Bedeutung von 
Hanse in ältester Zeit vgl. Grimm D. W. B. IV 2 S 462, Sartorins-Lappen- 
berg S. 75 mit Note 3, von Maurer II S. 254 Note 1, die auch nur die 
soeben angeführten Belegstellen kennen. 

S. Lexer, Kärntisches Wörterbuch (Leipzig 1862) S. 183; hanse 
noch jetzt neben dem männlichen hans „geplander, Unterhaltung'*. Dort 
ist auch das offenbar von „Hanse“ in diesem Sinne stammende „bansen“ in 
der Bedeutung ,Jemanden in eine Trinkgesellschaft einführen“ in Gebrauch. 
In demselben Sinne wird „bansen“ nach Lexer auch im Lesachthale in 
Tirol gebraucht , s. desselben „Mundartliches aus dem Lesachthale“ in 
F rommann. Die deutschen Mundarten, Vierteljahrsschr. II (1855) 516; vgl. 
auch Schöpf und Hofer, Tirolisches Idiotikon (Innsbr. 1866) S. 242. 

13) Znr Verbreitung des Wortes in Bedeutung Eaufmannsgenossen- 
schaft sei aufser den in den früheren Büchern erwähnten Beispielen besonders 
noch auf die ca. 1201 erwähnte Hanse in Dordrecbt (HOhlbanm, Hans. Urk. I 
Nr. 57 S. 31), die 1330 Dezbr. 21 bezeugte Hanse zu Anklam in Pommern 
(Gengier, Cod. iur. mun. I p. 964), die Hansen der Deutschen in London 
(s. Koppmann in Hanserecesse I S. XXVI — XXVHI und jetzt besonders 
E. K unze in Hans. Gescbicbtsbl. 1889 S. 130 ff.), die Hambnrgischen Hansen 
zu Amsterdam 1358 (Sartorius-Lappenberg, ürspr. H S. 458 Nr. 187), zu 
SUveren 1365 (ibid. S. 572 Nr. 220) und zu Sluys 1402 (ibid. I S. 268 Note 2) 
hin gewiesen. Vgl. auch das henze holden der Hamburger in England und 
anderen Orten Sartorius-Lapppenberg II S. 465 Nr. 193 und Hansisches 
Urkb. III S. 180 Note 1. Auch die sich bis zum achtzehnten Jahrhundert 
in St. Goar erhaltenden Ceremonien, welche mit Reisenden, die zum ersten 
Male diesen Ort berührten, vorgenommen wurden, gehen auf eine Eauf- 
mannshanse zurück. Es kann dies ans einem ältere Satzungen bestätigenden 
Privileg des Landgrafen Georg H. von Hessen geschlossen werden, wodurch 
.jedem Kaufmann, der die Märkte zu St. Goar besucht, verboten wird, seine 
Waren feilzubieten, er habe sich denn vorher verhansen lassen“. S. Wenck, 
Hess. Landesgesch. I (Darmstadt 1783) S. 115 Note s, und jetzt besonders 
Hohlbaum in Mitt. aus dem Stadtarchiv von Köln Bd. IV (Heft 10, EOln 
1887) S. 94 — 97, sowie die dort angeführte Litteratur. Über Hanse als Ge- 

17* 
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DaCs sich aus Hanse im Sinne von Kaufmannsgenossenschaft auch 
die Bedeutung von Eintrittsgeld in diese Genossenschaft und gleich- 
zeitig die Bedeutung von Gebfihr ftir die Erlaubnis zum Handels- 
betriebe, welcher eben nur den Mitgliedern jenes Verbandes zn- 
stand, entwickelte, ist bereits oben erörtert worden.^*) Ferner 
konnte Hanse auch selbst wieder die durch dieses Eintrittsgeld 
erworbene Berechtigung zum Handelsbetriebe bedeuten^^), welche 
sich mitunter, wo die Kaufmannsgilde in mehrere selbständige 
Gruppen zerfiel, auf bestimmte Arten von Geschäften beschränkte.^*) 
Endlich wurde das Wort — wenigstens in Regensburg und Wien 
— auch für das Haus gebraucht, in welchem die Genossenschaft 
sich zu versammeln pflegte. 

Aulser für Genossenschaften von Kauflenten wird Hanse, 
freilich nachweisbar nur in Westfalen, auch für Genossenschaften 
von Handwerkern gebraucht^*) ; ja ans dem Anfänge des siebzehnten 

noBsenschait einheimischer Eaufleute in England s. Grefe, Gild merchaut I 
p. 192—198. Endlich sei hier noch auf die weiter unten besprochenen kauf- 
m&nnischen Hansen zu Hadamar, Mühlhausen und Paris verwiesen. Gar nicht 
in Gebrauch scheint das Wort nur in Skandinavien und Nowgorod gewesen 
zu sein, s. Buck, Der deutsche Kaufmann in Nowgorod (Berlin 1891) S. 17. 

n) Vgl. oben Buch IH (S. 119—128), sowie Buch VII (S. 268 Note 109), 
ferner über den to hense und tor hense gezahlten Beitrag in Hamburgischen 
und Lübischen Verordnungen Sartorins-Lappenberg I S. 10; vgl. endlich 
auch die Statuten der LakengUde zu Antwerpen von 1308 Januar 28 (Hans. 
Urkb. in S. 428) und die Verordnungen über die TuchgUde zu Mecheln von 
1276 August 28, s. Wauters, De l'origine . . . des libert^s communales en 
Belgique (Bruxelles 1869) p. 284. 

«) Vgl. oben S. 209. 

^*) Dies war z. B. in Kassel der Fall (s. oben Buch VI) und ähnlich 
werden wohl auch die Verhältnisse in Groningen gelegen haben, deren Be- 
sprechung an dieser Stelle freilich zu weit führen würde. S. Ober dieselben 
Nitzsch in Monatsber. 1881 S. 402 (z. B. : so we ene hense wint, de sal . 
gheven viiftich . penninghe), Hegel H 809 ff. (vgl. dagegen allerdings meine 
in den Mitt. a. d. hist. Litteratur XX (1892) S. 229 veröffentlichten Bemer- 
kungen) und Lamprecht in Sybel's und Lehmann's Histor. Ztsch. Bd. 67 
(1891) S. 402 Note 1. 

S. oben S. 10 und S. 14. 

Es ist nämlich eine hansa pistorum 1309 zu Brakei (Wigand's Arch. 
f. Gesch. Westfalens V S. 158 u. Asseburger Urkb. U, Hannover 1887 Nr. 746 
p. 86, 87) und an demselben Orte 1 813 eine confratemitas cerdonum et cal- 
cificnm „sive coUegium, qnod vulgo didtur de hanze“ (Asseb. Urkb. H Nr. 727 
p. 79, 80), sowie 1345 zu Driburg eine ,Hantwerken Hanze* bezeugt (Wigand's 
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Jahrhunderts ist in Ostpreulsen sogar das Bestehen einer Hanse 
Yon Bettlern und Verbrechern überliefert'*) Endlich wird Hanse 


Arch. II 8. 362, vgl. Hans. Urkb. Et S. 205 Note 1). Endlich hieüea' in Mflhl- 
hausen in ThOringen zwar nicht die Qenoaeenschaften der Handwerker, wohl 
aber sowohl ihre Versammlungen als auch diejenigen der Eauünannsinnung 
„Hansen“. S. Lambert, Ratsgesetzgebung der Reichsstadt Mflhlhausen in 
Thfiringen (Halle 1870) 8. 27 u. 96: quandocumqne mercatores seu mechanici 
artifioee ansas oelebrare voluerint tune eas coram dnobus consulibns ad hoc 
deputatis celebrabunt; qni secus ansas oelebraTerint. . . Tgl. die etwa 
vierzig Jahre spätere deutsche Übersetzung : „wanne die kouflute odir andere 
handwerckislute czu ir Innunge gehe wollen und dar umb reden wollen..“ 
Dies zeigt dals es sich hier nicht nur um „Inmmgsfeste“ handelt, wie 
Lambert 8.27 u. Stephan, Vrfssngsg. d. Reichest. Mfihlhausen (Sondersh. 
1866) 8. 100 behaupten. Bemerkt sei noch, dafs zu Hadamar in Nassau, 
wo nach von Maurer II 364 ebenfalls eine Haiue aus Handwerkern nach- 
weisbar ist, nur eine kaufmännische Hanse bestanden hat Der Autor, auf 
welchen sich von Maurer fär jene Behauptung beruft, Estor (Bürgerliche 
Rechtsgelehrsamkeit der Tentsohen, Marburg 1757, I § 210 8. 87), berichtet 
nämlich, dafs zu Hadamar noch zu seiner Zeit eine „Wein-Hänse“ oder 
„Gilde der Weinschenken“ bestehe. „Keiner darf Wein verschänken, der 
nicht in der Hänse ist.“ Da jener Ort wohl kaum bedeutenderen Handel 
aufser dem Weinhandel gehabt bat, so ist es nicht weiter auffallend, dafs 
das Handelsmonopol der Hanse sich dort nur auf den Weinhandel erstreckte. 
Dafs zu Hadanmr nicht von einer Handwerkerhanse, wie von Maurer be- 
hauptet, die Rede sein kann, geht auch aus der von Estor a. a O. be- 
richteten Thatsacbe hervor, dals zu seiner Zeit in Hadamar der fürstliche 
Rentmeister zu Marburg Oberzunftmeister und Richter über Zunftsachem 
und in ganz entsprechender 8tellnng ein fürstlicher Eammerrat „Oberhäns- 
meister“ war. Jener war also der Vorgesetzte der Handwerker, dieser der 
der „Weinhändler“. Viel verbreiteter als der Name Hanse für Handwerker- 
Verbindungen war jedenfalls das Hansen oder Hänsen, d. h. die Erhebung 
einer Abgabe (Hansgeld oder Hänselgeld) von denjenigen Handwerkern, 
welche zum ersten Male einen Markt besuchten, wie es namentlich vielfach 
der betreffenden Zunft, mitunter auch deiyenigen Marktbesuchem, welche 
dieselben Waren feilhielten, znstand, s. oben S. 163 ff., ferner Eulenkamp, 
Das Recht der Handwerker und Zünfte (Marburg 1807) 8. 196 und die dort 
angeführte Litteratur sowie General-Index über alle Landesverordnnngen, 
welche durch die königlich bayerischen R^erungs-Blätter 1802 — 1805 pro- 
mulgiret sind (München 1806), 8. 340 s. v. 8chnhmacher. 

^*) 8. die von Funk in Preufsisches Archiv IV herausg. von der KOn. 
deutschen Gesellsch. zu Königsberg (Königsberg 1793) Heft 1 8. 5 — 23 über 
jene Verbindung nach Gerichtsakten der Jahre 1600—1612 gebrachten hoch- 
interessanten Nachrichten; teilweise wiederholt sie H. Frischbier, Preuls. 
Wrtrbch. (Berlin 1882) 1 8. 272. Grolse Ähnlichkeit mit dieser Hanse haben 
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im Bremischen Landgebiete — der ftlr den Eintritt in die Eauf- 
mannsgilde bezahlten Summe entsprechend — auch flir das Ein- 
trittsgeld in den Verband der Beichgenossen gebraucht.*®) 

Indessen kann kein Zweifel darüber bestehen, dais in den 
Worten Hansgraf, Hansegraf, Hansegrefe, Hensegrefe, comes hansae, 
cuens (comte) de la banse Hansa oder Hense*^) nur Kaufinanns- 
genossenscbaft bedeutet. Der mit diesen Worten in jenen Zu- 
sammensetzungen verbundene Ausdruck „Graf‘, welcher „als ety- 
mologisch noch immer rätselhaft“**) bezeichnet wird, bedeutet 
zweifellos in der merovingischen und karolingischen Zeit einen 
vom König abhängigen Beamten.**) In dieser Periode wird das 

die von Stieda in Conrad's Jahrbächem für NO. N. F. VI (Jena 1884) S. 205, 
206 besprochenen „Aiteli“ von Bettlern und Dieben in RoTsland. 

^ S. Verordnung des Capitels und Rats über das Deichrecbt der 
vier Gehen von 1449: ßlle dar jemand in der Scbwarenschup, und hedde, ehr 
neen Schwären wesen, de schall geven den Diekgrefen und den Schwären 

8 gr. tho hänssen Und we alsuss eines gehänset hefit, de schall der 

hänse hye syn. S. Oelrichs Samml. S. 577 § VII u. Misegaes Chronik 
der freien Reichsst. Bremen (Bremen 1828 ff.) III S. 60 Note. Vgl. C. Stfive, 
Wesen und Verfass, der Landgemeinden (Jena 1851) S. 134. 

®*) Die selbstverständliche Identität der Worte „Hanse“ und „Hense“ 
war schon dem Mittelalter bekannt, wie aus den Worten „ansa henze“ in 
einem lat.-niederdeutschen WOrterbuche des dreizehnten Jahrhunderts hervor- 
geht, B. Oraff, Diutiska (Stuttg. n. Tüb. 1826 ff.) II p. 200. 

So von Amira in FauVs Orundrifs der germanischen Philologie Bd. II 
Abt. 2 S. 106, vgl. auch Pernice in Ersch und Gruber, Allgemeine Ency- 
klopädie Erste Sektion Teil 78 (Leipzig 1864) S. 132, 133 und Schröder, 
R. G. S. 128 Note 18. Die neuerdings von EOgel in Ztschr. f. deutsches 
Altert. Bd. XXXIT I (Berlin 1889) S. 23, 24 versuchte Ableitung des Wortes 
graf von ,ahd. rOva, ruova, ruaba* (Zahl), wonach es Zahlmeister bedeutet, 
entspricht meines Erachtens nicht dem Sinne, den das Wort in schon sehr 
alten Erwähnungen besitzt; bezeichnet es doch bekanntlich in denselben 
den mit Eriegsführung und Rechtssprechung in einem einzelnen Gau be- 
trauten Beamten. Aulserdem wären auch zahlreiche Zusammensetzungen 
dieses Wortes, die teils aus der fränkischen, teils aus späterer Zeit über- 
liefert sind, bei dieser Ableitung unerklärlich. Über die Etymologie von 
.Graf* vgl. besonders noch Waitz, V. G. 1 S. 265 Note 4, Jakob Grimm, 
R. A. S. 753 und Wilhelm Grimm, Altdeutsche Gespräche in Abhandl. der 
EOnigl. Akad. zu Berlin 1849 S. 431 Nr. 16, So hm, Fränk. Reichs- u. Ge- 
richtsv. S. 16 — 20, Müllenhoff bei Waitz, Das alte Recht der salischen 
Franken (Kiel 1846) S. 283- 87. 

*®) So im wesentlichen übereinstimmend Sohm, Waitz und Schröder 
a. a. O. 
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Wort und das mit ihm durchaus gleichbedeutende lateinische 
„comes“ teils einfach, teils in Zusammensetzungen gebraucht. So 
bezeichnet „Pfalzgraf“ „den Vorstand des königlichen Hofgerichtes 
imd des dazu gehörigen Dienstpersonals“^*), „comes stabuli“ oder 
„Stallgraf' den Vorsteher des königlichen Marstalls^^) , „comes 
scantiarum“ den obersten Mundschenken**); endlich wird unter 
dem Namen „comes mansionarii“ der Vorsteher derjenigen Beamten 
erwähnt, welche für Unterkunft des Königs auf seinen häufigen 
Reisen (mansiones) zu sorgen hatten.**). Demnach ist offenbar in 
dem Worte „Graf* oder „comes** stets die Bedeutung enthalten, 
dafs man in seinen Zusammensetzungen einerseits einen Diener 
des Königs, zugleich aber einen Vorgesetzten anderer von 
diesem abhängiger Personen zu sehen hat, welche in demselben 
Ressort beschäftigt sind.**) Damit stimmt auch überein, dals das 

’*) So von Maurer, Gteschichte der Fronhöfe I (Erlangen 1862) S. 214. 
Über die spätere Entwickelung des Amtes vgl. jetzt bes. Brunner in von 
Holtzendorff’s Encyklopädie, FOnfte Aufl. S. 236, Schröder, R. 6. S. 170 ff. 

^^) S. Monachi SangalL Oeeta Earoli II c. 6 (Mon. Oenn. S. S. II p. 750); 
comitem stabuli in medio subiectornm throno suomm sublimi considere, 
vgl. anch Greg. Tur. V 39, 48, IX 38, X c. 5 (M. 6. Script. Rer. Mer. 1. 1 
p. 232 , 239 , 392 , 413), Hincmar, üe ordine palatii c. 16 u. 23 (ed. Fron, 
Paris 1884 p. 44 n. 60) und von Maurer a. a. 0. 1 220. 

SS) Yon Maurer ibid. I 192 u. 194. Vgl. Ober den comes scantiarum, 
sowie die gleich diesem bei den Westgoten bezeugten comites oubiculari- 
omm, notariomm und spathariomm, Dahn, Könige der Germanen YI (W&rz- 
bnrg 1871) S. 339 u. 340. 

S. Regino a. 895 (S. S. I p. 606 Z. 32) und Hincmar c. 23 (a. a. O. 
p. 60, 62), wo die Funktionen des mit diesem comes mansionarii identischen 
mansionarins ansflihrlich beschrieben werden. Vgl. von Maurer ibid. 1 
224, sowie 220 n. 417. 

SS) Dieser Erklärung von ,Graf* widersprechen auch die von Sohm 
S. 18, 19 angeführten alten Übersetzungen des Wortes bei Schriftstellern 
und in Glossaren in keiner Weise. Wohl mochte mitunter durch Wiedergabe 
mit ,ambactman‘, ,kasind* etc. nur die eine von Sohm a. a. O. nachdrück- 
lich hervorgehobene Seite der Bedeutung von Graf getroffen werden. 
Andererseits dürften aber manche der von ihm gebrachten Übersetzungen 
gerade als Beweis für die Richtigkeit meiner Auffassnng benutzt werden. 
Kann z. B. praefectns, womit Graf öfters wiedergegeben wird, auch den 
.letzten Gutsverwalter“ bezeichnen (Sohm S. 18 Note 28), so ist doch nicht 
in Abrede zu stellen, dafs gerade in diesem Worte immer noch der Gedanke 
des anderen Personen (in jenem Falle den Knechten auf dem Gute) Vor- 
gesetztseins enthalten ist. — Endlich sei dafür, dafs in Graf anfser dem Be- 


Digitized by Google 



264 


einfache Wort „comes“ oder „Qraf“ stets den vom Könige ein- 
gesetzten Vorsteher eines Ganes bezeichnete, indem man sich bald 
daran gewöhnte, diesen innerhalb des wichtigsten Amtssprengels 
im Frankenreiche höchsten Beamten, der allen Ganeingesessenen 
gegenüber den König im Gerichts- imd Heerwesen als sein Diener 
vertrat, kurzweg als den höchsten Beamten zn bezeichnen^’’), 
ohne dais es eines weiteren erklärenden Zusatzes bedurfte. Daher 
heilst auch seit dem Ausgange der karolingischen Zeit „Graf^ 
schlechtweg — wenn wir von dem nur in einem Teile Hessens 
für die anderwärts als Heimburgen bezeichneten Ortsvorsteher ge- 
brauchten Worte „Greben“ absehen®’) — nur der Gaugraf, der 
Beamte der öffentlichen Verfassung. Ja höchst wahrscheinlich hat 
Graf im zehnten und elften Jahrhundert auch in den Zusammen- 
setzungen nur die Inhaber eines ursprünglichen Beichsamtes im 
Gegensatz zu den Beamten fiskalischer oder anderer grundherr- 
licher Verwaltungen bezeichnet!**) Zweifellos gehen jedenfalls die 


(priffe der Abhängigkeit anch derjenige des Aber andere sn befehlen 
haben’s enthalten ist, auch noch auf den Sprachgebrauch der sog. Ecbasis, 
eines eine Tier&bel enthaltenden lateinischen Gedichtes des zehnten oder 
elften Jahrhunderts, .dessen Inhalt aber in die fränküchen Zeiten hinauf- 
reicht*, verwiesen. Darin wird nämlich der Fuchs, der an der Spitze des 
gesamten königlichen Hofgesindes steht, als .Hansgraf* (domus comes) be- 
zeichnet. S. Ecbasis Vers 565 ff. u. 816 in Jakob Grimm und Schmeller, 
Lateinische Gedichte des zehnten und elften Jahrh. (GOttingen 1838) S. 290 ff.; 
vgl. von Maurer a. a. 0. S. 212. 

<*) S ohm a. a. 0. S. 20. 

90) Vgl. Schröder, B. G. S. 128 Note 18. 

91) Ygl. Eopp, Handbuch zur Kenntnis der Heesen-Kasselischen Landes- 
verf. rV (Kassel 1800) S. 518 — 22 sowie Vilmar in Ztschr. d. Vms. f. hess. 
Gesch. IV (1847) S. 69, 70 und Idiotikon von Eurhessen (Marburg 1869) 
S. 136. 

99) So mit Bestimmtheit Heusler, Ursprung der Stdtvrfssng. S. 54. 
Die für das hier zn lösende Problem der Bedeutung von .Graf* in .Hsms- 
graf* nicht in Betracht kommende Frage, ob zu jener Zeit Graf nur die 
Inhaber eines Beichsamts oder auch fiskalische und grundherrliche Beamten 
bezeichnen konnte, ist besonders deshalb wichtig, weil davon die Auffassung 
des Wesens des zu jener Zeit zuerst bezeugten Burggrafenamtes abbängt, 
dieses aber für die Erklärung des Ursprunges der Stadtverfassung in Betracht 
kommt. Über das Burggrafenamt s. jetzt Lamprecht, Deutsches Wirt- 
schaftsleben S. 1368—71, Schröder, B. G. S. 593—96 und mein Buch über 
Worms etc. S. 152—191, sowie die daselbst angeftlhrte Litteratur. 
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sich später findenden AusdrOcke „Landgraf“, „6ograf‘, „CentgraP', 
„DinggraP‘, „Freigraf'^^) auf die öffentlichrechtliche Beamtung zn- 
rück. Dals die Gent- und Gografen später ihre öffentlichrechtliche 
Stellung verloren und zu Lehensleuten dra* Landesherren wurden, be- 
trifit das hier in Betracht kommende Problem ebensowenig, wie die- 
jenigen Verfassungsänderungen, durch welche die Pfalzgrafen, Land- 
grafen, Markgrafen und ein Teil der Grafen Souveränitätsrechte er- 
langten. Wichtig ist nur, dals jene den Grafentitel fiihrenden Personen 
ursprünglich alle vom Eönigtume, dem eigentlichen Inhaber aller 
öffentlichen Rechte, abhmigig waren; ebenso kommt in Betracht) 
dals wir in den „Heergrafen“**), „Kammergrafen“**) und „Salz- 
grafen“**) Beamte zu sehen haben, die namens eines Fürsten, 
also auch eines Trägers öffentlicher Rechte, anderen Personen 
gegenüber obrigkeitliche Funktionen übten. Aus diesen Analogieen 
können wir ja — mindestens mit sehr grofser Wahrscheinlichkeit 
— schlielsen, dals in denjenigen Zusammensetzungen, in denen 
zur Zeit des späteren Mittelalters in enger Verbindung mit einer 
Genossenschaft stehende Grafen genannt werden, Personen zu 
sehen sind, welche einerseits als Vorstände einer Genossenschaft, 
andererseits aber als Beamte eines Inhabers der öffentlichen Ge- 
walt aufgefafst werden müssen. In diese Kategorie fallen aulser 
unseren Hans^afen die Spielgrafen*^), die Rhein- und die Neckar- 

8») Vgl. Schröder, R. G. S. 487, 488; 168, 547; 563 ff.; Grimm, R. A. 
S. 754. 

*<) S. Lezer, Mittelhochd. Wrtb. I S. 1257 a. v. hergräve, Grimm, R. A. 
S. 754 und Pommerellischea Urkb. (Danzig 1882) S. 161 Xr. 189, wo ein 
.heregreve* offenbar ala Beamter des Herzoge von Pommern 1261 erwähnt wird. 

8t) S. Regeata Bohemiae et Moraviae II (Prag 1882) Nr. 720 p. 279 
a. 1252; Fontee rerum Anatriacarum Abt. 2 Bd. 31 8. 193 Nr. 187 a. 1257; 
ibid. Bd. 1 S. 107 Nr. 92 a. 1270. 

88) So wurde ein vom Landeaherren zur Aufaicht Ober das Salinen- 
weaen eingeaetzter Beamter in Heasen genannt. S. H. Gramer, Rhenanna 
der Pfarrer und Salzgräfe zn Aliendorf a. d. Werra (Halle 1879) S. 5 ff.; über 
die vom Landeaherren eingesetzten Salzgräfen zn Erfurt a. Lambert, Die 
ältere Geech. u. Verfassung der Stadt Erfurt (Halle 1868) S. 23. 

87) S. bezQglich dieser .Richter über die fahrenden Leute* Lnachin 
von Ebengreuth 8. 233, von Maurer, Fronhöfe II S. 406 ff. und Stadt- 
verf. in 98, die dort citierten Werke, sowie die von Schalk in Blätter 
des Vereins f. Landesk. Niederösterreichs 1880 S. 312 — 315 veröffentlichten 
Urkunden. Einige das Spielgrafenamt in Österreich betreffende Urkunden 
gedenke ich demnächst zn publizieren. 
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grafen*®), die Wassergrafen®*), die Holz- und die Waldgrafen*®) 
sowie die Deichgrafen.* ^) Fehlt es auch an ausreichenden Spezial- 
untersuchungen über diese Institutionen, so ergiebt sich doch schon 
aus ihrer bisherigen Litteratur, da& alle jene Beamten von der öffent- 
lichen Gewalt in gewisser Weise abhängig waren, wenn auch der 
Grad der Abhängigkeit, wie er sich in der Art der Besetzung und den 
Funktionen ausspricht, schon bei ein und demselben Amte an den 
einzelnen Orten, in denen es bezeugt ist, sich als sehr verschieden 
erweist. Jedenfalls liegt aber nach den obigen Ausführungen in 
dem Worte Graf nicht der Begriff eines selbständigen oder von 
Gleichberechtigten eingeräumten Herrschaftsrechtes, sondern der- 
jenige der Abhängigkeit von einem Höheren, verbunden mit einer 
von diesem übertragenen Gewalt über andere von ihm abhäng^e 
Personen.*®) So kommt man durch Erklänmg der beiden Be- 

88^ Darunter sind von der Regierung aus der Mitte der einzelnen 
Fischerzünfte am Mittelrhein und am Neckar bestellte Aufseher über Fischerei 
zu verstehen. 8. Mo ne in Ztschr. f. Glesch, des Oberrheins IV S. 70, 71. 

89) Über das Wassergrafenamt der Müllner von Rotthal s. Regesta 
Boica XI 388; über das Wassergrafenamt in Österreich, ein Oericht, welches 
.Streitigkeiten auf der Donau entschied* und .dem auch die niedere Ge- 
richtsbarkeit über Schiffer, Krämer, Fischer und Fuhrleute, sowie über die 
auf der Donau in einer strafbaren Handlung betroffenen znstand*, s. Grenek, 
Theatrum iurisdictionis Austriacae (Wien 1752) S. 111, von Domin-Petrus- 
hevecz. Neuere Osterr. Rechtsg. S. 11 u. S. 35. Ob dies österreichische 
Wassergrafenamt, das später dem kaiserlichen Mautamt einverleibt war, 
ursprünglich mit einer Genossenschaft znsammenhing, ist freilich zur Zeit 
nicht mit Sicherheit zu erkennen. 

VgL Hartmann in Mitt. des histor. Vereins zu Osnabrück Bd. XVI 
(1891) S. 61 ff., sowie Schröder, R. G. S. 411, von Maurer, Geschichte 
der Markenverfassung (Erlangen 1852) S. 202 — 205 und die daselbst ange- 
führten Beispiele. 

♦') S. Oelrichs, Samml. S. 568ff., z. B. S. 587: So dat der . Herr 
Bishup schall hebben einen Diekgreven . . . Vgl. Bremisch-Niedersächs. 
Wrtbch. (Bremen 1767) I S. 209, Walter, System des deutschen Privatrechts 
(Bonn 1855) S. 172, Stedinger Deichrecht von 1446 (in Grimm, Weistümer 
UI 216) nnd Möser's freilich höchstens nach genauer Nachprüfung zum Teil 
annehmbare Theorie über die Entstehung dieses Amtes in Patriotische Phan- 
tasien (Berlin 1804) S. 326 — 329. 

^) Pernice meinte allerdings an der oben Note 22 citierten Stelle 
S. 133, dafs man aus dem Vorkommen der Worte himmelgrave und helle- 
grave für Gott und Teufel scbliefsen könne, dafs in Graf nur der Begriff 
Obrigkeit enthalten sei. Allein Wackernagel hat in Hanpt’s Ztschrft. f. 
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standteile des Wortes Hansgraf zu demselben Ergebnis, wie durch 
Untersuchung der Ober diesen Beamten Überlieferten historischen 
Nachrichten. Ursprünglich war er jedenfalls ein von einem 
Forsten eingesetzter oder mindestens bestätigter Vor- 
steher einer Eaufmannsgenossenschaft, weicher sowohl 
die fürstlichen wie die kaufmännischen Interessen zu rer- 
treten hatte. 

Nach dieser Feststellung des Begriffes des Hansgrafenamtes 
können wir zur Untersuchung der hrOher aufgestellten Fragen Ober- 
gehen, ob etwa an Orten, wo uns Hansgrafen nicht ausdrücklich 
überliefert sind, sie sich doch in irgend welcher lateinischen Über- 
setzung in den Quellen erwähnt finden, und oh irgendwo mit dem 
Hansgrafenamte im Wesen identische, nur mit anderen Namen be- 
zeichnete Institutionen Vorkommen. 

Bezeichnete rector mercatorum nachweisbar einmal einen Hans- 
grafen^^, so kann mit „negotiatorum praepositus'' in einer öfters 
besprochenen**) Stelle der Vita Heriherti archiepiscopi Coloni- 
ensis auctore Lantherto*^) vielleicht ebenfalls ein Hansgraf gemeint 
sein. Diese in der Mitte des elften Jahrhunderts verfafete Schrift 
erzählt nämlich folgenden Vorfall, der nach dem Zusammenhänge 
entschieden in den Anfang desselben Jahrhunderts zu legen ist. 
„Ein sich durch Betteln ernährender Geistlicher stahl in Köln 
kirchliche Gerätschaften. Als er aber von dort fioh, wurde er 
noch in der Nähe dieser Stadt von einem „negotiatorum praepo- 
situs“ festgehalten und dann einem Staatsgefangnis übergehen.“**^) 
Da sich annehmen läfst, dais die Verhaftung bei Gelegenheit eines 
Versuches, das gestohlene Gut zu verkaufen, stattfand, so würde 
nur der Umstand, dais in Köln sonst Hansgrafen nicht bezeugt 
sind, der Auffassung dieses negotiatorum praepositus als Hans- 

deatachee Altertum VI 1848) S. 149—151 nachgewiesen, dafs helle- 

grave ursprünglich nur eine Art Angestellten in der Holle bezeichnete, der 
die Sündenregister führt. Erst sp&ter sah man in hellegrave den Teufel 
selbst und hat Gott als himmelgrave bezeichnet. 

♦*) S. oben S. 255 mit Note 9. 

*^) S. unten Note 48. 

«) c. 9 (8. 8. IV p. 748). 

**) A. a. 0.: dam evadere nititur vindioem, incurrit in iudioem et con- 
tiguus Coloniae deprehenditur a quodam negotiatorum praeposito et 
statim custodiae mancipatur publicae. 
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grafen enigegensiehen. Die Besichtigung der zum Verkauf ge- 
stellten Waren, durch welche der Dieb leicht ertappt werden 
konnte, gehörte ja vielfach zu den Funktionen des Hansgrafen, der 
auch an einigen Orten*^ nachweisbar nicht nur in seiner Heimats- 
stadt, sondern auch in deren Umgebung den Handel kontrollierte, 
an anderen die Kaufleute seiner Heimatsstadt auf fremde Märkte 
begleitete. Jedenfalls dürfte diese neue Erklärung jener schwierigen 
Quellenstelle den bisher versuchten^^ entschieden vorzuziehen sein, 
wenn es auch noch mehr als zweifelhaft bleibt, ob es wirklich in 
Köln einen Hansgrafen gegeben hat. Vielmehr dürfte es weit 
wahrscheinlicher sein, dafs wir es in dieser Erzählung mit einem 
fremden, z. B. flandrischen Hansgrafen zu thun haben, indem dieser 
einen verdächtigen Händler, der an ein Mitglied seiner Gesellschaft 

Vgl. besonders die AusfÜhrangen Ober das Hansgrafenamt in West- 
falen nnd dasjenige zn Wien. 

In meiner Arbeit Ober Worms ... S. 55 batte ich mich fOr einen 
Zusammenhang der hier dnrch das Wort praepositus mercatorum bezeugten 
kanfm&nnischen Genossenschaft mit der späteren Kölner Gilde — jedoch mit 
zu grolser Bestimmtheit — ausgesprochen, da der Zusammenhang mOglich, 
aber nicht erweisbar ist. Dann erklärte Lamprecht (in Sybel’s Ztscbr. 
Bd. 67 (1891) S. 400 mit Note 1), dafs man es hier mit einem ,Aldermann 
einer kaufmännischen Karawane* zu thun habe, der ,f0r die Sicherheit der 
Reisenden vor räuberischem Angriff* sorgte. Dafs der auf der Flucht be- 
findliche Kirchendieb aber eine kaufmännische Karawane angegriffen, ist 
höchst unwahrscheinlich, und wäre auch gewils, wenn es der Fall gewesen, 
an der angegebenen Stelle berichtet worden. Endlich hat von Below in 
Jahrb. f. NO. Bd. 58 (Jena 1892) S. 63 Note 3 die Ansicht ausgesprochen, 
dafs hier .negotiatores* einfach als Bürger zu erklären seien, nnd ihren 
praepositus mit dem in Cambrai bezeugten praepositus communiae oder 
pacis in Parallele gestellt. Allein davon abgesehen, dafs dies Amt in KOln, 
wie freilich auch dayenige des Hansgrafen sonst nirgends bezeugt wird, ist 
auch nicht verständlich, warum ein praepositus communiae einen fliehen- 
den Dieb, der unbemerkt das Thor passiert hat, ohne ihn zu verfolgen 
(incurrit in iudicem), in der Umgebung der Stadt gefaist hätte. Vielmehr 
gelangen die Verfolger, wie Lantbert ausdrücklich erzählt, erst nach der 
Verhaftung des Diebes auf seine Spur. In KOln ist übrigens das BUmsen 
fremder Kaufleute schon im Jahre 1259 als von Alters überlieferte Gewohn- 
heit bezeugt. S. Ennen u. Eckertz, Quellen zur Gesch. der Stadt KOln II 
(Köln 1863) Nr. 396 S. 414, 415. Indes wird man daraus allein so wenig 
auf die Bezeichnung der dortigen Kaufmannsgenossenschaft als Hanse 
schliefen kOnnen, als aus den Nachrichten über den Gebrauch des Eüuisens 
der Handwerker auf Handwerkerverbindungen dieses Namens. 
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offenbar nicht auf rechtlichem Wege erworbene Güter zu verkaufen 
suchte, den Ortebehörden Obergab. 

Dagegen mufe es als gewüs gelten, dafs, wie schon früher**) 
erwähnt, in Göttingen ein der Verleihung des Hansgrafenamtes 
seitens der Fürsten an ein Mitglied der Kaufmannsgenossenschaft 
ähnliches Verhältnis bestand. Es ist nämlich sicher nachweisbar, 
dals die Herren von Uslar das Recht der „Hanse“ zu Göttingen von 
den Herzögen zu Braunschweig zu Lehen hatten und es an die 
Meister der dortigen Kaufgilde zu Afterlehen gaben. Diese Kan%ilde 
war aus Kaufleuten und Krämern zusammengesetzt, doch so, dais 
wenigstens seit 1431 jeder dieser beiden Abteilungen besondm'e 
gewerbliche Befugnisse zustanden. *•) Wie in Hofgeismar, war 
auch in Göttingen mit der Zugehörigkeit zur GUde eine Provende, 
d. h. eine jährliche Rente verbunden, welche aber durch eine 
besondere Einzahlung erworben werden mufste und nicht an aus- 
wärts wohnende Gildegenossen gegeben wurde.* 

Die an der Spitze dieser Genossenschaft stehenden Gildemeister 
hatten nun von den Herren zu Uslar das Recht der „Hanse“ als 
Lehen erhalten**); diese Belehnung wurde aber jedesmal bei Herren- 
fall, welche ja auch als Mannfall die Neubelehnung der Herren 
von Uslar mit der Göttinger Hanse seitens der Herzoge von 
Braunschweig zur Folge hatte, erneuert, wie aus der grolsen 
Anzahl der darüber ausgestellten, noch 1863 im Besitze der 
Göttinger Kaufgilde befindlichen, Urkunden hervorgeht.**) Bei 
diesen Neubelehnungen erhielten die Herren von Uslar jedesmal ein 
Stübchen Wein.**) Die Gilde resp. ihre Vorsteher aber erwarben 

S. oben S. 189 sowie die daselbst Note 22 angeführte Litteratnr. 

S. Statut des OOttinger Rats von 1431 bei Nitzsch in Monatsber. 
der Akad. 1879 S. 35 , 36; vgl. Gustav Schmidt in Hans. Geschichtshl. 
1878 S.22 und Hegel H S. 410, 411. 

Dl) Schmidt ihid., Hegel H 410. 

**) Gott. Urkh. I Nr. 190 S. 178 (a. 1354): We her Elmst von Usslar 
riddere bekennet an dussem breve, dat we . . . hebbet belegin unde lenet to 
rechtem lene ... de koplude mestere, de nu sint unde noch tokomende 
sint, to truwer hand der koplude to Gottingen de hanse, yn der sulven stad 
to Gottingen mid alle dem rechten, alse der sulven hanse an uns von unsen 
eldem körnen is . . . 

M) ihid. S. 178 Note 1. 

^*) ibid. und Nr. 190 S. 178, 179: und dem schal me to leve gheven 
eyn stoveken wyns. 
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dnrch die Belehnung mit dem Rechte der „H&nse“ ihrerseits 
die Befugnis, die Hanse, d. h. die mit der Teilnahme an der 
Genossenschaft verbundenen Gewerbeberechtigungen, weiter zu 
verleihen. Ursprünglich umfalsten dieselben wahrscheinlich die 
Benutzung der öffentlichen Wage imd des Yerkauis aller wäg- 
baren Handelsartikel, indem wohl nur der Gewandschnitt, wie 
es in Hameln und Hofgeismar der Fall war, besonders erworben 
werden mufete. Doch wurde auch der Verkauf von Talg, 
Schmiere, Speck, Butter, Pech, Stind, sowie derjenige von Honig 
ftühzeitig freigegeben^*’); diese Thatsache hängt vielleicht damit 
zusammen, dais die Verkäufer dieser Waren (Höcker) eine niedrigere 
soziale Stellung ab die Hansebrüder einnahmen.^^) 

Später war der Erwerb der Hanse in Göttingen nur für den 
Verkauf gewisser seit Alters aus der Feme bezogener Waren, 
nämlich Wachs, Feigen, Mandeln, Reis und Gewürz, sowie zum 


S. die undatierte Rateverordnung bei Nitzach S. 43: Henae kopet 
men von den kopgüden. we der nicht enheft de enmag hir nicht wegen. 
Vgl. Nitzach a. a. O. S. 21; a. anch Schmidt S. 23 und Hegel S. 140 
Note 8, wo aber nur die apäteren Verbaltniase herflckaichtigt sind, während 
doch die angeführte Yerordnung noch ganz allgemein von Wägen spricht. 
Dagegen hat Schmidt richtiger, von apäteren Verhältnissen absehend, im 
Gott. Urkh. I S. 178 Note 1 das durch die Belehnung übergehende Recht 
als .das Hausierrecht oder das Recht, Handel zu treiben* erklärt, wovon 
letzteres wohl der ursprünglichen Bedeutung in Güttingen nahe kommt. 
Endgültige Aufklärung würde nur eine über alle Eaufgilden oder wenigstens 
über diejenigen eines gröfseren Gebiets sich erstreckende spezielle Unter- 
suchung der einzelnen Yerkaufaberechtigungen innerhalb der Gilde geben. 
Über die im Text zur Aufhellung der Göttinger Zustände herangezogenen 
Nachrichten aus Hameln und Kassel s. oben Buch Y u. YI. 

Nitzsch S. 43: Talch, smer, speck, botter, honich in gropen edder 
in dem gewichte, theer, peck, hard stind mag eyn kopen und vorkopen 
ohne hense. Dazn Zusatz in einer Kopie: We honich uth thunnen weget, 
de schal de hense bebben. 

In Flandern und Middelburg durften die Verkäufer derartiger 
Waren überhaupt nicht zur Hanse zngelassen werden. Wenn in GOttingen 
auch wer .eines unredeliken hand Werkes* ist, so wenig als in den genannten 
Orten die Angehörigen geringer geachteter Handwerke, welche sich mit un- 
reinlicher Arbeit beschäftigten, zur Gilde zngelassen wurde, so wird mit 
jenem Ausdruck sicher dasselbe gemeint sein, und die Übersetzung .unrein- 
liches Handwerk*, welche Schmidt S. 22 bringt, ist nicht so unpassend, 
wie es nach Hegel II S. 408 Note 5 scheinen kann. 
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Verkauf von Honig en gros nötig. Während die Mitgliedschaft 
der Gilde erblich geworden war^^), mulste die Hanse besonders 
erkauft werden^*); zu ihr wurden nun auch diejenigen Höcker zu- 
gelassen, welche sich mit dem Umsätze der zuletzt genannten 
Waren beschäftigen wollten. Es stimmt durchaus mit dem, was 
früher über die Bedeutung von Hanse als Abgabe gesagt ist, 
überein, dals in Göttingen auch fremde Krämer, die aulser bei 
Freimarkt Handel mit den genannten Waren treiben wollten, die 
„Hanse“ erwerben’’*’), also gewissermaisen Mitglieder zweiten Ranges 
der ,JIan8ebrüderschaft“ werden mulsten. 

So bieten die Einrichtungen der Hanse in Göttingen viele 
Analogieen zu den aus denjenigen Städten, in welchen Hansgrafen 
bezeugt sind, überlieferten Nachrichten, namentlich zu dem, was 
aus Hameln, Hofgeismar und Kassel mitgeteilt ist. Nur darin 
tritt ein bedeutender Unterschied hervor, welcher für die ganze 
Entwickelung der Verhältnisse wichtig geworden ist, dals in Göt- 
tingen der Vertreter der öffentlichen Gewalt nicht ein Mitglied der 
Kaufmannsgenossenschaft, das dadurch zum Vorsteher derselben 
wurde, sondern einen Ritter mit der Verleihung der Verkehrsrechte 
belehnte. Denn dieser gab zwar die Ausübung der ihm zu- 
stehenden Befugnisse an die Vorsteher der Kaufmannsgenossen- 
schaft weiter; die gemeinsamen Interessen der Gilde und des 
Fürsten führten aber zu einer Einschränkung der durch die Be- 
lehnung und Afterbelehnung übergehenden Befugnisse statt zu 
einer Erweiterung derselben. 

Bedeutende Ähnlichkeit mit dem Amte des Hansgrafen hat 
endlich noch dasjenige des prövöt des marchands zu Paris.^^) Be- 

S. NitzBch, Schmidt und Hegel an den oben Note 55 citierten 

Stellen. 

’*) Die Note 55 citierte Verordnung fkhrt fort: Hense enervet nicht und 
ü eyn heeundem af^eechejden dingk van der kopgUde. 

S. Rateverordnung von 1409 (Nit zach S. 82): Wanne welk kremer 
hir med ainem krame atan wolde ane den vrigen makeden, de acolde tovorut 
de henae hehben. 

*') Vgl. aber dasselbe Hegel H S. 86 — 109 und die von ihm S. 86 
und 92 angeführte Litteratnr (bea. die von Le Roux de Lincy, Histoire 
de rhOtel de ville de Paria [Paria 1846] H p. 259 — 352 mitgeteilten Regesten), 
sowie die ausgezeichnete Abhandlung von Lecaron, Lea originea de la 
municipalitö Parisienne in M£moires de la soci4t4 de lliiatoire de Paris VII 
(Paris 1881) p. 79—174 und VIH (1882) p. 161—272. 
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kanntlich bestand in jener Stadt mindestens seit 1141*^) eine als 
„Hanse, mercatores bansati oder auch mercatores aquae Parisiensis“®^ 
bezeichnete Genossenschaft, welche das Monopol der Schiffahrt auf 
der mittleren Seine besals und auch die Verwaltung von Paris, 
soweit sie nicht durch den dortigen königlichen prevöt de Paris 
(praeposituB Parisiensis) geübt wurde®*), durch landesherrliche 
Privilegien erlangte ®®) An der Spitze dieser Genossenschaft finden 
wir einen von jenem königlichen Beamten wohl zu unterscheidenden 
prövöt des marchands de l’eau (praepositus mercatorum aquae)®®), 
der auch als maitre de la marchandise, le chef des jurls de la 
confirairie, le chef de la hanse, le premier des bourgeois hanses 
bezeichnet wurde®^); ihm stand ein Ausschuls von vier Personen 
zur Seite, die jur4s de la marchandise oder jurös de la conftairie 
des marchands de l'eau, seit 1268 gewöhnlich eschevins de la 
marchandise genannt wurden.®®) Prevöt und Schöffen der Kanf- 
lente wurden von den Genossen gewählt und vom Könige be- 
stätigt®®); mindestens seit dem vierzehnten Jahrhundert fanden alle 

*‘) In diesem Jahre wird sie zum erstemnale in einer Urkunde König 
Ludwigs yi. genannt, welche zuletzt in Cartulaire de Paris par de Lastejrie 1 
(Paris 1887) Nr. 192 p. 213 gedruckt ist. Lecaron macht a. a. 0. VII p. 83 — 95 
in hohem Grade wahrscheinlich, dafs diese Korporation wohl nicht lange 
vor der Zeit ihrer ersten Erwähnung in unserer Überlieferung entstanden 
ist, und weist nach, dafs sie jedenfalls das Handelsmonopol zu Beginn des 
zwölften Jahrhunderts noch nicht besessen hat. Von der Annahme irgend 
eines Zusammenhanges der Rechte dieser Genossenschaft mit deqjenigen der 
zur Zeit des römischen Kaisers Tiberius bezeugten Korporation der nautae 
Parisiaci kann nach diesen Untersuchungen entschieden nicht mehr die 
Rede sein. 

^ Vgl. öber diese Namen Hegel II S. 90, Lecaron p. 94 u. 110. 

*^) In diesem prevöt de Paris haben wir den Nachfolger des alten 
vicecomes von Paris zu sehen, indem der König, seit die Grafschaft Paris 
zum königlichen Krongut gehörte, zu seinem Stellvertreter im Gerichte einen 
praepositus ernannte. S. Robiquet, Histoire municipale de Paris (Paris 
1880) S. 16, 17, vgl. Hegel H S. 86, 87. 

•*) 8. weiter unten. 

**) Diese Bezeichnung ist seit 1158 nachweisbar, s. Lecaron p. 110, 
wonach Hegel II S. 90 Note 4, dafs dieser Name zuerst urkundlich in 
einer vor 1163 ausgestellten Urkunde vorkommt, zu berichtigen ist. 

Lecaron p. 111. 

**) ibid. 

**) So Hegel H 90. Vgl. die Ordonnanz von 1415 (Lecaron in 
M4m. Vin p. 209 Z. 30 ff.): Ledit scmtine (des prevöt und der Schöffen) fait 
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zwei Jahr Neuwahlen statt.^**) Die in der Art ihrer Einsetzung 
hervortretende Doppelstellnng dieser Behörde als genossenschaft- 
licher und königlicher Beamten kommt auch in ihrem Amtseide 
zum Ausdmcke. Sie mulsten dem Könige oder seinen Beanftragten 
schwören, ihm getreu zu dienen, ihr Richteramt Hohen wie Niedrigen 
gegenüber in gerechter Weise zu üben und die Bewachung der Stadt 
wie der Übrigen ihnen untergeordneten Plätze in pflichtmä&i^r 
Weise zu leiten; zugleich wurden sie aber auch darauf vereidet, 
die Rechte und Freiheiten ihres Amtes, sowie die Privilegien ihrer 
Genossenschaft zn wahren.^^) So fielen auch die von diesem prdvöt 
infolge von Verletzung d«: marchands de l’eau erhobenen Bulsen 
zur Hälfte an den König, zur Hälfte an die Genossenschaft.^*) 
Der enge Zusammenhang dieser Gesellschaft mit dem Capetingischen 
Königtume tritt nicht nur in ihren Privilegien, sondern anch in 
Erkunden hervor, welche von der Gesellschaft abgeschlossene 

et. parfait sera cIob et ce fait, remü 6s mains deedite Bcmtateim. 

Lesquelsz porteront ledit Bcmtine .... par devers le roj notre sire, 
monsieur le chancelier on meesiexirB da conseil da roj, poor reqnerir la 
confirmation de ladite election. . . Da in diesem Gesetze im wesent- 
lichen nur die fi-üheren Einrichtungen wiedeihergestellt worden (Lecaron 
a. a. 0. p. 202 — 209), so ist es sicher erlaubt, aus demselben zn achlielaen, 
dafs prdvOt und Schöffen der Eaofleute schon früher von der Genossenschaft 
gewählt und vom Könige bestätigt werden mufsten. Nur der in jenem Ge- 
setze vorgeschriebene nmstiüidlicbe Wahlmodus (vgl. Lecaron p. 208, 209, 
Hegel II S. 91) ist entschieden eine Erfindung späterer Zeit. 

Früher sehen wir prdvöt und Schöffen länger als 2 Jahre fungieren, 
8. Robiqnet, Hist, de Paris p. 36, 37. Ob diese Thatsache dadurch, dafs 
dieselben Personen wiedergewählt werden konnten, wie Hegel H 8. 91 
meint, zu erklären ist, scheint mir zweifelhaft. 

*’) Lecaron t. YIII p. 210, Z. 12 ff.: Le serment que les prevost des 
marchons et eschevins de la prevostd de Paris font quant ilz sont cröez. 
.Premieremeni 11s jarent ös mains du roy nostre sire on de son chsmcelier 
ou de messiears du conseil, que hien et loyanment ils serviront le roy en 
ses droiz de ladite prevostd et eschevinage, en faisant droit et justice au 
petit comme au grant et au graut comme au petit; et feront fere hon guet 
et garde par oeulz qoi le doivent faire en la ville, ts lienx oü faire le 
fanldra. Et garderont les droiz, franchises, jurisdidon et libertez de ladite 
prevoeU et lee privil^^es et ordonnances de tont leur povoir.* 

^*) 8. z. B. Privileg Ludwig VII. von 1170 März für die Hanse (Cartu- 
laire de Paris Nr. 480 p. 404, Ordonnances des rois de France t. U p. 438) : 
totius medietatem Rex habebit pro forifacto et reliqaam medietatem nostri 
Parisiensis aquae mercatores. Vgl. Lecaron in Mdm. VH p. 98. 

Koshne, Das Hansgrafenamt. 18 
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Privatirechtsgeschäfte betirefiFen. König und Genossenschaft wurden 
z. B. von dem Bischof von Auxerre als Vertragskontrahenten ge- 
nannt, als er letzterer ein Grundstück abtrat. Aufser prevöt 
und Schöffen sind als Genossenschaftsorgane der Pariser Hanse 
noch die 24 probi homines oder prudhonunes bezeugt wahr- 
scheinlich wurden dieselben von den eben erwähnten Beamten er- 
nannt.^^) Die Versammlung aller Hansemitglieder wurde wenigstens 
im vierzehnten Jahrhundert nur einmal im Jahre berufen; auch 
diente dieselbe mehr zur Belebung des genossenschaftlichen Geistes 
durch gemeinsamen Gottesdienst und Geselligkeit als zu eigentlichen 
Beratungen^*’), welche vielmehr den erwähnten Ausschüssen der 
Genossenschaft übertragen waren. 

Der allen Hansen gemeinsame Zweck der Förderung der 
Erwerbstbätigkeit ihrer Mitglieder , den sie namentlich durch 
Sicherung gegen Bäuberei und Zollbedrückung, durch Instand- 
haltung der Wasserstral’sen und der Leinpfade an ihren Ufern sowie 
durch Verhinderung unbequemer Konkurrenz zu erreichen suchten^^), 
tritt besonders deutlich bei der Pariser Hanse bervor.^^) Nament- 
lich in letzterer Beziehung kam derselben ihre enge Beziehung 
zu dem französischen Königtume zu statten; dasselbe ging in der 
Unterstützung jener Gesellschaft sogar soweit, dafs es Urteile des 
Parlaments auf hob, welche dem steten Streben der Hanse nach 
Erweiterung ihrer kommerziellen Monopole imgünstig waren. '^®) 

Im Jahre 1170 erhielt die Hanse, in der Form königlicher 
Bestätigung eines ihr schon von Alters her zustehenden Bechtes, 
die Vergünstigung, dafs niemand auf der Seine Waren von Mantes 
nach Paris und ebenso stromabwärts führen dürfe aulser den 


”) ibii p. 105, 106. 

Lecaron p. 112, 113, Robiquet p. 35, 36, Hegel 11 S. 91. 

Robiquet p. 36. 

’*) Lecaron Vill p. 166. 

57) Vgl. oben S. 119, 143, 144. 

78) S. die angeführte Litteratur, bes. Lecaron t. VH, p. 99, 100, t. VIH 
p. 162 — 166 etc. (Einschreiten gegen Zollbedrflckung), ibid. VU p. 130 ff., 
Vin p. 166 ff. etc. (Sorge für Wasserstralsen and Leinpfade) t. VII p. 100, 
103, 141 ff., 147 ff. (Schatz gegen fremde Eonkurrenz); über die Unterstützung 
verarmter Mitglieder, sowie der Witwen und Waisen derselben seitens der 
Hanse s. Lecaron VII p. 137, 138. 

78) Vgl. Robiquet p. 28, Lecaron t. VH p. 147, 148. 
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Mitgliedern ihrer Genossenschaft und denjenigen, die sich mit den- 
selben associiert hätten.^”) Später wurde dies Handelsmonopol 
durch Ausdehnung auf die Nebenflttsse der Seine imd andere 
Privilegien noch bedeutend erweitert.®*) 

Bezüglich der Funktionen des pr6vöt kommt in Bezug auf 
die kommerziellen Vorrechte der Hanse besonders in Betracht, dafs 
der fremde Kaufmann sich seinen Kompagnon unter den Hanse- 
mitgliedem nicht selbst wählen durfte, indem vielmehr für ihn 
ein solcher von dem prevöt und den Schöffen jener Kanftnanns- 
genossenschaft bestimmt wurde.®^ Ferner war jener Beamte ab 
Vorsteher der Hanse auch der Vorsitzende ihres aus den 4 Schöffen 
oder Geschworenen und den auch schon erwähnten 24 prudhommes 
gebildeten im ,Parloir des Bourgeois* abgehaltenen Gerichtes. 
Dasselbe urteilte zunächst®®) über Vei^ehen der Genossenschafts- 
mitglieder und ihrer Dienerschaft®*), sowie über Verletzung der 
Privilegien der Genossenschaft®®), in welcher Beziehung ihr auch 
das Recht der Selbsthilfe mittebt Pfändung zustand.®®) König 


S. das in Note 72 enr&hnte Privileg: Nemini licet aliquam merca- 
toriam Parisius x>er aquam addncere vel reducere a ponte Madunte usque 
ad pontes ParisiTU, niai Ule tit Paiisieiuds aqnae mercator, vel nisi aUquem 
Parisiensem aqnae mercatorem soeiam in ipea mercatoria habnerit. 

»>) 8. Hegel II 8. 89 mit Note 4, Lecaron t. VU p. 100, t. VIII, 
p. 170 etc. 

®*) Lecaron t. VII p. 139, 140, t. VIII, p. 179. 

Dies gebt daraus bervor, dals ibm die weitergebenden Rechte erst 
sp&ter übertragen wurden. 

Dafs die Diener der Mitglieder der Pariser Hanse schon früh dem- 
selben Gerichtshöfe wie ihre Prinzipale unterworfen waren, kann aus einer 
Stelle des Note 72 erwähnten PrivUegs geschlossen werden , welches diese 
Diener bei Verbrechen, bei welchen nicht Festnahme auf handhafter That er- 
folgt war, der Gerichtsbarkeit ihrer Herren unterstellte. VgL über die grolse 
Bedeutung dieser Vergünstigung für den Handel Lecaron t VH p. 98: 
„Sans ce privUdge, U serait loisible an premier jnsticier venu, seigneur liUqne 
ou eccl4siastique, d'arrSter les barques, d'emprisonner tont ou partie de leur 
Equipage et ainsi de ruiner le patron en entravant le commerce au dätri- 
ment general.“ 

Vgl. Lecaron passim. 

^ Dias ergiebt sich aus der Geschichte zahlreicher bei Lecaron 
passim erwähnten Streitigkeiten zwischen der Hanse und fremden Kauf- 
leoten, vgl. z. B. Lee Olim (publids par Beugnot, Paris 1839) I p. 368 
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Philipp übertrug ihr dann 1220 auch die gesamte niedere Gerichts- 
barkeit in Paris, indem er sich selbst und dem nur von ihm ab- 
hängigen ,prdTÖt de Paris“ nur die Jurisdiktion über Diebstahl, 
Yerwimdung und Tötung vorbehielt.“^ Ebenso beschränkten sich 
die Verwaltungsfunktionen der Beamten der Hanse nicht auf das 
Handelswesen, sondern erstreckten sich auch auf , Herstellung und 
Überwachung der Wälle und Befestigungen, Stadtthore, Quais, 
Wasserlmtungen, überhaupt auf die Bau- und Stralsen-Polizei, auf 
die Armenpflege mit der Sorge für Hospitäler und andere wohl- 
thätige Anstalten, auf die Aufbringung Ton Stenern, Hüfen und 
Darlehen für Hof und Staat“. Herrorgehoben sei noch, dais, wie 
in Wien, Begensbmrg und Middelburg die Hilfspersonen des Handels 
unter dem Hansgrafen standen, in Paris der prdvöt des marchands 
die Aufsicht über ein aniserordentlich grofses Personal von ver- 
eideten Messern, Wägern, Eichnngsbeamten, Ausrufern und Unter- 
käufem übte.^*) Alle diese Handelsbeamten vrurden allein vom 
prevöt des marchands und seinen Schöffen eingesetzt, und, wenn 
sie sich untüchtig zeigten, entlassen.**’) 

Wie Hansgraf und Hansgerichtsassessoren in Begensburg, so 
haben sich auch die Ämter des prdvöt und der eschevins des 

^ S. Ordon. des rois de France, t. XI p. 309, vgl. Lecaron YII p. 105. 

Hegel II 8.92. So hängt ofienbar die Entstehung der Stadt- 
verfasBung, da dieser Ausdruck bei der Mehrzahl der Forscher nur den 
Übergang kommunaler und politischer Rechte vom Stadtherren und seinen 
Beamten an die Gesamtheit oder einen Teil der Stadtbewohner bezeichnet, 
speziell in Paris aufs engste mit der Geschichte einer kaufmännischen 
Genossenschaft zusammen. Jenes Ereignis erfolgte eben in Paris in der 
Weise, dals einer nrsprfinglich privatrechtlichen Genossenschaft von Grofs- 
händlem Offentlichrechtliche Befugnisse und zwar zum Teil auch solche, die 
in keiner Beziehung zum Handel standen, vom EOnigtume Übertragen wurden. 
Da sich ein grofser Teil dieser Funktionen auf die Verwaltong der Stadt 
bezog, so wurde der Vorstand dieser Genossenschaft allmählich zu einer 
MunizipalbehOrde. Vgl. Le Roux de Lincy I p. 124 — 147, Lecaron t. VH 
p. 106 — 110, auch Goldschmidt, ünvlg. d. Handelsr. I S. 217. Besonders 
bezeichnend ist in Bezug auf die angegebene Entwickelung, dais das Wappen 
der Genossenschaft zum Wappen der Stadt wurde (vgl. Goldschmidt 
a. a. 0. Note 95 und jetzt auch Franklin in M4moiree de l'histoire de 
Paris X p. 127, 128), und dafs auch die Führer der Bfirgermiliz unter dem 
pr4v6t des marchands standen (s. Lecaron VIH p. 184). 

*•) Vgl. Lecaron 1. 118—136. 

*0) ibid. bes. p. 116. 


Digitized by Google 



277 


marchands allmählich aus Vorständen einer Genossenschaft in eine 
Staatsbehörde verwandelt.*^) Als solche haben sich aber diese 
Einrichtungen bis zum Jahre 1789 erhalten.**) 

Während sich für die Hanse der Pariser Eaufleute bekannt- 
lich in den Kauftnannsgenossenschaften anderer ftanzösischer Städte 
zahlreiche analoge Institutionen nachweisen lassen**), fehlt es da- 
gegen in Frankreich, soviel ich sehe, durchaus an solchen für das 
Amt des prävöt des marchands de l'eau zu Paris. *^) So haben 
auch sonst dem Amte des Hansgrafen im wesentlichen entsprechende 
Einrichtungen innerhalb des germanisch-romanischen Kultnrkreises 
— abgesehen von den oben erörterten Instituten zu Göttingen und 
Paris — jedenfalls wohl nur in geringer Zahl bestanden.**) Zwar 

*1) VgL Bobiquet p. Vni and die von Lamare, Traitä de la police 
1. 1 (Paris 1719) p. 187 — 197 gesammelten Qesetse and Parlamentsent- 
scheidangen der Zeit von 1597 — 1700 l}ber das Am t des prdvSt des marchands 
zn Paris. 

**) Bobiqaet ibid. Über die nur vorübergehende Aofhebnng der 
Hanse 1306 and ihre Wiederherstellang 1307 s. Lecaron p. 166, über die 
1382 Jan. 27 von Earl Vll. dorchgefOhrte Aoflösnng der Genossenschaft und 
Abschaffung ihrer Privilegien s. ibid. p. 183ff., über die allmähliche Restitotion 
der Hanse und ihrer Bechte in den Jahren 1411 — 1415 ibid. p. 197 — 204. 

**) Pigeonneaa I p. 113 — 115, Goldschmidt I S. 217 — 218. 

M) Hur ^ Xmt des caena des maroniers (Grafen der Rheder) za 
St. Omer, welcher an der Hanse beteiligt ist, war vielleicht demjenigen des 
prdvOt des marchands an Paris und des Hansgrafen ähnlich. An der 
Spitae der Hanse zn St. Omer stand jedoch ein anderer Beamter, der als 
„dojen“ oder „maienr“ bezeichnet wurde. Die einzige Ervrihnong des 
cnens des maroniers besteht in folgender BMtimmang der Statuten der 
Hanse zu St. Omer: ,JSt li cuens des maroniers doit avoir ses hanses teil 
comme il solait avoir.“ S. Girj, St. Omer, p. 513 § 150, vgl. ibid. p. 297 
und aber den erwähnten Vorsteher der Hanse ibidem p. 282 und 413. ln 
keiner Verbindung mit einer Kauftnannsgenossenschaft stand die vicomtä de 
l'eau de Rouen. So wurde nämlich nur die Summe der den alten vioomtes 
de Rouen zustehenden Befugnisse genannt, welche eine Zeit lang den maires 
von Rouen übertragen war. S. de Frdville, Mdmoire sur le commerce 
maritime de Rouen I (Rouen et Paria 1857) p. 183, 184. 

*^) Es sei hier noch auf die „Consuln* oder .Gouverneure* der spanischen 
und portugiesischen, den .Gouverneur* oder .Major* der englischen und 
den .Conservator* der schottiachen Eaufleute zu Brügge verwiesen, welche 
vielleicht ebenfalls von den heimischen Landesherren aus den MitgUedem 
der EaufmannsgenoBsenschaft ernannt wurden, und sowohl die fürstlichen 
als die genossenschaftlichen Interessen zn vertreten batten. Zweifellos fehlt 
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hatten die zur Leitung auswärtiger Handelsniederlassungen be- 
rufenen Personen, seien sie nun durch Bestellung seitens der ein- 
heimischen oder h'emden Stadtmagistrate, seien sie durch Wahl 
der im Auslande versammelten Kaufleute auf ihren Posten ge- 
kommen*^), vielfach ähnliche Funktionen wie die Hansgrafen, wenn 
sie Kaufleute aus ihrer Heimat auf fremde Märkte begleiteten. 
Indes können sie wohl in handelspolitischer und wirt- 
schaftlicher Beziehung, aber gerade der Art ihrer Bestellung 
wegen nicht in juristischer Hinsicht mit den Hansgrafen in 
Parallele gestellt werden. Ebenso liegen die Verhältnisse auch 
bezüglich der in ihrer Heimatstadt zur Verwaltung des Handels - 
Wesens von Stadtherren oder von Stadl^emeinden bestellten Beamten, 
namenthch der Marktmeister. Dieselben üben zum Teil Befug- 
nisse, welche den den Hansgrafen in ihren Heimatstädten zu- 
stehenden Funktionen entsprechen, unterscheiden sich aber von 
jenen Beamten völlig dadurch, dais sie in keinerlei Zusammen- 
hänge mit einer Kaufmannsgenossenschaft stehen. 

So sind also nur in ganz wenigen Städten mit dem Hans- 
grafenamte übereinstimmende Institutionen, welche andere Namen 
tragen, nachzu weisen. Das Hansgrafenamt selbst ist aber auch 

freilich bei jenen Beamten das bei den Hansgrafen regelmäfsig nachweis- 
bare Verhältnis zu einer bestimmten Stadt, der entweder ansschliefslich 
oder doch vorwiegend die Mitglieder der vom Hansgrafen geleiteten Ge- 
nossenschaft angeboren. Über die hier erwähnten Vorsteher brittischer 
und romanischer Handelsniederlassungen zu Brügge, über welche eingehende 
Spezialuntersuchnngen sehr dankenswert wären, vgl. Walther Stein, Die 
Genossensch. der deutschen Eanfleute zu Brügge S. 51, 52. 

Derartige Vorsteher von Handelskolonieen sind bekanntlich in grolser 
Zahl überliefert. Ich erirmere hier nur an den von dem Wormser Rate den 
auf die Frankfurter Messe ziehenden Eanfleuten jener Stadt mitgegebenen 
nuncius civinm (Boehmer, Fontes Rer. Germ. H 214), die Älterleute der 
hansischen Niederlassungen in Flandern, England, Rulsland etc., die von 
Lübeck und anderen hansischen Städten nach Schonen gesandten Vögte (vgl. 
Dietrich Schäfer, Das Buch des Lübeckischen Vogts auf Schonen, be- 
sonders S. CXEXVn und CXXXVllI) und die bekanntlich von der venetia- 
nischen Regierung bestellten Vorsteher des ,Fondaco dei Tedeschi“ zu 
Venedig. 

Über die vom Stadtherren ernannten Marktmeister zu Erfurt vgl. 
Waitz, V. G. VII, S. 417, Note 3, VlU S. 492 und das oben Note 86 citierte 
Buch von Lambert S. 18, 20, 21; über Marktmeister in anderen Städten 
Gengier, Stdtrchte.-Altert. S. 167, 168. 
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nicht auf ein bestimmtes Sprach- oder Rechtsgebiet beschrankt, 
sondern findet sich in ganz verschiedenen Gegenden, jedoch Überall 
nur vereinzelt.^*’) Diese Thatsacben sprechen entschieden dafür, 
dais unser Institut sich durch Reception von einem Orte zum 
anderen verbreitet hat. Jeden&lls ist es danach nicht völlig selb- 
ständig aus an verschiedenen Orten übereinstimmenden Rechtsgrund- 
lagen entstanden; noch weniger kann aber davon die Rede sein, 
dais das Hansgrafenamt von einer für das ganze deutsche 
Rechtsgebiet durch den Willen eines Gesetzgebers ins Leben 
gerufenen, einheitlichen Einrichtung stammt Nicht nur Forscher 
des vorigen*®), sondern auch noch solche unseres Jahrhunderts^*®) 
schreiben freilich die Begründung des Hansgrafenamtes Karl dem 
Grofsen zu. Diese Ansicht und ihre weite Verbreitung wird ent- 
schieden mit jener lange Zeit herrschenden Auffassung^* ^) Zusammen- 
hängen, dais alle verbreiteteren, aus alter Zeit stammenden Rechts- 
einrichtungen auf jenen Herrscher znrückgeführt werden müisten 
Derselbe erscheint dann gleich Solon und Lykurg in der griechi- 
schen Auffassung als Begründer aller gesetzlichen Ordnung. In 
erster Linie wird jedoch jener Irrtum durch die Thatsache hervor- 
gerufen sein, dafs Karl der Grolse in c. 7 des bekannten Capitulars 
von 805 eine Anzahl von Beamten mit der Aufsicht über den 
Handel an einigen Grenzplätzen betraut, unter diesen aber auch 
Regensburg genaimt wird^**); denn gerade das Bestehen des 
dortigen Hansgrafenamtes war im vorigen Jahrhundert der grofsen 


S. die am Anfänge dieeee Buches S. 254 genannten St&dte. 

**) S. Plato, Regensb. Hansgrafenamt S. 10, 14 — 16, Gumpelz- 
haimer in Jaeger’s Jur. Magazin II (ülm 1791) S. 3S, 34. 

100 ) Ygi. Langoth, Regensb. S. 5 und 6, von Maurer, Stdtverf. II 
274, 278 , 279, Pauli, Hans. Geschbl. II S. 19, Schmeller, Bayr. Wörter- 
buch S. 1134, GOtb in Mitteil, des bist. Vers. f. Steiermark VlU (Gratz 1858) 
S. 126. 

lüi) Ygi. Nitzsch, Deutsche Geschichte I (Leipzig 1883) S. 193. 

10 *) Mon. Genu. Capit. I (ed. Boretius) p. 123 c. 7 : De negotiatoribus, 
qni partibus Sclavomm et Avarorum pergunt, quousque procedere cum suis 
negotiis debeant: id est partibus Sazoniae usque ad Bardaenowic, ubi prae- 
videat Hredi, et ad Schezla, ubi Madalgandus praevideat .... ad Foracheim 
et ad Breemberga et ad Ragenisburg praevideat Audulfus ... Et ut 
arma et brunias non ducant ad venumdandum. 
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Bedeatung wegen, die es im Laufe der Zeit erlangt hatte, all- 
gemein bekannt 

Für uns kann freilich kein Zweifel sein, dals das erst sehr 
Tiel später auftretende Hansgrafenamt zu den Verordnungen jenes 
Capitulars in keiner Beziehung steht Es wird in ihm nämlich 
nur die Waffenausfuhr verboten , und der Grenzhandel zu diesem 
Zwecke auf bestimmte Orte beschränkt; mit der Äufrechterhaltung 
dieser Vorschriiien wurde bezüglich der Gegend von Forchheim 
bis Regenshurg Graf Äudulf betraut^***), welcher damals die r^l- 
mälsigen Funktionen der ordentlichen KSnigsboten in einem Teile 
Bayerns übte.^*’^) In derselben Weise sollten andere Königsboten 
die Überwachung des Handels an den übrigen Teilen der Ost- 
grenze leiten.^***) Von irgend welchem Zusammenhänge dieser 
Beamten mit einer Kaufhiannsgenossenschaft ist natürlich in keiner 
Weise die Rede. Ebensowenig wie auf Karl den Grolsen kann 
das Hansgrafenamt auch auf römische Einrichtungen zurückgeführt 
werden, indem an das Amt der comites commerciomm^”^) ge- 
knüpft wird.^®*) 

Weitere Versuche, eine gemeinsame Quelle für das Hamsgrafen- 
amt nachzuweisen, sind bisher nicht unternommen worden. Doch 
kann eine Bemerkung Donandt’s in seiner ausgezeichneten „Ge- 
schichte des Bremischen Civilprozeeses“ herangezogen werden, da 

108 ) Dieg geht au8 der h&ofigen ErwUmung deaaelben in den in der 
Einleitung citierten juristischen Lexicis jener Zeit hervor. 

io<) S. oben Note 102. 

105) Yg], Simson, Jahrb. Karls des Grofsen II (Leipiig 1888) S. 325, 
326, 332 und Krause in Mitt. d. Inst. f. Oster. Gschtef. XI (Innsbruck 1890) 
S. 262 Nr. 44, 48. 55, 56. 

los) Vgl. oben Note 102. Übrigens kOnnen jene Anordnungen nur 
kurze Zeit in Kraft geblieben sein, da die in dem genannten Kapitnlar fest- 
gestellte Grenze, welche Deutschland auf sein geringstes Gebiet beschränkte 
und .den Besitz der Slaven rechts der Saale und im fränkischen Saale- 
gebiete oberhalb Saalfelds anerkannte* , jedenfalls schon in den nächsten 
Jahren geändert wurde, vgl. Meitzen in Ztschr. d. Vereins f. Volkskunde I 
(Berlin 1891) S. 133, 184 und Simson a. a. 0. II S. 856, 857. 

107) Vgl. fiber dasselbe im Justinianeischen Gesetzbuche 1. 1 Cod. I 52, 
1. 6 Cod. IV 63, 1. 2 Cod. IV 40, sowie b^nders Bonchard, Etudes sur 
radministration des finances de l'empire Romain (Paris 1871) p. 294, 295. 

108) So Spangenberg an der in der Einleitung Note 1 citierten 
Stelle, und Göth an der oben S. 279 Note 100 citierten Stelle S. 125 ff. 
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er darin ein bestimmtes Land gewissermalsen für das Hanptgebiet 
jenes Institutes erklärt. Indem er in der erwähnten Abhandlnng 
von den Einwirkungen flandrischer Sitten und flandrischen Rechtes 
auf die Yerhältnisse in Bremen spricht, nennt er nämlich auch 
die Erwähnung von „Hens^reren“ unter denjenigen Momenten, 
welche bei der LektUre alter Bremischer Rechtsquellen derart 
wirken, dais man glauben kann, „in einer flandrischen Keure zu 
lesen“. ’®*) Auch nach den in den früheren Büchern gegebenen 
Spezialuntersucbungen wird, solange nicht das Gegenteil sicher 
erwiesen ist, wohl die Ansicht vertreten werden können, dafa in 
Flandern der Ausgangspunkt des Hansgrafenamtes zu suchen sei. 
Zunächst wird in jenem Lande das Hansgrafenamt mit am frühesten, 
nämlich in einer in die zweite Hälfte des zwölften Jahrhunderts, 
und zwar circa 1180 zu legenden Rechtsquelle, nämlich den 
Statuten der Hanse der siebzehn Städte, erwähnt. Ferner hat dies 
Institut dort jedenfalls — wenn auch vielleicht nicht lange vorher 
sich erst die siebzehn Städte zu der Genossenschaft, an deren Spitze 
es später stand, zusammengefunden hatten — schon vor der ersten 
überlieferten Erwähnung bestanden. Ist nun auch das Hans- 
grafenamt zu Begensburg schon circa 1183 bezeugt^^^), und geht 
auch das Dortmunder Hansgrafenamt vielleicht bis ins zwölfte 
Jahrhundert zurück so wäre es doch höchst unwahrscheinlich, 
dafs jenes Institut von einem dieser Orte nach Flandern über- 
tragen worden sei. Denn gerade das flandrische Yer&ssungswesen 
hat sich frühzeitig in groCser Selbständigkeit entwickelt, während 
vielfach ein Einfluls flandrischer Rechtseinrichtnngen in anderen 
Gegenden nachweisbar ist.^^®) So dürfte denn in den meisten 
Orten, in welchen wir Hansgrafen fanden, das Hansgrafenamt aus 
Flandern recipiert sein. Bei vielen von ihnen sind Yerbindungen 

10«) Siehe Bremisches Jahrb. V (1870) S. 6. 

110) S. oben 8. 238—236. 

111) 8. oben 8. 8. 

iK) Dies kann deshalb vermutet werden, weil daselbst ca. 1261 der 
Tod eines Hansgrafen, welcher der Sohn seines Vorgängers war, überliefert 
ist, vor dem damals gestorbenen aber schon zwei Hansgrafen fungiert haben 
müssen. 8. oben 8. 152, 153. 

110) Vgl. z. B. die oben Note 109 und unten Note 114 citierte Litte- 
ratur über Reception flandrischen Rechte in Bremen und Österreich, sowie 
8chr6der, D. R. Q. 8. 612. 
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mit Flandern auch aus anderen Thatsachen ersichtlich.^^*) Nur 
bezüglich Wiens glaube ich, dals man mit einiger Wahrscheinlich- 
keit annehmen kann, dals daselbst das Hansgrafenamt nicht auf 
die Flandrische, sondern auf die Regensburger gleichnamige 
Institution zurückgeht. Allerdings haben nicht nur Regensburger, 
sondern auch Flandrische Kaufleute Wien besucht, und sich zum 
Teil dort dauernd niedergelassen^^^); auch ist es sicher, dafs flan- 
drisches Recht im Wiener und in anderen österreichischen Stadt- 
rechten recipiert ist.^^*) Jedoch spricht die Thatsache, dals das 
österreichische Hansgrafenamt aller Wahrscheinlichkeit nach unter 
Ottokar von Böhmen entstanden ist^^^), dieser Herrscher aber 
nachweislich zu dem Hansgrafen von Regensburg in Beziehung 


11«) Ober Beziehungen von Regensbarg zu Flandern vgl. Gemeiner, 
Chronik II S. S69 Note, über solche der westfälischen Städte zu Flandern die 
in Buch lY S. 158 Note 21 citierten Untersuchungen. Verkehr der Flandrer 
mit Wien geht z. B. aus den in Wiener Zeugenlisten sich findenden Namen 
Winandus Flaeminch (1257, Hormayr, Gesch. von Wien V Urk. Nr. 128 p. 7) 
und Laurencius Vlaemingus (1272 ibid. VII Nr. 239 p. 194) hervor. Vgl. ferner 
das Privileg Herzog Leopold's VI. für die Flandrenses 1208 (Tomaschek I 
Nr. 2), wo mit diesem Namen aber eine Färberinnung bezeichnet wird, 
8. Tomaschek Nr. 86, Weifsmann in Blätter d. Vms. f. Landesk. Nieder- 
österreichs X (1876) S. 812 — 319; anderer Ansicht Frensdorff in Hans. Ge- 
schichtsbl. 1878 (Leipzig 1879) S. 57, 58. Vor allem kommen aber die auffallen- 
den Übereinstimmungen alter österreichischer Stadtrechte mit früheren und 
gleichzeitigen fiandrischen und nordfranzOsischen Stadtrechten in Betracht. 
Vgl. Tomaschek, Rechte und Freiheiten Ehnl. S. VII und Deutsches Recht 
in Österreich S. 80 — 92, sowie Röfsler, Deutsche Rechtedenkmäler in Böhmen 
und Mähren II (Prag 1852) S. CXIV, CXV. Endlich s. noch über Beziehungen 
von Hameln zu Flandern Meinardus Urkb. Nr. 433; dort wurden die 
Tuchmacher .Fleminge* genannt, s. Donat Nr. 10 und 103 (Meinardus 
S. 565 und 585). Über die fiandrischen Ansiedlungen in Deutschland vgl. 
auch de Borchgrave, Hist, des colonies Beiges in M5moires couronn5s 
par l’acsMl^mie royale de Belgique t. XXXVH (Bruxelles 1865), bes. p. 53 — 158. 

US) Über die Handelskolonie der Regensburger in Wien vgl. den oben 
S. 16 Note 43 erwähnten Brief derselben, sowie Hornek's Reimchronik ad 
a. 1266 (Pez, Scriptores Rer. Austr. t. HI Regensburg 1745 p. 89) und Viti 
Arenpeckii Chronicon Austriacum a. 1320 (ibid. I p. 1239): österreichische 
Herrscher konfiszieren die Waren in Wien wohnender Regensburger zur 
Rache für die politische Haltung ihrer Heimatsstadt. Über Flandrer in 
Wien vgl. die vorige Note. 

iis) S. die ibid. angeführte Litteratur. 

'!’) Wie sofort gezeigt werden wird. 
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stand dafür, dals das dortige, nicht das flandrische Hansgrafen- 
amt für das Wiener vorbildlich war.^^'*) Bekanntlich herrschte 
Ottokar in Österreich seit 1252, nachdem er jenes Land als Qe- 
mahl der Schwester des letzten Fürsten aus dem Hause der Baben- 
berger in Besitz genommen hatte; diese besalsen übrigens in 
R^ensburg zwei Orundstücke^*°), welche damals wohl auch an 
Ottokar gefallen sein werden. Von Wichtigkeit ist auch, dafs nach 
den neueren Forschungen schon zwei wichtige Verwaltungsreformen 
im österreichischen Herzogtume in die Zeit jenes Königs gesetzt 
werden: die Einsetzung des herzoglichen Rats und die Ernennung 
besonderer Landrichter für Österreich ob und unter der Enns.**') 
Ferner hat Ottokar für die Wiederherstellung des Wohlstandes 
von Wien, als es 1266 durch drei Feuersbrünste in einem und dem- 
selben Jahre arg gelitten, durch eine Reibe zweckmäfsiger Mittel 
gesorgt.***) Er erklärte die Stadt für fünf Jahre frei von Steuern, 
schenkte ihr einen in der Nähe gelegenen Wald und gestattete ihr 
eine Messe von Monatsfrist.***) Zugleich übertrug er vielleicht auch 
nach dem geistlichen Oeschichtsschreiber, der auch das bisher An- 
gegebene erzählt, den Bürgern die Aufsicht über diese Messe.***) 
Finden wir nun gerade im Jahre 1270 zuerst einen Beamten, der 
als Vertreter der österreichischen Eaufleute aulserhalb ihrer Heimat 
fungiert**^), so liegt es nabe, da ja dem österreichischen Hansgrafen 
aulser jener Befugnis vor allem die besonders zur Zeit der Messen 
notwendig werdende Aufricht über die fremden Kaufleute zustand, 
in dem Berichte von der Übertragung der Mefraufricht die Be- 
gründung des Hansgrafenamtes gemeint zu finden, welche dtinn 


118 ) VgL oben Buch I Kap. I S. 17. 

118) In Betracht kommt auch, dafs gerade nur in Regensburg und 
Wien .Hanae* auch das Haus bezeichnet, in welchem sich die Kanfmanns- 
genossenschaft versammelte, s. oben S. 260 zu Note 17. 

1*8) S. Muffat in Bavaria II (München 1863) S. 710. 

1*1) S. Siegel in Sitzungsber. der philos.-histor. Klasse der Wiener 
Akademie Bd. 102 (1883) S. 253, 254 und Strnadt, Die Geburt des Landes 
ob der Enns (Linz 1886), bes. S. 112, 113. 

1 **) S. Annal. Zwetl. Contin. Vindob. (S. S. IX p. 707). 

1**) A a. 0. : nundinas per unius menais spacium perhenniter, pront 
civibuB ezpedire videbitur, &eri illic iusait. Wenigstens scheint mir in diesen 
Worten mehr zu liegen, als dals die Bürger etwa nur die Zeit der Messe 
h&tten bestimmen können. 
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in das Jahr 1266 oder die darauf folgenden Jahre zu setzen wäre. 
Der Hansgraf in Wien wurde ja bis zur Zeit Maximilians stets 
aus der Wiener Bfirgerschaft genommen und hatte nicht nur die 
fürstlichen, sondern auch die Interessen der Wiener Kaufleute zu 
rertreten.^*^) Vom Herzogtums Österreich aus wurde das Hans- 
grafenamt, wie wir gesehen, in späterer Zeit noch in mehrere 
andere habsburgische Provinzen übertragen. Ob dies Institut an 
allen übrigen Orten, in denen es auiser jenen des deutschen Süd- 
ostens nachweisbar ist, direkt auf flandrische Einflüsse zurück- 
geht, ist eine nach Lage der Quellen nicht zu beantwortende 
Frage. 

Ebenso lälst sich auch nicht mit Sicherheit entscheiden, 
warum einige Orte ein Hansgrafenamt besitzen, während sich an 
anderen keine entsprechenden Einrichtungen finden. Zweifellos 
genügt der Hinweis auf die Beziehung zu Flandern zur Lösung 
dieses Problems nicht, da es auch in Städten ohne Hansgrafenamt 
nicht an Handelsverbindungen mit jenem Lande fehlte. Nur der 
Gesichtspunkt kommt vielleicht in Betracht, dais an denjenigen 
Orten, in welchen das Hansgrafenamt schon im zwölften Jahr- 
hundert entweder sicher nachweisbar ist, wie in Brügge und 
Regensburg , oder doch aller Wahrscheinlichkeit nach bestanden 
hat, wie in Bremen und Dortmund, ein lebhafter Aktivhandel nach 
entfernt liegenden Gegenden getrieben wurde. 

Es bleiben von den in der Einleitung aufgestellten Fragen 
noch diejenige nach der Bedeutung des Hansgrafenamtes für die 
Ausbildung der deutschen Stadtverfassung und die nach den Gründen 
der verschiedenen Entwickelung jener Institution an den einzelnen 
Orten. Was das erstere Problem betrifft, so haben wir gesehen, 
dafs in Hameln, wo das Hansgrafenamt erblich geworden war, es 
von dem letzten Inhaber an den Rat übertragen wurde ; in Bremen 

•**) 8. Hormay r, Wien I Urk. Nr. XXX p. 86 a. 1270: KOnig Stephan V. 
teilt seinen Beamten mit, dafs ihm Sybridus dictus Leubel ein den Öster- 
reichischen Eanfleuten gfinstiges ZoUmandat seines Vaters gezeigt habe, 
und bestätigt dasselbe. Welche Stellung dieser Sybridus hatte, wird in der 
Urkunde nicht gesagt. Da aber diese Urkunde sich gegenwärtig im Wiener 
Stadtarchive befindet und 1279 von einem .hansgravius, rector mercatomm 
de vienna et de austria* Stephan’s Nachfolger Ladislaus vorgelegt wurde 
(s. oben S. 43), so wird auch Sybridus als Hansgraf anzusehen sein. 

***) S. Buch II Kap. I besonders S. 44, 47, 48. 
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gehörte das Hansgrafenamt za denjenigen Beamtungen, welche 
der Rat unter seine Mitglieder verteilte. Auch in Lille stand, 
wenigstens in späterer Zeit, die Verleihung d^ Hansgrafenamtes 
einer municipalen Behörde zu.^^*) Endlich muiste, auch wo die 
Gewalt des Hansgrafen nicht in direkten Zusammenhang mit der 
die Stadt repräsentierenden und regierenden Behörde kam, doch 
die Thatsache, dais der Hansgraf den kaufinännischen Kreisen 
angehörte und in der Stadt selbst obrigkeitliche Befugnisse er- 
langte, dem Wachsen des kaufmännischen Einflusses in der Stadt 
und damit auch der Autonomie derselben förderlich sein. Ein 
Beispiel dafür, wie das Gericht des Hansgrafen durch die Unter- 
stützung der BOrgerschaft den Rinflufa der unbeschränkt fürst- 
lichen Beamten mindern konnte, bietet die Klage des herzoglichen 
Schultheifsen zu Regenabnrg, dals die Bürger ihre Prozesse gern 
auf kaufmännische Sachen hinanslaufen Helsen, um sie, statt vor 
seinem Gerichte, vor demjenigen des Hansgrafen zum Austrag zu 
bringen. In Städten, in welchen Hansgrafen fungierten, die 
in einem weiteren Gebiete Amtsbefugnisse übten, konnte auch 
gerade dieser Umstand zur Stärkung der städtischen Macht* bei- 
tragen. Dies war, wie vrir gesehen haben, bei den Dortmunder 
Hansgrafen der Fall, welche als Vertreter ihrer Stadt den Hans- 
grafen zu Borken das dortige, sich über den nordwestUchen Teil 
der Diöcese Münster erstreckende, Hansgrafenamt zu Lehen gaben. 
Dafs auch der Stadtgemeinde zu Borken daraus, dafs ihr Hansgraf 
auüserhalb des Stadtgebietes berechtigt war, Vorteile erwuchsen, 
lälst sich ihrer Fürsorge für schriftüche Fixierung dieser That- 
sache entnehmen. Ebenso braucht auch bloCs auf die unter 
Maximilian über das Hansgrafenamt geführten Streitigkeiten 
verwiesen zu werden, um die Bedeutung des im ganzen Herzogtum 
Österreich berechtigten Hansgrafenamtes für Wien aulser Zweifel 
zu stellen. Von Maximilian wurde dann freiHch jenes Amt, in 
dessen Amtseide noch am Ausgange des Mittelalters die Wahrung 
der Rechte der Stadt Wien ausdrfickHch erwähnt war, zu einem 
Hebel fürstUcher Macbtentfaltung umgewandelt 

»•) & oben S. 289. 

«’) 8. oben 8. 29. 

US) 8. oben 8. 153, 180, 181. 

u*) S. Buch n Kap. 2, bes. die 8. 70 erwähnte Aktenstelle. 


Digitized by Google 



286 


Die Gründe dafür, dafe unser Institut in Österreich eine der- 
artige Entwickelung nahm, liegen entschieden zum Teil darin, 
dals dort das Band zwischen Landesherren und Hansgrafen nie 
gelöst war. Diese Thatsache selbst aber hängt yielleicht gerade 
mit der Begünstigung zusammen, welche der Wiener Handelsstand 
gegenüber den Kaufleuten anderer österreichischer Städte so lange 
genois, als der Hansgraf aus seiner Mitte genommen und auf die 
Aufirechterhaltung des Wiener Stapelrechtes beeidigt wurde. Ferner 
kommt aber auch das Wachstum der fürstlichen Gewalt in Öster- 
reich am Ende des Mittelalters in Betracht, welche seit Albrecht I. 
dort nur in dem Adel, aber nicht mehr in den Städten geföhrliche 
Gegner zu bekämpfen hatte.^^®) Dementsprechend wird der Um- 
stand, dals das Hansgrafenamt in ßegensburg und Bremen in 
späterer Zeit dem Rate völlig untergeordnet wurde, gerade da- 
durch zu erklären sein, dafs an beiden Orten jeder Zusammenhang 
der Beamtung mit den Stadtherren schon früh aufhörte, und dals 
in jenen Städten mindestens seit der Mitte des dreizehnten Jahr- 
hunderts der Rat die wichtigsten staatlichen Funktionen unabhängig 
von den Fürsten übte. Die Verschiedenheiten, welche vrir wiederum 
in der Entwickelung unseres Instituts in Regensburg und Bremen 
selbst finden, erklären sich am einfachsten dadurch, dals das Hans- 
grafenamt an ersterem Orte immer in Verbindung mit einer Eauf- 
mannsgenossenschaft bUeb, in Bremen aber schon früh von ihr 
vollständig losgelöst wurde. Wie diese Erscheinung dann aber 
ihrerseits zu erklären ist, muTs infolge der Dürftigkeit des Uber 
die ersten Jahrhunderte der Entwickelung des Bremischen Hans- 
grafenamtes vorliegenden Quellemnaterials unbeantwortet bleiben. 
Ebenso ist auch nicht völlig ersichtlich, weshalb das Hansgrafen- 
amt in mehreren Städten nur ganz kurze Zeit bestanden hat. 
Allerdings kann der Umstand, dals das damals freilich schon 
völlig umgestaltete Hansgrafenamt zu Lille 1466 aufgehoben wurde, 
auf die Erhöhung des fürstlichen Einflusses in jener Stadt zurück- 
geführt werden.^®!) Ebenso war es die Folge des Sieges des 
Landesherm über Selbständigkeitsbestrebungen der Stadt KasseL 
dafs die dortige Kaufmannsinnung vorübergehend aufgehoben wurde 


lao) Vgl. (ien oben S. 49 Note 31 angeführten Aufsatz von Lorenz S. 92. 
13J) S. oben S. 241. 
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und 80 auch das an ihrer Spitze stehende Hansgrafenamt verschwand ; 
denn dieses Institut wurde bei der Wiederherstellung jener Genossen- 
schaft nicht wieder eingeftihrt, und der Name „Htuisegrebe“ wurde 
seitdem in Kassel in ganz anderer Bedeutung gebraucht.^^^) Dem- 
nach ist es sicher in erster Linie die Verschiedenheit der politischen 
Entwickelung, welche zu der ganz abweichenden Gestaltung des 
Hansgrafenamtes und der ganz verschiedenen Dauer seines Be- 
stehens an den einzelnen Orten geführt hat. 

>*») S. oben 8. 196. 
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Ergebnisse. 


Mindestens von der zweiten Hälfte des zwölften Jahrhunderts 
bis zum unserigen hat in verschiedenen Gegenden des deutschen 
Rechtsgebietes ein Am t bestanden, dessen Inhaber als Hansgrafen, 
Hans^rafen, Handsgrafen, Handgrafen, Hensegrafen, Hensegrefen, 
Hansgreven, Hansegreven oder Hansegreben, comites hansae und 
comtes (contes, comptes) de la hanse bezeichnet wurden. Aller 
Wahrscheinlichheit nach ist die Entstehung des Amtes nach Flandern 
zu setzen.^) Daselbst sind Hansgrafen in einer der zweiten Hälfte 
des zwölften Jahrhunderts angehörenden Rechtsquelle bezeugt, aber 
wohl schon früher in Thätigkeit. Sie standen an der Spitze der 
sogenannten , flandrischen Hanse in London“, welche auch als 
, Hanse derer von Brügge und der damit verbundenen Städte“, 
sowie als , Hanse der siebzehn Städte“ bezeichnet wurde.^ Dieser 
Verband erhielt sich bis zur Mitte des vierzehnten Jahrhunderts.^) 
Aulserdem finden wir Hansgrafen auf flandrischem Boden noch in 
Lille. Daselbst ist dieses Amt von 1235 — 1466 bezeugt, hat aber 
entschieden auch schon längere Zeit vor seiner ersten Erwähnung 
in unserer Überlieferung bestanden.^) Je nur aus einer einzelnen 
Rechtsquelle läfst sich die Existenz des Hansgrafenamtes in Brüssel 
1365 und in Middelburg 1271 erweisen.^) Wie in diesen Städten 
^ dürfte auch das in Regensburg seit ca. 1183 bezeugte*’) und bis 
1810 bestehende^ Hansgrafenamt auf Reception einer flandrischen 

1) S. oben S. 281. 

^ S. Buch VII Kap. 1. 

S) ibid. S. 237. 

^ ibid. S. 239—244. 

S) 8. S. 245 — 253. Ober die Zeit ihres Bestehens, s. ibid. 

•) 8. 8. 7, 8. 

’) 8. 8. 42. 
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Einrichtung zurQckzufÜhren sein. Dagegen hat wahrscheinlich das 
Regensburger Hansgrafenamt selbst das Vorbild bei der wohl in 
das Jahr 1266 zu legenden Begründung eines Hansgrafenamtes 
zu Wien gegeben^, das dem ganzen Herzogtume Österreich über- 
geordnet war.*) Nach dem Muster dieses österreichischen Hans- 
grafenamtes ist dann wieder für Steiermark ein im fün&ehnten 
und sechzehnten Jahrhundert zu Graz bezeugtes Hansgrafenamt 
geschaffen worden^*); im Jahre 1501 haben höchst wahrscheinlich 
auch Kärnten und Krain Hansgrafenämter besessen.^^) Endlich 
wurde in der Mitte des sechzehnten Jahrhunderts^^) ein Hansgrafen- 
amt zu Auspitz in Mähren, nach dem Vorbilde der erwähnten 
Einrichtung zu Wien^*), ins Leben gerufen, das indes 1625 mit 
ihr vereinigt wurde.'*) Das Hansgrafenamt zu Wien erhielt sich 
aber bis 1784.'^) 

Wohl auf Flandern zurückzuführen ist auch das 1261 bezeugte, 
aber schon in ältere Zeit zurückgehende Hansgrafenamt zu Dort- 
mund'*), von welchem das Hansgrafenamt in Borken zu Lehen 
ging.") Denselben Ursprung hat aller Wahrscheinlichkeit nach 
auch das Hansgrafenamt zu Bremen, welches wahrscheinlich schon 
dem zwölften Jahrhundert angehört und sich bis 1879 Oktober 1 
erhalten hat.'*) Wie in Bremen hat jenes Institut auch in Hof- 
geismar bis in unser Jahrhundert, allerdings nur bis 1808, be- 
standen.'*) Endlich sind Hansgrafenämter noch im vierzehnten. 
Jahrhundert zu Kassel und im vierzehnten sowie am Anfänge des 
fünfzehnten Jahrhunderts zu Hameln bezeugt.**) 

Wie die Zeit des Bestehens des Hansgrafenamtes an den 
einzelnen Orten eine ganz verschiedene war, so hat sich dies 

8) S. S. 282—284. 

») S. Buch n Kap. 1. 

«0 S. S. 91—98. 

») S. ibid. S. 100. 

»*) ibid. S. 101 ff. 

18) ibid. S. 103. 

1«) ibid. S. 105, 106. 

1») S. 90. 

1«) S. S. 281. 

i’) S. 8. 153. 

1^ S. 8. 151. 

1») 8. 203. 

«•) 8. 191 ff. und 8. 183 ff. 

Koeline, Das Hansgrafenamt. 19 
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Institut fast in jedem Orte, in welchem es bezeugt ist, in ab- 
weichender Weise entwickelt. Würde man nur die aus den letzten 
Zeiten des Bestehens des Amtes überlieferten Nachrichten besitzen, 
so würde man leicht zu der Ansicht kommen, dafs die an den 
verschiedenen Orten als Hansgrafen (respektive mit dialektischen 
Formen dieses Aasdruckes) bezeichneten Beamten nichts als den 
Namen miteinander gemeinsam hätten. Z. B. wurde, wenn man sich 
speziell die noch im vorigen Jahrhundert bestehenden Einrich- 
tungen vergegenwärtigt, in Regensbarg der Vorsitzende des Hans- 
gerichtes, einer reichsstädtischen Gerichts- und Verwaltungsbehörde 
für Handels-, Handwerks- und Polizeisachen, „Hansgraf“ genannt, 
während der „Handgraf“ zu Wien ein kaiserlicher Zollbeamter und 
Aufseher auf Pferde- und Viehmärkten, sowie Vorgesetzter der mit 
der Kontrolle des Mals- und Gewichtswesens betrauten Personen 
war. Ferner fungierten zu jener Zeit in Hofgeismar zwei „Hanse- 
greven“ als Vorsteher der dortigen Kaufmannsgilde; in Bremen 
finden wir endlich als „Hensegreven“ vier Ratsherren bezeichnet, 
welche für die Instandhaltung einer Anzahl in Bremen und dessen 
Umgebimg gelegener Strafsen sorgen, den Verkauf in Subhastation 
gekommener Grundstücke leiten und ein Schiedsrichteramt bei 
Nachbarstreitigkeiten üben. Trotz dieser Verschiedenheiten geht 
das Hansgrafenamt — wenn wir von den diesen Namen tragenden 
.Instituten in Österreich aufser dem Wiener absehen — doch an 
jedem Orte^uf dieselbe Grundlage zurück. Der Hansgraf ist 
ursprünglich ein vom Landesherren eingesetzter oder bestätigter 
Vorsteher einer Kaufmannsgenossenschaft, welcher sowohl die landes- 
herrlichen als die genossenschaftlichen Interessen zu vertreten hat.^^) 
Die Gewalt des Hansgrafen beruhte also zunächst einerseits auf 
der freiwilligen Unterordnung der Mitglieder einer Genossenschaft 
unter den Willen ihrer Genossenschaftsorgane, andrerseits auf der 
Anerkennung seitens der Inhaber der politischen Rechte. Es kann 
demnach von einem Zusammenhänge des Hansgrafen mit dem 
Hofrechte keine Rede sein; ebensowenig aber auch ursprünglich 
von einer Beziehung dieses Beamten zu der Gemeindegewalt irgend 
eines Ortes.^^) Indes gehörten die vollberechtigten Mitglieder der 

*') S. S. 256—267. 

oben S. 4 und 268 Note 128 citierten Behauptungen von 
Gierke nnd Lnschin von Ebengreuth. 
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vom Hansgrafen geleiteten Oenossenscliaft regelmälsig einer be- 
stimmten Stadt an; bei der flandrischen Hanse, bei welcher dies 
nicht der Fall war, standen doch den Angehörigen eines einzelnen 
Ortes, nämlich Brügge’s, innerhalb der Oesellschaft besondere Vor- 
rechte zn.^^) Da nun aber entweder jeder Handelsbetrieb oder 
wenigstens der GrolshandeP^) in den einzeben Städten nur den 
Mitgliedern der unter dem Hansgrafen stehenden Genossenschaft 
erlaubt war, so fiel die Vertretung ihrer Interessen faktisch mit 
der Vertretung der merkantilen Interessen des betreffenden Ortes 
zusammen. Mitunter hat sich auch später ein enger, verfassungs- 
mälsiger Zusammenhang zwischen den municipalen Behörden und 
dem Hansgrafenamte ausgebildet.*®) Dagegen scheint, wie wir 
gesehen haben*®), mit der Verpflanzung des Hansgrafenamtes nach 
Brüssel Tomehmlich der Zweck der Einschränkung der in Kauf- 
mannsgilde und Stadtverwaltung jenes Ortes herrschenden Oligarchie 
verfolgt worden zu sein.**) Für Österreich kann sogar mit voller 
Sicherheit behauptet werden, dafs daselbst vom sechzehnten Jahr- 
hundert an die Hansgrafenämter den Zweck hatten, die ftlrstlichen 
Interessen gegenüber den municipalen und ständischen zu ver- 
treten.***) 

Lieisen sich die Fragen, warum an einzelnen Orten ein Hans- 
grafenamt bestanden hat, während es an anderen fehlt, und warum 
sich dies Institut in den verschiedenen Städten so abweichend ent- 
wickelte, nicht mit Sicherheit beantworten, so konnte doch in 
letzterer Beziehung auf den ganz verschiedenen Verlauf und Ans- 


1 


! 


1 

i 


S. S. 227. Wahrscheinlich hatte sich diese Genossenschaft aus einer 
Hanse von Brflgge entwickelt (ihid.). 

»«) Vgl. S. 258. 

»») S. 8. 286. 

»«) S. oben S. 249. 

Es wird kaum nötig sein, zu bemerken, dals darin kein Wider- 
spruch gegen die in der Definition des Hansgrafen enthaltene Behauptung 
liegt, dafs diesem Beamten überall ursprünglich auch die Vertretung ge- 
nossenschaftlicher Interessen übertragen war. Die fürstliche Regierung, 
welche das Hansgrafenamt in Brüssel einführte, wollte gerade durch die 
Verminderung des Einflusses der in der Gilde mafsgebenden Kreise und 
durch Übertragung der Kontrolle der Tuchfabrikation an das zu diesem 
Zwecke geschaffene Amt den Tuchhandel, also auch den VorteU der Kauf- 
mannsgenossenscbaft befördern. 

**) S. Buch II Kap. 2 u. 3 passim. 

19 * 
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gang der Kämpfe zwischen ftirstlicher Gewalt und städtischer 
Selbstverwaltung verwiesen werden. Gerade diese Thatsachen haben 
vielfach nachweisbar auf die Ausgestaltung des Hansgrafenamtes 
EinfluJs geübt. Die ganz abweichende Entwickelung unseres 
Instituts an den einzelnen Orten hatte aber, wie im Laufe der 
Untersuchung klar geworden sein wird, die Folge, dals dasselbe 
in den verschiedensten Partieen des deutschen Rechts eine nicht zu 
unterschätzende Rolle gespielt hat. Ganz besonders kommen in 
dieser Hinsicht die Geschichte der Stadtverfassung und der Aus- 
bildung der fürstlichen Gewalt, sowie die Entwickelung der Ge- 
richtsverfassung und des Handelsrechts in Betracht. Bezüglich des 
Handelsrechts sei noch ausdrücklich daran erinnert, dals die Hans- 
grafen in Regensburg und Wien auch die Aufsicht über die zur 
Kontrolle und Unterstützung des Handels bestimmten Beamten, 
namentlich die vereideten Makler, führten.^®) 

Dieselbe Funktion besafs auch der prevöt des marchands de 
l'eau zu Paris.®^) Seine Beamtung dürfte als die einzige Institution 
zu betrachten sein, welche sowohl eine mit deijenigen des Hans- 
grafenamtes völlig übereinstimmende Rechtsstellung, als auch sehr 
ähnliche Befugnisse besessen hat.®^) Das Fehlen anderer derartiger 
Institute und die Thatsache, dafs das Hansgrafenamt sich nur an 
einzelnen Plätzen ganz verschiedener Rechtsgebiete findet, wiesen 
aber darauf hin, dafs sich dies Institut durch Reception ver- 
breitet hat.®®) Zugleich konnte auch festgestellt werden, dals das 
Hansgrafenamt aufserhalb Ilandems am frühesten in unter flan- 
drischem Einflüsse stehenden Orten mit lebhaftem Aktivhandel ins 
Ausland nachweisbar ist.®^) 

Wollen wir die ganze Geschichte des Hansgrafenamtes in 
grölster Kürze charakterisieren, so werden wir es wohl am pas- 
sendsten mit Verwendung jener Worte thun, in denen neuerdings 
Gothein®®) treffend die Entwickelung des städtischen Rates ge- 


2«) Vgl. Buch VIII S. 286, 287. 

*0) S. Buch I S. 18 ff., und Buch II Kap. 1 S. 58 ff. 
31) Buch VIII S. 276. 

»*) ibid. S. 277 mit Nota 95. 

38) ibid. S. 279. 

8<) ibid. S. 281, 284. 

*3) S. 15. 
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kennzeichnet hat: „Wenn irgend eine Institution, nachdem sie nur 
erst einmal feste Gestalt angenommen hatte, überall ein einheit- 
lichee Gepräge trägt, so ist es der Rat; wenn bei irgend einer 
ganz verschiedene Ansätze and Ausgangspunkte anzunehmen sind, 
so ist er es ebenfalls.“ — In diesem die Ratsentstehung schil- 
dernden Satze braucht man nämlich nur einige Worte in eine 
entgegengesetzte Stellung zu bringen, wenn man einen Überblick 
über die Geschicke des Hansgrafenamtee geben will. Es wird 
nämlich kaum eine Institution des deutschen Rechts 
existieren, welche sich bei ursprünglich einheit- 
licher Form an den einzelnen Orten, in denen sie 
nachweisbar ist, so verschieden entwickelt hat, 
wie das Hansgrafenamt. 
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I. Anhang zu Buch I. 

Nr. 1. 

Die in Wien wohnenden Regensburger Bürger teilen dem 
Hansgrafen zn Begensbnrg, Wernher dem Stranbinger, und 
der dortigen Hansegenossenschaft mit, dai's die Hauten in 
Wien erhöht sind, nnd bitten um ihr Zeugnis über die seit 
alters üblichen Zollsfttze. s. d. et a. (Wien 1311.)^) 

Aus Reichsarch. zu Mflnchen. Reicbst. Regenb. fase. 14. — Orig, membr. 
cum sig. impr. deleto. 

Dem erwaem und dem bescheiden manne hern Wember dem 
Straubingaer ze Begensparch de m hansgraven und üch der gemeine 
enbietp n_-nqr hie niden ze Wienne 

unsem getriwen dienst und tun iv chunt, daz wir grozzen ge- 
bresten haben von den mauttenaem hie niden ze Wienne, des wir 
e ungewon sin gewesen, daz uns die mauttenaer an suchent. die 
wellent uns unseriu altiu reht brechen, die wir lange haben ge- 
habet, daz sind diu reht, daz wir von dem daeichselwagen haben 
gegeben ein halpfunt pfenning und zwelf an dem toer und zwelf 
über den market und von dem eintzwa^en halb als vil. Nu 

wellent si uns ein neweu mautte üf bringen ze einem reht und, 

hieten aht man oder zehen uf einem wagen, so must ieder man 
zwelf pfenning geben czu der alten mautte und wellent euch daz 

selbe reht von den gewant waegen haben, die her ab gent und 

üch von den charren und tun iv chunt, swaz man scheffe ladet, 
die hab wir e verrihtet von dem hundert heute zwelf pfenning 

*) Die Editionsgrundsatze sind in der Hauptsache die von Weizsäcker 
in den Reichstagsakten Bd. I Einl. S. LXIV — LXXX aufgestellten. 

Vgl. oben S. 16 mit Note 43. 
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und von dem Boum Wachses oder Ton liemen vier pfenning, so 
wellent de czu dem alten rehte haben Ewelf pfenning. und gaben 
oucb von dem fuder weines zwelf pfenning. nu wellent si von 
dem mmme zwelf nemen, er hab wenich oder vil. Nu sie wir 
ofte vur die purgaer in den rat {gegangen und ^Jiaben in ge- 
cblaget über die mauttenaer. nu sint di e purgaer des cze r^jwo r- 
den rpit gemeiTip.m mt und habent iu her uf enboten sw az iwerin 
alten reht sin und swes die eitern gedencnen, daz ir in daz hin 
ab enbietet, daz wellent si gern staet haben und fndert iuch mit 
der botschaft so ir schienst muget, wan man ez alle tage geben 
muz. Nu pfleg iwer got. 

In verso: Dem ersamen manne hem Wemher dem Straubingaer, 
dem hansgraven von Regenspurch. ' 


Nr. 2. 

Der Hansgraf Conrad der Stemer und drei andere Bürger 
nehmen als Yertreter der Hanse ein Darlehen auf. (Regens* 
borg) 1329 Sept. 11. 

Aus Reicbsarch. zu Manchen. Reichst. Regensh. fase. 41. — Or. memb. — 
Erwähnt von Gemeiner, Chron. I S. 542. 

Ich Chdnrat der Stemer, bansgraf ze Regenspurch, ich Chün* 
rat der Woger, ich Laeutwein auf Tunauw und ich Symon, hem 
Fridrich dez Lengvelders swager, purger ze Regenspurch, veriehen 
offenlich an disem brief, daz wir nnverschaidenüch schuldich worden 
sein und gelten schuln Mohschlemm Valchen snn, seiner haos&owen 
und iren erben, Juden ze Regenspurch, sehczich pfont regenspurger 
phenich, die wir genomen h aben von der hana wegen auf di str azz 
ge in Oesterrich, h erm Fridrich dem Weintinger und Otten dem 
Haeubier, ze chost, und auf diselben phennich da get schad auf 
von dem tag heut zwen phenich auf ieglich pfnnt ze der wochen 
mit der beschaiden, swann die vorgenanten Juden irer phenich 
niht lenger geraten noch beiten wellent, so habent si vollen ge- 
wsJt, uns dar umb ze monen, und schuln wir in d(mn zehant nach 
irer monung unverzogenlich antwurten an alles fherzok pfennich 
oder solche güte pfant di si treiben und tragen mugen imd da 
von si wol bechommen muegen irr voi^eechriben hauptphennich. 
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di dann gib und glob sint, und auch des Schadens gar und gaentz- 
lich an allen gepresten, als wir in daz pei unsem trewen unver- 
schaidenlich zu einander gelobt haben an alles gevaer. Daz daz 
also staet und unzerbrochen beleih, dar über ze urchund und ze 
einer bestaeticheit geben wir den eergenanten Juden disen brief 
versigelt mit unsem Insigeln. Und daz ist geschehen do von 
Christes gepurt waren dreutzehen hundert iar in dem nenn und 
zwaintzigesten jar dez naehsten Montf^es nach unser vrowen 
tag, als sie gepom wart. 

In verso: In dem XXX iar dez naehsten Eritages vor sand 1330 
Sebastianes tag hat man gebon ze schaden VII U an LX A. ^ 


Nr. 3. 

Bat und Gemeinde za Aagsbnrg ersuchen den Regensburger 
Hansgrafen Conrad den Sterner und seine Gesellschaft, für 
Ersatz des dem Augsburger Ulrich Stör vor sechs Jahren 
von den Zollerhebern zu Begensburg zugefügten Schadens 
zu sorgen, s. d. et a. (Begensburg 1329.) 

Aas Beichaarch. zu München. Reichst. Regensb. faac. 41. — Orig. memb. 
cum aig. impr. laeao. — Erwähnt von Wild-Plato S. 21 und Gemeiner 
Chron. I 541 zum Jahre 1829; die Richtigkeit dieser Datierung geht daraus 
hervor, dafa nach der vorigen Urkunde in jenem Jahre Conrad der Stemer 

Hanagraf war. 

Erberen, wisen und beschaidenen mannen, herm Chonrad dem 
Stemer, dem hansgrafen ze Regenspurch, und aller siner ges ell- 
schaft enbieten wir die ratgeben und diu gemaind der stat ze 
Augspurch vlizzig unser triwe und willig dienst. 

Uens hat chunt getan unser burger Ulrich der Stör, daz 
hiur an sant Nyclaus tag sehs iar waren, daz er waz chomen mit 
gewande in iwer stat hintz herem Karel dem Haller \md, da er 
von daimmi wolt varen, da sant er nach den zollneren, daz waren 
Hans der I^mppe der Niwenwirt, der huccel Uelmm^) der Waeger 
und Uelmm^) der die Jüdinn^ hat, die chomen zu unserem burger 


*) Oder Uelmer? 
•) Oder Jüdmm? 
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in sin herberg nnd verzollet in ahtzehen tuch von Hoj und gab 
in dar für zwen und sibenzig regenspurger, der gaben sie im aht 
wider, da sprach uenser burger: var ich nu mit iwem willen ? 
da sprauchen sie: wir wellen iw uf binden, wan ir hand der thch 
niht, die ir hand verzollet, da sprach unser burger ze hant: daz 
ist war, so stan ich noch hie in nucz und in gewer und wil 
geren verzollen alles daz ich han, und bat die frawen, daz si die 
Zöllner nicht uz liezzin gan und iren zol von im naemen, den wolt 
er in geren geben, dar über giengen die Zöllner uz und namen 
unserem burger sin gut in der ros trenchin an dem heft stechen 
und beten daz wol fünf wochen inne und müst ez von in losen 
umb sehczehen phunt regenspurger pfenning ane den grozzen 
schaden, den er dar zu hat genomen und waz doch sinee guotee 
nimmer denne ane zwen drysig sayt von awais und aht swaeriu 
tüch. Nu ist üns chunt getan alle die wil ain gut an dem heft 
stechen stände daz denne niement uchschnit') verfürt hab. Dar 
umb pitten wir iwer Erberchait mit allem vliz daz ir ünserem 
burger iwer helf und iweren rat mit tailent, daz im sin gut wider 
werde und eines Schadens etwie vil ergetzet werde, wan in duncht, 
wie im grozzer gewalt und unreht sie geschehen, daz wollen wir 
ymmer umb iuch dienen. 


In verso: Erberen, wisen und beschmdenen mannen herm 
Chunrad dem Stemer, dem h ansgrafen ze Regenepnrch. i^nd aller 
einer gesellschaft. ~ 
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Anhang zu Buch II. 

I. Anhang zu Kapitel 1: Das Hansgrafenamt ln Wien bis 
zur Zelt Maxlmillan’s 1. 


Der Eid der Ballenbinder und der Unterkäufer. 

Handwerkerordnungsbuch der Stadt Wien (Wiener Stadtarchiv Neue Signatur 

Bep. 124 no. 18). 

fol. 2 (neue Foliierung, nach alter fol 1): 

Der palnpinter aid. 

Ir wert swem daz ir weder purgem noch geesten dhainerlai 
gut pinten, zuziehen noch einsiahen suUt in dhainer weis, es hab 
denn der geswom beschauer von der stat beschaut und sei von 
anefang unz an das end bei demselben pinten und setzen gewesen 
und von welhem eu des ersten ze pinten wirt zugesprochen, dem 
suUt ir auch des ersten pinten und darnach dem andern nach- 
einander ungeverleich; ir sullt auch dhainem silber verpotne munss 
noch andren war, die verpoten ist aus dem lande ze fum, nicht 
einpinten und wo ir aber das begrifit, das sollt ir denn an allen 
aufschub pringen an meinen herren den purgermaister und an den 
rat und darinn nimt nichts ubersehen noch verhelffen in dhainerlai 
weis ungeverlich. 

fol. 3 V. (der neuen, 2 v. der alten Foliierung). Vermerkt die Artikel 
darauf die underkeufiFl swerent [auf die rauhenwar und rossen.] 

Ir wert swern, das ir unserm gnedigen hem herzog Albrechten 
herzogen zu Österreich etc. getreu und gewertig seit, seinen und 
der stat friunen zu trachten und schaden zu wenden nach allem 
eurm vermögen und auch kainerlai kaofmanschaft noch gastum 
treibet und das ir auch dem borger und dem gast dem armen als 
dem reichen ansagt getreulich und an alles gever^) imd das ir auch 

’) Schrift einer späteren Hand (Ende des fünfzehnten Jahrhunderts), 
durchstrichen; *) verbessert aus ursprünglichem gewer. 
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kainem gast nicht kauft noch verkaoffen stQt, er sei dann selb 
gegenwnrtig oder sein anbalt an seiner stat und die geet dhain 
frombde strafs nicht fiiren noch zaigen und mit frombden nnder- 
keuffeln innerlantz und ausserlantz kain gesellschaft haben sult in 
kainerlai weis nngeverlich. 

Darauf fol^n von anderer Hand Einträge Ober die 1488 und 1493 be- 
stellten Unterk&nfel, welche diesen Eid geschworen haben. 


U. Anhang zn Kapitel 2: Das Hansgrafenamt in Wien seit 

Maximilian 1.^) 

No. 1. 

Amtsrevers des Hansgrafen Georg von Herrenberg. Innsbruck 1501, 

JuU 26. 

(Orig, cum sig. append. im Wiener Staatsarch.) 

Ich Geörig von Herrenberg bekenn fOr mich und mein Erben 
offenlich mit disem briefe und tun kundt allermenniglich, als der 
allerdurlewchtigist grossmechtigist Fürst und her, her Maximilian 
Römischer kunig, zu allent Zeiten merer des Reichs, zu Hungern, 
Dalmatien, Croatien etc. kunig, Ertzherzog zu Österreich, hertzog 
zu Burgundi, zu Brabant imd Phalltzgraue und mein allergnedigister 
herr mich zu seiner kuniglichen Maiestat hannsgrauen in Oester- 
reich aufgenomen und mir dasselb hannsgrafambt mit aller seiner 
zugehörung nichts dauon ausgenomen, Inmassen das Valentin 
Eardinger und ander seiner gnaden hannsgrauen vormals inngehabt, 
verlassen, auch darzu das helleinisch saltz, so in das Fuerstentumb 
Österreich unnder und ob der Enns gefQrt wirdet, zu bereitten 
beuolhen und mir für solichs aus irer gnaden ambt zu Gmunden, bis 
auf seiner kuniglichen Maiestat widerrufen und ferrer gescheft, 
jerlichen hvmdert und zwaintzig gülden Reinisch zu geben be- 
stimbt hat nach lawt siner kuniglichen gnaden briefe darumben 
ausganngen. Daz ich darauf seiner Maiestat bei meinen eren und 
trewen zugesagt und versprochen hab, thue das auch hiemit 


3) Diese der neueren Zeit angehörenden Aktenstücke sind nicht nach 
den Editionsgrundsätzen Weizsäcker’s, sondern nsu:h der Orthographie 
der Vorlagen herausgegeben. 
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wissenliclin craft dits brife. Also daz Ich dasselb seiner knnigc- 
lichen gnaden hannsgra&mb trewlich und vleissigclich allenthalben, 
wie sich gebart und von allter herkomen ist, hanndeln und ver- 
wesen und seiner kunigclichen gnaden zwaj pferd darauf hallten. 
Auch in bestimbten fürstentumb Oesterreich unnder und ob der 
Enns allenthalben mit vleiss reiten, auffehen und argen tlich ver- 
huetten, damit das bemelt helleinisch und ander frombd Saltz, 
darein durch niemants auf wasser noch auf dem lannde gefuert 
noch was in ander wege ainicherlaj unnser obrikait herrlichait und 
gerechtigkait oder annders enntzogen werde noch das selbs nicht tue. 
Wo aber ainer oder mer sSlichs tätten und ich sy damit begriffe, 
so sol ich denen, so solich saltz oder annder verbotten ding fueren, 
dasselb mitsambt den pferden und annderen, damit sy solichs fueren, 
halb zu seiner kunigclichen genaden und halbs zu meinen hannden 
nemen, das Saltz von stund an unueruckht von unnsrm wegen 
ertrennckhen und sy darzu sonnst an anndem iren gütem straffen 
und puessen. Waz mir aber darinne zu swerleich wurde, solichs 
al Zeit an irer gnaden Hawbtmann, Statthalter und Regennten der 
Niderösterreichischen Lannde gelanngen lassen und nachdem sein 
kunigclich Maiestat mich vormals mitsambt Ludwigen Elingen- 
hanner zu Undermustermaister der Neuven Ordinantz in seiner 
gnaden Niderösterreichischen lannden verordent, daz ich auch die- 
selben Musterungen all Zeit thun und hanndeln, innhalt einer 
Maiestät Instruction, mir deshalben uberanntwort und in soUchem 
allem allenthalben Irer gnadn fmmmen furdem, schaden warnen 
und wennden und sonnst alles das tun sol und will, das ain ge- 
trewer Hannsgraue, umbreiter und unndermustermaister, schuldig 
und gebunden ist, alles trewlich und ungeuerlich. Des zu Urkund 
hab ich mit vleiss erbeten den Ersamen Weisen Hannsen Snitter, 
diser Zeit Statrichter zu Ynnsprugg, daz er sein aigen Innsigl hieran 
gebanngen hat, Ime und seinen Erben on schaden, darander ich 
mich verbinde für mich und mein Erben war und stet zu hallten 
Innhalt dits Brieis. Zewgen meiner gebete umb das Innsigl sind 
die Erbem Sixt Euerer zu Insprugg, Georig Ortlieb zu Botzen 
Burger und Wolfgang Füger Jegermaister in Steir. Geben da- 
selbs in Innsprugg am Secbsundzwantzigistem tag des Monats Julii 
nach Christi geburde fünfzehnhundert und im ersten Jare. 
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No. 2. 

Instruktion Georg von Herrenberg’s als obersten Hansgrafen in 
Österreicb. Innsbruck 1501 Juli 19. 

(Gleichzeitige Kopie im Wiener Staatsarch.) 

Maximilian von gotes gnaden 
Römischer kunig etc. 

Instruction was Jorg von Herrenberg unnser Obrister hanns- 
graff in unnsem Niederösterreicliischen lannden von unnsem wegen 
bandeln und ausrichten soL 

Anfannklicb Nachdem wir Im zu unnserm Obristen Hanns- 
grafen wienör stadt furgenomen und beraitter des saltz, so sol er 
sein getrew auf^ben auff die hannsgrafen in Oesterreich, Steir, 
Kermden und Krain haben, damit durch sy trewlich gehanndlt. 
Auch daz heUisch Saltz, so in unnser Fürstennthumb Österreich 
unnder und ob der Enns durch anndre unns(ere) land gefurt 
wirdet, mit Yleyss beraiten. Auch annder löblich allt Herkumen 
und gewonhait, so bisher gebraucht sein hannthaben, damit die- 
selben nit in abnemen sunnder gemert imd nit gemindert werden, 
auch sunst allenthalben nnsem frumen fnrdern und schaden 
wennden, Inmassen solhs sein bestellbrieffe aufweiset, unnd er zu 
thun schuldig ist. 

Vemer, Als Valentin Kardinger bisher das Hannsgrafn Ambt 
in Österreich unnder und ob der Enns verwesen, und aber in Zeit 
seiner verwalltung, als wir durch unnsem Oberisten Hawbtmann, 
Wolfganngen Herrn zu Polhaim und Johannson Waldner bericht 
emphanngen etwouil enntziehen hat lassen. Auch dermassen ge- 
hanndlt, das die Viechtrib in denselben Zwayen unsem Landen 
ganntz und gar nidergelegt imd in abnemen kumen ist. Auch vü 
annder guter Ordnung, daraus vil ubls und poss erwachsen ist, 
abgeen lassen, Darumb wir dann, demselben unnserm obristen 
hawbtmann geschriben und beuolhen haben, dasselb hannsgraffen 
Ambt mit ainem anndem tawglichen geschickten man zu uersehen. 

Demnach solle der gemellt Jorg von Hemnberg bey dem- 
selbn unserm hawbtmann verfolgen, damit das also furderlichn 
besthech und bestellen damit solhem Ambt hinflir bas ausgewartt 
und beritten Auch solhs alles widernmb zu guter Ordnung ge- 
bracht werd, Inmassen derselb Kardinger getan haben sollt. 

Er soll auch denselben Kardinger zu Red setzen, aus was 
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Ursachen oder warumb er dermassen unns zn abbruch and nach- 
tail unnser Oberkait gebanndlt und sonem er dawider kain redlich 
oder genugsam Ursachen befindet, oder ob er solbs vmb gelts 
willen, so er darumb emphanngen getan bett. Im als unnser 
Obrister Hannsgraf darumb straffe. Wo er auch einen oder mer 
befragte oder befundt, die im darzu gebolffen oder solbs zu thun be- 
wegt betten, den oder dieselben sol Er mit straff für yewelk unnsern 
oberisten Hawbtmann, Wolfganngen Herrn zu Polbeim, weysen. 

Vemer solle der bemelt Jorg von Hermberg alle Jar ein Mal 
oder Zwir in vnnser Land Steyr Kerennden und Grain ziehen und 
sich der hannsgrauen an denselbn ennden hanndlung aigenntlicb 
erkunden und erfam und souern Er ainen oder mer in solher 
seiner hanndlung unrecht funde, den oder dieselben darumb straffe, 
und wo er nit tawgbcb wer, solbs Wolffgangen Herrn zu Polhaim 
anzaigen, derselb ainen andern an desselben Stat setzen und ordnen. 

Nachdem wir In wie vorsteet zu unnserm Obristen Hanns- 
grauen in die berürten lannd aufgenomen haben, so solle derselb 
Jorg von Herrnnberg zusambt solbem vorgemeltem Ambt prouos 
in Oesterreich under und ob der Enns sein und dasselb neben dem 
anndern auch mit Vleyss versehen und aufwarten. 

Solhs alles sol der gemelt Jorg von Hemnberg mit getrewen 
vleyss hanndln und was Ime in solhem ye zu Zeiten zu swerr 
sein wolt, dasselb albeg an unnsern obristen hawbtmann. Wolf- 
gangen Herrn zu Polheim, auch doctor Jorgen von Widegk, unsem 
oberisten Canntzler gelangen lasse, und seines Rats darinnen phleg 
und sunst in soUem allem getrewlich und mit vleyss hanndln, als 
wir uns dann genntzlich und ungezweyfelt zu ime versehen. Daran 
thut er unnser ernstliche maynung. Geben zu Ynnsprugg an 
Montag nach diuisionis Apostolorum anno domini M. D. und im 
Ersten, unnsers Reichs des Römischen im sechzehennden Jaren. 

Nr. 3. 

Regulierung der Streitigkeiten zwischen Stadtgericht und Hands- 
grafenamt über die Rechtssprechung betreffs fremder Kaufleute. 

1545 Aug. 29 und Sept. 19. 

(Finanzarch. Litt. H. Fa»c. 16.) 

Ferdinand etc. 

Erwirdiger Andechtiger Edl Ersam gelert und lieben ge- 
trewen. Wir haben Eur Schreiben unnd unnderthenige Erinne- 
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rung, was der Irrung halben, so sich verschiner Zeit zwischen 
unnserm Statrichter zu Wienn und unnserm Handsgrafen der Juris- 
diction wegen über die auslendisch Khaufleut zuegetragen, £ur 
underthenig rätlich bedenngkhen gewest, emphanngen unnd ver- 
nomen, lassen unns solich £ur gehorsamhch bedenngkhen gene- 
dicglich wolgefalen unnd ist darauf unnser Beuelch an Ew. das 
Ir die Mass und Ordnung wie die in dem überschickhten Articl 
gestelt beden taillen publiciert und eröfiöiet und mit Emnst darob 
seiet und verfueget, das angeregter mass unnd Ordnung auf unnser 
und unnserer Erben und Nachkhomen Wolgefallen gehorsambbch 
gelebt werde. Daran beschiecht unnser enntbcber willen und 
mainung. Und wir haben Eu solchs auf angeregt Eur schreiben 
zu gnedigem beschaid nicht verhalten wollen. 

Geben auf unnserm Kunigclichen Schlofs Prag den XXVIIII 
Äugustii anno etc. im XLV, unnserer Reiche des Römischen im 
funfzehenden und der Anndem im neunzehennden. 

Ferdinand. Ad mandatum domini Begis proprii 
J Jonas D Wagner. 

Vice Cannzler. 

An die niderösterreichisch Regierung unnd Camer. 

Nachdem zwischen der Römischen Khuniglichen Majestät Statt- 
gericht hie zu Wienn ains und dem Hanndsgrauen Ambt annders- 
taiUs ain Irrung und ungleicher verstanndt fürgefallen. Wo sich 
ain stritt zwischen den auslendigen Eaufleutten zuetregt (oder 
yemandt sonnst ein Spruch zu aines auslenndigen kaufmann seczen 
thuet) vor wem solhe Sachen gehanndit und wer die Jurisdiction 
über die beruerten Auslenndischen Kaufleutt haben solle etc. In 
diesem furgefallen spon geben Hochgedachter Khuniglicher Ma- 
jestät Stathalter, Canntzler, Regenndten und Camer, Ratte der 
Niederösterreichischen Lande, diese mas und Ordnung, Nämblichen, 
Wo sich begab das ain Auslendischer khauffman zu dem anndem 
oder sonst yemandt ain Spmch zu ainem ausslendigen kauffinan 
setzet oder Irrung zwischen Innen hie in der Stat Wienn unnd 
in der Niderlag (doch ausserhalb der hanndlungen, so sich der 
ochsen und annders viechskauffs halben) zuetrueg, es sey umb 
geltschuld, verpott oder annder dergleichen Sachen, dieselben soUen 
vor der Khuniglichen Majestät Statrichter und beysitzer zu Wienn 
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Sumari gehanndlt und gerechtferttigt werden, damit die Auslendigen 
kauffleut sicli aina aufzuga oder verlengerung billicfa nit zu be- 
awem haben. Was aich aber zwischen den kaufleutten auf den 
Ochsen und annderm viech Jar unnd Wochenmärkhten, hie auf dem 
Gries oder annderaowo in disem Lanndt für Irrung zuetruegen 
oder anhenngig hüben, dieselben sollen an mittl vor dem Hannds- 
grafen gehalten und ausgetragen unnd also dise unnderschaidt 
hierinnen in bed weg gehalten werden. Doch ist solhs auf der 
KhunigUchen Majestät derselben Erben und nachkomen, ferrer 
Wolgefallen gestalt. Actum Wienn am 19 September Anno etc. 
XLV. 

No. 4. 

Patent des Handsgrafen Christoph Zoppl zum Hauss 1 549, Jan. 18. 

(Finanz-Archiv Litt. H. fase. 16.) 

Wir Ferdinand- Empietten allen und jeden unnsem unnder- 
thonnen, Geistüchen unnd weltüchen, was Stanndts, wirden oder 
Wesens die allenthalben in Oesterreich unnder unnd ob der Enns 
gesessen und wonnhaft sein, so hiemit ersuecht werden, unnser 
gnad und alles guets und verkhünden Euch, Das wir tumserm 
Rate unnd getreuen heben Cristoffeu Zoppl zum Hauss zu unnserm 
Hanndsgrafen in gedachten beden unnsem fiirstenthumben bestelt 
und aufgenomen Innhalt unnser bstelbrieis und Instruction ime 
derhalben sonnderüchen gefertigt und zuogestellt und haben ime 
unnder annderm aufgelegt, das er allenthalben, auf waag, masz 
an wein, pier und annderm dranckh, zapf und Tischmas auch EUen 
und gwicht mit rechter Ziment sein vleissig acht und au&ehen 
haben, und sunderheh dem furkhauff im Traid, Eisen und allem 
anndem nichts ausgenumen, darzue die durchfierung der Hungri- 
schen unnd verpotnen wein, dessgleichen der Juden verpotnen 
wonung unnd Hanndtierung, die unnsem Steten und Marckhten, 
auch auf dem Lanndt oder Gey in gemelten unnsem fiirsten- 
thumben, zu nachtail unnd unns zu abpmch unnsers Camerguets 
raichen und sunst durch sunder Personen, unnserer und annder 
unnderthonen geuebt, und getriben werden mecht, verbieten und 
wo Er ainen oder mer mit solücher Ellen, ungleicher Zapf oder 
Tischmas gwicht unnd annderm dem Ziment anhengig, darczue 
mit Übung gemelts fürkhaufb unnd durchfierung der Hungrischen 
und annderer verpottnen Wein ungerecht, auch die Juden ver- 
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pottne Hanndtierung treiben betreten wurde. Das er dieselben 
Innhalt seiner Instruction straffen solle, dardurch der gemain Man 
ferrer in solichem nit beschwärt sonnder guete Pollicey und Ord- 
nung gehalten unnd solicher betrug zu abbruch gmains nucz 
unnderhaltung unnsers Camerguets nicht gebraucht, sunder mit 
vleis flirkhumben werde. Dieweil dann unnser enntlicher wil und 
Maynung ist, das derselben unnser Ordnung gemeltem vnnserm 
Hanndsgrafen aller obbemelter und annderer in desselben begriffen 
artickhln halben aufgericht und gegeben, gelebt und on menigclichs 
Verhinderung nachgangen werde. So emphelhen wir Euch dem- 
nach allen unnd yeden mit Emnst und wellen, das Ir gedachtem 
unnserm Hanndsgrauen in solicher vorgedachter seiner Hanndlung, 
so er auf den offen und freien Jarmarckhten, anch sonnst zu ieder 
Zeit im Jar an allen ortten bey Euch auf dem Lanndt, in Stetten 
und Märkhten, mit Ziment, Ellen mass, gewicht, verhiettung des 
fürkhauffs, niderlegung der Hungerischen und anderer verpotnen 
weinfuer, dergleichen auch in den wonung und Hanndtierung vnnd 
in annder weeg nach vermig derselben im gegeben Ordnung Hanndlet, 
khainerlay Irrung eintrag oder widerstant thuet noch des yemandts 
annderm von Eurentwegen zu thuen gestattet, sonnder Ime und 
seinen diennem Irer Hanndlung des Hanndsgrauenambts stat thuet 
und wo sie innert an Euch gelangeten, von unnsem wegen hilf- 
lich Kätlich unnd bestänndig seyt unnd von denen die ime an- 
gezaigter massen mit fakcher ungerechter Ellen, masz, gwicht und 
was dem Ziment anhengig, auch des fhrkhauffs, durchderung der 
verpotnen Wein oder der Judenhann dtierung halben in straff ge- 
fallen sein furderliche hezallung und anssrichtung, auch wo von 
nöten aufhaltung verschaffet und verhelffet, unnd ine darwider nit 
beswäm noch Euch ichtes darinnen verhindern lasset, als lieh 
Euch allen unnd Eur yedem sey unnser Ungnadt und straff zu 
vermeiden, das mainen wir emnstlich. 

Geben in unnser Stat Wienn den achtzehenden tag January 
anno im Neunundvierzigisten, unserer Reiche des Römischen im 
achtzehenden und der anndem im dreyundzwainczigisten. 

M. B. V. Leopoldstorf Cannzler. 

Comissio Domini Regis in Consilio Camerae: 

Sigmundt Freyherr zu Herberstain, C. F. von Tanhausen, B. Spüler. 

Eoehne, Das Hsnsgrafensmt. 20 
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Anhang zu Buch VI. 

Der Bat zu Kassel giebt der dortigen Eaufmannsinnung mit 
Znstlmmnng des Sclialtheissen nene Statuten (Kassel 1323). 

Orig, im E. Staatsarchiv za Marburg: Stadt Kassel 1328 (A). 

Kopie wahrscheinlich aus der Wende des vierzehnten und fOnfzehnten Jahr- 
hunderts: ibidem mit derselben Bezeichnung (B). 

Tgl. flher beide, sowie aber die Datierung oben S. 192 Note 3. 

Cnm statuta consuetudinaria ac municipalia ideo prodeant, nt 
appetitns noxins snb iuris vigilia limitetur, per quam homines 
quilibet in sua professione, ut honeste vivant, alterum non ledant, 
ius suum foveant, perdocentur, cum igitur pannicide in Casie, qui 
vulgo dicuntur copblude^), habuerint quedam iura et consuetudines 
ab antiquo scriptis insertas, sigiUi munimine burgensium in Casie 
roboratas, sed per fortuitum incendium combustas, ut^ a fide- 
dignis nostris senioribus ac veridicis intelleximus, ne tales con- 
suetudines et iura veniant in abusum ac oblivioni tradantur, hinc 
eet, qnod nos Hermannus GIjsle proconsul, Conradus de Guodens- 
berg, Hejnemanus Syfridi, Helwicus de Crumbach, Wemherus de 
Geysmar, Conradus de Fredelant, Henricus Detmari, Hermanus 
Amoldi, Henricus Horbusch, Johannes Sceybo^] Junior, Hermannus 
de Bettenhusen et Gotfndus Volradi consules in Cassle^) sepius 
requisiti et instanciis^) eorundem pannicidarum moniti et petiti de 
consensu et consilio scultheti nostri ac discretorum potiomm et 
meliorum utriusque opidi nostri usu et fieri consilio investigavimus 
a senioribus nostris fidedignis probis et ydoneis iura et consuetu- 
dines, que vulgo dicuntur innunge der cophlude*), supradictas con- 

1) B: conphlute. 

*) Fehlt in B. 

S) B: Scheybo. 

«) B: Casie. 

*) B: ad instantias. 

•) B: couflute. 
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fecimus in istam kartam®*) lecensiri fideliter et conscribL Primam 
ergo ins consaetadinariam^ ex praedictis eet, quod qoicamqae debet 
ac qnive inciaionem pannomm quod vulgo dicitur den sned^), ille 
debet dare duas marcas pari argenti civitati seu consulibus pro 
tempore in Cassle*) eiistentibus et unam niarcam pari argenti ipais 
pannicidis. Item filios pannicide patre adhnc vivente super quem 
etiam mortuo patre^**) posset bereditari vel bereditarie devolvi, si 
non vult exspectare mortem patris, sed vult ante acquirere, ille 
tantum dabit quantum alias per omnia, ut in casa praemisso eet 
praeecriptam. Sane patre caiosdem filii postea moriente si dere- 
linqait aliquem filiam aliam^^), super quem, si alias prior non 
esset, de iure posset bereditari et ad eum bereditarie debet de- 
volvi, dummodo det ius suum videlicet dimidiam marcam pari 
argenti ipsis pannicidis et magistris panniddarum, qui dicuntur 
bansegreven, duas stopas vini, sicut alias senior dare debet vel 
dare debuisset, si patre vivente incisionem id eet den sned . . 
acquisirisset, sed mortem patris exspectasset. Item alii filii panni- 
cidarum, super quos non bereditaretur, volentee acquirere illi debe- 
bunt acquirere ut alieni seu alii, de quibus primitus est praemissum. 
Item nulli debet dari incisio praedicta, nisi magistri pannicidarum 
assint et duo de ipsis pannicidis et acquirens incisionem propinabit 
seu dabit cuilibet magistro panniddarum unam stopam boni vini. 
Item nulli debet dari incisio, nisi sit dignus et sit probus vir. 
Item nulli debet dari ipsa banse id eet qui^®) emat^®) lineum 
pannum, nid eciam acquirat et comparet incidonem. Item qui 
habet incisionem non debet esse medins inter contractores id est 
undercopbere*®); quod d fadet, perdet ipsam inddonem. Item 
qui babens incidonem emit pannum aliquem et interim quod 

®*) B: cartam. 

^ ln B zwischen consuetndinariam und oz; quod durchstrichen. Im 
Original diese ganze Stelle zerstört. 

S) In B hinter sned . . . 

*) B: Casle. 

B: patre mortuo. 

’i) B: aliquem alinm filium. 
is) Unleserlich, wohl non. 

**) corrige: quod. 

Vielleicht vendat zu verbessem. 

1*) B: underkouffere. 

20 * 
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pannum illam non fecit deferri, aUns similiter habens incisionem 
advenit et petendo rollet habere quartam partem, vel sab tali 
modo sibi ipsi rel uxori rel filio rel filie vel filiis vel filiabus, 
illam partem debet sibi sicut ipse^'^) comparavit. Item qui habens 
incisionem emit pannum apud quemcamque, non debet sibi reuen- 
dere nisi ita preciose sicnt alii alieno. Item quicomque acquirit 
incisionem et seit unum aliud opus id est bantwerc, debet iurare 
ad sancta quod illud ultra non exerceat, excepta monetaria et 
pellifectura id est muntzwerch^^ et korsnewerch.^®) Item habens 
incisionem nuUi alii debet dividere pannum, quod si faciet perderet 
incisionem ad annum et ad hoc debet dare unum talentum de- 
nariorum pannicidis. Item nos praesent^ proconsul et consules 
praedicti committimos onmibus proconsulibus et consulibus futuris 
nostris successoribus in perpetuum et etiam ipsis magistris pan- 
nicidarum scilicet hansegreven^®) onmibus praesentibus et futuris 
committimos . . . eis, quod sub iuramento eorum praestito 
cuncta hic inscripta et statuta fideliter rata teneant et conserrent. 
Item quod scolthetus pro tempore in Cassle^^) ipsos pannicidas 
permoveat ad ista praedicta et alia sua iura; pro eo qui sunt pro 
tempore hansegreven®^) debent ei singulis annis in vigilia natalis 
Christi propinare duas nigras caligas atque bonas. 

1*) Fehlt in B. 

B: muntzewerc. 

1*) B: konnewerc. 

19) B: hansegreben. 

99) Unleserlich, vielleicht imperiom. 

91) B: Casle. 

99) B; hansegreben. 


Digiiized by Google 



Nachträge. 


I. (Zu Buch I.) Über die Regensburger Hanse in der Zeit des 
dreizehnten bis fünfzehnten Jahrhunderts vgl. jetzt auch Gen gier, 
Beiträge zur Rg. Bayerns Heft 3 (Erlangen und Leipzig 1892), 
S. 111 — 116. In zahlreichen Punkten stimmen die Ausführungen 
dieses Forschers mit den Ergebnissen meiner Untersuchung Oberein, 
so bezüglich der Erklärung des Hansgrafenamtes als Yorsteherschaft 
einer KauhnannsgUde, der Unterscheidung zwischen der Thätigkeit 
des Hansgrafen in der Heimat und auf fremden Märkten, der Juris- 
diktion der Hanse in kaufmännischen Angelegenheiten etc. 

Differenzen zeigen eich vor allem in der Beantwortung der 
Frage, wer ursprünglich den Regensburger Hansgrafen ernannte.^) 
Dafs vielleicht eine Zeit lang ein Schöffensenat die Ernennung des 
Hansgrafen übte oder beanspruchte, erwähnt Gengier nicht, wie er 
auch in der Auffassung der regierenden Stadtbehörde zur Zeit der 
Privilegien PhUipp’s von Schwaben und Friedrich’s II. eine von 
der meinen verschiedene Anschauung vertritt. Wenigstens erklärt 
er die in jenen Privilegien erwähnten denominati für einen „durch 
die Gemeinde gewählten Ausschufs zur Aufrechterhaltung des die 
Grundlage bürgerlicher Wohlfahrt bildenden inneren Stadtfriedens“.*) 
Die Bildung des Rates sei erst um die Mitte des dreizehnten Jahr- 
hunderts zum Abschlufs gekonunen. Jedoch findet sich schon 1211 
das Stadtsiegel bezeugt.*) Dies setzt meiner Ansicht nach not- 
wendig das Bestehen einer die Stadt repräsentierenden und re- 
gierenden Behörde in der Art des Rates voraus^), welche ich mit 
einer von Gen gier selbst früher geäufserten Ansicht überein- 

') S. Gengier a. a. 0. S. 114. 

2) ibid. S. 79, 80. 

2) Ried I Nr. 821, vgl. Langoth S. 11, Gengier S. 96. 

^) Anderer Ansicht Gengier a. a. O. 
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stimmend in einem Schö£FenkoUeg mit erweiterten Befugnissen 
finde. ^rigens hat 0 engl er diese frühere Ansicht, nach 
welcher man einen Schöffensenat in Begenshurg annehmen kann, 
auch jetzt nicht aufgegeben. Vielmehr sagt er bezüglich der Ent- 
stehung des Rates: „Unleugbar besteht zwischen ihm und den 
einmal in den sanct-emmeranischen Traditionen uns begegnenden 
senatores sublimes genere“ — welche er aber für Schöffen erklärt 
hat*) — „ein direkter Zusammenhang, so dals in den letzteren 
gleichsam die Anfangskeime des ersteren zu suchen sind.“ So 
dürfte Gengier trotz der oben erwähnten Ausführungen weiter 
zu denjenigen zu zählen sein, welche den Rat in B^ensburg auf 
den Schöffensenat zurückführen. Jenem Kolleg mufs aber auch 
die Sorge für den Stadtfrieden obgelegen haben, während die 
„denominati“ auch in Hinsicht auf diesen nur prozessualische 
Funktionen übten.^) 

Die „ciyes“, welche nach den Privilegien von 1207 und 1230 
den Hansgrafen wählen sollten, erklärt Gengier*) für die gesamte 
Bürgerschaft, giebt aber zu, dals „es nabe liegt, diese Bestimmung 
dahin zu deuten, dals unter den cives blols die emendo et ven- 
dendo ritum exercentes zu verstehen seien“. ^) Diese letztere An- 
sicht, dals also in diesem Privileg die Wahl des Hansgrafen der 
Hanse bestätigt wurde, hat meines Erachtens die meiste Wahr- 
scheinlichkeit für sich. Jedoch ist es nicht ausgeschlossen, dafs 
mit cives eine städtische Behörde, nämlich der Schöffensenat, ge- 
meint ist, der sich damals das Recht der Ernennung oder wenigstens 
Bestätigung des Hansgrafen erteilen liels. Endlich kann aber auch 
— und insofern bedarf das in Buch I Gesagte der Ergänzung — 
die Ansicht , welche Gengier in erster Linie vertritt, dals die 
gesamte Bürgerschaft nach den Privilegien von 1207 und 1230 
den Hansgrafen wählen sollte, nicht unbedingt zurückgewiesen 

*) S. oben S. 8 Note 8. 

*) ibid. 

‘^) Vgl. Gfrörer 8 . 71 — 73, Jänner, Gesch. der Bischöfe von Begens- 
borg (Regeneb. 1830 — 38) II S. 248 Note 1. Die einzige Erw&hnnng von 
denominati in beiden Privilegien besteht darin, dab bei Verletzung einer 
pax iuiata zwei denominati zum Beinigungseide zugezogen werden sollen. 
S. § 2 dieser Privilegien und Gengier selbst S. 80. 

8) S. 114. 

*) Gengier ibid. 


Digilized by Google 


311 


werden. Wenigstens haben sich gerade in Regensbnrg die BQrger- 
schaftsTersammlongen, die dort sog. Burgdinge, Terhältnismäbig 
lange erhalten; freilich hat dies Yeriassungsorgan in der Regel 
hauptsächlich den Zweck, öffentlichen Akten Publizität zn verleihen, 
und Wahlen irgend welcher Beamten durch das Burgding sind nicht 
nachweisbar.^®) 

Entschieden übersehen hat Gengier, dafs bei der Bestellung 
des Hansgrafen die Stadtherren oder einer derselben ursprünglich 
ein Mitwirkungsrecht hatten oder mindestens beanspruchten; es 
geht dies ja daraus hervor, dafs die cives Ratisponenses sich in 
den beiden Kaiserprivilegien die freie Wahl des Hansgrafen aus- 
drücklich verbriefen lie&en.^*) 

Ebenso wird Gen gl er darin gewifs nicht zugeetimmt werden 
können, dafs er die Bürger, „welche auf der Strafse, dem Lande 
oder dem Wasser fahren“, denen 1281 das Recht der Wahl dee 
Hansgrafen gegeben oder bestätigt wurde, für eine besondere 
Genossenschaft innerhalb der Hanse erklärt.’^ Nach ebendieser 
Urkunde imd dem Ratsbriefe von 1334 sollten gerade nur jene 
Bürger sich in der Hanse versammeln und dort sollten nur ihre 
Angelegenheiten verhandelt werden. Bei den mittelalterlichen 
Geschäftsformen war eben Besuch fremder Gegenden für den Grols* 
kaufmann unvermeidlich^^) und vollberechtigte Mitglieder der Hanse 
waren eben nur „die Bürger, welche auf der Strafse, dem Lande 
und dem Wasser fahren“, d. h. die Grofskanfleute.^®) Erwähnt 


1'}) Vgl. über die Kompetenzen desselben Gengier a. a. 0. S. 96, 97. 

11) Vgl. oben S. 10 ff. 

») S. 111, 114. 

1*) Vgl. oben S. 9 und die S. 12 Note 28 citierte Stelle. 

1^) Vgl. die oben S. 12 angeführte Stelle aus Gengler's Stdtrchtsaltert. 

1^) Gengier wird auch S. 114 durch die Annahme, dafs „die Markt- 
fahrer* innerhalb der Hanse eine gesonderte Gesellschaft bildeten, zu der 
noch unwahrscheinlicheren Hypothese gedr&ngt, dals in den Urkunden von 
1281 und 1303 vielleicht ,an ein Vorwahl- oder Vorschlagsrecht der Harkt- 
fahrer gegenüber der Hanse* zu denken sei. Jedenfalls ist die von mir ge- 
gebene Erklärung viel einfacher, dafs nur diejenigen Kaufleute, welche 
Reisen in die Fremde zu unternehmen pflegten, eigentliche Hansamitglieder 
waren, die Er&mer aber wie die Ohmer, Unterk&ufer etc. zeitweise den Ver- 
ordnungen der Hanse Folge leisten mulsten, ohne jemals vollberechtigte 
Mitglieder dieser Genossenschaft zu sein. 
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sei noch, dafe Gengler^®) mit grofser Entschiedenheit die Ansicht 
vertritt, dafs die Hanse beim Erlafs von Verordnungen auf den 
Gebieten des Handelswesens der Zustimmung des Rates bedurfte. 
Da er aber selbst^^) hervorhebt, dals „die wichtige Salzordnung 
von 1403“ und die Taschnerordnung von 1472 „allein“ von den 
Hansevorständen ohne Mitwirkung des Rates „zu Stande gebracht“ 
sind, so ist doch wohl anzunehmen, dafs der Regensburger Hanse, 
wenn auch nur zeitweise, ein Recht der Autonomie zugestanden 
hat. Die in dieser Hinsicht überlieferten Quellenstellen dürfen 
eben keineswegs wie Partieen einer einheitlichen Kodifikation be- 
behandelt werden. 

Endlich muls auch noch die Behauptung Gengler’s*®) richtig 
gestellt werden , dafs die Wahl zum Hansgrafen auch auf „aus- 
wärtige geeignete Persönlichkeiten“ fallen konnte. Er beruft sich 
darauf, dafs 1412 ein Hansgraf „Jakob der Ingolstädter“ (Ge- 
meiner H, S. 402) und 1539 „ein Nürnberger Karl Gärtner“ als 
Hansgraf (Widmanns Chronik in Chroniken der deutschen Städte 
XV, S. 153, 154) erwähnt werden. Da aber an letzterer Stelle 
von Gärtner auch berichtet wird, dafs er Mitglied des Regens- 
burger Rates war, so ist es zweifellos, dafs derselbe zwar aus 
Nürnberg stammte, wie Widmann ebenfalls erzählt, aber in Regens- 
burg das Bürgerrecht erhalten hatte. Ähnlich wird es sich mit 
dem Hansgrafen des Jahres 1412 verhalten, wenn Ingolstädter 
nicht überhaupt blofs Familienname ist. 

II. Die oben S. 10 zurückgewiesene Behauptung, welche 
keiner weiteren Widerlegung zu bedürfen schien, dafs in Regensburg 
Hansgrafen schon vor der Hanse existiert, ist neuerdings und zwar 
von Kolmar Schaube ^®) wiederholt worden. Derselbe kennt 
zwar die Urkunde aus dem Ende des zwölften Jahrhunderts, welche 
den Hansgrafen erwähnt^®), meint aber, dafs die Hanse „erst 
hundert Jahr später vorhanden gewesen“^*), da sie frühestens in 

1«) S. 111, 112. 

17) S. 116 Nr. 14 und Nr. 5. 

18) S. 114. 

1*) Zur Entsteh, der Stadtv. von Worms, Speier und Mainz (Breslau 
1892) S. 9, 10. 

*0) S. oben S. 7, 8. 

21) S. 11. 
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dem Schied von 1281 bezeugt sei. In diesem scheine aber die 
Bedeutung von Genossenschaft für „Hanse“ „nicht sicher“; diee 
Wort könne vielmehr auch „Handelsprivilegien“ bedeuten.^*) Da- 
gegen gesteht Schaube zu, dafs Hanse 1311, 1317 etc. eine Ge- 
nossenschaft von Kaufleuten bezeichnet, an deren Spitze der 
Gansgraf steht.*®) 

Was zunächst die Auslegung der Urkunde von 1281 betrifft, 
so ist der Gedanke Schaube’s, dafs „Ganse“ in ihr auch ELandels- 
privileg bedeuten kann, so viele Forscher sich auch schon mit ihr 
beschäftigt haben, doch bisher noch keinem gekommen und hätte, 
da er wohl aller Welt ewig unverständlich bleiben wird*^), ent- 
schieden nähere Begrhndung verdient.*®) Hanse kommt auch sonst 
in Gegensburg nie in anderer Bedeutung als Kaufmannsgenossen- 
Bchaft und der davon abgeleiteten ihres Versammlungsortes vor. 
Im übrigen hätte die Verkehrtheit jener Methode, welche jedes 
Verfassungsinstitut erst dann entstanden sein läfst, wenn es zum 
erstenmal in der Überlieferung ausdrücklich Erwähnung findet, 
gar nicht schöner illustriert werden können, als es Schaube 
ganz wider seinen Willen thut. Jedenfalls wird seiner Theorie 
völlig mit der Frage Genüge gethan, ob vielleicht das Pfalzgrafen- 
amt ein Jahrhundert vor Existenz von Pfalzen, das Spielgrafenamt 
vor derjenigen von Spielleuten, der Beruf der Gymnasiallehrer vor 
derjenigen von Gymnasien existiert hat! — Die übrigen den er- 
wähnten meist gleichwertigen Ausführungen Schaube’s über das 
Hansgrafenamt zu widerlegen, ist nach den oben in Buch I, II, 
VI und VIII gegebenen Untersuchungen völlig überflüssig. 

**) Schaube ibid. Note 28. 

>•■<) ibid. 

*<) Die in Betracht kommende Stelle lautet: Der Hansgraf soll beim 
Amtsantritt schwören, ,daz er der Hanse pfleg mit guten triwen*. Vgl. 
oben S. 20 Note 66. In derselben Urkunde wird auch gesagt, dals der 
Hansgraf von den Kaufleuten, welche nach auswärts Handel treiben, ge- 
wählt wird, sie zu Versammlungen beruft und, wenn sie in diesen Straf- 
satzungen erlassen, die Bufsen einzieht. Vgl. oben S. 9 und S. 13 mit 
Note 29. 

S5) Diese fehlt bei Schaube ebenso wie jede Andeutung über den 
sonstigen Inhalt der Urkunde, der sogar, wenn das Wort Hanse gar nicht 
darin vorkäme, doch schon das Bestehen einer Kaufmannsgenossenscbaft, 
welche sich ihren Vorsteher, den Hansgrafen, selbst wählt, genügend sichern 
würde. 
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IIL (Za Buch III.) Über die ältere Yerfa^angsentwickelung 
Bremens TgL jetzt auch die emechlägigen Partieea in den bisher 
erschienenen beiden ersten Lieferungen der trefflichen Geschichte 
dieser Stadt von Wilhelm ron Bippen. Auch dieser Forscher sieht 
in dem Hansgrofen den Vorsteher der Eaufmannsgilde^^), deren Ent- 
stehung er wohl nicht mit Unrecht schon in das zehnte Jahrhundert 
verlegt^^); so erklärt er auch die „Hanse“, welche Erzbischof Sigfrid 
ca. 1181 den Bürgern, soweit sie ihm zukam, überliels, als „die 
für die Teilnahme an der Hanse“ (im Sinne von Kauf- 
mannsgeoossenschaft) „gezahlte Abgabe“.^*^) Den Bat lälst von 
Bippen, darin der von So hm aufgestellten Theorie folgend, aus 
den Urteilern im Marktgerichte hervorgehen, doch so, dals „die 
Mitgliedschaft der Hanse“ auch „die Teilnahme am Marktgerichte“ 
gewährte.^*) Dagegen stellt von Bippen die Existenz von Schöffen 
fiir Bremen in Abrede und bringt den Umstand, dafs dies „in 
anderen Teilen Sachsens verbreitete Institut in Bremen nicht nach- 
weisbar ist“, mit der friesischen Herkunft eines grolsen Teils der 
dortigen Stadtbevölkemng in Yerbindung.^**) Dann müiste also 
aus Rücksicht auf diese Einwanderer im ordentlichen Gerichte des 
Wichmodegaus das von Karl dem Grofsen dort eingerichtete 
Schöffenkolleg abgeschafft und die Urteilsfindung an die ganze 
Gerichtsgemeinde gebracht sein. Dies ist noch unwahrscheinlicher, 
wenn gleichzeitig, wie doch von Bippen annimmt, im Markt- 
gerichte ein ständiger Ausschuis mit der Urteilsfindung betraut 
wurde. So dürfte es wohl weiter angebracht sein, die Nicht- 
erwähnung von Schöffen einfach der Dürftigkeit der ganzen älteren 
Überlieferung zuzuschreiben. Für diese Ansicht spricht auch vor 
allem die von Dünzelmann entdeckte Thätigkeit der Bremischen 
Batsmitglieder auf dem Lande, welche wohl nur, wie es von diesem 
Forscher geschieht, durch die Herkunft des Rates aus dem Schöffen- 
kolleg zu erklären ist.^^) Offenbar darin einem bei der Ausdehnung 
seiner Arbeit nur zu billigenden Programme folgend, enthält sich 
von Bippen der Polemik gegen Dünzelmann, dessen Theorie aber 

s») S. 126. 

* 1 ) S. 25 und S. 103. 

»«) S. 26 Note 1. 

»«) 8. 25 und S. 107. 

* 0 ) 8 . 26 Note 1. 

**) Vgl. oben 8. 115. 


Digitized by Google 



315 


in dieser Frage doch wohl Tor der von Bippen’s den Vorzug 
verdient — Erwähnt sei noch, dals von Bippen^^) in dem 
„Sleischat“ der Urkunde von ca. 1181^^), der bisher allgmein als 
Schlagschatz gedeutet ist, „eine Abgabe vom Schiff oder von der 
Ladung“ vermutet. 

IV. Auch die Dissertation von Obst, Ursprung und Entwicke- 
lung der Hamburgischen Ratsver&ssung (Hamburg 1890), kommt 
öfters auf die Bremische Yerfassungsentwickelung zu sprechen, die 
mit Recht zur Erläuterung der Nachrichten Ober diejenige der 
Nachbarstadt herangezogen und meist zutreffend dargestellt wird. 

y. Die Seite 114, Note 21 citierte Urkunde, welche von allen 
ftiiheren Forschern, darunter auch den Herausgebern des Bremischen 
Urkundenbuches fOr echt gehalten wurde, ist nach Mühlbacher^*), 
dem sich auch von Bippen und Obst angeschlossen haben, 
eine h^Uchung; doch ist dies für die ibid. im Texte gegebenen 
Ausführungen belanglos. 

VI. Zu S. 120, Zeile 13 ff. ist zu bemerken, dals die Gleichstel- 
lung der Hanse als Abgabe mit den Erlaubnisgebühren für 
Eröffnung eines Handelsgewerbes dann unzutreffend wird, wenn 
man unter letzteren mit Adolf Wagner^^) nur Abgaben ver- 
steht, welche „nach Maisstab und Höhe“ allein „den Zweck“ haben, 
„für die notwendige Mühewaltung und die Kosten der Behörde 
Ersatz oder Beitrag zum Ersatz zu leisten“. Dann müfste man 
„Hanse“ in diesem Sinne vom Standpunkte des Handeltreibenden 
aus als eine bei Eröfihung seines Handelsgewerbes zu zahlende 
Gewerbesteuer bezeichnen. Besondere Ähnlichkeit hat sie aber, 
vom Standpunkte des sie leistenden betrachtet, mit der in der 
Gegenwart in Frankreich üblichen sogenannten „Patentsteuer“, 
d. L der dort bei der Entnahme dra Erlaubnisscheines (Patentes) 
für das zu betreibende Handelsgewerbe geforderten Abgabe®*), 
mit welcher sie auch schon Lappenber g®^) verglichen hat. 

!«) S. 103 Note. 

33) S. oben S. 117 Note 34. 

3^) S. die nene Ausgabe der Boehmer’schen Regesten der Karolinger 
Nr. 1744. 

33) Finanzwissenscbaft 11 (Leipzig 1890) S. 167. 

88) ibid. m 8. 469, 470. 

37) Bei Sartorius, Ursprung 8. XIX. 
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VIII. (Zu Buch VIII [bes. S. 277 Note 92]). Über die Ver- 
waltung von Paris in der Zeit von 1389 bis zur vollen Wieder- 
herstellung der prevbte des marchands de Paris vgl. jetzt auch 
Mancest-Batiffol in Bibi, de l’ecole des chartes t. LII (Paris 1891), 
p. 269 — 284. Die damaligen Pariser Zustände bieten eine inter- 
essante Analogie zu den Einrichtungen des Hansgrafenamtes in 
Österreich seit den Reformen Maximilian’s. Wie dort ein fürst- 
licher Beamter den Titel des Vorstehers einer Vereinigung der 
Grofskaufleute trug, obgleich er zu ihnen in keinerlei Beziehung 
mehr stand , so wurde am Ende des vierzehnten Jahrhunderts 
der zu Paris von den Königen eingesetzte „garde de la prevöte 
des marchands pour le roy“ oft einfach als „prevöt des mar- 
chands de Paris“ bezeichnet, obgleich die Genossenschaft der- 
selben aufgehoben blieb; er bewahrt auch wie jene genossen- 
schaftlichen Beamten, deren Titel er trägt, die — damals frei- 
lich aufser Kraft gesetzten — Privilegien der Hanse und nimmt 
bei öffentlichen Aufzügen den Platz der Prevöts des marchands 
ein. Doch unterscheiden sich die damaligen Verhältnisse in Paris 
von den späteren österreichischen insofern, als die „gardes de la 
prevöte des marchands pour le roy“, wenn auch ihrer Ein- 
setzung nach königliche Beamde, doch von dem Streben erfüllt 
sind, die alte Stellung der prevöts des marchands und die Ein- 
richtungen der Hanse wieder ins Leben zu rufen. 

IX. Zu S. 282, Note 114 ist zu bemerken, dafs das daselbst 
citierte Buch von de Borchgrave nur mit Vorsicht zu be- 
nutzen ist. Vgl. Rudolph, Die niederländischen Kolonien der 
Altmark (Berlin 1889), besonders S. 7 und 103. 
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Amtseid (des Hansgrafen) S. ^ ^ 
49, 69, 239, 240; der Elterleute 
S. 148 Note des Prßvöt des 
marchands S. 273. 

Anwalt (des Hansgrafen) S. ^ ^ 9A. 

Auspitz S. 86, ^ 102. 

Ballenbinder S. 58, 

Bern S. 254. 

Böhmen S. 107. 

Bremen, Elterleute 8. 143 — 150, Münz- 
wesen 8. 126 — 128, Obergericht 
8. 140 — 142, Ratsentstebung 8. 
113—117, 1^ 1^ ^ Stadt- 
bücber 8. 132 — 134, Verteilung der 
Ämter unter die Katsmitglieder 
8. 129—131, 139. 140. Wittheit 
S. 116, 140. 

Cameralgegenh&ndler 8. 89j 90. 

Champagne (Messen) 8. 209 — 21 1^ 2,38. 

Consules (der Kaufleute in Italien) 
8. 234—236. 

Czementamt, Zimenter 8. 71 — 78, 8^ 

9L 

Enns 8. 2 ^ 28 mit Note 58, 

Eschwege 8. 198. 

Gewand, Gewandschnitt, Gewand- 
schneider 8. 51 Note 35j 8. 192, 
193, ^ ISS Note 25, 8. 200, 203. 

St. Goar 8. 259 Note 18, 

Göttingen 8. 189, 269—271. 

Graf 8. 262-67. 

Graz 8. S2 ff. 


Hansa, Hanse, Hense 8. 9, 10, 44, 
117—123, 160—163, IM. 181 
Note 117, 8. 20^ 258—62, 270 etc. 
Hsmsabund 8. 171 — 176. 

Hansen, hensen 8. 163 — 168, 259 
Note 13, 8. 2fil Note 18, 8. 268 
Note 48. 

Hänsser 8. 199 — 202. 
Hansgerichtsassessoren S. 26 ff. 
Hensemeister 8. 161, 162. 

Hcnserecht S. 160 — 177. 

Heimburg 8. 51. 

Innsbruck (Ausschufslandtag zu) 8. 77, 

78 , 

Juden 8. 15, 8L 

Kauffahrt 8. 187. 

Köln 8. 267. 268. 

Krämer 8. 13 Note ^ 8. 1^ ^30, 3L 
Tiinz S. M, 100. 

Lohnstreitigkeiten, Lohntaxen S. 36; 
(wegen Beförderung zu Lande oder 
Wasser) S. 30. 144, 150. 

Lübeck 8. 121. 

Luxusrerbote 8. 37. 

Makler s. Unterkäufer. 

Marburg 8. SS Note 25. 

Märkte 8. 21—24 , 30 , 83 . 84. 102. 
222—226, 160 ff., 261 Note ^ 
(Pferde- und Viehmärkte) 8. 57, 
74, 81, 84, 166—168. 
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Uarktknecht S. SR. 

Marktmeister S. 284. 

Harktschöffen S 225, 226. 

Maiä- und Gewichtsweaen (Aufsicht 
darüber zur Kompetenz von Hanse 
oder Hansgrafen gehörend) S. ^ 
30, 82, 71—73, 81, 88, 88, 89, 90, 
97, 

Menden S. 162. 

Minorat S. 202. 

St. Omer S. 122, 222 Note 94, 

Ottokar, König von Böhmen S. 17, 
282—284. 

Paris S. 202 Note 7, 271—276, Slfi, 

Pettau S. 94. 

Pferdehandel S. 32, 38, 52. 

Polizei S. 28, 36 — 39. 

Regensburg, Abhängigkeit vom Her- 
zog von Bayern S. H, Handel 
S. ^ 41 Note 71, Schöffensenat 
S. 8 Note 8, 310. 

Rumhherren S. 161, 121 Note 26. 


Salzhandel S. 83 — 35, 2L 

Scherenrecht S. 184. 

Schildträger S. 219, 220. 

Toumai S. 233. 234, 237 Note 12.^ 

Tuln S. ^ 83. 

Ungarn S. 33, 42. 

ünterkäufer S. 18, 20, 8^ 33, 44, 
58—65, 78, 75, 76, 80, 81, 22fi. 

Warenschau S. 36, 53, 164, 246, 249. 

Wegewesen (Instandhaltung von 
Land- und Wasserstraisen) S. 13, 
18, 125. 131, 132, 135, 136, 141, 
143, 144. 149. 224 Note 28. 

Wien, Autonomie S. 49, Flandrer da- 
selbst S. 282 Note 114, Niederlags- 
rechte S. 51, 52, Regensburger 
daselbst S. 282 Note 115, Stadt- 
hank S. 87, 88. 

Würzhnrg S. 22. 

Zollerhebung (durch Hanse oder Hans- 
grafen) S. 16, ;T, 85, 86. 


Druck von Tb. Hoünann in Den. 
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